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Beginn: 9:34 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne unsere Sit-
zung. Ich bitte Sie, sich von Ihren Plätzen zu erhe-
ben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Wir alle haben gestern das schreckliche Geschehen
in London verfolgt, wo vier unschuldige und arglo-
se Menschen Opfer eines Attentäters geworden
sind. Die Anzeichen sprechen dafür, dass der Täter
ein Anhänger des Islamismus war. Seine nieder-
trächtige Tat richtet sich nicht nur gegen unsere bri-
tischen Freunde, sondern gegen die Freiheit, gegen
die Menschlichkeit und das friedliche Zusammenle-
ben der Menschen in Europa und der Welt.

Wir trauern um die Ermordeten und sind in Gedan-
ken bei deren Angehörigen, denen unser tiefes Bei-
leid gilt. Wir fühlen mit den zahlreichen Verletzten
und wünschen ihnen, dass sie rasch genesen.

Unser ganzes Mitgefühl und unsere Solidarität gilt
unseren britischen Freunden und allen, die Freiheit
und Menschenwürde, unsere Grundwerte und den
Geist der Toleranz verteidigen gegen Hass und Un-
geist islamistischer Verbrecher.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, einen Au-
genblick innezuhalten im Gedenken an die Opfer
der Bluttat von London. - Sie haben sich erhoben.
Ich danke Ihnen.

Ich rufe auf:

Vereidigung der Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder des Landesverfassungsgerichts
Schleswig-Holstein

Meine Damen und Herren, die neu und wiederge-
wählten Mitglieder des Landesverfassungsgerichts
Schleswig-Holstein haben soeben vom Ministerprä-
sidenten ihre Ernennungsurkunden erhalten. Nach
§ 7 Absatz 2 des Landesverfassungsgerichtsge-
setzes haben sie in öffentlicher Sitzung des Land-
tags vor Amtsantritt den für Berufsrichterinnen und
Berufsrichter des Landes vorgesehenen Eid zu leis-
ten. Wir kommen daher jetzt zur Vereidigung. Ich
bitte die Anwesenden, sich von ihren Plätzen zu er-
heben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich werde Ihnen
die Eidesformel einmal vorsprechen, und Sie kön-
nen diese dann mit der Formel „ich schwöre es“

oder „ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe“ be-
stätigen. Dazu werde ich Sie einzeln zu mir nach
vorne bitten.

(Die Richterinnen und Richter sowie deren
Stellvertreter und Stellvertreterinnen des
Landesverfassungsgerichts werden nach fol-
gender Eidesformel vereidigt: Ich schwöre,
das Richteramt getreu dem Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland, der Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein und
dem Gesetz auszuüben, nach bestem Wissen
und Gewissen ohne Ansehen der Person zu
urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtig-
keit zu dienen, so wahr mir Gott helfe.)

- Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen ganz
herzlich. Ich wünsche Ihnen gute Arbeit zum Woh-
le unseres Landes Schleswig-Holstein und zum
Schutz unserer Verfassung. Herzlichen Dank und
viel Erfolg bei Ihrer Arbeit, Glück und Gottes Se-
gen! - Nehmen Sie bitte Platz.

(Beifall - Die Richterinnen und Richter des
Landesverfassungsgerichts sowie deren Stell-
vertreter nehmen Blumensträuße des Präsi-
denten und der Fraktionen des Landtages ent-
gegen)

Meine Damen und Herren, ich teile Ihnen mit: Der
Herr Abgeordnete Sven Krumbeck hat nach § 47
Absatz 2 unserer Geschäftsordnung mitgeteilt, dass
er an der Teilnahme der heutigen Sitzung des Land-
tags ab 16:30 Uhr verhindert ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Umsetzung der im Koalitionsvertrag festge-
schriebenen Maßnahmen durch die Landesre-
gierung

Antwort der Landesregierung auf die Große Anfra-
ge der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/5311

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht,
wie ich sehe. - Zunächst erteile ich zur Beantwor-
tung der Großen Anfrage dem Herrn Ministerpräsi-
denten Torsten Albig das Wort.

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! In ihrer Großen Anfrage fragt die Fraktion
der PIRATEN nach einer, ich zitiere: „Bestands-
aufnahme bis zur anstehenden Landtagswahl im
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Mai 2017 und der bisher geleisteten Arbeit der Re-
gierungskoalition.“

Ich habe mich sehr über diese Große Anfrage ge-
freut, gibt sie uns doch Gelegenheit, noch einmal
deutlich zu machen, welche Arbeit wir in den letz-
ten fünf Jahren geleistet haben, und klarzumachen,
dass wir das, was zentral über unserem Koalitions-
vertrag stand, dieses Land gerechter zu machen,
Schritt für Schritt eingehalten haben. Heute, fünf
Jahre später, können wir sagen: Ja, wir haben ge-
halten, was wir versprochen haben. Ja, es geht dem
Land 2017 deutlich besser als 2012.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Selbstverständlich ist dies in erster Linie den Men-
schen in unserem Land zu verdanken, die alle He-
rausforderungen nicht mit Herumschnacken, son-
dern mit Anpacken beantworten, die mutig auch so
große zusätzliche Aufgaben, wie den Umgang mit
den Menschen, die auf ihrem Flüchtlingsweg zu
uns gekommen sind, bewältigt haben. Die rot-grün-
blaue Regierung stand an der Seite dieser Men-
schen. Wir haben das Land wieder auf Kurs ge-
bracht. Und der Kurs, den wir eingeschlagen haben,
heißt Gerechtigkeit, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Er heißt Gerechtigkeit, weil wir ein Land vorgefun-
den haben, in dem dies infrage gestellt war. Lassen
Sie mich einige Beispiele dieser Bilanz deutlich
machen, einige Beispiele, an denen klar wird, dass
wir gehalten haben, was wir versprochen haben.
Wir haben im Koalitionsvertrag versprochen, dass
wir das Land wieder in eine politische Gestaltungs-
kraft führen wollen, dass wir den Haushalt des Lan-
des wieder so aufstellen werden, dass das Land tat-
kräftig an der Seite der Menschen stehen kann.

Wir stellen heute fest: Die Finanzen des Landes
sind solide wie nie zuvor. Im Jahr 2016 haben wir
in Schleswig-Holstein einen Haushaltsüberschuss
von 565 Millionen € erzielt, 385 Millionen € davon
haben wir in den Abbau der Altschulden gegeben,
180 Millionen € zusätzlich in die Sanierung der In-
frastruktur. Die Finanzministerin hat für das laufen-
de Jahr 2017 einen Haushalt vorgelegt, der erste
seit Jahrzehnten, der mit einem Überschuss endet.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Dies ist ein deutliches Signal, wie man mit Haus-
halt umgeht und wie man solide Politik macht.

Was uns aber besonders wichtig ist: Wir haben
nicht das fortgesetzt, was unsere Vorgängerregie-
rung vorgegeben hat, deren Marschroute es war, der
Staat müsse den Gürtel enger schnallen. Damit
meinte sie aber oftmals nicht die staatlichen Struk-
turen oder gar die Starken im Staat, nein, sondern in
der Regel diejenigen, die keine Lobby hatten, die,
die sich nicht wehren können und schwach sind:
Landesblindengeld, Kulturmittel, Förderung von
Minderheiten und Gelder für soziale Einrichtungen
wurden gestrichen. Die Bürgerinnen und Bürger ha-
ben verstanden: Geld ist für die da, die etwas ha-
ben; für die, die wenig haben, nicht. Diesen Kurs
haben wir in Richtung Gerechtigkeit geändert. Wir
haben das nicht nur versprochen, sondern wir haben
es auch gehalten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Deswegen haben wir die Streichung bei den däni-
schen Schulen zurückgenommen, weil man Schles-
wig-Holstein nicht in Minderheiten und Mehrheiten
spalten darf, weil wir nicht zwischen Die und Wir,
nicht zwischen Freund und Feind unterscheiden
sollen. Ich bin sehr froh, und das haben wir gestern
auch bei der Debatte über die Minderheiten erlebt,
dass es uns gelungen ist, das zutiefst zerrüttete Ver-
hältnis zu Dänemark wieder zu kitten und die
Freundschaft wieder entstehen zu lassen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Als komplett anderes Politikmodell halten wir auch
Kultur nicht nur für Gedöns, wie unsere Vorgän-
ger, für uns war und ist Kultur nie nur Streichmo-
dell. Unter der Führung der Kulturministerin haben
wir die Mittel seit 2013 um 23 % auf 33 Millio-
nen € erhöht, statt zu streichen. Wir investieren
zum Beispiel in Spielstätten in Schleswig, in Kiel
und in Lübeck. All das tun wir im Dialog mit der
Kulturszene und nicht von oben herab. Auch hier
heißt es: Wir haben gehalten, was wir versprochen
haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Diese Regierung steht in den gesamten fünf Jahren
für einen starken, für einen handlungsfähigen Staat,
für einen Staat, der an der Seite der Bürgerinnen
und Bürger steht. Ein Staat, der die Haushaltspolitik
dafür nutzt, um strukturell ausgeglichene Haushalte
zu erzielen, um damit auch in der gesamten Breite
von Staatlichkeit dafür zu sorgen, dass wir auf Au-
genhöhe miteinander Politik machen können, dass

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 144. Sitzung - Donnerstag, 23. März 2017 12103

(Ministerpräsident Torsten Albig)



die Angriffe und Eingriffe in die kommunalen
Haushalte endlich enden, dass wir uns nicht vor
Verfassungsgerichten treffen, sondern mit Kommu-
nen aushandeln, wie wir uns gegenseitig stärken
und stützen. Die Finanzen der Kommunen sind
deutlich verbessert, wir haben den 120-Millionen-
€-Eingriff der Vorgängerregierung beim kommuna-
len Finanzausgleich wettgemacht. Wir haben es
versprochen, und wir haben es gehalten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Volker Dornquast [CDU]: Was
habt ihr gemacht?)

Die Finanzausgleichsmasse im kommunalen Fi-
nanzausgleich hat sich von 1,14 Milliarden € im
Jahr 2012 auf rund 1,7 Milliarden € in diesem Jahr
erhöht. Die strukturellen Entlastungen der Kommu-
nen belaufen sich ab diesem Jahr auf rund 133 Mil-
lionen € gegenüber 2012.

Wir haben endlich den kommunalen Finanzaus-
gleich wieder vom Kopf auf die Füße gestellt, und
wir freuen uns sehr, dass das Landesverfassungsge-
richt diesen neuen kommunalen Finanzausgleich im
Grundsatz bestätigt hat, meine Damen und Herren,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Lachen CDU und FDP)

und nur kleine Korrekturen verlangt, die wir in der
nächsten Legislatur erbringen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Seien Sie froh, dass
die jetzt nicht mehr da sind!)

- Es fällt auf, dass Sie selten tiefer in die Urteile
hineinschauen, meine Damen und Herren von der
Opposition. Das ist ja nicht nur hier so.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Zuletzt haben wir die Kommunen mit dem Kom-
munalpaket III bei der Bewältigung ihrer großen
Herausforderungen, wie der Integration der Flücht-
linge, den Kitas oder den Krankenhäusern, unter-
stützt.

Ich kann also feststellen: Nach fünf Jahren rot-
grün-blauer Regierung haben Land und Kommunen
finanzielle und politische Gestaltungsmöglichkeiten
zurückgewonnen, so wie wir es im Koalitionsver-
trag versprochen haben, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das bedeutendste Infrastrukturprojekt der letzten
fünf Jahre war ohne Zweifel die Energiewende.
Wer kann vergessen, wieviel Angst in Deutschland

in den 80er- und 90er-Jahren vor einem Atom-GAU
herrschte? Wir hatten Atomkraftwerke in Brunsbüt-
tel, in Brokdorf und in Krümmel. Nach Fukushima
im Jahr 2011 gab es dann den Atomausstieg auch
bei uns. Andere Länder in Europa und darüber hin-
aus haben Deutschland für hysterisch, ja, für volks-
wirtschaftlich wahnsinnig erklärt. Wir belegen in
Schleswig-Holstein, dass die Energiewende funk-
tioniert,

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So ist
das!)

dass wir auf einem guten Weg sind, um zu zeigen,
dass das, was Atomkraftwerke geleistet haben, mit
Windmühlen beziehungsweise mit erneuerbarer
Energie in diesem Land erreicht werden kann, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren. Wir machen
das vor in Deutschland.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Robert Habeck, der Energiewendeminister, und ich,
wir haben unzählige Gespräche, Diskussionsrunden
und Beratungen gehabt - mit Windanlagenbauern,
mit Menschen, die kritisch sind, mit Investoren, mit
Gemeinden, die Windenergie wollen, und mit Ge-
meinden, die sie ablehnen. Wir haben aus dem Ur-
teil des Oberverwaltungsgerichts in Schleswig die
entsprechenden Konsequenzen gezogen und die
Windplanung vom Kopf auf die Füße gestellt.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

Ja, wir sehen, dass wir, wenn wir opportunistisch
und jedem nach dem Mund redend durch die Welt
laufen würden, keine Veränderung in diesem Land
hinbekämen. Deswegen, Herr Abgeordneter, tun
wir genau das nicht. Wir tun das nicht, sondern wir
haben Haltung und einen klaren Kurs. Diese Hal-
tung und der klare Kurs führen dazu, dass wir mit
den Menschen zeigen, wie man Energiewende hin-
bekommt. Das, was Sie machen, führt nur zu tota-
lem Chaos, meine Damen und Herren.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es wird uns gelingen, die Windenergie auszubauen
und das Land zusammenzuhalten, wie wir es ver-
sprochen haben. Wir nehmen den Dialog mit den
Menschen sehr ernst, aber wir sagen eben auch
klar, was geht und was nicht geht.

Wir wollen den Beitrag der erneuerbaren Energien
zur Stromversorgung in Schleswig-Holstein von
rund 18 TWh im Jahre 2015 auf 37 TWh im Jahre
2025 ausbauen. Das ist genau der Betrag, den wir
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mit den drei Atomkraftwerken - mit all ihren Risi-
ken - erreicht haben. Der Ausbau der erneuerbaren
Energien kommt voran und bringt übrigens einen
massiven Zuwachs an Beschäftigung, nämlich al-
lein 15 % in dieser Branche. Wir haben im Jahre
2013 rund 16.000 Arbeitsplätze gehabt. Im Jahr
2015 waren es 18.400.

(Zuruf SPD: Hört, hört!)

Natürlich trifft uns die Nachricht vom Stellenabbau
bei Senvion schwer. Wir haben darüber miteinander
diskutiert. Nichtsdestotrotz ist die Energiewende
ein Jobmotor für unser Land, auch und gerade weil
rund 2,6 Milliarden € an Erträgen aus dem EEG
nach Schleswig-Holstein geflossen sind, die hier
dazu beitragen, dass sich dieses Land positiv ent-
wickelt und aufbauen kann. Das ist Wertschöpfung
in Schleswig-Holstein, und wir stehen dafür, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben gemeinsam Baurecht für 283 Leitungs-
kilometer geschaffen. Das ist gut die Hälfte dessen,
was in den nächsten Jahrzehnten voraussichtlich an
Hochspannungsleitungen in Schleswig-Holstein
neu gebaut werden muss. Damit sind wir im Bun-
desvergleich weit vorne. 283 Leitungskilometer
Baurecht bedeuten ein Investitionsvolumen von
1,2 Milliarden €.

Bemerkenswert ist im Übrigen, dass sich die Ge-
samtzahl der Windkraftanlagen trotz der 1.400 neu-
en Genehmigungen gar nicht stark erhöht hat. 2009
hatten wir 2.600 Windkraftanlagen in Betrieb; 2016
waren es 2.900, also nur 300 Anlagen mehr. Das
zeigt, Repowering funktioniert auch in Schleswig-
Holstein.

Wir wissen, vor uns liegt noch eine lange Strecke,
viel Werben und viel Erklären. Aber wir werden
diesen klaren Kurs in der Energiewende weiterge-
hen - und zwar mit den Menschen in diesem Land,
so wie wir es im Koalitionsvertrag versprochen ha-
ben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ja, wir haben im Koalitionsvertrag versprochen,
dass wir in dieses Land investieren, dass wir es
wieder aufbauen und stärken. Deswegen haben wir
uns darauf konzentriert, die Infrastruktur des
Landes konkret und deutlich zu verbessern. Dazu
gehört für uns zuallererst, Geld in Bildung, in
Hochschulen, aber auch in den Naturschutz zu
stecken. Das sind Investitionen in die Zukunft unse-

res Landes, auch wenn sie nicht unter die Investiti-
onsquote fallen. Wir glauben, dass das die richtigen
Investitionen in unser Land Schleswig-Holstein
sind, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es reicht nicht aus, nur in Asphalt, Beton, Stahl
oder Glas zu investieren. Nein, wir investieren auch
und vor allem in Köpfe.

Wir sind die erste Regierung, die in Bezug auf die
Tiefbauinfrastruktur und die Hochbauinfra-
struktur unseres Landes einen klaren Status erho-
ben hat und diesen Status zum Anlass nimmt, bis
2030 die gesamte Infrastruktur des Landes einmal
komplett durchsaniert zu haben. Es ist ein Milliar-
denprojekt, das wir in den nächsten Legislaturperi-
oden stemmen werden, natürlich auch, weil die
Steuereinnahmen gut sind und weil die Haushalte
funktionieren, aber eben auch, weil wir Schwer-
punkte setzen und nicht wanken, sondern diesen
Weg Jahr für Jahr Schritt für Schritt weitergehen.

Mit dem Nachtrag für 2017 geben wir noch einmal
180 Millionen € in die Sanierung der Infrastruktur.
Damit stehen bis zum Jahr 2022 gut 742 Millio-
nen € zusätzlich zur Verfügung. So macht man Sa-
nierung von Infrastruktur. Man redet nicht nur dar-
über, sondern man packt an, und man leistet es,
meine Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Der Verkehrsminister setzt sich energisch dafür ein,
dass die Sanierung von Straßen, Brücken, Kanä-
len und Schleusen vorankommt. Die Bürger sehen,
dass sich in unserem Land etwas verändert. Wir ste-
hen im Augenblick an Reparaturbaustellen, die wir
auf den Weg gebracht haben und über die Sie von
der Opposition immer nur geredet haben. Das erste
ausgebaute Teilstück der A 7 wurde schon vor
Weihnachten freigegeben.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Dagegen habt ihr als
SPD damals gekämpft!)

- Ja, aber jetzt machen wir es, Herr Kollege.

(Lachen CDU)

Es ist schade für Sie, dass Sie nicht regieren. Ich
weiß, dass Sie es bedauern. Aber wir regieren. Wir
schaffen die A 7 der Zukunft. Die größte deutsche
Autobahnbaustelle gibt es in Schleswig-Holstein -
und es funktioniert, meine sehr geehrten Damen
und Herren.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Gemeinsam haben wir es beim Bund hinbekom-
men, dass der Nord-Ostsee-Kanal beziehungsweise
die Schleusen saniert werden. Dies geschieht dank
des Einsatzes des Wirtschaftsministers, aber auch
vieler anderer. Hier reden wir über dreistellige Mil-
lionenbeträge. Die Planungen für den Ersatz der
Rader Hochbrücke laufen.

Ferner haben wir in der Zeit von 2012 bis 2016
340 km Landesstraße wieder auf Vordermann ge-
bracht. Das ist nicht nur eine ganze Menge, sondern
vor allem viel mehr als die Vorgängerregierung ge-
leistet hat. Diejenigen, die jetzt darüber meckern,
dass das nicht reicht, haben selber nie etwas gelie-
fert, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ein weiteres großes Investitionsprojekt ist die Sa-
nierung des UKSH. Das UKSH und seine privaten
Partner investieren über 520 Millionen €. Wir ste-
hen zum UKSH. Wir stehen zu den sicheren Jobs
für die Bediensteten, zur exzellenten Medizin für
unsere Bürgerinnen und Bürger und zur Spitzenfor-
schung in Schleswig-Holstein. Es ist eine der größ-
ten universitären Baustellen in Deutschland und
darüber hinaus. Wir investieren in die Köpfe. Wir
investieren in unser Krankenhaus.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Ja, wir sind auch das Land, Herr Kollege, das am
erfolgreichsten in Deutschland die Breitbandstra-
tegie umsetzt. 25 % unserer Haushalte haben die
Möglichkeit, sich an Glasfaser anschließen zu las-
sen.

(Zuruf: Aber nur in den Städten!)

Man mag es ja irgendwie bedauern, dass das in un-
sere Zeit fällt. Aber damit sind wir auf Platz 1 in
Deutschland. Da gehören wir auch hin, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Bis 2020 werden es 50 % sein, bis 2025 90 %. So
sieht ein klarer Weg aus. Wir sind sehr froh, dass
wir das einzige Land sind, das eine klare Digitale
Agenda vorweisen kann und das auf diese Digitali-
sierungsstrategie aufbaut. Anders als unsere Vor-
gänger sehen wir: Digitale Wirtschaft ist für unser
Land von Bedeutung. 14.000 Unternehmungen ver-
dienen damit ihr Geld. Mit unserer Digitalen Agen-
da kümmern wir uns um diese Unternehmen und

ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die di-
gitalen Zukunftsthemen von Industrie 4.0 bis zum
Lernen in der digitalen Welt, sie haben bei uns
einen Partner gefunden, der vorher sehr intensiv
vermisst wurde.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Deswegen ist es auch kein Wunder, dass die Wirt-
schaft in Schleswig-Holstein nach fünf Jahren rot-
grün-blauer Regierung so stark dasteht wie selten
zuvor. Es geht der Wirtschaft gut. Die Auftragsbü-
cher sind voll. Die Arbeitslosenquote ist so niedrig
wie seit 20, 25 Jahren nicht mehr. Gute Auszubil-
dende werden mit Kusshand genommen. Die Wirt-
schaft sucht händeringend Fachkräfte. Auch des-
halb haben wir 2012 die Fachkräfteinitiative „Zu-
kunft im Norden“ ins Leben gerufen. Gemeinsam
mit 23 Partnern bewegen wir rund 140 Einzelpro-
jekte. Der DGB Nord ist dabei, Einzelgewerkschaf-
ten, Industrie- und Handelskammern, Handwerks-
kammern, kommunale Landesverbände und die
Bundesagentur für Arbeit. Für diese Leistung ist al-
len Dank zu sagen.

Dank zu sagen ist auch denen, die geholfen haben,
dass es im Tourismus in Schleswig-Holstein seit
2012 endlich wieder vorangeht. Die Zahl der Über-
nachtungen ist um 15 % auf 28,2 Millionen gestie-
gen - ein Erfolg, der zeigt, dass wir das Ziel von
30 Millionen Übernachtungen bald erreichen wer-
den.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Meine Damen und Herren, wir kämpfen auch um
die Industrie in unserem Land. Wir kämpfen an ih-
rer Seite, wir kämpfen an der Seite industrieller Un-
ternehmen. Wir wissen, dass wir 5.100 Industriebe-
triebe mit 140.000 Jobs in Schleswig-Holstein ha-
ben. Wenn wir rechtzeitig an der Seite stehen kön-
nen, wenn man uns mit an die Seite holt, können
wir helfen. Das haben wir in Flensburg gezeigt. Das
können wir in Kiel zeigen.

Wir hätten uns gefreut, wenn wir auch in Husum
die Gelegenheit bekommen hätten, rechtzeitig mit-
zuhelfen - mit den Betriebsräten -, dem Unterneh-
men eine bessere Zukunft zu weisen. Jetzt müssen
wir hinterherlaufen und sehen, was wir tun können.
Das liegt aber nicht an uns, das liegt an dem Unter-
nehmen. Wo wir rechtzeitig gerufen werden, sind
wir immer an der Seite der Unternehmen in unse-
rem Land, weil wir auf Industrie in diesem Land
setzen, und die Industrie hat in der rot-grün-blauen
Regierung einen verlässlichen Partner gefunden.

12106 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 144. Sitzung - Donnerstag, 23. März 2017

(Ministerpräsident Torsten Albig)



(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wenn wir weiter in den Koalitionsvertrag schauen -
und das steht zentral über dem Koalitionsvertrag -:
Die letzten fünf Jahre sind fünf gute Jahre für die
Bildung in Schleswig-Holstein gewesen. Wir sind
gekommen und haben gesagt: Wir wollen endlich
Schulfrieden in das Land bringen. Wir können fest-
stellen: Wir haben Schulfrieden in dieses Land ge-
bracht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

376.000 Kinder gehen in unserem Land in die
Schule. Es gibt keinen Lebensbereich, wo Landes-
politik so nah dran ist am Leben von Jungen und
Mädchen, Müttern, Vätern, Großeltern und natür-
lich Lehrerinnen und Lehrern. Die Familien merken
sofort, ob es besser oder schlechter in unseren
Schulen wird. Die letzten fünf Jahre waren gute
Jahre für die Bildung in Schleswig-Holstein. Wir
haben viel angepackt, und wir haben viel miteinan-
der geleistet. Wir werden uns in den nächsten Jah-
ren darauf konzentrieren, die Unterrichtsqualität
und die Unterrichtsversorgung weiter auszubauen,
aber ganz bestimmt nicht wieder eine ewig gestrige
Strukturdebatte über Schule anzetteln. Das wird
es mit uns in diesem Land nicht geben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir brauchen Ruhe an den Schulen, damit die Kin-
der lernen können, damit sich die Lehrerinnen und
Lehrer aufs Unterrichten konzentrieren können und
damit die Eltern nicht ständig verunsichert werden.
Wer das System alle paar Jahre von links nach
rechts und von rechts nach links dreht, der treibt al-
le nur in den Wahnsinn, verbessert aber nichts an
der Bildung in unserem Land. Wir haben uns darauf
konzentriert, Konstanz und Verlässlichkeit in das
System zu bringen.

Wir wissen, dass unsere Schulen gut sind, wir wis-
sen, dass unsere Lehrerinnen und Lehrer tolle Ar-
beit leisten, und wir freuen uns sehr, dass wir auch
schon die erste Rendite unserer Arbeit erleben: Die
Leistungen unserer Schülerinnen und Schüler kön-
nen sich sehen lassen. Bei Englisch und Deutsch
sind sie auf Augenhöhe mit Bayern, in allen Fä-
chern unter den Top 3 in den Leistungsvergleichen.
Das ist die Folge, wenn man mit ruhiger Hand Bil-
dungspolitik macht, wenn man alberne Debatten
über Gymnasien gegen Gemeinschaftsschulen sein
lässt und mit Augenmaß und Vernunft Schulpolitik
macht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ein Plädoyer dafür, das Wohl der Kinder an die ers-
te Stelle zu stellen, ein Plädoyer dafür, auch in den
nächsten Jahren Schule dort weiter zu verbessern,
wo es Kindern, Eltern und Lehrern im Alltag wirk-
lich hilft, anstatt irgendwelche merkwürdigen
Strukturdebatten zu führen.

2.000 Lehrerstellen mehr als von den Vorgängern
geplant,

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

weniger Unterrichtsausfall. Wir sind nah an den
100 % bei den Grundschulen, in den Oberstufen.
Die Zahl der Schulabgänger ohne Abschluss sinkt,
ist aber immer noch zu hoch. Zusätzlich 600 Schul-
assistenten an den Grundschulen. Weiter Inklusion
mit 67,2% - ein bundesweiter Spitzenwert. Es ist
uns gelungen, 11.600 Flüchtlingskinder an unseren
Schulen zu unterrichten. Eine große Leistung, hin-
ter der die Bildungsministerin steht!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Natürlich gehört zur Bildung auch der Bereich
frühkindlicher Bildung. Mit der Sozialministerin
an der Spitze ist es uns gelungen, auch durch Stär-
kung der kommunalen Familie, im Vergleich zu
2012 rund 10.000 zusätzliche Kita-Plätze zu schaf-
fen. Eine gewaltige Leistung. Wir haben das ver-
sprochen, wir haben das gehalten, liebe PIRATEN.
Wir freuen uns sehr darüber.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ja, wir haben auch versprochen - sowohl in den
Aussagen vor der letzten Wahl als auch im Koaliti-
onsvertrag -, dass wir die Familien direkt entlasten.
Wir sehen, dass die Elternbeiträge zu hoch sind.
Wir glauben, dass es richtig verortet ist, das Geld
auf die Tische in den Familien zu legen. Wir haben
in diesem Jahr mit 100 € begonnen, weil wir sicher
sind, dass eine direkte Entlastung bei den Elternbei-
trägen das wirksamste Mittel ist, Familien finanziell
mehr Luft zum Atmen zu geben. Ein Schritt, der
lange überfällig war. Die einen reden über Solidari-
tätszuschlag, wir entlasten bei den Krippenbeiträ-
gen. So macht man Gerechtigkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

In der öffentlich geförderten Kinderbetreuung ha-
ben wir 23 Millionen € investiert. Wir werden Jahr
für Jahr vorankommen. Wir werden nicht eher auf-
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hören, bis der Kindergartenbesuch für Familien in
ganz Schleswig-Holstein endlich kostenfrei ist. -
Versprochen, gehalten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Versprochen und gehalten haben wir auch im Be-
reich der Hochschulen. Zu Beginn meiner Amts-
zeit habe ich zugesagt, dass es mit meiner Regie-
rung keine Kürzungen bei der Wissenschaft geben
wird. Tatsächlich sind nie zuvor so viele Mittel wie
jetzt an unsere Hochschulen geflossen. Das Studi-
um ist gebührenfrei geblieben, und das bleibt auch
so.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Zwischen 2012 und 2017 sind die Zuschüsse des
Landes von 576 Millionen auf 677 Millionen € ge-
stiegen, ein Plus von 17 %. Hinzu kommen weitere
Mittel, zum Beispiel aus dem Sondervermögen
Hochschulsanierung. Natürlich sind wir auch bei
der dritten Exzellenzrunde dabei. 11 Millionen €
haben wir für die Vorbereitung zur Verfügung ge-
stellt. Schleswig-Holstein geht mit vier Anträgen
ins Rennen. Wir stehen zu unseren Hochschulen,
und das bleibt auch so.

In der Summe stellen wir fest: Eine halbe Milliarde
Euro mehr für Bildung, als wir 2012 vorgefunden
haben. Bessere Schulabsolventen, bessere Auszu-
bildende, bessere Studierende. - Versprochen, ge-
halten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ja, es gab auch einen Bereich - ich habe das ange-
sprochen -, zu dem wir uns im Koalitionsvertrag
nicht geäußert haben, weil wir es nicht vorhersehen
konnten: Wie gehen wir mit der großen Katastrophe
um, die über die Menschen gekommen ist, die aus
ihren Ländern fliehen mussten, weil sie zerschossen
und in Schutt und Asche gelegt wurden? 35.000 al-
lein 2015, denen wir geholfen haben, wo wir es mit
der Zivilgesellschaft geschafft haben, sie men-
schenwürdig unterzubringen, im Miteinander mit
den Kommunen, im Miteinander mit den Bürgerin-
nen und Bürgern. Unser Land hat Großes geleistet,
und diese Regierung hat dem Land dabei Richtung
und Kurs gegeben. Wir haben Integration gestal-
tet, und vieles ist uns gelungen.

Wir sind ein Land, in dem keine Flüchtlingsheime
gebrannt haben. Wir sind ein Land, in dem sich
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus allen
Parteien an die Seite der Flüchtlinge gestellt, ge-

worben und deutlich gemacht haben, dass Flücht-
linge kein Sicherheitsrisiko sind.

Auf der anderen Seite sehen wir, dass Menschen in
Sorge und Not sind und reagieren mit der besseren
Ausstattung und Versorgung der Polizei, der besse-
ren Vergütung der Polizei. Wir tun beides, Ängste
ernst nehmen, wo sie kommen, aber auch erklären,
woher sie kommen, wer einbricht, dass das keine
Flüchtlinge, sondern Verbrecher sind. Flüchtlinge
sind keine Verbrecher, sondern sie fliehen vor Ver-
brechern. Beides zu können, nicht nur herumzure-
den, die Polizei müsse stärker sein, es selber aber
nie zu tun - bei uns werden Sie in den nächsten Jah-
ren 500 zusätzliche Polizistinnen und Polizisten fin-
den, weil wir sie jetzt ausbilden und voranbringen -,
und sich für eine humane Gesellschaft einzusetzen,
dafür steht der Innenminister, der sowohl für die
Polizei als auch für Flüchtlinge eine in Deutschland
vorbildliche Politik macht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wenn ich die Anfrage der PIRATEN zusammen-
fassend beantworten kann, darf ich berichten: Ja,
wir haben den Koalitionsvertrag umgesetzt. Rot-
Grün-Blau hat geliefert. Was wir den Bürgerinnen
und Bürgern 2012 versprochen haben, haben wir
gehalten. Der Koalitionsvertrag ist abgearbeitet. Ich
freue mich auf den nächsten, mit dem wir in den
nächsten fünf Jahren rot-grün-blaue Regierung fort-
setzen werden. Wir haben noch eine Menge zu tun,
und wir werden wieder halten, was wir versprochen
haben. - Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Begrüßen
Sie gemeinsam mit mir auf der Besuchertribüne des
Schleswig-Holsteinischen Landtages Schülerinnen
und Schüler des Wolfgang-Borchert-Gymnasiums
aus Halstenbek und der Beruflichen Schulen des
Kreises Ostholstein in Oldenburg. - Herzlich will-
kommen im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Minis-
terpräsident hat für die Landesregierung die verein-
barte Redezeit von 10 Minuten um 16 Minuten
überzogen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Er hat doch gar
nichts gesagt!)
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Somit steht jetzt allen Fraktionen eine Redezeit von
26 Minuten zur Verfügung.

(Martin Habersaat [SPD]: Das hat aber ge-
klappt!)

Wir sollten in der nächsten Legislaturperiode viel-
leicht vereinbaren, das schon vorher im Ältestenrat
so zu besprechen.

Das Wort hat jetzt für die Fraktion der PIRATEN
deren Fraktionsvorsitzender, der Abgeordnete
Dr. Patrick Breyer.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: 26 Minuten! - Un-
ruhe)

Wenn wir uns jetzt bitte darauf verständigen könn-
ten, dass das Wort der Herr Abgeordnete Breyer
hat, wäre das gut.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Ministerpräsident, immerhin haben
Sie uns eine lange Redezeit beschert. Das ist schon
einmal hier ein Erfolg Ihrer Rede.

(Martin Habersaat [SPD]: Noch einer!)

Wir bedanken uns nichtsdestotrotz für die Beant-
wortung unserer Anfrage und möchten noch einmal
den Hintergrund erläutern.

(Zurufe)

Mit unserer Großen Anfrage zur Umsetzung der
Koalitionsvereinbarungen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW durch diese Landesre-
gierung wollten wir für die letzte Tagung dieses
Landtages in dieser Legislaturperiode etwas errei-
chen, was es vorher in diesem Haus in dieser ge-
ballten Form noch nicht gegeben hat, nämlich, das
Regierungshandeln der letzten fünf Jahre an den da-
mals vereinbarten eigenen Zielen Ihrer Koalition zu
messen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Das wollen wir, Herr Ministerpräsident, schon sehr
konkret. Wir wollen nicht diese Aussprache zu ei-
ner Generaldebatte machen, sondern uns sehr genau
Ihre Koalitionsvereinbarung von 2012 ansehen. Wir
als PIRATEN halten einen solchen Rechenschafts-
bericht für wichtig und richtig, soll er doch Auf-
schluss darüber geben, ob die vielen Versprechen
auch wirklich eingehalten worden sind.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ganz tolle Strate-
gie! - Heiterkeit - Beifall SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

- Herr Kollege Garg, es kommt darauf an, was man
daraus macht.

(Heiterkeit SPD)

Man kann generaldebattieren, man kann aber auch
einfach sagen: Lassen Sie uns einmal ansehen, was
Sie selbst versprochen haben und was daraus ge-
worden ist.

Es ist nicht, wie der SPD-Mann Franz Müntefering
einmal sagte, unfair, Politiker an ihren Versprechen
zu messen, sondern vielmehr hängt die Glaubwür-
digkeit der Politik davon ab, dass sie ihre Verspre-
chen ernst nimmt und zu ihnen steht.

(Beifall Uli König [PIRATEN] und Bernd
Heinemann [SPD] - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Was habe ich ihm getan? - Heiterkeit)

Wir PIRATEN haben uns 2012 den Koalitionsver-
trag sehr genau angeschaut, ihn analysiert, ihn an
unserem Wahlprogramm gemessen und ihn mehr-
heitlich für gut befunden.

(Zuruf CDU)

Die Koalition hatte tatsächlich einen guten Start
und hat in der Folgezeit größere Teile ihrer Ziele
umgesetzt, vor allem natürlich bei ihren Lieblings-
und Wohlfühlthemen, wie zum Beispiel bei den
Schulen oder beim Mindestlohn.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schulen sind Wohlfühlthemen? - Un-
ruhe)

Die gehaltenen Versprechen - ja, die Lieblings- und
Wohlfühlthemen - zu präsentieren, überlasse ich
gern dem Ministerpräsidenten und den nachfolgen-
den Rednern, die das sicherlich weidlich tun wer-
den, und möchte lieber meine Redezeit, meine
knappe Redezeit nutzen.

(Heiterkeit FDP - Beifall Uli König [PIRA-
TEN] - Zuruf Stefan Bolln [SPD])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, Sie müssen keine Sorge haben.
Ihnen steht die gleiche Redezeit zu wie dem Minis-
terpräsidenten. Sie können sie nutzen.

(Christopher Vogt [FDP]: Nun sag ihm das
doch nicht noch, Mensch!)

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Ich möchte sie aber nicht zur Selbstbeweihräuche-
rung nutzen, Herr Präsident, sondern lieber dazu,
um auf die unbequemen Themen einzugehen, bei
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denen Sie auch vielfach den Kopf in den Sand ge-
steckt und Versprechen verschleppt, verwässert
oder überhaupt nicht umgesetzt haben. Da gilt, ge-
messen an Ihren eigenen Ankündigungen im Koali-
tionsvertrag vielfach: Versprochen, gebrochen.

(Zuruf CDU: Jo!)

Jetzt komme ich zu dem Top-Thema dieses Landta-
ges laut Meinungsumfrage, nämlich zum Thema
Integration. Versprochen war im Koalitionsver-
trag, eine Initiative für die Einführung eines Aus-
länderwahlrechts zu ergreifen, um Menschen, die
lange bei uns leben, endlich auch das Recht der de-
mokratischen Mitwirkung zu geben. Der Landtag
hat das noch einmal bekräftigt. Die Landesregie-
rung hat nichts getan in dieser Richtung.

Versprochen war im Koalitionsvertrag ein Modell-
projekt zur anonymisierten Bewerbung, um auch
Menschen mit Migrationshintergrund eine bessere
Möglichkeit zu geben, sich frei von Diskriminie-
rung - auch unterbewusster Diskriminierung, zum
Beispiel wegen ihres Namens - im Landesdienst be-
werben zu können. Ein solches Modellprojekt hat
es nie gegeben.

Sie haben im Koalitionsvertrag eine Initiative zur
Abschaffung der Abschiebehaft versprochen. Statt-
dessen stimmen Sie auf Bundesebene ihrer Auswei-
tung zu. So viel zum Thema Umsetzung des Koali-
tionsvertrages im Bereich Integration.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Thema Transparenz und Mitbestimmung. Sie haben
im Koalitionsvertrag - was uns auch wichtig war -
versprochen, ein Konzept zum Schutz von Hin-
weisgebern - Whistleblowern - vorzulegen. Das ist
auch bitter nötig, weil bis heute Hinweisgeber in
unserem Land oft mehr Nachteile zu befürchten ha-
ben als die Täter, die sie anzeigen wollen. Was sagt
die Landesregierung zu dieser Vereinbarung im
Koalitionsvertrag? - Man sehe keinen Regelungsbe-
darf.

Haben Sie eigentlich das Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes gelesen, Herr Albig? Er hat
genau analysiert, inwieweit Whistleblower im öf-
fentlichen Dienst bis heute nicht geschützt sind,
Nachteile befürchten müssen und welcher große
Handlungsbedarf besteht.

Wenn Sie so etwas im Koalitionsvertrag vereinba-
ren und versprechen, dann erwarte ich, dass es um-
gesetzt wird und nicht - wie im Dezember gesche-
hen -, dass man vergessen hat, dass es diese Verein-
barung im Koalitionsvertrag noch gibt.

(Zuruf SSW: Ja!)

Im Koalitionsvertrag war eine betragsgenaue Ver-
öffentlichung der Nebeneinkünfte von Abgeord-
neten versprochen. Wir haben es gestern erst disku-
tiert. Versprochen, gebrochen. Sie haben nichts in
dieser Richtung getan. Sie sind weit hinter Ihrer
Ankündigung und selbst hinter dem Modell Bun-
destag zurückgeblieben.

Es hat keinen verstärkten Einsatz von freier und
quelloffener Software in den landeseigenen Betrie-
ben und Behörden gegeben. So viel zum Thema di-
gitale Revolution, Herr Ministerpräsident. Sie ha-
ben das Thema in den vergangenen fünf Jahren fast
völlig verschlafen und verlieren sich gegen Ende
Ihrer Regierungszeit in Allgemeinplätzen einer Be-
ta-Agenda, die bezeichnenderweise tatsächlich oh-
ne Internetbeteiligung erarbeitet wurde, und die
auch mit keinem Cent Haushaltsmitteln hinterlegt
ist. Das ist nicht der richtige Weg zur Gestaltung
der digitalen Revolution.

Einen versprochenen „Tag der Bürgerbeteiligung“
in Schleswig-Holstein hat es in dieser Form leider
an keinem Tag gegeben.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jeder Tag! - Burkhard Peters [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Jeder Tag! - Dr. An-
dreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Jeder Tag!)

Was das Thema Mitbestimmung angeht, Herr
Ministerpräsident, Sie haben das Thema Wind-
energieplanung angesprochen. Bei der aktuellen
Planung erlauben Sie weniger Mitbestimmung als
noch 2012 bei der Aufstellung der letzten Pläne,
denn der Gemeindewille und der Bürgerwille ist Ih-
nen bei dieser Planung rein gar nichts mehr wert. Er
wird nicht berücksichtigt. Er fließt nicht in die Ab-
wägung ein. Sie versuchen nicht einmal, die gesetz-
lichen Grundlagen zu ändern, um Möglichkeiten
der Berücksichtigung wieder einzuführen - wie sie
eine ganze Reihe von Juristen durchaus sehen und
wieder einführen. Ich sage Ihnen: Mit dieser Politik
ernten Sie Proteststürme und gefährden das kom-
plette Projekt der Energiewende in unserem Land.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Ministerin Kristin Alheit führt
ein Gespräch mit Anke Erdmann [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, bitte entschuldigen Sie. - Not-
wendige Gespräche mit Regierungsmitgliedern
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würde ich bitten, außerhalb des Saales zu führen.
Das Gespräch ist so intensiv, dass ich eingreifen
muss.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen wir! Klären wir später! - Zu-
ruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Danke schön. - Sie haben versprochen, dass Sie
Schleswig-Holstein zu einem Vorbild für aktive In-
formationsfreiheit machen wollen. Und was soll
tatsächlich morgen beschlossen werden? - Sie wol-
len das Bürgerrecht auf Informationszugang zer-
trümmern und verkürzen. Sie wollen weniger
Transparenz in diesem Land, keinen Einblick mehr
in die eigene Steuerakte, keinen Einblick in abge-
schlossene Gerichtsverfahren, keinen Einblick in
Rechtsgutachten des Wissenschaftlichen Dienstes.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Herr Kollege Peters, in der mündlichen Anhörung
haben die Sachverständigen selbst teilweise gefor-
dert, lieber diesen Gesetzentwurf komplett zurück-
zuziehen, als ihn so zu beschließen. Es geht nicht,
mit den eigenen Versprechensankündigungen so
umzugehen. Ich weiß nicht, ob Sie es nicht können
oder ob Sie es nicht wollen, Ihre eigenen Vereinba-
rungen umzusetzen. Wir haben uns darauf verlassen
und sind in diesen Punkten enttäuscht. Das muss
ich ganz ehrlich sagen.

(Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh!)

Ich hätte nicht gedacht, dass es Ihnen so wenig
Wert ist, was Sie selbst vereinbart und versprochen
haben.

Sie haben versprochen, die geringe erlaubte Menge
weicher Drogen zum Eigenverbrauch in Schles-
wig-Holstein anzuheben. Wenn wir das hier im
Landtag beantragen, stimmen Sie tatsächlich uniso-
no dagegen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Wie soll der Bürger das verstehen, wie soll er das
noch für verlässlich halten, was Sie versprechen?

Thema Bürgerrechte: Im Koalitionsvertrag wurde
beschlossen, die Videoüberwachung von Ver-
sammlungen einzuschränken. Tatsächlich aber ha-
ben Sie die Überblicksaufnahmen von friedlichen
Versammlungen überhaupt erst möglich gemacht
und ausgeweitet, die im Bundesversammlungsge-
setz nicht vorgesehen waren, Herr Kollege Peters,
Sie wissen es.

(Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Extrem eingeschränkt!)

- Sie sind nicht erlaubt im bisherigen Versamm-
lungsrecht, um gar nicht von Ihrer regelrechten Ka-
meramanie in anderen Bereichen zu sprechen. Ich
nenne nur Polizeifahrzeuge mit Überwachungska-
meras, demnächst Polizeibeamte mit Überwa-
chungskameras, den Body-Cams. In Nahverkehrs-
zügen haben Sie Betreiber gezwungen, Überwa-
chung einzuführen, die sie gar nicht haben wollten.
Selbst in Psychiatrien und entsprechenden Anstal-
ten kann jetzt videoüberwacht werden. Das ist die
Bilanz Ihrer Regierungspolitik.

Die Unternehmenssubventionen sind mitnichten -
anders als im Koalitionsvertrag festgelegt - gestri-
chen und vollständig abgeschafft worden. Tatsäch-
lich haben sie vielmehr sogar zugenommen auf in-
zwischen über 30 Millionen € per annum. Dem
NDR sagte gar der Hotelier Herr Haltermann zu
diesem Punkt im Koalitionsvertrag, es sei 2012
hilfreich gewesen, den einen oder anderen an der
richtigen Stelle zu kennen, um die Subventionen für
sein Projekt dennoch erhalten zu können. Die zu-
ständigen Minister oder Staatssekretäre seien ihm
dabei tolle Partner gewesen. - Herzlichen Glück-
wunsch, Herr Minister Meyer, dass Sie es geschafft
haben, den Koalitionsvertrag in einem zentralen
Punkt und Versprechen auszuhebeln und das Ge-
genteil zu tun.

Versprochen war, das Beratungsangebot der Ver-
braucherzentralen zu erhalten und zu optimieren.
Tatsächlich ist es aber so, dass die Beratungsstellen
der Verbraucherzentralen ihre Öffnungszeiten
einschränken mussten. Das heißt, die Beratungszei-
ten waren noch nie so kurz wie heute. Nur durch
unseren ständigen Druck und jedes Jahr neue An-
träge konnten wir Schlimmeres verhindern und im-
merhin eine Mittelerhöhung erreichen, die aber im-
mer noch geringer ist als das, was die Verbraucher-
zentrale inflationsbereinigt, wenn man es hochrech-
net, Frau Kollegin Herdejürgen, eigentlich im Ver-
gleich zu früheren Jahren bekommen müsste, um
überhaupt nur ihre Kostensteigerungen aufzufan-
gen.

Versprochen war ein Tierschutzplan für Schleswig-
Holstein - Fehlanzeige! Es hat ihn nicht gegeben.
Erst auf unseren Druck soll jetzt wenigstens ein eh-
renamtlicher Tierschutzbeauftragter eingerichtet
werden. Wir bleiben aber dabei: Wer Tierschutz
ernst meint, braucht einen hauptamtlichen Tier-
schutzbeauftragten für Schleswig-Holstein.
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(Dr. Heiner Garg [FDP]: Können Sie sich ja
dann nach der Wahl dafür bewerben! - Wolf-
gang Kubicki [FDP]: Die armen Tiere!)

Zum Thema Finanzen, das Sie, Herr Ministerpräsi-
dent, angesprochen haben: Im Koalitionsvertrag
hatten Sie versprochen, eine Altschuldenregelung
für Länder und Kommunen zu treffen, das heißt ei-
ne schrittweise Tilgung und Abtragung des Schul-
denbergs. Was ist daraus geworden? - Fehlanzeige!
Das Ergebnis ist vielmehr: Der Schuldenberg des
Landes ist heute so erdrückend wie fast nie zuvor in
der Geschichte unseres Landes. Er ist so hoch, Herr
Ministerpräsident, wie es fast noch nie der Fall ge-
wesen ist.

(Zurufe)

Gerechtigkeit, davon haben Sie gesprochen, muss
doch auch Generationengerechtigkeit bedeuten. Die
ist bei einem so hohen Schuldenberg nicht gewähr-
leistet. Da können Sie so viel Geld ausgeben, wie
Sie wollen. Es bleibt dabei: Der Schuldenberg muss
von der nächsten Generation abgetragen und getilgt
werden. Das ist nicht gerecht.

Im Koalitionsvertrag wurde angestrebt, die Spiel-
banken zu verkaufen. Was hat sich getan? - Nichts.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Bis heute ist es Aufgabe dieses Landes, Spielban-
ken zu betreiben. Ich finde: Nein, ist es nicht, sollte
es nicht sein.

(Beifall Uli König [PIRATEN] und Hans-
Jörn Arp [CDU])

Warum sind die bis heute nicht verkauft worden?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie können sie ja
kaufen, dann haben Sie vielleicht mal was zu
tun! - Weitere Zurufe)

Jetzt komme ich zu dem großen Thema der SPD im
Wahlkampf: „Mehr Gerechtigkeit für alle“. Herr
Ministerpräsident, ich will doch dazu erst einmal
festhalten: Es war doch in den Jahren der rot-grü-
nen Schröder-Fischer-Koalition im Bund, als der
Grundstein dafür gelegt wurde, dass sich die Schere
zwischen Arm und Reich in Deutschland inzwi-
schen weiter öffnet als in jedem anderen europäi-
schen Land. Das ist Fakt heute.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist falsch! - Zu-
ruf Wolfgang Kubicki [FDP] - Zuruf Beate
Raudies [SPD] - Dr. Heiner Garg [FDP]:
Schlicht falsch! - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Damals wurden die Steuern für Spitzenverdiener
und für Unternehmen gesenkt, und der Weg für Bil-
liglohnjobs wurde freigemacht. Der Koalitionsver-
trag versprach 2012, man wolle die Leih- und Zeit-
arbeit begrenzen. Was machen Sie aber selbst,
Herr Ministerpräsident? - Es hat über 2.000 Einsät-
ze von Leih- und Zeitarbeitern alleine in Ihrer Lan-
desvertretung in Berlin gegeben.

(Uli König [PIRATEN]: Ach, Mensch!)

Ist das konsequent? - Ich finde, nein, von den Prak-
tikanten, auf die wir später am heutigen Tag noch
zu sprechen kommen, gar nicht zu reden. Der Koa-
litionsvertrag hat versprochen, Initiativen zur Erhö-
hung des Spitzensteuersatzes sowie zur Einfüh-
rung einer Vermögensteuer zu ergreifen, um diese
soziale Spaltung zu überwinden. Frau Finanzminis-
terin, auch hier gilt: Versprochen, gebrochen! Kei-
ne Initiative in diesem Sinne ist eingelöst worden.
Was ist das Ergebnis davon? - Eine soziale Spal-
tung, die sich unter Ihrer Regierung weiter vertieft
hat. Die Armutsgefährdungsquote in Schleswig-
Holstein ist auf einem Rekordstand

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

und war noch nie zuvor so hoch in unserem Land.
Die Kinderarmut befindet sich auf einem Rekord-
stand. Minderjährige Sozialleistungsempfänger - es
gab noch nie zuvor so viele in diesem Land. Frau
Kollegin, das können Sie gern in der Armutsstati-
stik nachlesen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wegen unserer Landesregierung?)

Da nehmen Sie mit dem Kita-Geld einfach Geld in
die Hand, verteilen es mit der Gießkanne, statt es
zielgerichtet dort zu investieren, wo es am drin-
gendsten benötigt wird.

(Beate Raudies [SPD]: Ja, bei den Eltern!
Gerade von Armut reden und dann über Kita-
Geld! - Verstanden?)

Auch beim Vorzeigethema Bildung zeigt sich, dass
die Bilanz, die Sie hier präsentieren, geschönt, um
nicht zu sagen gefälscht ist. Auf unsere Frage nach
der versprochenen paritätischen Mitbestimmung
an Hochschulen heißt es in der Antwort auf unsere
Große Anfrage, ein neues, paritätisch besetztes zen-
trales Hochschulorgan sei eingeführt worden. Die
Wahrheit ist aber, dass die Universität Kiel, die
Muthesius-Kunsthochschule und auch die Universi-
tät Flensburg gar keinen erweiterten Senat einge-
richtet haben,
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(Zuruf: Noch nicht!)

und dass für die Uni Lübeck nicht einmal mehr die
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen worden ist.
Wenn man bei einer so falschen Erfolgsbilanz da-
von spricht, es sei ein neues, paritätisch besetztes
zentrales Hochschulorgan eingesetzt worden, dann
kann ich nur sagen:

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Seien Sie froh, dass Bilanzfälschung bei Regie-
rungsbilanzen nicht strafbar ist, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Heiterkeit und Beifall PIRATEN - Zuruf
Martin Habersaat [SPD])

Ich muss ehrlich sagen: Ich hätte nicht gedacht,
dass Ihnen Ihre eigenen Versprechen und Vereinba-
rungen so wenig wert sind. Für die Zukunft kann es
eigentlich nur bedeuten, dass kein Verlass mehr auf
Ihre Versprechen und Ihre Vereinbarungen ist. Das
finde ich schade, weil es um Glaubwürdigkeit der
Politik an dieser Stelle geht.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Wenn man einen Koalitionsvertrag vereinbart, soll-
te man ihn auch umsetzen und einhalten und nicht
immer weiter verwässern, verschleppen oder ganz
ignorieren.

Deswegen komme ich zu dem Ergebnis, dass die
Bilanz der Koalition heute enttäuschend ist. Die
Koalition hat einen Aufbruch für dieses Land ver-
sprochen und zu Beginn auch angefangen umzuset-
zen. Aber wir haben dann im weiteren Verlauf
einen schwindenden Einfluss des Ministerpräsiden-
ten und eine steigenden Einfluss des SPD-Frakti-
onsvorsitzen Herrn Dr. Stegner beobachten müssen.

(Zuruf SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: So
ist es!)

Ihre Koalition ist unter diesem Einfluss zusehends
in alte Politikmuster zurückgefallen. So ist es, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, und das be-
dauern wir ausdrücklich.

Jenseits Ihrer Lieblingsthemen mussten wir Sie im-
mer wieder zum Jagen tragen, oder es herrschte
ganz Stillstand. Das ist die Vogel-Strauß-Politik in
diesem Land, die wir an dieser Stelle immer wieder
kritisiert haben. Am 7. Mai 2017 kann der Wähler
zum Glück diesen Vogel aufscheuchen und ihm
Beine machen. Er sollte allerdings aufpassen, dass
der Vogel dann nicht rückwärts rennt, sondern vor-
wärts,

(Beifall Uli König [PIRATEN] - Zuruf
Dr. Kai Dolgner [SPD])

und dass er in Richtung echte Mitbestimmung und
direkte Demokratie sowie echte Transparenz in der
Politik und Schutz der Bürgerrechte läuft. Wenn
das nach der Wahl gelingt, wird der Glücksindex
hier im Norden durch die Decke schießen, da bin
ich mir ganz sicher.

(Beifall PIRATEN - Dr. Heiner Garg [FDP]:
Deswegen wählen alle Wolfgang Kubicki!)

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Herr Oppo-
sitionsführer, der Fraktionsvorsitzende der CDU,
der Abgeordnete Daniel Günther.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Gerade war die
Abschiedsrede, jetzt kommt die Antrittsrede!
- Heiterkeit - Beifall FDP Dr. Kai Dolgner
[SPD]: War das eine Koalitionsaussage?)

Daniel Günther [CDU]:

Noch nicht zu früh klatschen! - Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor der
Landtagspräsident den Ältestenrat einberufen muss,
um darüber zu reden, dass wir uns zukünftig an die
vereinbarten Redezeiten halten, würde ich vorschla-
gen, dass wir erst einmal die Landtagswahl abwar-
ten. Denn eines sage ich zu: Als Ministerpräsident
werde ich mich natürlich an diese Redezeiten hal-
ten.

(Heiterkeit - Torge Schmidt [PIRATEN]:
Ganz sicher!)

Eines gilt auf jeden Fall: Ich werde hier im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag halb so lange reden
wie der Ministerpräsident, damit ich doppelt so viel
Zeit zum Regieren für Schleswig-Holstein habe.

(Beifall CDU und FDP)

Damit wäre viel gewonnen: Anpacken statt rum-
schnacken!

Wenn es einen Preis dafür gäbe, die dümmste anzu-
nehmende Initiative einer nicht an der Regierung
beteiligten Fraktion auszuzeichnen, hätten die PI-
RATEN, so glaube ich, gute Chancen, diesen Preis
zu gewinnen.

(Heiterkeit und Beifall CDU, SPD, FDP,
SSW und Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])
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Ich glaube, wenn SPD, Grüne oder SSW eine sol-
che Anfrage gestellt hätten, dann wüssten wir, was
wir dazu sagen: reiner Wahlkampf! Wie kann man
so etwas kurz vor der Wahl machen?

(Heiterkeit SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Aber dass man allen Ernstes als nicht an der Regie-
rung beteiligte Fraktion eine solche Große Anfrage
so kurz vor der Wahl stellt und damit der Regierung
eine Steilvorlage gibt, ihre Bilanz vorzulegen, so
viel Dämlichkeit habe ich mir in diesem Parlament
wirklich nicht vorstellen können.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Bei allem Verständnis, Herr Abgeordneter, für sol-
che Bewertungsmodelle glaube ich, dass das Wort
unangemessen ist.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Welches denn? -
Heiterkeit FDP und CDU)

Daniel Günther [CDU]:

Da haben Sie recht, Herr Präsident. Das bedaure ich
und nehme das Wort zurück.

Aber weil wir ja fair miteinander umgehen wollen:
Ich glaube, es gibt etwas - deswegen macht diese
Anfrage so wenig Sinn -, was man der Regierung
mit Sicherheit nicht vorwerfen kann, und das ist,
dass sie ihren Koalitionsvertrag nicht abgearbeitet
hat.

(Beifall SPD)

Die Menschen wussten, was auf sie zukommt. Aber
das Schlimmste ist, dass diese Koalition ihren ge-
samten Koalitionsvertrag umsetzen konnte. Das
ist das Problem in diesem Land.

(Beifall CDU - Demonstrativer Beifall SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im ersten Jahr wurde der Schein noch gewahrt. Es
wurden zahlreiche Dialoge geführt; aber egal, wel-
ches Ergebnis an deren Ende stand, umgesetzt wur-
de sowieso nur das, was vorher im Koalitionsver-
trag festgelegt worden war.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wir haben es beim Bildungsdialog erlebt. Sie stel-
len sich heute allen Ernstes hierhin und sprechen
vom Schulfrieden. Sie sagen jetzt, die nächste Re-

gierung dürfe an der Bildungspolitik nichts mehr
ändern.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir werden nichts ändern, habe ich
gesagt!)

Sie haben in den ersten zwei Jahren unser Bil-
dungssystem in einer Art und Weise durcheinan-
dergebracht, wie es das in Schleswig-Holstein noch
nie gegeben hat.

(Beifall CDU und FDP - Wortmeldung Anke
Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Günther, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage?

Daniel Günther [CDU]:

Ich lasse im Moment keine Zwischenfragen zu.

Präsident Klaus Schlie:

Okay.

Daniel Günther [CDU]:

Auch nicht von Anke Erdmann. Aber ich schiebe
das auf. Ich rede nachher noch einmal zum Thema
Kitas, liebe Anke Erdmann, und ich weiß, welche
Zwischenfrage dann kommt. Die werde ich nachher
zulassen.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich freue mich darauf!)

Sie haben den Weg in die Einheitsschule vorpro-
grammiert.

(Zurufe SPD: Oh!)

Sie haben die Gymnasien, mit vielen zusätzlichen
Oberstufen ausgehöhlt, und die Existenz der beruf-
lichen Schulen angegriffen,

(Widerspruch bei SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sie haben den Leistungsgedanken aus unseren
Schulen verbannt, Sie haben die Standards abge-
senkt, den Kampf gegen die Noten aufgenommen,
die Inklusion an die Wand gefahren. Und trotz aller
zusätzlichen Lehrerplanstellen, die Sie geschaffen
haben, sind Sie bei der Bekämpfung des Unter-
richtsausfalls gerade in den Mangelfächern in
Schleswig-Holstein nicht einen einzigen Schritt
vorangekommen.
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(Beifall CDU und FDP)

Auch beim Thema innere Sicherheit kann man Ih-
nen nicht vorwerfen, dass Sie nicht vorher ange-
kündigt haben, was Sie den Menschen zumuten.
Lesen Sie sich den Koalitionsvertrag durch. Dass
Sie Misstrauen gegenüber der Polizei hegen, liest
man dort in jedem Satz. Sie haben am Ende in Poli-
tik umgesetzt, was Sie unter Misstrauen gegen un-
sere Ordnungshüter verstehen, indem Sie die
„Misstrauensbeauftragte“ und die Kennzeichnungs-
pflicht eingeführt haben, indem Sie die Polizeista-
tionen mit einem Kahlschlag aus der Fläche heraus-
geführt haben.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Schlie ist das gewe-
sen!)

Sie haben die Wasserschutzpolizei in ihrer Hand-
lungsfähigkeit massiv eingeschränkt. Dass geplante
Stellenstreichungen am Ende nicht durchgeführt
wurden, lag doch nur an der Arbeit von Opposition
und Gewerkschaften. Nur deshalb haben Sie davon
abgelassen.

(Lebhafter Beifall CDU und FDP)

Sie loben sich für den liberalsten Strafvollzug, den
Sie durchgesetzt haben. Auf dem Rücken der Ju-
stizbeamten in Schleswig-Holstein haben Sie das
gemacht.

(Beifall CDU und FDP)

Die Sozialdemokraten reden in unserem Land im-
mer von ihrem Herzen für kleine Leute. Wenn Sie
Ihre Ideologie durchsetzen wollen, dann sind Ihnen
diese Leute schnurzegal. An die kleinen JVA-Be-
amten in unserem Land denkt kein Mensch von Ih-
nen, wenn Sie Ihre Ideologie durchsetzen. Das geht
so nicht weiter!

(Lebhafter Beifall CDU und FDP - Zurufe
SPD)

Ohnehin frage ich, wie es angehen kann, dass die
SPD allen Ernstes mit dem Slogan in den Wahl-
kampf geht: „Wir brauchen mehr Gerechtigkeit in
unserem Land“. Wer hat denn 30 Jahre am Stück in
Schleswig-Holstein regiert? Jetzt sprechen Sie da-
von, es müsse Gerechtigkeit her.

(Beifall CDU und FDP)

Wenn es um Zukunftschancen für junge Menschen
geht: Wer hat denn die höchste Abbrecherquote in
Schulen verursacht? - Das waren doch Sie. 10.000
Flüchtlingen wird im Moment die schulische Aus-
bildung verweigert. Das tut doch Ihre Regierung.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Von frühkindlicher Bildung haben Sie eben ge-
sprochen. Sie soll irgendwann einmal kostenfrei
sein. Die höchsten Elternbeiträge, die es jemals in
unserem Land gegeben hat, hinterlassen Sie der
nächsten Regierung.

(Lebhafter Beifall CDU und FDP - Zurufe
SPD)

Wenn man eine kluge Anfrage für diese Parla-
mentssitzung hätte stellen wollen, wäre es sinnvol-
ler gewesen, nicht den Koalitionsvertrag mit den
Handlungen abzugleichen, sondern das, was der
Ministerpräsident vorher alles angekündigt hat, mit
dem zu vergleichen, was er am Ende nicht umge-
setzt hat.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Warum haben Sie
es nicht gemacht?)

Er wollte 50 % der Bürokratiekosten in Schleswig-
Holstein abbauen. Das Doppelte an Bürokratie hat
er in dieser Regierungszeit draufgelegt.

(Beifall CDU und FDP)

Er wollte die gesamten energieintensiven Unterneh-
men aus dem Süden in den Norden holen. Das
klang ja auch ganz klug: Wir produzieren hier den
Strom; dann können die Unternehmen doch hier
herkommen. - Nicht ein einziges Unternehmen ha-
ben Sie hier hergeholt. In den letzten Jahren sind
welche weggegangen, Herr Ministerpräsident.

(Beifall CDU und FDP - Zurufe SPD)

Sie haben auch die niedrigste Investitionsquote zu
verantworten, die je ein Ministerpräsident verant-
worten musste. „IMPULS 2030“ heißt doch bei Ih-
nen in Wahrheit, dass Sie erst ab dem Jahr 2030
wieder in Schleswig-Holstein investieren wollen.
Nichts anderes steht doch in diesem Programm.

(Thomas Hölck [SPD]: Sie reden einen Blöd-
sinn daher! Unglaublich!)

Sie haben diese Sonderkonten eingeführt, aber es
fließt doch überhaupt kein Geld ab, weil Ihr Wirt-
schaftsminister nicht in der Lage ist, das Geld aus-
zugeben, und die Sozialministerin im Hochschulbe-
reich nichts gebaut kriegt. Das Geld liegt einfach
nur da.

(Lebhafter Beifall CDU und FDP)

Die Bundesgelder, die die Länder im Verkehrsbe-
reich bekommen, fließen alle in die südlichen Bun-
desländer, nach Bayern, ab, weil dieser Verkehrs-
minister in fünf Jahren Amtszeit nicht einen einzi-
gen Kilometer Autobahn planfestgestellt hat. Was
ist das für ein Armutszeugnis?
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(Lebhafter Beifall CDU und FDP)

Herr Minister, Sie können gern wieder eine Presse-
erklärung herausgeben, dass der Günther mit 0 km
wieder einmal die Unwahrheit gesagt hat. In Wahr-
heit ist es 1 km, den die Regierung planfestgestellt
hat. Ich gebe es zu. - Herzlichen Glückwunsch!

(Lebhafter Beifall CDU und FDP)

Sie lassen die ländlichen Räume ausbluten. Starre
Vorgaben in der Landesplanung, und plötzlich kün-
digen Sie vor der Wahl an, dass Sie es in der näch-
sten Wahlperiode anders machen werden. Wer soll
Ihnen denn glauben? Erst drangsalieren Sie die
Kommunen, und kurz vor der Wahl sagen Sie: In
der nächsten Wahlperiode wird alles anders. Un-
glaubwürdig! Sechs! Setzen!

(Starker Beifall CDU und FDP)

Sie haben Gelder aus dem ländlichen Raum ge-
klaut. Sich hier hinzustellen und zu sagen, es sei be-
stätigt worden, dass der kommunale Finanzaus-
gleich verfassungskonform sei!

(Zurufe SPD)

Jetzt weiß ich auch, warum sich die Regierung
gestern bei den Wahlkampfkosten nicht gemeldet
hat: weil der Wissenschaftliche Dienst die Verfas-
sungsmäßigkeit des Handelns Ihrer Ansicht nach
bestätigt hat. So interpretieren Sie Gutachten. Ver-
fassungswidrig ist das, was Sie gegenüber den
Kommunen gemacht haben, Herr Ministerpräsi-
dent!

(Lebhafter Beifall CDU und FDP)

Seien Sie doch ehrlich: Sie ziehen das Geld be-
wusst aus dem ländlichen Raum heraus. Sie sorgen
dafür, dass die Kommunen unseres Landes an den
Kita-Kosten ersticken, weil Sie die Kommunalpoli-
tiker demotivieren wollen. Denn in Wahrheit ist das
nächste große Projekt dieser Landesregierung diese
unsägliche Reform des SSW. Sie wollen die klei-
nen Gemeinden in Schleswig-Holstein zerschlagen.
Wir werden das nicht zulassen, meine Damen und
Herren!

(Beifall CDU und FDP - Wortmeldung
Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Ich habe keine zugelassen.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Dr. Dolgner, der Herr Abgeordnete hat erklärt,
dass er keine Fragen zulässt.

Daniel Günther [CDU]:

Sie sind gleich nach mir an der Reihe. Dann können
Sie sich lange mit mir auseinandersetzen. Viel Spaß
dabei!

(Heiterkeit CDU und FDP)

Herr Ministerpräsident, Sie haben sich auch zur
Energiepolitik geäußert. Dazu sage ich Ihnen nur:
Sie haben die Akzeptanz für die Energiewende in
Schleswig-Holstein zerstört. Es war Ihre Regierung,
die das geschafft hat.

(Beifall CDU und FDP)

Denn Sie ignorieren Bürger- und Gemeindebeteili-
gung, halten rücksichtslos an Ihren Abstandsrege-
lungen fest. Sie verhindern Windkraft dort, wo der
meiste Wind weht und wo am wenigsten Gegen-
wind ist. Dafür drücken Sie Ihre Vorstellung von
Windkraft genau dort durch, wo wir den wenigsten
Wind und den meisten Widerstand in der Bevölke-
rung haben. Wie kommt man auf die Idee, solch ei-
ne unsinnige Regionalplanung zu machen, meine
Damen und Herren?

(Lebhafter Beifall CDU und FDP - Zurufe
SPD)

Mit dieser Politik belasten Sie den Wirtschafts-
standort Schleswig-Holstein mit enormen Energie-
kosten. Durch die Stromkosten muss bezahlt wer-
den, dass Sie immer mehr Anlagen bauen, der
Strom aber nicht über Netze abgeleitet werden
kann, weil Sie nicht wissen, wie Sie ihn hier ver-
brauchen können, weil Sie sich nicht darum geküm-
mert haben, wie man ihn hier speichern kann,

(Widerspruch SPD)

weil Sie sich nämlich überhaupt nicht um die wirk-
lichen Herausforderungen in Schleswig-Holstein
gekümmert haben. Das ist das Problem. Die haben
Sie im Koalitionsvertrag vorher nicht beschrieben.
Das wäre eine Herausforderung gewesen: Wie krie-
gen wir wieder Unternehmen nach Schleswig-Hol-
stein, um den Strom in unserem Land zu verbrau-
chen? Es wäre eine sinnvolle Energiewende gewe-
sen, wenn Sie darauf einen Schwerpunkt gesetzt
hätten.

(Beifall CDU)

Aber das Bittere ist: Die Bilanz Ihrer Regierung
kann sich eben überhaupt nicht sehen lassen. Sie
haben in den letzten Jahren mit all dem, was Sie ge-
macht haben, in allen Facetten einen Stillstand in
unserem Land erzeugt! Die Große Anfrage der PI-
RATEN war sicherlich nicht klug; das habe ich am
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Anfang dargestellt. Aber Danke für die Antworten,
Danke für die Regierungserklärung, Herr Minister-
präsident, die Sie abgegeben haben. Das hat die
Notwendigkeit des Regierungswechsels in Schles-
wig-Holstein unterstrichen. - Herzlichen Dank.

(Anhaltender Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat deren Fraktions-
vorsitzender, der Abgeordnete Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal, sehr geehrter Herr Oppositions-
führer: Sie waren ja sehr laut, aber ich finde, Sie
waren ein bisschen hart mit Ihren Oppositions-
freunden von den PIRATEN. Ich finde schon, in
der Frage des Stellens Großer Anfragen ist die Pira-
tenfraktion in diesem Haus strategisch führend.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das muss man wirklich sagen. Ich bedanke mich
herzlich für diese Anfrage.

(Lachen CDU und FDP)

- Moment, Moment! Ich komme gleich dazu. Ich
will Ihnen sagen, warum wir das tun. Sie haben da-
von gesprochen, das sei für die Regierung eine
Steilvorlage gewesen, Herr Kollege Günther. Eine
Steilvorlage kann es ja nur sein, wenn die Bilanz ei-
ne gute ist. Sie war eine gute. Deshalb war das eine
ordentliche Anfrage und eine ordentliche Antwort.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Sie müssen ein bisschen auf Ihre Logik achten,
Herr Oppositionsführer, wenn Sie solche Bilder
verwenden, weil sonst auch die Beobachter auf der
Bühne auf die Idee kommen könnten, dass sie ein-
mal darüber nachdenken, was es bedeutet, wenn
man bestimmte Worte verwendet. Ich komme an
bestimmten Stellen darauf zurück, welche Worte
Sie hier verwenden und was man daraus schließen
kann.

Wenn man über die Regierung redet - ich werde das
gleich tun -, kann man auch ein paar Sätze - wir ha-
ben mehr Zeit bekommen - auf den Oppositionsfüh-
rer verwenden; das werde ich im zweiten Teil mei-
ner Rede tun.

Die PIRATEN haben eine Große Anfrage gestellt,
weil sie nicht glauben konnten, dass es sein kann,

dass die Landesregierung und die Koalitionsfraktio-
nen das umsetzen, was sie vorher im Koalitionsver-
trag versprochen haben.

(Uli König [PIRATEN]: Wir haben das wi-
derlegt!)

Ich muss ehrlich sagen, das Ergebnis ist wirklich
beeindruckend. Ich danke unserem Ministerpräsi-
denten Torsten Albig und seinem Team für den gu-
ten Überblick, denn für „Versprochen - gehalten“,
genau dafür steht unsere Küstenkoalition.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben das, was wir vor der Wahl gesagt haben,
nach der Wahl getan, und wir haben das, was wir
im Koalitionsvertrag vereinbart haben, miteinander
umgesetzt. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Herr
Kollege Günther, wenn Sie sich hier ernsthaft hin-
stellen und sagen, am schlimmsten sei, dass wir
das, was wir vor der Wahl gesagt hätten, auch getan
hätten, kann man ja ahnen, was Sie mit Ihren Ver-
sprechungen täten, gäbe Ihnen die Bevölkerung die
Gelegenheit dazu. Die werden Sie nur nicht krie-
gen, Herr Kollege.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es ist abenteuerlich, dass Sie zum Beispiel etwas
Wahlgeschenk nennen - Ihr Nachbar tut das auch
immer -, wenn man das tut, was man den Menschen
versprochen hat. Was ist das eigentlich für eine
Haltung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern,
die all das mit ihren Steuermitteln bezahlen? Das
sind keine Geschenke, sondern das ist politische
Glaubwürdigkeit, Herr Kollege, wenn man das
macht, was man gesagt hat.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Deswegen muss ich wirklich sagen: Für uns ist das
eine gute Gelegenheit, über die Dinge zu reden.
Wir werden morgen über eine weitere Große Anfra-
ge debattieren, nämlich über das Verhältnis Land
und Kommunen. Auch da sprechen die Fakten für
sich. Sie sind Teil einer Regierungsbilanz. In der
Tat hat die Öffentlichkeit ein Anrecht zu erfahren,
was eigentlich aus dem geworden ist, was wir mit-
einander vereinbart haben. Das ist heute auch in be-
eindruckender Form dargestellt worden.

Wir haben zu Beginn dieser Legislaturperiode ver-
sprochen, dass soziale Gerechtigkeit Maßstab und
Kompass unserer Politik sein würde. Dafür haben
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wir in den vergangenen fünf Jahren hart miteinan-
der gearbeitet. Daran halten wir auch fest.

Herr Kollege Günther, Sie haben gesagt: Wie kann
das denn sein, dass wir über soziale Gerechtigkeit
reden müssen? - Ich will Ihnen sagen, warum. Weil
das, was Schwarz-Gelb nach nur zweieinhalb Jah-
ren hinterlassen hat, ein solches Desaster gewesen
ist, dass wir kräftig aufräumen mussten.

(Beifall SPD)

Das war der Grund. Sie haben sich doch immer da-
für gelobt, dass so viele Leute demonstrieren. Sie
haben gesagt, es sei so mutig gewesen, den Schwa-
chen etwas wegzunehmen. Ich will Ihnen einmal et-
was sagen: Mutig ist, sich mit den Mächtigen anzu-
legen, und nicht, den Schwächsten etwas wegzu-
nehmen. Das ist mutig.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Was ist daran mutig, den Blinden etwas wegzuneh-
men? Was ist daran mutig, die Frauenhäuser zu
schikanieren? Was ist daran mutig, die Minderhei-
ten zu schikanieren? Was ist daran eigentlich mu-
tig? - Nichts. Das ist feige. Sie sind von den Wähle-
rinnen und Wählern abgestraft worden. Wir haben
das geändert.

Das Schöne ist: Unser Chefprophet, der seine Wet-
ten immer verliert, der Mann in Schwarz, hat ge-
sagt:

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die letzte haben
Sie verloren!)

Wenn ihr diese Kürzungen zurücknehmt - es hieß ja
immer, das sei alternativlos -, werdet ihr die Schul-
denbremse reißen. Was ist passiert? Wir haben die
Schuldenbremse nicht nur nicht gerissen, sondern
wir zahlen zum ersten Mal seit Jahrzehnten Schul-
den zurück. Das ist passiert.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Herr Dornquast, auf Ihren intelligenten Zwischen-
ruf habe ich schon gewartet. Ich kenne sie ja schon.
Sie sagen, die Steuern seien hoch gewesen und die
Zinsen niedrig. Das stimmt. Das galt übrigens in al-
len anderen Ländern auch. Aber erstens hat Ihnen
die Finanzministerin nachgewiesen, dass die Zinsen
bei Ihnen damals schon niedrig waren und die Steu-
ersteigerungen sogar höher, und zweitens haben wir
uns relativ zu anderen Ländern verbessert, in denen
die Steuern auch hoch und die Zinsen niedrig wa-
ren. Das ist die gute Leistung dieser Regierung und
dieser Finanzministerin. So sieht es aus.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das, was angeblich alternativlos war, haben die
Bürgerinnen und Bürger als genau das betrachtet,
was es in Wirklichkeit war, nämlich unsozial, und
sie haben Sie abgewählt, und wir haben diese an-
geblich alternativlosen und sozialen Kürzungen der
schwarz-gelben Vorgängerregierung zurückgenom-
men.

(Rainer Wiegard [CDU]: Dreisatz!)

Wir haben die notwendigen Investitionen vorge-
nommen, und wir haben den Haushalt saniert. So
sieht es aus.

(Zurufe Dr. Heiner Garg [FDP] und Wolf-
gang Kubicki [FDP])

Lärmen Sie doch nicht so! Es gefällt Ihnen nicht,
aber ich kann es nicht ändern. Sie müssen sich das
schon anhören, Herr Kollege. Sie lärmen hier ja
ziemlich viel. Aber Sie können auch etwas lernen,
nämlich dass man das tut, was man gesagt hat.

Kaum zu unterschätzen ist meiner Meinung nach - -

(Zurufe CDU und FDP)

- Sie auf der Bühne werden einzuschätzen wissen,
warum die Opposition hier so lärmt, nämlich weil
ihnen nicht gefällt, was wir hier vortragen können,
weil wir vortragen können, dass wir gemacht ha-
ben, was wir gesagt haben. Das ist Glaubwürdig-
keit, und das gefällt den Damen und Herren auf der
Oppositionsbank nicht.

Es ist kaum zu unterschätzen, was sozialer Zusam-
menhalt für unsere Gesellschaft bedeutet. Hätte es
den nicht gegeben, wäre das nicht passiert, worauf
der Ministerpräsident zu Recht hingewiesen hat.
Wir haben es nämlich, glaube ich, in bewunderns-
werter Weise geschafft, auf humane Art und Weise
das Willkommen für Flüchtlinge hier zu organisie-
ren. Das ist in erster Linie das Verdienst vieler eh-
renamtlicher Helferinnen und Helfer, aber auch von
Polizei, von Kommunalverwaltung und von einer
Regierung, die mit ihrer Politik dafür gesorgt hat,
dass wir den Neiddebatten nicht Tür und Tor öff-
nen, dass wir Politik für alle Menschen machen,
dass wir sozialen Zusammenhalt organisieren, dass
wir für mehr Gerechtigkeit sorgen. Das ist übrigens
das wirksamste Mittel gegen Rechtspopulisten in
diesem Land, und deswegen haben wir das auch ge-
macht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)
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Ich finde es toll, dass so viele Menschen hier in
Schleswig-Holstein ein neues Zuhause bekommen
haben. Ich habe mich manchmal gefragt, Herr Kol-
lege Günther, wenn Sie mit Ihren Anträgen kamen
zur Schweinefleischpflicht in den Kantinen, zu
Knüppeln für Parkwächter, zu Abschieberekorden,
die wir holen sollen, was eigentlich Ihr Beitrag zum
sozialen Zusammenhalt in diesem Land war.

(Barbara Ostmeier [CDU]: Sport zum Bei-
spiel!)

Das war, glaube ich, kein besonders guter. Man
muss da nämlich etwas für Sprachkurse tun, man
muss etwas für Integration tun, man muss sich auf
der Bundesebene einmal zu Wort melden. Man
muss ein bisschen Mut haben wie der Herr Minis-
terpräsident und nicht glauben, man bekommt im-
mer Zustimmung, wenn man sagt: In ein Land wie
Afghanistan schieben wir nicht ab, weil das kein si-
cheres Land ist. Das ist der Grund.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Da muss man Haltung haben, Haltung, die Ihnen
fehlt, Herr Kollege, was uns beide unterscheidet.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Lärmen Sie doch nicht so! Ihre Abschiedstagung
werden Sie doch noch in Ruhe aushalten, Herr Kol-
lege Dornquast.

(Volker Dornquast [CDU]: Bis morgen
Abend!)

- Bis morgen Abend, dann ist Feierabend!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu mehr
Gerechtigkeit gehören auch die Maßnahmen für
Chancengleichheit, unabhängig vom Elternhaus,
durch kostenfreie Bildung, verkörpert durch zahl-
reiche Maßnahmen in der Kinderbetreuung, durch
ein neues Schulgesetz, durch Jugendberufsagentu-
ren oder die ewigen Bemühungen auf Bundesebene
zur Aufhebung des Kooperationsverbots - was im
Wesentlichen an der CSU scheitert, um das einmal
auf den Punkt zu bringen. Das sind nämlich die ent-
schiedensten Gegner der Aufhebung.

Die letzten fünf Jahre waren gute Jahre für Schles-
wig-Holstein.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

2012 hat die CDU geworben: Stabilität statt Dänen-
Ampel. - Wir haben gezeigt, was Stabilität bedeu-
tet. Angesichts der regelmäßigen Wechsel im Lan-
desfraktionsvorsitz und bei der Spitzenkandidatur
sowie des Schlingerkurses in der Bildungs- und

Energiepolitik sollten Sie sich zu Stabilitätsfragen
besser nicht äußern, Herr Kollege Günther.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Mit Stabilität hat das nämlich nichts zu tun. Ich
freue mich ja, dass Sie mein sechster Kollege als
Landesvorsitzender und mein vierter Kollege als
Fraktionsvorsitzender der Union sind. Ich freue
mich ja, dass Sie sich immer wieder erneuern - es
wird bald wieder Zeit, wenn Sie so weitermachen,
Herr Kollege.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben zuverlässig und solide gehalten, was wir
versprochen haben.Was der Ministerpräsident hier
vorgetragen hat, kann sich wirklich sehen lassen.
Wie passt dazu, wie Sie das Land in seiner wirt-
schaftlichen Entwicklung beschreiben, eigentlich,
dass wir 80.000 neue sozialversicherungspflichtige
Arbeitsplätze im Land haben? Es gibt so viele sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigte wie noch nie
in diesem Land. Die Arbeitslosigkeit war schon
lange nicht mehr so niedrig wie derzeit. Das ist das
Zeichen einer guten Entwicklung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gute Arbeit mit Mindestlohn, Mitbestimmung, Ta-
riftreue, Schutz des fairen Wettbewerbs: Das haben
wir gemacht. Sie wollen das wieder abschaffen.
Menschen, die gute Arbeit wollen, müssen sich in
diesem Land an uns halten und nicht an Sie, die Sie
das wieder abschaffen wollen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben in der Tat einen Schulfrieden, der sei-
nen Namen verdient und endlich den Lehrerinnen
und Lehrern, den Schülerinnen und Schülern sowie
den Eltern Ruhe und Ressourcen für gute Bildung
gibt. Sie kündigen zwei Monate vor der Wahl in der
„Umfragepanik“ an, wieder Stress in die Schulen
bringen zu wollen, statt den Menschen Zeit und
Ressourcen zu geben. Die Schulen brauchen Ihre
Diskussionen so nötig wie einen Kropf. Die
Schulen brauchen Ruhe, Unterstützung und Res-
sourcen und nicht diesen Quatsch, den Sie hier vor-
schlagen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Übrigens: Die Menschen in Schleswig-Holstein ha-
ben Wahlfreiheit zwischen G 8 und G 9. Sie kön-
nen ihre Kinder entweder auf den Gemeinschafts-
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schulen, auf den berufsbildenden Schulen und auf
einigen Gymnasien in neun Jahren, oder in acht
Jahren auf den anderen Schulen zum Abitur brin-
gen. Das ist flächendeckende Wahlfreiheit in
Schleswig-Holstein. Das gibt es kaum irgendwo in
der Bundesrepublik. Das ist unsere Leistung.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben deutlich mehr Lehrkräfte sowie Polizi-
stinnen und Polizisten zu besseren Arbeitsbedin-
gungen. Sie stellen sich hier ernsthaft hin und sa-
gen, uns seien die Leute im Justizvollzugsdienst
egal, obwohl wir die Zulagen erhöht haben und da-
für gesorgt haben, dass das Einstiegsamt erhöht
wird. Bei Ihnen ist immer nur Rumschnacken, nicht
Anpacken, Herr Kollege Günther. Das ist alles
großer Unsinn, den Sie hier erzählen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir sanieren die Infrastruktur. Sie sind nicht ein-
mal im Zahlenraum von null bis fünf sicher: Bei Ih-
nen gab es null Planfeststellungsbeschlüsse, bei uns
fünf oder sechs. Das ist der Unterschied zu dem,
was Sie gemacht haben. Reden Sie in diesem Hause
nicht so einen Quatsch.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir erzeugen mehr Strom aus erneuerbaren Ener-
gien, als wir selbst verbrauchen. Nach dem ganzen
Hin und Her von Frau Merkel - Ausstieg aus dem
Ausstieg - und dem, was uns das alles kostet, haben
wir bei den Energiekonzernen dafür gesorgt, dass
die Energiewende in diesem Land Realität wird.
Darauf sind wir stolz. Es ist nämlich gegenüber zu-
künftigen Generationen notwendig, dass wir die
Klimakatastrophe nicht aus dem Auge verlieren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Unser Kita-Geld in Höhe von 100 € im Monat hilft
seit dem 1. Januar 2017 den Familien weit mehr als
das, was Sie an Kindergelderhöhung oder Steuer-
senkungen diskutieren. Wir werden morgen ja die
Freude haben, das miteinander zu verabschieden.
Jeder von Ihnen wird in namentlicher Abstimmung
zum Ausdruck bringen können, ob er den Eltern das
Geld wegnehmen oder geben will. Wir werden das
morgen miteinander besprechen.

(Zurufe: Heute Nachmittag!)

- Richtig, heute Nachmittag. Wir werden es heute
Nachmittag schon machen, dann können Sie sich,

dazu verhalten, Herr Kollege. Wir werden das tun
und freuen uns, das der Öffentlichkeit auch mitzu-
teilen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir auch!)

Kultur, Pflege, Gleichstellung: Überall gibt es Fort-
schritt und Dialog. Ich könnte noch viele Bereiche
nennen. Herr Präsident, da reichen die 38 Minuten
nicht aus, wenn ich das alles aufzählen wollte. Ich
halte mich aber an meine Redezeit, wie sich das ge-
hört, sonst würden Sie mir das Wort entziehen. Die
Gelegenheit will ich Ihnen nicht geben, Herr Präsi-
dent.

Ich bin wirklich stolz und froh, ein Teil dieser Ko-
alition sein zu dürfen. Mein Dank gilt dem Kabi-
nett, Ministerpräsidenten Albig, Minister Habeck,
Ministerin Spoorendonk und den Kolleginnen und
Kollegen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW. Das war eine tolle Zusammenarbeit in die-
sem Haus in den letzten fünf Jahren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Nun hat der verehrte Herr Oppositionsführer in den
vergangenen Monaten zahlreiche Behauptungen
aufgestellt und manche leere Versprechung abgege-
ben. Oft hat er nur kritisiert. Eigene Ideen ist er
meist schuldig geblieben.

(Volker Dornquast [CDU]: Das kommt da-
von, wenn man nicht zuhört!)

Mit seinem Verständnis von Politik und seinen in-
haltlichen Vorstellungen steht er im krassen Gegen-
satz zur Politik der Küstenkoalition. Das ist der po-
sitive Aspekt: Unterschiede sind gut für die Demo-
kratie. Es hilft den Menschen, wenn man uns unter-
scheiden kann. Protestparteien und Rechtspopulis-
ten brauchen wir wirklich nicht in diesem Parla-
ment. Man hat genug Auswahl zwischen den demo-
kratischen Parteien, die Unterschiede sind groß.

Ich fange mit einem Punkt an, den Sie in den letz-
ten Wochen immer wieder erzählt haben: Sie wol-
len nicht, dass möglichst viele Kinder in Schleswig-
Holstein Abitur machen.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

Es könne nicht das Ziel sein, dass so viele Men-
schen Abitur machen. Ich will Ihnen ehrlich sagen:
Es ist nicht das Lebensglück, Abitur zu machen.
Dass es aber jeder schaffen kann, egal, was in sei-
ner Familie gewesen ist, ist unser Ziel und unter-
scheidet uns massiv von dem, was Sie da vorschla-
gen.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Hören Sie auf, die Gemeinschaftsschulen zu schika-
nieren und schlechtzureden und von Discount-Abi-
tur zu reden. Die machen hervorragende Arbeit. Es
gibt ein Zentralabitur, die Absolventen müssen am
Ende das Gleiche können wie an anderen Schulen.

(Zurufe SPD: Jawohl! So ist das! - Zurufe
CDU - Beate Raudies [SPD]: Was? Das
stimmt nicht?)

Wo ist der Kollege Göttsch? - Der Kollege Göttsch
war letztens mit mir in einer Gemeinschaftsschule
in Bordesholm. Da haben wir zusammen mit ande-
ren Parteien diskutiert. Anke Erdmann war auch da-
bei. Ein Schüler hat vorgetragen, wie toll es ist,
dass es die Gemeinschaftsschulen gibt und dass er
dort sein Abitur machen kann. Der Kollege Göttsch
hat gesagt: Wenn es nach der CDU geht, wollen wir
solche Oberstufen nicht. - Vielen herzlichen Dank,
kann ich da nur sagen. Wenn es nach uns geht, wer-
den wir diese Oberstufen unterstützen und verteidi-
gen. Das ist der Unterschied!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ihre CDU, Herr Kollege Günther, hat im Jahr 2016
in den Haushaltsanträgen beantragt, den Bildungs-
etat im Einzelplan 07 um 3,7 Millionen € zu kür-
zen. Wir haben selbstverständlich etwas anderes be-
schlossen. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen
und uns.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Der Oppositionsführer hat zwei Monate vor der
Wahl angekündigt, dass der Schulfrieden aufgekün-
digt werden soll. Das ist übrigens ganz interessant:
Noch am 2. Februar 2017 erschien ein schönes In-
terview mit Ihnen im „Pinneberger Tageblatt“, in
dem Sie gesagt haben:

„Es wird mit uns keine Strukturveränderun-
gen geben. Die Sorge will ich den Menschen
nehmen. Es nützt nichts, wenn sich jede Re-
gierung mit ihren Reformen auf dem Rücken
der Schüler austobt.“

Ich habe das Datum bewusst genannt, weil der
2. Februar 2017 der Tag war, an dem Sie am Abend
gesagt haben, dass Sie den Schulfrieden aufkündi-
gen wollen. Am Abend galt Ihr Wort schon nicht
mehr, Herr Kollege Günther. Sie führen die Men-
schen hinter die Fichte. Das ist der Unterschied
zwischen Ihnen und uns.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

So täuscht man die Bürgerinnen und Bürger. Wir
stehen zum Bildungsdialog. Wir haben mit den
Menschen breit diskutiert.

(Rainer Wiegard [CDU]: Selbstgespräch,
kein Dialog!)

Sie haben uns für diesen Dialog verspottet, weil Sie
den Dialog nicht kennen. Wir haben uns in einer
breiten Diskussion verständigt. Ich danke allen, die
daran beteiligt waren. Es war eine tolle Sache.

Nächster Punkt: Der Oppositionsführer sagt, er will
den Arbeitsschutz lockern. Das war am 21. März
2017 in der Segeberger Zeitung - unsere Pressestel-
le liest genau, was Sie so alles von sich geben. Da
stellt man fest, dass Sie geäußert haben, der Ar-
beitsschutz gehöre zu den Dingen, die unnötig bü-
rokratisch seien. Ich kann Ihnen nur sagen: Arbeits-
schutz ist nicht unnötig bürokratisch, sondern für
die Menschen in diesem Land wichtig. Wir wollen
nicht nur Arbeit, sondern gute Arbeit. Dafür stehen
wir mit den Gewerkschaften zusammen ein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Herr Oppositionsführer, Sie geben sich ja gelegent-
lich modern. Hier und da liest man in Ihren Inter-
views, Sie seien für die Öffnung der Ehe, für die
Einführung des Aktionsplans gegen Homophobie,
für sexuelle Vielfalt, Sie sprächen sich für mehr
Gleichstellung aus. Wenn wir darüber im Landtag
abgestimmt haben, haben Sie aber immer dagegen
gestimmt oder sich der Stimme enthalten, Herr Kol-
lege Günther. Das ist der Unterschied. Rum-
schnacken statt Anpacken: Auch im Landtag haben
Sie das getan.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist auch interessant, dass Sie noch in der letzten
Woche gesagt haben, Sie seien der Meinung, dass
die Fixierung auf den sozialen Wohnungsbau
falsch sei.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Luxuswohnungen
werden in Schleswig-Holstein weiß Gott genug ge-
baut. Dass die Menschen ihre Miete bezahlen kön-
nen, ist ein soziales Anrecht. Die Wahrheit ist doch,
dass Ihre Parteivertreter in den Gemeindevertretun-
gen immer gegen Geschosswohnungsbau stimmen,
weil sie glauben, dass die Leute, die da wohnen, so-
wieso nicht CDU wählen. Das sagen sie ja sogar
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hinter vorgehaltener Hand. Das ist unsozial, und
wir machen das Gegenteil.

(Beifall SPD - Rainer Wiegard [CDU]: Dum-
mes Zeug! - Weitere Zurufe)

- Regen Sie sich doch nicht so auf, Sie können doch
nachher reden, Herr Kollege.

Ganz toll fand ich Ihren Hinweis, das Landesver-
fassungsgericht habe der Opposition beim kom-
munalen Finanzausgleich Recht gegeben. Das Ge-
genteil ist der Fall: Die Klage wurde in den wesent-
lichen Punkten zurückgewiesen.

(Zurufe CDU: Nein!)

- Bezüglich des von Ihnen beklagten Soziallasten-
ausgleichs zugunsten der Städte ist zurückgewiesen
worden, was Sie wollten.

Das gilt ebenso für Ihren Angriff auf die vollgülti-
gen Mandate des SSW. Auch der ist vom Verfas-
sungsgericht zurückgewiesen worden. Es ist auch
gut so, dass der zurückgewiesen worden ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Bemerkung des Herrn Abgeordneten Dr. Garg?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Aber mit dem allergrößten Vergnügen.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Lieber Herr Kolle-
ge Dr. Stegner! Erstens. Die sogenannten
Angriffe auf die Vollwertigkeit der Mandate
des SSW waren nicht Bestandteil der Klage
zum kommunalen Finanzausgleich. Das ha-
ben Sie sicherlich nur in einem Satz ver-
schluckt.

Zweitens möchte ich Sie darauf aufmerksam
machen, dass der Kern der Klage nicht den
Sozialausgleich oder den Soziallastenaus-
gleich betraf, sondern - Sie wissen es besser -
der Kern war das fehlende - -

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Lesen Sie vielleicht erst einmal das Urteil!

Präsident Klaus Schlie:

Jetzt hat das Wort Herr Dr. Garg zu seiner Bemer-
kung.

- Der Kern des Angriffs war die fehlende be-
ziehungsweise das falsche Fundament, auf
dem die gesamte Novelle des Finanzaus-
gleichs aufbaute.

(Beifall FDP und CDU)

Genau dieses fehlende oder dieses falsche
Fundament, nämlich die ordentliche Bedarfs-
analyse, wurde vom Verfassungsgericht im
Sinne der Antragsteller für verfassungswidrig
erklärt.

Insofern behaupten Sie doch hier nicht ein-
fach Falsches; das haben Sie doch gar nicht
nötig. Behaupten Sie nicht die falsche Tatsa-
che, dass das Gericht in weiten Teilen der
Auffassung der Regierung stattgegeben habe,
sondern das Gericht hat in wesentlichen Tei-
len den Klageerhebern beziehungsweise den
Antragstellern stattgegeben. Das könnten Sie
doch - Sie sind doch heute in einer großzügi-
gen Laune - zumindest einräumen, Herr
Dr. Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich schätze den Vorsitzenden der großen liberalen
Partei in Schleswig-Holstein über die Maßen. Des-
wegen hatte ich gedacht, Sie könnten auch einen
längeren Satz verstehen. Ich habe in der Tat zu un-
terschiedlichen Themen gesprochen, nämlich zum
kommunalen Finanzausgleich und zum Angriff auf
den SSW, den die Junge Union und andere hier ver-
anstaltet haben, und der Gott sei Dank zurückge-
wiesen worden ist. Das will ich noch einmal sagen.
Das war nämlich unanständig, und deswegen war
es völlig richtig, was der Herr Ministerpräsident
vorhin in seiner Rede zum Verhältnis Deutschlands
zu Dänemark gesagt hat. Das war nämlich ein An-
griff auf die dänische Minderheit - das will ich hier
deutlich herausstellen -, der zum Glück zurückge-
wiesen worden ist; denn das war unanständig.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Aber das kam ja nicht von der FDP.

Was den kommunalen Finanzausgleich angeht,
empfehle ich Ihnen einmal eine Lektüre der Presse-
erklärung der Opposition zur Klage gegen den
kommunalen Finanzausgleich. Sie werden massen-
haft Presseerklärungen lesen, in denen davon die
Rede ist, wir würden den ländlichen Raum ausblu-
ten, wir würden die Kreise kaputt machen, es sei
ungerecht, zugunsten der Städte zu tun, die mit dem
Geld nicht umgehen könnten. Das sind die Sprüche,
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die da gekommen sind. In dieser Frage hat das Ver-
fassungsgericht ganz eindeutig gesagt, es sei rich-
tig, was wir gemacht haben, weil es in keiner Weise
gegen die Verfassung verstoße.

In dem Punkt, den Sie genannt haben - -

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

- Herr Koch, lesen Sie es nach und verstehen es
dann; dann können Sie hier Zwischenrufe machen.
Ich bin jetzt bei Herrn Dr. Garg.

Was den Punkt angeht, den Sie angesprochen ha-
ben, haben Sie in der Tat recht. Das Verfassungsge-
richt hat gesagt: Wir müssen uns angucken, welcher
Aufwand für kommunale Leistungen tatsächlich er-
forderlich ist. Ich will Ihnen sagen: Das mag ein
Beinahegeschenk sein, weil das nämlich ein tiefer
Eingriff in das verfassungsrechtlich garantierte
Recht auf kommunale Selbstbestimmung ist, wenn
das Land feststellt, was wofür ausgegeben werden
darf. Das könnte übrigens dazu führen, dass das
Land am Ende nicht mehr bezahlen muss, sondern
sogar weniger. Das kann dabei am Ende heraus-
kommen. Wir werden das sehr solide und in aller
Ruhe prüfen. Aber der Angriff aus der Opposition
gegen die Regierung ist im Wesentlichen gegen die
Punkte gerichtet, die Sie sich nicht anzufassen ge-
traut haben oder die Sie nicht anfassen wollten,
weil Sie in den Städten keine Mehrheiten haben.

(Rainer Wiegard [CDU]: Sie reden doch
Blödsinn daher!)

- Reden Sie doch keinen Unsinn, Herr Wiegard; Sie
wissen es doch besser. Das ist der Grund. Das wer-
den wir in aller Ruhe überprüfen.

(Zuruf Rainer Wiegard [CDU])

Ihr Angriff jedenfalls ist in wesentlichen Teilen
vom Landesverfassungsgericht abgewiesen worden.
Den anderen Teil werden wir in der nächsten Legis-
laturperiode lösen; Sie können es ja nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
weitere Bemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Garg?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Er macht mir immer Freude. Deswegen sehr gern.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Weil die Freude
auf Gegenseitigkeit beruht, möchte ich Sie
nur - -

(Heiterkeit FDP - Zuruf Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Herr Kubicki, das halten Sie doch aus, dass Herr
Garg mal ein bisschen am Mikrofon steht. Keinen
Neid! - Bitte schön.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Präsident Klaus Schlie:

Nun wollen wir uns wieder ein bisschen daran hal-
ten, wer hier das Wort hat. Das ist jetzt der Herr
Abgeordnete Dr. Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herzlichen Dank,
Herr Präsident. - Herr Dr. Stegner, auch die
Behauptung von Ihnen und mehreren Mit-
gliedern Ihrer Fraktion, die ich in letzter Zeit
häufig höre, dass es ja auch sein könne, dass
eine Novelle der Novelle dazu führen könnte,
dass durch den kommunalen Finanzausgleich
in Zukunft weniger Geld zur Verfügung ge-
stellt werden müsste, ist falsch. Wenn Sie
sich einmal die Begründung des Urteils ge-
nau angucken, dann hat das Landesverfas-
sungsgericht klar festgestellt, dass das Land
den Kommunen auch entsprechende Mittel
bereitstellen muss, um sogenannte freiwillige
Leistungen in Zukunft weiter finanzieren zu
können. Sie werden doch nicht ernsthaft be-
gründen, dass als Konsequenz des Urteils in
Zukunft weniger Geld zur Verfügung gestellt
werden könnte.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Lieber Herr Kollege Garg. Gestatten Sie mir zwei
Bemerkungen dazu:

Erstens. Ich bin Mitglied der Sozialdemokraten und
kann Ihnen nur sagen: In unserer Partei würde der
Fraktionsvorsitzende mit dem Landesvorsitzenden
nicht so umgehen; das ist bei uns anders.

Was den zweiten Teil angeht, habe ich mitnichten
behauptet - -

(Unruhe)

- Nein, das machen wir bei uns wirklich nicht; das
ist die reine Wahrheit.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir wussten im-
mer, dass Sie nur die Wahrheit sprechen! -
Weitere Zurufe - Heiterkeit)
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- Das wäre lustig, nicht wahr? Aber das schafft nur
die Union in ihrer Zerstrittenheit; wir schaffen das
nicht.

Aber zurück zu Ihnen: Ich habe mitnichten behaup-
tet - das kläre ich immer bei mir im Haus -, Herr
Kollege Garg, dass wir den Kommunen weniger
Geld geben, sondern ich habe gesagt, es birgt dir
Gefahr, dass das herauskommen könnte. Sie müs-
sen schon genau zuhören; denn ich formuliere im-
mer sehr präzise. Ich habe gesagt, das ist die Ge-
fahr, die dabei herauskommen kann.

Eines will ich Ihnen ausdrücklich sagen, und da
freue ich mich, wenn Sie an unserer Seite sind. Ich
finde, manches, was heute bei uns „freiwillige Leis-
tung“ heißt, ist nicht freiwillig, sondern ist dringend
notwendig für den sozialen Zusammenhalt in unse-
rer Gesellschaft. Manche Pflichtaufgabe ist weit
weniger als das, was wir im Bereich freiwilliger
Leistungen machen. Insofern bin ich vollständig bei
Ihnen.

Ich freue mich auf die Unterstützung der FDP-Op-
positionsfraktion im nächsten Landtag, wenn wir
das entsprechend reformieren werden, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich bin noch immer bei dem Herrn Oppositionsfüh-
rer, der mir bisher noch ein bisschen zu wenig Auf-
merksamkeit bekommen hat für das, was er hier
sehr lautstark vorgehalten hat. Beim Ausbau der
Windenergie, Herr Kollege Günther, versprechen
Sie jedem alles, was er hören will. Schon Christian
von Boetticher hat festgestellt, was die Folge wäre:
Wildwuchs im Land. Auch hier veräppeln Sie die
Bürgerinnen und Bürger. In Sachen Offshore habe
ich schon ausgeführt, dass dies schon an ihren eige-
nen Parteifreunden scheitert.

Ich zitiere den ehemaligen Abgeordneten der CDU,
Klaus Klinckhammer, aus den „Lübecker Nachrich-
ten“ vom 5. Januar 2017. Der sagte - ich zitiere -:

„Das kann nicht CDU-Politik sein … Wer
nur noch auf Offshore-Windparks setze,
schanze das ganze Stromgeschäft den Groß-
konzernen zu, die als einzige die Investitio-
nen dafür aufbringen könnten. Die kleinen
und mittelständischen Unternehmer aber, die
derzeit die Windkraftnutzung an Land
stemmten und finanzierten, gingen dann zu-
gunsten der Großindustrie leer aus. ‚Das träfe
vor allem den ländlichen Raum‘ … Dann

müsse die Politik aber auch mal den ‚Arsch
in der Hose haben‘“

- das ist nicht mein Zitat, sondern das von Herrn
Klinckhammer -

„und die Windkraftnutzung gegen einzelne
Widerstände durchsetzen. Was Günther be-
treibe, sei hingegen populistisch.“

Lieber Herr Kollege Günther, das sagte Ihr Kollege
Klinckhammer.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Lieber Herr Klinckhamer - falls sie mir zuhören
sollten -, ich befürchte, dass es mit der CDU genau
so kommen könnte. Aber sie sind im „Schulz-Zug“
der SPD willkommen. Ich will das Wort „Gottkanz-
ler“ nicht verwenden, das der Kollege Weber
gestern merkwürdigerweise in seiner Rede unterge-
bracht hat. Aber ich will damit sagen: Mit der SPD
wird es diese Form zusammen mit Grünen und
SSW nicht geben, die die Bürger veräppelt und für
Wildwuchs im Land sorgt, weil wir nämlich Ak-
zeptanz bei den Menschen für die Energiewende
brauchen. Die kriegt man nicht, wenn man jedem
alles verspricht, wie Sie das tun.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Ich vermute mal, Herr Günther, Sie machen das,
weil Sie wissen, dass Sie nie in die Verlegenheit
kommen werden. Da kann man ja dann alles ver-
sprechen, was man einhält oder eben nicht einhal-
ten kann.

Das Deutlichste aber war das, was Sie im „s:hz“ im
November 2016, also vor nicht einmal vier Mona-
ten, gesagt haben. Ich zitiere Sie, Herr Oppositions-
führer:

„Was man dieser Regierung aber bescheini-
gen kann: Sie hat viel mehr Geld ausgegeben
und auch ausgeben können als die Vorgän-
gerregierung. Nur die Probleme des Landes
hat sie damit nicht gelöst: Haben wir einen
Kilometer Autobahn gebaut? Die Landesstra-
ßen oder Krankenhäuser saniert, Wohnungen
gebaut, die frühkindliche Bildung gestärkt?
Nichts von alledem ist passiert.“

(Daniel Günther [CDU]: Genau!)

Da sind wir nun wirklich im Bereich dessen, was
„Fake News“ heißt. Daniel Günther im postfakti-
schen Universum! Ich hätte fast David Günther ge-
sagt. Das lag wohl daran, dass ich ein bisschen da-
neben geführt war durch den Ursprung des Postfak-
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tischen. Wir können ja darüber diskutieren, ob wir
weit genug gekommen sind. Aber zu sagen, es sei
nichts passiert, ist eindeutig gelogen. Wie schwach
muss man eigentlich sein, dass man zu solchen Mit-
teln greift?

Richtig ist nämlich, dass im Zeitraum 2011 bis
2015 allein 11,1 km Autobahnneubau und eben-
falls 11,1 km Bundesstraßenneubau entstanden
sind. In dem gleichen Zeitraum sind die Landes-
straßen auf 280 km saniert worden. Das ist die
dreifache Zahl gegenüber dem, was Sie in der
schwarz-gelben Regierungszeit in den Jahren 2006
bis 2011 geschafft haben, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Das ist der Unterschied.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Es ist das Dreifache; und deswegen sollten Sie
nicht immer solche Unwahrheiten verbreiten.

Richtig ist, dass der Sanierungsstau der Kranken-
häuser angegangen worden ist. Sie hatten die
Krankenhausfinanzierung um 10 Millionen € von
50 auf 40 Millionen € gekürzt, und Sie haben den
Investitionsstau verschärft. Wir haben die Kürzun-
gen der Vorgängerregierung zurückgenommen und
haben die Investitionen sogar noch erhöht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Und was passiert? Krankenhausneubauten in Kiel,
Lübeck, Brunsbüttel, Neustadt, Preetz, Itzehoe,
Reinbek und so weiter und eine halbe Milliar-
de Euro für das UKSH sind durch das IMPULS-
Programm möglich.

(Lebhafter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
weitere Bemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Garg?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Wenn Sie die Uhr freundlicherweise anhalten, ja.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Dr. Stegner,
dass Sie sich wirklich ernsthaft trauen, die
Krankenhausfinanzierung hier als Erfolg an-
zuführen, ist schon erstaunlich vor dem Hin-
tergrund, dass Sie selbst als Finanzminister
uns ein Krankenhausfinanzierungssystem
hinterlassen haben, dass wie folgt funktio-

nierte: Sie haben sich verschuldet, damit Sie
lediglich die Zinsbelastungen der Verschul-
dung in den Haushalt aufnehmen mussten.
Das hätte dazu geführt, dass wir bereits 2016,
um Investitionen in Höhe von 50 Millionen €
auszulösen, Zinszahlungen in Höhe von
80 Millionen € hätten leisten müssen.

Wir haben von der jetzigen Finanzministerin
- nicht von der vorherigen - anerkannt be-
kommen, dass wir genau Ihren Schrott besei-
tigt haben. Und Sie stellen sich jetzt hier hin
und behaupten ernsthaft, Sie hätten im Be-
reich der Krankenhausfinanzierung Großarti-
ges geleistet, weil Sie die Investitionssumme
von 40 Millionen € auf 50 Millionen € erhöht
haben bei gleichzeitig zusätzlichen Steuer-
einnahmen während Ihrer Regierungszeit von
2,5 Milliarden €. Herr Dr. Stegner, Sie haben
es wirklich nicht nötig, hier einen solchen
Unsinn zu behaupten.

(Beifall FDP und CDU)

- Lieber Herr Kollege Garg, ganz abgesehen davon,
dass ich die ersten beiden Zwischenfragen intelli-
genter fand als die dritte, halten Sie uns aber stets
vor, wir würden immer nur über die letzte Legisla-
turperiode reden. Jetzt kommen Sie mit Beispielen,
die vor meiner Zeit als Finanzminister gewesen
sind, also vor dem Jahr 2005.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Nein, nein, nein!)

Es war nämlich 2004, was Sie gerade angesprochen
haben, dann kann es mit Ihrem Selbstbewusstsein
nicht sehr weit her sein. Ich dachte immer, die FDP
wäre der stärkere Teil in dem schwarz-gelben Kabi-
nett von Herrn Carstensen gewesen.

(Christopher Vogt [FDP]: Das stimmt ja
auch!)

Sie versuchen ja gerade, mir das Gegenteil einzure-
den. Herr Koch, ich sehe, das ärgert Sie, aber das
ist mir egal. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Der
Kern ist jedenfalls, dass wir mehr investiert haben.
Ich habe Ihnen die entsprechenden Maßnahmen ge-
nannt.

(Wortmeldung Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

- Ich lasse sehr gern die Zwischenfrage der Kolle-
gin Bohn zu.

Präsident Klaus Schlie:

Das ist nett, dann brauche ich Sie nicht zu fragen.
Bitte.
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Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lieber Herr Kollege Stegner, teilen
Sie meine Einschätzung nach vielen Jahren
der Beobachtung des Gesundheitswesens,
dass noch nie in diesem Bundesland eine
Landesregierung so viel für die Krankenhäu-
ser getan hat?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sollen Sie jetzt
mit Ja oder mit Nein antworten?)

Teilen Sie meine Einschätzung, dass wir das
einzige Bundesland sind, das mit einem Son-
derprogramm für Krankenhäuser in die Vor-
leistung gegangen ist? Teilen Sie meine Ein-
schätzung, dass mit den psychosomatischen
und psychiatrischen Tageskliniken ein weite-
rer Baustein dieser Landesregierung erfolg-
reich umgesetzt worden ist?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Liebe Frau Kollegin Bohn, ich muss es ja nicht nur
teilen, Sie beschreiben die Realität ja mit viel bes-
seren Worten, als ich das hier könnte. Vielen herzli-
chen Dank, Sie haben vollkommen Recht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Dr. Stegner, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Koch?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich fürchte zwar, dass das keine qualitative Steige-
rung ist, aber bitte schön. Sie haben so herumge-
zappelt, Sie waren so aufgeregt, dass Sie sich jetzt
auch einmal abreagieren müssen.

(Zuruf: Oh!)

Sie kriegen jetzt den Zwischenruf des Monats!

Präsident Klaus Schlie:

Wir bleiben jetzt dabei, diese Bemerkung wird ge-
nehmigt. Jetzt haben Sie das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr geehrter Herr Kollege Koch, legen Sie los.

Tobias Koch [CDU]: Schön, dass ich jetzt
darf. - Vielen Dank, Herr Dr. Stegner. Sie

hatten gerade auf den Vorwurf des Kollegen
Dr. Garg entgegnet, dass die Entscheidung
zur Krankenhausfinanzierung nicht in Ihrer
Regierungsverantwortung gewesen sei, son-
dern es sei im Jahr 2004 so entschieden wor-
den. Ich hätte gern von Ihnen gewusst, wer
im Jahr 2004 Finanzminister in diesem Land
war.

- Es war im Übrigen nicht das Jahr 2004, Sie haben
es bemerkt, es war ein Zahlendreher, es war schon
im Jahr 2002.

(Lachen CDU und FDP)

- Schön, geschenkt. Wunderbar, wenn so kleine Er-
folge Sie schon glücklich stimmen, will ich das
gern sagen. Ich bin im Jahr 2003 Finanzminister ge-
worden, 2002 war es Claus Möller. Aber davon ab-
gesehen, distanziere ich mich davon überhaupt
nicht.

(Christopher Vogt [FDP]: Nein?)

- Nein. Warum sollte ich das tun? Ich habe der Re-
gierung Simonis als Staatssekretär angehört, als
Claus Möller Finanzminister war. Ich distanziere
mich davon in keiner Weise. Warum sollte ich das
tun? Aber den kleinen faktischen Erfolg wollte ich
Ihnen jetzt gern gönnen. So hat sich die Zwischen-
frage schon gelohnt, Herr Kollege.

Ich komme zur Wohnraumförderung. Diese ha-
ben wir auf 776 Millionen € gesteigert, sodass wei-
tere 8.000 Wohneinheiten entstanden sind. Richtig
ist übrigens, dass jeder dritte Euro des Haushalts in
Kinder, Bildung und Familien geht. Im Vergleich
zum Jahr 2012 gibt es rund 10.000 zusätzliche Kita-
Plätze.

Herr Kollege Günther, Sie sagen immer, das Land
beteilige sich an den Kita-Kosten nur noch zu
20 %. So war das 2012, als wir die Regierung über-
nommen haben. Heute sind wir bei 35 %, Herr Kol-
lege Günther. Das ist mehr und nicht weniger. Das
ist der Unterschied, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Tobias Koch [CDU]: Ach, Blöd-
sinn!)

- 35 % und nicht 20 %, das ist übrigens mehr, Herr
Kollege Koch, das sind 15 % mehr.

Wenn man das alles so macht wie Sie, Herr Kollege
Günther, dann hat man sich von mir einen Musik-
tipp verdient. Ich schlage Ihnen vor: Richard San-
derson, Dreams are my reality. Das trifft das, was
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Sie hier vorgetragen haben. Mit der Realität hat das
jedenfalls nichts zu tun.

Es ist auch des Amtes des Ministerpräsidenten nicht
würdig. Ich kann nur sagen: Gut, dass Torsten Al-
big Ministerpräsident ist und dass nicht jemand wie
Sie das ernsthaft werden kann. Das ist gut so für
unser Land; denn Torsten Albig hat nicht nur eine
beeindruckende Bilanz vorgetragen, sondern er hat
darauf hingewiesen, dass wir die Unterrichtsversor-
gung in den nächsten Jahren auf 100 % verbessern
werden, dass wir die Familien stärken und konse-
quent zur beitragsfreien Kita voranschreiten wer-
den, dass für uns gute Arbeitsbedingungen keine
Bürokratie sind, sondern dass das Essenz von Poli-
tik und Gerechtigkeit ist, und dass wir mindestens
5.000 bezahlbare neue Wohnungen errichten wer-
den. Wir werden uns auch nicht in einen Wahl-
kampf locken lassen, bei dem Sie glauben, dass
man gegen Humanität Wahlen gewinnt. Gegen Hu-
manität gewinnt man in Schleswig-Holstein keine
Wahlen. Davon bin ich fest überzeugt, und wir las-
sen uns darauf in keiner Weise ein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Große Anfrage der PIRATEN gibt uns Gele-
genheit, darauf näher einzugehen. Obwohl ich ja
nicht immer glücklich mit Ihren Beiträgen war, will
ich es doch heute ausdrücklich würdigen, dass Sie
uns mit Ihrer Großen Anfrage Gelegenheit gegeben
hat, das in dieser Ausführlichkeit darzustellen.
Denn dadurch konnten wir zeigen, dass durch er-
folgreiches Regieren und durch eine funktionieren-
de Koalition das Leben der Bürgerinnen und Bürger
in Schleswig-Holstein verbessert wurde, dass man
Vertrauen in die Politik zurückzugewinnen kann,
dass man nicht das Gegenteil dessen tun muss, was
man gesagt hat, dass man nicht wie Sie antreten
muss, und es plötzlich ganz anders macht. Sie sa-
gen ja immer, Sie hätten es damals so schwer ge-
habt, als sie regiert haben. Wir sagen vor der Wahl,
was wir tun, und wir tun das, was wir vor der Wahl
gesagt haben.

Herr Kollege Günther, von Friedrich Hebbel
stammt die Einsicht, dass es Leute gibt, die in jeder
Suppe ein Haar finden, weil sie, wenn sie davor sit-
zen, solange den Kopf schütteln, bis eines hinein-
fällt. - Das kann unmöglich der Ministerpräsident
gewesen sein,

(Heiterkeit SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

sondern das sind Sie. Deswegen ist das ein Punkt,
von dem ich sagen möchte: So ist das bei Ihnen.

Wir haben eine gute Bilanz. Die Küstenkoalition
kann sich damit sehen lassen.

Ich freue mich auf den Wahlgang am 7. Mai, weil
wir mit dieser Bilanz selbstbewusst vor die Wähle-
rinnen und Wähler gehen können. Dieses Land ist
bei der Küstenkoalition in besten Händen. - Vielen
herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, begrüßen
Sie gemeinsam mit mir eine weitere Schülergruppe
des Wolfgang-Borchert-Gymnasiums Halstenbek
und eine weitere Schülergruppe der Beruflichen
Schulen des Kreises Ostholstein aus Oldenburg. -
Herzlich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat deren Fraktionsvorsitzende, Frau
Abgeordnete Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Jungs!

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Das war ja schon einmal ein wunderbarer Start.

Auch wir haben uns Gedanken gemacht, welchen
Zweck diese Anfrage der PIRATEN hat, außer dass
es eine ziemliche Fleißaufgabe war. Ich gehe davon
aus, dass Sie die Praktikanten, die unsere Koaliti-
onssätze da herauskopieren mussten, gut bezahlt
haben. Eine gute Beschäftigung war diese Erbsen-
zählerei aus meiner Sicht nicht, aber für uns ist es
tatsächlich eine gute Gelegenheit, darzustellen, wel-
che unterschiedlichen Konzepte wir haben, und das
vor der Wahl.

Insofern ist es für uns nicht nur ein Gewinn als Ko-
alitionspartei, sondern kann, wenn es denn gut ge-
nutzt würde und es gute Kritik gebe, auch ein gutes
Instrument für die Opposition sein. Insgesamt ist es,
wenn ich mir überlege, worüber wir sonst so disku-
tieren, daher eine gute Debatte für die Demokratie,
weil nämlich deutlich wird, wofür wir und wofür
andere stehen. Deswegen ist diese Debatte aus mei-
ner Sicht eine sinnvolle. - Danke.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Liebe PIRATEN, die Bindungswirkung von Ko-
alitionsverträgen ist ein vieldiskutiertes Thema im
Staatsrecht. Ich kann hier an dieser Stelle sagen: Ja,
Koalitionsverträge sind bindend. Ja, wir haben ihn
eingehalten. Wo wir einen Jota abgewichen sind,
haben wir einen Kompromiss gemacht. Kompro-
misse machen ist die hohe Kunst der Politik, die Ih-
nen leider manchmal zu sehr abgeht.

Wo wir abgewichen sind, haben sich vielleicht die
Rahmendaten geändert oder die Prioritäten verscho-
ben. Das ist kein Beinbruch, sondern gute Regie-
rungsarbeit.

Ja, lieber Herr Breyer, wir haben Rahmenbedin-
gungen zur Kenntnis genommen, und zwar auf-
grund von Bundesrecht. Wir haben auch Recht-
sprechung zur Kenntnis genommen, so etwa das
Verfassungsgerichtsurteil in Bremen zum Auslän-
derrecht. Insofern unterscheiden wir uns in unserer
Politik vielleicht auch dahin gehend, dass wir uns
innerhalb bestimmter Rechtsrahmen bewegen und
der Meinung sind, dass man diese auch einhalten
muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und vereinzelt SPD)

Tatsächlich starten wir auch nicht jeden Versuch
und sagen, wir machen jetzt einmal irgendein Ge-
setz. Das hatten wir bei anderen Debatten schon, in
denen Sie gegen den Rat sämtlicher Juristinnen und
Juristen gesagt haben: Machen Sie das doch. Wir
werden ja sehen, wie die Gerichte entscheiden. -
Das, lieber Herr Breyer, bringt Chaos ins Land.

Wenn wir Gesetze verabschieden oder im Bundes-
rat Gesetzen zustimmen - das ist ja demnächst auch
so ein Thema -, bei denen wir der Meinung sind,
dass sie nicht verfassungsgemäß sind, dann bringen
wir Unruhe ins System. Dann wird überhaupt keine
Verbesserung für das Land geschaffen.

(Christopher Vogt [FDP]: Warum machen
Sie es denn?)

Wir machen Gesetze, bei denen wir der Meinung
sind, dass sie verfassungsgemäß sind. Davon sind
wir überzeugt, wenn wir Gesetze verabschieden.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, aber das haben
Sie doch nicht geschafft!)

- Natürlich kann ein Gesetz überprüft werden und
in Teilen - in sage: in Teilen; das wird sicherlich
morgen bei der Kommunaldebatte noch einmal ver-

tieft werden - auch verfassungswidrig sein. Wir
sind ja nicht allmächtig.

(Christopher Vogt [FDP]: Nein, Gott sei
Dank!)

- Gott sei Dank! Sie können das auch gern überprü-
fen lassen. Aber ich hebe doch nicht bewusst die
Hand für ein Gesetz, von dem ich vorher schon ver-
mute, dass es verfassungswidrig ist,

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

in der Hoffnung, dass das Verfassungsgericht viel-
leicht sagt, dass es doch in Ordnung ist. Das ist der
Unterschied. Das ist das, was ich Herrn Breyer vor-
werfe.

(Christopher Vogt [FDP]: Sie hätten die Be-
denken der Opposition ernst nehmen müssen,
dann wäre das nicht passiert!)

- Man kann Dinge gerichtlich unterschiedlich be-
trachten. Aber wenn Verfassungsexperten etwas als
verfassungswidrig bezeichnen und uns zum Bei-
spiel bei der Windenergie von einem Gericht eine
Regelung zur Bürgerbeteiligung um die Ohren ge-
hauen wird, dann dürfen wir nicht den gleichen
Weg noch einmal gehen. Das ist einfach unsinnig
und bringt Unruhe ins System. Das ist das, was ich
kritisiere und was ich nicht will.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und vereinzelt SPD)

Meine Damen und Herren, für Ihre gute Regie-
rungsarbeit möchte ich dem gesamten Kabinett
danken. Ausdrücklich danken möchte ich an dieser
Stelle unseren Grünen in der Landesregierung, Mo-
nika Heinold und Robert Habeck - auch wenn Herr
Habeck den Dank scheinbar gerade woanders wahr-
nimmt. Kompetent, im besten Sinne unkonventio-
nell haben sie alle die Dialogbereitschaft und Of-
fenheit für unsere Themen an ihren Schreibtischen,
am Kabinettstisch und auch im Land gezeigt. Sie
haben erfolgreich gestritten und gekämpft.

Herr Günther, Sie kritisieren hier mit sehr viel
Kriegsrhetorik. Was haben Sie hier vorhin erzählt?
Wir schlagen, wir würgen, wir zertreten. Das Land,
was Sie hier beschrieben haben, muss am Boden
liegen. Was wir hier alles im Streit und im Kampf
gemacht haben - es ist unglaublich. Ich weiß nicht,
ob wir in verschiedenen Welten leben. Ich erlebe
die Welt, das Szenario, was Sie beschrieben haben,
überhaupt nicht. Natürlich gibt es Konflikte. Natür-
lich gibt es Menschen, die zum Beispiel keine
Windräder vor ihrer Tür haben wollen. Natürlich
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gibt es das, logisch. Es gibt auch Menschen, die G 9
wieder zurückhaben wollen. Darüber kann man sich
austauschen. Wir haben eine klare Position, Sie ha-
ben eine klare Position, und diese sind unterschied-
lich. Darüber kann man nachher abstimmen. Aber
mit Ihrer Rhetorik stellen Sie es immer so dar, als
ob dieses Land sich in einem Kriegszustand befän-
de. Immerzu kann irgendjemand um die Ecke kom-
men und tot umfallen. Das ist Absurdistan. Ich
kann gar nicht beschreiben, wie absurd ich das fin-
de.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Flemming Meyer [SSW])

Dann kritisieren Sie uns zum einen dafür - das hat
Herr Stegner ja schon gesagt -, dass wir den Koali-
tionsvertrag umsetzen, also dafür, dass wir das tun,
was wir vor der Wahl gesagt haben. Das ist schon
einmal eine sehr interessante Wahrnehmung von
Politik. Aber zum anderen kritisieren Sie uns dann,
wenn wir Dinge umsetzen, die unter Ihrer Regie-
rung begonnen worden sind, zum Beispiel das Poli-
zeikonzept, das in Ihrer Regierungszeit auf den
Weg gebracht wurde. Dafür kritisieren Sie uns
auch. Dann fangen Sie auf einmal an, Ihre eigenen
Schritte - bestes Beispiel: G 8/G 9 - wieder zurück-
zudrehen. Ihre Politik ist so inkonsistent und so in-
stabil, obwohl Sie in der Opposition sind, dass ich
nur sagen kann: Ich hoffe für dieses Land, dass Sie
dort auch bleiben werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Unsere Politik dagegen sieht so aus: ein ausgegli-
chener Haushalt 2017, erfolgreiche Programme zur
energetischen Sanierung von Schulen und Kitas, ein
dick ausgestattetes Programm zur Sanierung der In-
frastruktur für Straßen und Krankenhäuser, eine fet-
te Aufstockung der Kita-Zuschüsse von 100 Millio-
nen auf über 200 Millionen € im Jahr, eine echte
Stärkung der Schulen, die schwarze Null in Reich-
weite. Das ist richtig gute grüne Finanzpolitik, die
unserem Land gut tut. Wir wollen das, und wir kön-
nen das. Danke, Monika!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Und natürlich können wir Öko. Wen wundert‘s? Im
Dialog mit den Betroffenen für eine konsequente
Umweltpolitik, für nachhaltige Landwirtschaft und
eine erfolgreiche Energiewende. Auf Augenhöhe
mit dem Bauernverband für grüne Ökopolitik strei-
ten. Immer die Hand ausstrecken und einen ehrli-
chen Dialog führen. Das hat Robert Habeck ge-
meistert.

Meine Damen und Herren, die Energiewende macht
auch den Unterschied deutlich; denn Energiewende
geht mit der CDU im Land leider nicht mehr. Das
muss man ganz deutlich so sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die CDU hat sich von dem Kurs verabschiedet,
weil sie meint, sich in irgendeiner Weise vielleicht
bestimmten Wählergruppen anschließen zu müssen;
ich weiß es nicht. Sie hat sich von dem Kurs der
konsequenten Energiewende verabschiedet. Herr
Günther, zu versprechen, wir könnten sämtliche
Ausnahmen und unterschiedliche Zustände im Land
zulassen - wir machen weite Abstände und errei-
chen gleichzeitig die Klimaziele und unser Ziel in
Bezug auf die Energiewende -, das ist wirklich
nicht zulässig, weil beides nicht geht. Man muss
sich entscheiden, welchen Weg man gehen will.
Wir sind der Meinung, wir müssen den Weg der
Energiewende weitergehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

- Ich bräuchte bitte einmal ein Glas Wasser.

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete, es wird jetzt die Chance beste-
hen, dass Sie etwas zu trinken kriegen. - Meine sehr
geehrten Damen und Herren, ich möchte Ihnen mit-
teilen, dass es dem Ministerpräsidenten nicht gut
geht. Ich denke, wir wünschen ihm gute Genesung
und haben viel Verständnis dafür. Alles Gute!

(Beifall)

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Dann muss ich meinen Dank an den Ministerpräsi-
denten ein bisschen vorziehen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das kann er ja
nachlesen!)

- Das kann er. - Meine Damen und Herren, man
kann sich keine besseren Regierungsmitglieder
wünschen - das steht hier auch gerade -, und ich
kann mir auch keine bessere Koalition wünschen.
Diese Koalition macht den Unterschied -

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

für die Umwelt, die ländlichen Räume, den Tier-
schutz, die Energiewende. Es reicht die Zeit gar
nicht, um alles aufzuzählen, beziehungsweise ich
dachte, die Zeit würde nicht reichen, weil ich da
noch nicht wusste, dass ich so viel mehr Zeit haben
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würde. Aber keine Sorge, ich werde sie vermutlich
nicht ausnutzen.

(Zurufe: Schade!)

Präsident Klaus Schlie:

Das steht Ihnen zu.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Es steht mir zu. Man muss nicht alles, was einem
zusteht, auch nutzen.

Wir haben das Landesnaturschutzgesetz reformiert
und damit endlich wieder ein Gesetz, das diesen
Namen auch verdient. Bleifreie Jagd beschlossen:
Check. Förderung Vertragsnaturschutz: Check. Vor
allem haben wir den Grundwasserschutz und den
Schutz der biologischen Vielfalt ganz nach oben
auf die Agenda gesetzt, da, wo sie hingehören. Die
Weichen im Land sind auf Grün gestellt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und Birgit Herdejürgen [SPD])

Wir haben den Anteil des Öko-Landbaus von 3,6 %
auf 5 % steigern können. Das anvisierte Ziel von
7 % haben wir damit also noch nicht erreicht. Aller-
dings wird es auch in 2017 voraussichtlich einen
Flächenzuwachs geben, und wir sind ja noch lange
nicht fertig.

Auch die Landwirtschaft ist ein Bereich, anhand
dessen man gut deutlich machen kann, wo der Un-
terschied zwischen unserer Koalition und dem liegt,
was Teile der Opposition versprechen. Ich durfte ja
beim Dithmarscher Bauernverband - das war, wie
Sie sich vorstellen können, für mich als Grüne ein
Heimspiel - gemeinsam mit Ihnen diskutieren. Das
war total gut und hat Spaß gemacht, weil deutlich
geworden ist, was das Konzept von CDU und FDP
ist, nämlich den Markt wirken lassen, wachsen und
weichen und

(Heiner Rickers [CDU]: Und die Bauern le-
ben lassen!)

- genau! - die Bauern alleinelassen nach dem Mot-
to: Gebt denen weniger Bürokratie und weniger Na-
turschutzauflagen, dann wird alles supi. Dann könnt
ihr bestehen, und dann könnt ihr euch am Markt be-
haupten. Das jedoch ist falsch. Das ist genau die
Politik, die den Bauern nicht hilft, und das wollen
wir nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Der Milchpreis, der die Bauern in den Ruin treibt,
ist mitnichten ein grüner Milchpreis und ist mit-
nichten aufgrund unserer Landwirtschaftspolitik
entstanden, sondern das ist eine Politik, die wir kri-
tisieren. Wir wollen faire Löhne für gute Arbeit in
der Landwirtschaft, und wir wollen dafür sorgen,
dass nachhaltige Landwirtschaft bezahlt wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SSW)

Meine Damen und Herren, diese Koalition tut dem
Land gut, die Koalition arbeitet dafür, dass die Kin-
der im Land eine saubere Umwelt erben, dass die
Menschen im Land sauberes Wasser, gute Böden
und gesunde Tiere zum Leben haben. Nachhaltige
Landwirtschaft heißt auch, dass wir natürlich etwas
für den Tierschutz getan haben, Herr Breyer. Das
ist gelungen, weniger par ordre du mufti, vielmehr
an Runden Tischen. Das ist eine Politik, die wir be-
fürworten.

Herr Günther hat uns neulich beim Thema Wald-
kindergärten deutlich gemacht, was seine Vorstel-
lung von Runden Tischen ist. Da kriegt kein ande-
rer einen Stuhl, da sitzt nur ein Ministerpräsident
und macht par ordre du mufti Basta-Politik, und
dann funktioniert schon alles. Das ist nicht unsere
Politik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SSW)

Bei uns darf jeder mit am Tisch sitzen, bei uns wird
jeder angehört, und bei uns kann jeder seine Mei-
nung einbringen. Erst dann haben wir eine Haltung
und fassen Beschlüsse. So funktioniert das.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zu-
ruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Und nicht mit „Tretet an.“

(Daniel Günther [CDU]: Die wollen doch,
dass das Problem gelöst wird!)

Meine Damen und Herren, wir haben das Ver-
bandsklagerecht für Tierschutzverbände einge-
führt. Wo ist mein Kollege Matthiessen, der heute
das letzte Mal hier ist? Lieber Detlef, ein ganz be-
sonderes Anliegen, das dir gelungen ist durchzuset-
zen, eine alte grüne Forderung. Natürlich wäre es
besser, wenn es dieses Recht auf Bundesebene gä-
be. Seit Detlef Matthiessen im Landtag ist, hat er
sich dafür eingesetzt, damit wir es in dieser Koaliti-
on beschließen konnten. - Herzlichen Dank dir da-
für, Detlef!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)
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Ich erwähne ihn extra, weil es seine letzte Land-
tagstagung ist. Ich hoffe, alle anderen, die daran
mitgewirkt haben, fühlen sich dabei nicht übergan-
gen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Wir sehen: Grün wirkt. Aber Grün kann nicht nur
Gras und Kühe, wir können auch Kinder und Köp-
fe. Was haben wir hier versprochen? Einen Bil-
dungsdialog. Dieser Punkt war uns besonders
wichtig.

(Christopher Vogt [FDP]: Kein G 9, obwohl
die Leute das wollen!)

Wir haben einen Bildungsdialog mit rund 200 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern durchgeführt. Die
hatten wahrscheinlich alle einen Stuhl, nehme ich
an. Wir haben das Schulgesetz reformiert, sodass
das Zwei-Säulen-System mit G 8 an Gymnasien
und G 9 an Gemeinschaftsschulen und beruflichen
Schulen dadurch eine breite Akzeptanz erhalten hat.
An dieser Struktur halten wir fest. Verlässlichkeit
ist uns wichtig.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Vogt?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Vogt, Sie haben das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: Frau von Kalben,
da Ihnen der Bildungsdialog so wichtig ist:
Haben Sie die Umfrage zur Kenntnis genom-
men, wonach sich auch 70 % der Grünen-
wähler G 9 an Gymnasien wünschen und ei-
ne große Mehrheit in unserem Land insge-
samt? Ist Ihr Bildungsdialog etwas unglück-
lich gelaufen, wenn Sie dort angeblich etwas
anderes herausbekommen haben, wenn die
Realität und die Wünsche der Bürger doch
ganz andere sind? Wie reagieren Sie darauf?
Wenn Ihnen der Bildungsdialog so wichtig
ist, müssten Sie doch die Mehrheitsmeinung
der Bevölkerung zur Kenntnis nehmen und
umsetzen.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich glaube, dass es wichtig ist, die Mehrheitsmei-
nung der Bevölkerung zur Kenntnis zu nehmen.
Aber man sollte Strukturen nicht wieder beiseite-
schaffen und das Schulsystem alle fünf Jahre än-
dern. Wenn gefragt worden wäre, ob die Bevölke-
rung möchte, dass die Strukturen wieder neu ange-
fasst werden, bin ich mir nicht sicher, ob dann auch
70 oder 80 % gesagt hätten, sie wollten das ändern.

Meine Antwort darauf ist, dass wir a) G 8 noch bes-
ser machen müssen - was wir auf den Weg gebracht
haben, was das Entrümpeln von Lehrplänen angeht
- und b) wir G 9 an Gemeinschaftsschulen noch
besser ausstatten müssen. Wir haben ja schon viele
Oberstufen erfolgreich auf den Weg gebracht.

Wenn wir weiter an der Qualität unserer G-8-Gym-
nasien und unserer G-9-Gemeinschaftsschulen ar-
beiten, wird sich die Akzeptanz erhöhen. Ich glau-
be, dass ist der bessere Weg, als jetzt eine Struktur-
debatte anzustoßen und wieder neue Unruhe an die
Schulen zu bringen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine weitere Bemer-
kung des Herrn Kollegen Vogt?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, gern.

Christopher Vogt [FDP]: Frau Kollegin,
deswegen hatten wir in unserer Regierungs-
zeit die Möglichkeit geschaffen, an Gymnasi-
en wieder G 9 einzuführen, entweder beide
Bildungsgänge parallel oder G 9. Diese Mög-
lichkeit haben Sie aus dem Schulgesetz her-
ausgestrichen. Es würde Unruhe in die
Schulen bringen, wenn man, wie die Kolle-
ginnen und Kollegen der CDU, per Schulge-
setz alle Gymnasien wieder auf G 9 zurück-
drehen würde. Das würde - glaube ich - jah-
relange Umwälzungsprozesse und viel Wi-
derstand erzeugen, weil viele Schulen das
nicht wollen. Aber viele Schulen wollen auch
G 9. Deswegen sagen wir: Lasst doch die
Schulkonferenz darüber entscheiden.

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Frau Kollegin Erdmann, wenn Eltern, Schü-
ler und Lehrer das wollen, kann man doch
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nicht sagen, wir brächten Unruhe in die
Schulen. Wenn die das wollen und umsetzen,
ist es doch die beste Lösung für alle. Dage-
gen können die Grünen doch nichts haben;
das verstehe ich nicht.

(Zurufe)

- Wir haben für diejenigen, die das so hatten, Be-
standsschutz erreicht. In meinem Wahlkreis gibt es
ein G-9-Gymnasium, G 8, Y, alles Mögliche. Ich
glaube, man muss es aus der Perspektive der Eltern
sehen. Eltern sollten in einem Raum, wo es eine
Gemeinschaftsschule und ein Gymnasium gibt, für
ihre Kinder die Wahlmöglichkeit haben. Wenn jede
Schule das selbst entscheidet, habe ich unter Um-
ständen nur G 9 in einem Kreis und in einem ande-
ren nur G 8. Ich finde unser System übersichtlicher
und vernünftiger. Deshalb werden wir daran fest-
halten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und die bundes-
weite Entwicklung?)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Kollegen Dr. Dolgner?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Dolgner, bitte.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Werte Kollegin von
Kalben, der Kollege Vogt hat darauf auf-
merksam gemacht, dass es Umfragen gibt. Es
ist ja ein Problem mit den tatsächlich Betrof-
fenen und Majoritäten. Deshalb hört man ja
auch Betroffene an und geht nicht einfach
nach Majoritäten.

(Christopher Vogt [FDP]: Schulkonferen-
zen!)

Erinnern Sie sich gemeinsam mit mir an die
Umfrage, die der Landeselternbeirat der
Gymnasien und die Landesschülervertretung
der Gymnasien durchgeführt haben, inklusi-
ve Belastungsanalyse, und die darauf folgen-
de Pressemitteilung, mit der diese Koalition
inständig gebeten wurde, die Strukturdebat-
ten zu beenden, das System zu belassen, wie
es ist, und nicht zu G 9 zurückzukehren?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wann war das?)

- 2013, Herr Kollege Kubicki. Sie erinnern
sich offensichtlich nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann müssen Sie
heute mal in die Schulen gehen!)

- Da war ich letzte Woche.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Kubicki, jetzt bin ich dran. - Lieber Herr Dol-
gner, ich weiß, dass Sie angeblich über ein fotogra-
fisches Gedächtnis verfügen. Das habe ich nicht,
deshalb kann ich mich nicht wortwörtlich daran er-
innern. Vielen Dank, dass Sie mich daran erinnern.

(Unruhe)

Ich kann mich daran erinnern, dass ich bei Podi-
umsdiskussionen an Schulen, die ich zurzeit führe,
genau die gleiche Reaktion höre. Ich höre, dass
man etwas an den Oberstufen verändern sollte. Ich
finde es eine gute Idee, dass man darüber nach-
denkt. Bei Schulstrukturveränderungen höre ich bei
aller Kritik an G 9 und allem, was damit zusam-
menhängt, mehrheitlich keinen Wunsch nach Ver-
änderung.

Ich fahre in meiner Rede fort. Wir wollen nicht die
Struktur ändern, wir verbessern die Unterrichts-
qualität. Die CDU wollte sparen und abbauen. Wir
haben nicht nur nicht abgebaut, wir haben sogar
aufgebaut: 2017 haben wir rund 300 Stellen mehr
im System als 2012 und dabei rund 15.000 Schüle-
rinnen und Schüler weniger. Das macht im Quoti-
enten eine bessere Ausstattung. Wir haben unser
Versprechen sogar noch deutlich übertroffen.

Wir haben die Inklusion nicht nur mit Lehrkräften,
sondern auch mit mehr als 30 Millionen € jährlich
gestärkt. Das hatten wir nicht versprochen, das wur-
de aber im Laufe dieser Legislatur erforderlich. Ich
glaube, wir sind uns alle einig, dass in dem Bereich
auch in der nächsten Legislatur dringend noch mehr
passieren muss.

Auch nicht absehbar war, dass sich unsere Schulen
innerhalb eines Jahres für Tausende neue Schüle-
rinnen und Schüler würden öffnen müssen. Auch
das haben wir zusammen mit den Lehrerkollegien
und vielen Freiwilligen geschafft.

Was haben wir noch versprochen? Ein neues Gast-
schulabkommen, das endlich mehr Freiheit bei der
Wahl zwischen Schleswig-Holstein und Hamburg
ermöglicht - check! - Danke, Frau Ernst.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)
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Kurze Beine, kurze Wege. Wir haben die Mindest-
größen für kleine Grundschulstandorte abgesenkt,
und unter Robert Habeck gibt es EU-Mittel nicht
nur für Ställe, sondern auch für Schulen.

Was noch? Ein neues Lehrerbildungsgesetz -
check! Die Grundfinanzierung der Hochschulen
verbessert - check!

Klar, es gibt auch im Bildungsbereich Punkte, wie
zum Beispiel den konfessionsübergreifenden Reli-
gionsunterricht, wo wir noch nicht so weit sind, wie
wir gern gekommen wären. Die Nordkirche hat da-
zu eine Studie in Auftrag gegeben, deren Ergebnis-
se jetzt vorliegen.

Die Kita-Finanzierung haben wir nicht transparen-
ter gemacht, eher umgekehrt, aber dafür haben wir
die Mittel von 100 Millionen auf 230 Millionen €
pro Jahr mehr als verdoppelt, und darauf kommt es
an.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Verbesserungen im Ganztag, Familienzentren,
Sprachförderung - das war alles nicht angekündigt.
Nicht versprochen, trotzdem gemacht.

Wenn ich mir insgesamt die Antworten auf Ihre bil-
dungspolitischen Fragen ansehe, bin ich stolz, was
wir in diesen fünf Jahren alles erreicht haben. Ich
danke an dieser Stelle von Herzen unserer bildungs-
politischen Sprecherin und Vorsitzenden des Bil-
dungsausschusses, Anke Erdmann. - Danke, Anke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir haben nicht nur gewollt, wir haben auch ge-
konnt - deutlich mehr als gedacht. Diese Koalition
kann nicht nur Energie und Wattwurm, sondern
auch Schule und Kita und noch mehr. Wir können
auch Bürgerrechte und Sicherheit. Mit der Küsten-
koalition gibt es echte Bürgerbeteiligung. Es war
nie so einfach, Bürgerbegehren auf die Beine zu
stellen.

Wir haben in die Polizei investiert wie keine andere
Regierung vor uns. Das macht unser Land sicherer.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir haben das Landesprogramm gegen Rechtsex-
tremismus und Salafismus gestärkt. Auch das
macht unser Land sicherer.

Lieber Herr Breyer, wenn Sie uns vorwerfen, dass
wir an bestimmten Stellen Kompromisse eingegan-

gen sind, sage ich: Unser Land ist auf Platz zwei in
der Liste der transparentesten Bundesländer.

(Zuruf PIRATEN: Was?)

Mit unserem Informationszugangsgesetz werden
wir auch auf Platz eins landen.

(Lachen Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Dieser Platz zwei, lieber Herr Breyer, ist keine ver-
gebene Bewertung von der Bundespolizei oder so,
sondern von Mehr Demokratie, unserem gemeinsa-
men Partner in vielen Fragen, bei denen wir um
Transparenz kämpfen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Von dort kommt auch das Lob für unser liberalstes
Versammlungsrecht, das wir auf den Weg gebracht
haben.

Also, lieber Herr Breyer, tun Sie auch hier nicht so,
als ob wir in einem grauen, nebeligen, voll untrans-
parentem Land leben. Das ist vollkommener
Bullshit und echt an der Realität vorbei.

Meine Damen und Herren, es bleibt kaum die Zeit,
unsere Bilanz in der Flüchtlings- und Integrations-
politik noch zu nennen, obwohl Sie wissen, dass
mir das sehr am Herzen liegt. Deswegen mache ich
es stakkato: Abschiebehaft geschlossen - check.
Kürzung bei der Migrationssozialberatung zurück-
genommen - check. Mittel für Integration massiv
aufgestockt - check. Sprachkurse für die Flüchtlin-
ge, die vom Bund ausgeschlossen werden - check.
Und nebenbei die Unterbringung und Versorgung
von über 40.000 Flüchtlingen bewältigt.

Das war eine großartige Leistung des gesamten
Landes. Dafür kann man gar nicht genug der Bevöl-
kerung Schleswig-Holsteins danken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW und Wolfgang Kubicki [FDP])

Fünf Jahre Küstenkoalition - nicht immer ohne
Schwierigkeiten, aber immer mit hochgekrempelten
Ärmeln und dem Herz am rechten Fleck. Um unse-
re grüne Finanzministerin zum Schluss noch einmal
zu zitieren:

„Ich bin stolz darauf, Teil der Küstenkoaliti-
on zu sein in einem Land, in dem Humanität
nicht am Haushalt scheitert.“

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Und ich möchte noch ergänzen: Ich bin froh, Teil
einer Koalition zu sein, in der wir nicht nur mit der
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Bevölkerung auf Augenhöhe in den Dialog getreten
sind, sondern in der wir auch miteinander diesen
Umgang gepflegt haben. Das ist etwas, was man
nicht hoch genug achten kann. Ich habe in dieser
Koalition Politikaustausch, Streiten, sehr viel auch
Lachen und gute Laune und sehr intensive Ausein-
andersetzungen auf Augenhöhe erlebt. Ich glaube,
das ist etwas, wodurch sich das Land trägt. Auch
die Bevölkerung findet es gut, dass wir nicht in
Schlammschlachten übereinander hergefallen sind,
sondern dass wir gut miteinander regieren. Ich dan-
ke allen, die daran beteiligt sind. - Danke schön.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat
der Abgeordnete Wolfgang Kubucki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich hatte mich zunächst gefragt, wie bescheuert
man sein muss, einen solchen Antrag zu stellen,
wenn man in der Opposition sitzt. Aber nach dem
Interview, das ich heute von Herrn Dudda und
Herrn Breyer in den „Lübecker Nachrichten“ gele-
sen habe, ist mir klar geworden, warum das so ist,
warum man so etwas macht. Denn wer erklärt, dass
er sich dafür einsetzen will, dass die Rasseliste im
Gefahrhundegesetz gestrichen werden soll und
nicht mitbekommen hat, dass wir das in diesem
Hause vor zwei Jahren bereits gemacht haben - üb-
rigens gegen den Widerstand der PIRATEN -, der
kommt dann auf solche interessanten Ideen.

(Beifall FDP - Zurufe Dr. Patrick Breyer [PI-
RATEN] und Uli König [PIRATEN])

Gestern haben wir darüber diskutiert, dass wir im
Landtagswahlkampf keine Wahlwerbung wollen.
Jetzt haben wir auf amtlicher Drucksache nichts an-
deres als das, was wir gestern bekämpft haben.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und Beifall
Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Zuruf Daniel Günther [CDU]

Ich habe Daniel Günther schon gesagt, die Union
müsse das - auch als Oppositionsfraktion, die nicht
dazu beitragen soll, dass die Regierung Wahlwer-
bung betreiben darf - bei ihrer Klage vielleicht et-
was ausweiten.

(Sven Krumbeck [PIRATEN]: Sehr gut!)

Ich habe mich interessanterweise auch gefragt,
warum der von mir äußerst geschätzte künftige Op-
positionsführer Dr. Ralf Stegner diesen Tagesord-
nungspunkt setzen wollte. Mir ist das an der Rede
klar geworden, dass es wirklich keine gute Idee
war. In allen meinen Veranstaltungen erkläre ich
momentan, wer Albig hört, lernt Stegner schätzen,
weil der wenigstens gelegentlich etwas Inhaltliches
sagt, im Gegensatz zum Ministerpräsidenten.

(Heiterkeit FDP)

Aber heute muss ich das revidieren. Denn der Mini-
sterpräsident hat in der Tat darauf hingewiesen,
dass seine Regierung auch gearbeitet hat. Es wäre
komisch gewesen, wenn das in fünf Jahren nicht
der Fall gewesen wäre. Das hätte mich natürlich
mehr gewundert als das, was angesprochen worden
ist.

Aber die Frage war, was ist mit dem Koalitions-
vertrag? Ich muss den Grünen und den Menschen
der PIRATEN vielleicht erklären, dass ein Koaliti-
onsvertrag kein Gesetz ist, dass keine Regierung
verpflichtet werden kann, den Koalitionsvertrag
umzusetzen, weil die Koalitionsfraktionen dafür zu-
ständig sind.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] und Birgit
Herdejürgen [SPD])

Parteien verhandeln Koalitionsverträge, und die
Fraktionen sind gehalten, das umzusetzen. Eine Re-
gierung soll sich in aller Regel an Recht und Gesetz
halten und vor allen Dingen auch auf veränderte
Lagen reagieren, ohne dass man sie an Amtshand-
lungen festmachen kann, die vor fünf Jahren statt-
gefunden haben.

(Zuruf Peter Eichstadt [SPD])

Es muss ja auch einmal einer darauf hinweisen,
dass die Idee, ein Koalitionsvertrag sei etwas, was
man einklagen kann, schlicht und ergreifender Un-
sinn ist und vor allem mit der politischen Realität
nichts zu tun hat.

(Beifall FDP und Birgit Herdejürgen [SPD])

Aber nun zur Sache. Am 14. Januar dieses Jahres
sagte Ministerpräsident Torsten Albig gegenüber
der Deutschen Presse-Agentur, dass die A 20 das
einzige Versprechen gewesen sei, das die Koalition
nicht eingehalten habe. Es folgte die umwerfend lo-
gische Begründung, schon heute könne das Land
kaum einen Kilometer Autobahn zusätzlich bauen,
weil nicht genügend Tiefbaukapazitäten vorhanden
seien. Und wörtlich erklärte der Regierungschef
laut dpa mit gewohnter rhetorischer Brillanz:
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„Die Menschen und auch die Bagger sind da-
für nicht in ausreichender Zahl da. Alles, was
wir jetzt mehr an Geld da reingeben würden,
würde jeden Kilometer nur teurer machen,
aber nicht automatisch zu mehr Kilometern
führen.“

Welch eine brillante Logik des Ministerpräsiden-
ten! An dieser Äußerung sind zwei Dinge interes-
sant. Zum einen ist der regierungsamtliche Hinweis
schlicht falsch, dass fehlende Ressourcen bei den
Bauunternehmen ursächlich für den Stillstand
sind. Das sind Fake News. Denn die Ressourcen
fehlen eindeutig im Verantwortungsbereich der
Landesregierung.

(Beifall FDP und CDU)

Es wurde in diesem Bereich seit 2012 viel zu wenig
Personal eingestellt, sodass wir im Landesbetrieb
Straßenbau heute weniger Planer haben als unter
der Vorgängerregierung.

(Volker Dornquast [CDU]: Wie bei den Leh-
rern!)

- Da kommen wir gleich dazu! - Vielleicht muss
man die Diskussion etwas aufheitern: Selbstver-
ständlich hat Herr Meyer es geschafft, 100.000 cm
Autobahn in Schleswig-Holstein zu generieren.
Man muss die Zahlen, die Größenordnung, nur
richtig verstehen und nicht auf einem Kilometer be-
harren.

(Beifall FDP, Hans-Jörn Arp [CDU] und Da-
niel Günther [CDU])

Das grundsätzliche Problem ist immer noch nicht
gelöst. Die ausgeschriebenen Stellen können nicht
einmal annähernd mit qualifiziertem Personal be-
setzt werden. Hier hat in erster Linie der Verkehrs-
minister dieses Landes vollständig versagt.

(Beifall FDP und CDU)

Zweitens, und dies wird bei dem vorherigen Bericht
der Landesregierung deutlich: Auch der Hinweis
des Ministerpräsidenten, dass dies das einzige Ver-
sprechen gewesen sei, das nicht umgesetzt wurde,
ist falsch.

Hier nenne ich einige Beispiele, die aus der Ant-
wort auf die vorliegende Große Anfrage hervorge-
hen und die den Genossen Stegner in besonderer
Weise interessieren dürften. Stichwort: einzelbe-
triebliche Förderung. Der Koalitionsvertrag ist so
klar, wie es klarer nicht geht. Hier heißt es auf Sei-
te 12:

„Die einzelbetriebliche Investitionsförderung
wird abgeschafft.“

In der Großen Anfrage der Landesregierung lesen
wir nun:

„Die einzelbetriebliche Investitionsförderung
wurde auf Grundlage des Koalitionsvertrages
einer kritischen Analyse unterzogen.“

(Heiterkeit FDP)

Auf dieser Basis wurde die EBF neu ausgerichtet,
das heißt, sie wurde beibehalten. Ich kann mich er-
innern, mit welcher Verve wir von den Sozialdemo-
kraten in den Jahren 2009 bis 2012 kritisiert wor-
den sind.

(Christopher Vogt [FDP]: Von Tietze!)

Tietze? - Matthiessen. - Dr. Stegner. - Um jetzt zu
erklären, dass es ein wunderbares Instrument sei,
um über das Land hinweg einzelne Betriebe in ihrer
Zukunft zu fördern. Dass sich die Landesregierung
auf der Grundlage des Koalitionsvertrages für eine
Weiterführung dieser Maßnahmen eingesetzt hat,
kann nur bedeuten, dass die Verwaltung selbst ent-
schieden hat, den politischen Willen von SPD, Grü-
nen und SSW nicht umzusetzen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Irgendwie muss
man den Minister ja beschäftigen!)

Man müsste vielleicht auch erklären, wie es zu die-
sem Sinneswandel gekommen ist.

Nächstes Beispiel: Bundesratsinitiative für die Er-
höhung des Spitzensteuersatzes. - Sensationell!
Die Landesregierung erklärt jetzt in der Antwort
auf die Große Anfrage, dass eine Umverteilung von
oben nach unten im Bundesrat zurzeit nicht mehr-
heitsfähig sei. Schauen wir uns an, wie die Landes-
regierungen aktuell zusammengesetzt sind, stellen
wir fest, dass die Sozialdemokratie eine Mehrheit
im Bundesrat hat. Die SPD ist in 13 von 16 Regie-
rungen vertreten. Die Frage drängt sich also auf:
Wer blockiert dieses Vorhaben,

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und Beifall
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

mit dem die Sozialdemokraten seit Jahren die Un-
gerechtigkeiten der Welt bekämpfen wollen? - Es
können ja nur Bodo Ramelow, die Grünen oder
Hannelore Kraft sein. Mehr sind ja nicht im Ren-
nen. Also muss die Sozialdemokratie einmal sagen:
Wer sind eigentlich die Bremser bei der Initiative
im Bundesrat?

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und Beifall
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])
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Klar ist hier: Spätestens jetzt bekommt der sozial-
demokratische Kanzlerkandidat Martin Schulz ein
Glaubwürdigkeitsproblem,

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

wenn er beklagt, dass es ungerecht in Deutschland
zugeht. Es sind ja die Sozialdemokraten, die diese
Pläne verhindern.

Sie bekommen überhaupt im Wahlkampf ein Rie-
senproblem, Herr Dr. Stegner: Wenn doch Ihre Po-
litik so erfolgreich gewesen ist im Sinne einer neu-
en Gerechtigkeit, dann ist es schwierig zu erklären,
warum man „Mehr Gerechtigkeit für alle“ braucht -
wobei ich Ihnen einmal sagen will: Intellektuell be-
deutet mehr Gerechtigkeit für alle keine Verände-
rung der Verhältnisse. Wenn alle gleich mehr be-
kommen, bleibt es, wie es ist. Das hat Peer Stein-
brück auch schon einmal gesagt. Das muss man bei
dem Slogan „Mehr Gerechtigkeit für alle“ auch ein-
mal deutlich machen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Ein drittes Beispiel: Die Koalition hat im Bereich
der Verkehrsinfrastruktur durchaus Richtiges er-
kannt. Auf Seite 26 des Koalitionsvertrages können
wir lesen:

„Angesichts des sich rapide verschlechtern-
den Zustandes unserer Verkehrswege muss
es unser vorrangiges Ziel sein, die Infrastruk-
tur dauerhaft im vollen Umfang betriebsfähig
zu halten und eine weitere Substanzschädi-
gung zu verhindern.“

Also, die Erkenntnis war da. Im Landesstraßenzu-
standsbericht dieser Regierung steht es schwarz auf
weiß, dass wir zehn Jahre lang 90 Millionen € in
unsere Landesstraßen stecken müssten, um dann
den Sanierungsstau von fast 1 Milliarde €, der sich
seit 1990 angehäuft hat, abgebaut zu haben.

Im Jahr 2013 zum Beispiel hat Rot-Grün-Blau nicht
90 Millionen €, sondern nur 15,9 Millionen € für
die Landesstraßen ausgegeben. Im Jahre 2014 wa-
ren es rund 27 Millionen €, im Jahre 2015 28,1 Mil-
lionen €, und so weiter. In keinem Jahr dieser Le-
gislaturperiode wurde die eigene Zielmarke von
90 Millionen € auch nur annähernd erreicht. Der
Substanzverlust ist fortgeschritten. Ihm ist nicht
entgegengewirkt worden. Wenn das eine vernünfti-
ge Politik dieser Regierung ist, dann: Gute Nacht,
Schleswig-Holstein!

(Beifall FDP und CDU)

Gehen wir weiter im Koalitionsvertrag. Dort lesen
wir auf Seite 13:

„Schleswig-Holstein wird sich zügig für eine
Abschaffung der Ermäßigung für Hotels bei
der Mehrwertsteuer einsetzen …“.

Es ist mir ein besonderes inneres Anliegen gewesen
zu verfolgen, was daraus jetzt geschieht nach den
vehementen Angriffen des Genossen Dr. Stegner
auf uns wegen der Mövenpick-Steuer und anderer
Dinge mehr. Wir erinnern uns: Die sogenannte Mö-
venpick-Steuer war der große Kampfbegriff für
Streiter für soziale Gerechtigkeit und gegen die Un-
terdrückung des kleinen Mannes.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Und die reichen Er-
ben!)

Was hat diese Landesregierung erreicht, die nach
den Worten des Koalitionsvertrages „stark in Ber-
lin“ auftreten will? - In der Antwort auf die Große
Anfrage lesen wir auf Seite 62:

„Schleswig-Holstein hat einen Gesetzesan-
trag zur Abschaffung des ermäßigten Um-
satzsteuersatzes für Beherbergungsleistungen
eingebracht (Mitantragsteller Bremen und
Nordrhein-Westfalen). Der Bundesrat hat je-
doch am 2. November 2012 beschlossen, den
Gesetzentwurf beim Deutschen Bundestag
nicht einzubringen ... Vor diesem Hinter-
grund wurde mangels Erfolgsaussicht von
weiteren Initiativen Abstand genommen.“

Also nicht einmal jetzt versucht man das, nein:
„Stark in Berlin“ heißt: Wir versagen auf ganzer Li-
nie.

(Beifall FDP und CDU)

Wahrscheinlich - wir haben in unseren Reihen im-
merhin den sechsten stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden der SPD, dessen Kampfkraft in der SPD
nicht unterschätzt werden sollte - waren es auch
hier wieder Bodo Ramelow und die Grünen, die Ih-
nen einen Strich durch die Rechnung gemacht ha-
ben.

(Sandra Redmann [SPD]: Immer die gleichen
Reden!)

- Außer den Sozialdemokraten waren ja nur Grüne
in der Koalition, und beim SSW glaube ich nicht,
dass er das verhindert hat.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Echt nicht? - Zuruf
Lars Harms [SSW])

Sonst könnte uns ja vielleicht Lars Harms noch ein-
mal erklären, dass er daran schuld ist, dass es diese
Absenkung der Mehrwertsteuer für Hotels immer
noch gibt.
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Aber nächstes Beispiel: Koalitionsvertrag, Seite 11:

„Die Landesregierung erarbeitet ein umfas-
sendes Personaleinsparkonzept … Die Lan-
desregierung beabsichtigt, ausgehend von
2010, bis 2020 einen Stellenabbau von 10 %
vorzunehmen beziehungsweise das Personal-
budget entsprechend zu reduzieren.“

Das hört sich gut an. Umdruck 18/6078 - Anlage 14
- können wir entnehmen, dass die Zahl der Planstel-
len und Stellen im Landeshaushalt seit mindestens
1998 - das war das dort zuletzt dargestellte Jahr -
noch nie so hoch war wie derzeit. Im Jahr 2016 wa-
ren das immerhin 58.700. Umsetzung des Koaliti-
onsvertrages? - Nein.

Um gleich mit dieser wunderbaren Behauptung auf-
zuräumen, man habe im Bildungsbereich in
Schleswig-Holstein unglaublich viel geleistet, viel-
leicht auch einige Vergleichszahlen: Der Anteil der
Ausgaben für den Bildungsbereich ist abgesenkt
worden in Relation zu den Ausgaben insgesamt.
Schleswig-Holstein gibt am wenigstens pro Kopf
der Schüler im Vergleich der Schüler bundesweit
aus. Wir sind dort zurückgefallen.

Wir haben auch nicht mehr Personal in den
Schulen. Diese dauernde Erklärung, es gebe mehr
Personal in den Schulen, ist eine schlichte Un-
wahrheit. Ich empfehle, nur einmal den Bericht der
Regierung selbst zur Hand zu nehmen. Das ist der
Bericht „Schulische Bildung in Schleswig-Holstein
2017“ - Bildungsbericht der Landesregierung. Dort
heißt es auf Seite 6 - mehr Lehrkräfte! -: Es gab im
Schuljahr 2015/2016 23.577 Lehrkräfte an öffentli-
chen und allgemeinbildenden Schulen. Im Jahr
2011/2012 waren es 23.643. Auch wenn man keine
mathematische Grundbildung hat, Herr Dr. Stegner,
wird Ihnen klar sein, dass 23.643 mehr ist als
23.577. Das heißt, Sie haben sogar die Anzahl der
aktiven Lehrerinnen und Lehrer noch abgebaut,
statt sie anzuheben. Damit müssen Sie mit den Fake
News aufhören, dass Sie im Bildungsbereich ex-
trem viel getan haben.

(Beifall FDP und CDU - Wortmeldung
Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Wenn Sie mir erlauben, diesen einen Gedanken
noch zu Ende zu bringen, was die Planstellen an-
geht, dann komme ich gern darauf zurück.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ja.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Das muss man einfach im Zusammenhang zur
Kenntnis nehmen, weil es so richtig amüsant ist;
und der Effekt würde zerstört werden, wenn ich Ih-
re Zwischenfrage zulasse.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das wollen wir auf keinen Fall riskieren.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Das, Frau Präsidentin, ist eine wunderbare Bemer-
kung von Ihnen. Ich weiß, dass Sie meinen Beiträ-
gen immer sehr genau zuhören.

(Beifall - Dr. Heiner Garg [FDP] Ihr habt
euch lieb, ihr zwei!)

Apropos Stellenstreichungen: Hier unternehmen
wir eine kurze Zeitreise ins Jahr 2011. Ich war an-
wesend. Der damalige Spitzenkandidat der SPD mit
dem Namen Torsten Albig machte mit einem bahn-
brechenden Vorschlag zur künftigen Personalpoli-
tik der Landesverwaltung auf sich aufmerksam. Im
„Hamburger Abendblatt“ vom 9. September 2011 -
auch wir lesen sehr sorgfältig, was Sozialdemokra-
ten so sagen -

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Das ist gut!)

lesen wir:

„Schleswig-Holsteins SPD ist mit dem wohl
radikalsten Sparvorschlag in der Geschichte
des Landes in den Wahlkampf gestartet. Spit-
zenkandidat Torsten Albig kündigte an, ein
Viertel der knapp 100.000 Stellen bei Land,
Kreisen, Städten und Gemeinden bis 2021
abbauen zu wollen ... Den Rotstift will er ins-
besondere bei den Verwaltungsapparaten an-
setzen, etwa bei der Ministerialbürokratie im
Kieler Regierungsviertel.“

Kurze Zeit später konkretisierte Albig nach heftiger
Kritik seinen Vorschlag. Wir lesen also weiter im
selben Bericht des „Hamburger Abendblatts“:

„Er teilte nach der Kritik mit, er wolle 25 %
der ‚Aufgaben‘ und die damit verbundenen
Stellen abbauen.“

Im neuen Sinne des SPD-Spitzenkandidaten forder-
te der Koalitionsvertrag dann auch auf Seite 11 in
bestechender Klarheit:
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„Eine weitere finanzielle Entlastung von
Land und Kommunen soll durch die Fortfüh-
rung wirksamer Verwaltungsreformen und
durch gestraffte Aufgabenerledigung erwirt-
schaftet werden. Mehrfachzuständigkeiten
sollen gebündelt werden und möglichst ent-
fallen.“

- So der Koalitionsvertrag. In der Antwort auf die
Große Anfrage verweist die Landesregierung jetzt
in dieser Angelegenheit auf eine Kleine Anfrage
des Abgeordneten Koch aus dem Jahre 2015 - sehr
aktuell für heute -, in der deutlich wird, dass ledig-
lich im Bereich der Chemikalienüberwachung
Mehrfachzuständigkeiten erkannt wurden. Einspar-
effekt: Ganze acht Stellen seien möglich - theore-
tisch.

(Heiterkeit)

Stand der Umsetzung im Jahr 2015: null. Die Ge-
spräche dauern an. In der aktuellen Großen Anfrage
lesen wir jetzt unter Berufung auf diese Kleine An-
frage auf Seite 8:

„Im Hinblick auf das stellenmäßige Ergebnis
… dauert der Prozess weiter an.“

(Beifall und Heiterkeit FDP und CDU)

- Letzter Satz, Kollege Dr. Stegner.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist keine Re-
alsatire, sondern die Wirklichkeit der schleswig-
holsteinischen Landespolitik dieser Landesregie-
rung. Und mit der werden sich die Wählerinnen und
Wähler tatsächlich bis zum 7. Mai 2017 auseinan-
dersetzen. Der Wahlkampf beginnt ja jetzt erst, auf
den wir uns alle freuen, Herr Kollege Dr. Stegner.

Nun erwarte ich Ihre Bemerkung, Zwischenfrage,
Ihre geistreichen Erklärungen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Stegner hat jetzt das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr verehrter Herr
Kollege Kubicki, da Sie vorhin Wert darauf
gelegt haben, dass ich Ihre Effekthascherei
nicht unterbreche - das wollte ich auch gar
nicht -, will ich jetzt gern zu dem Punkt zu-
rückkommen, zu dem ich mich gemeldet ha-
be. Sie haben nämlich richtig angemerkt,
dass die Lehrerstellen sozusagen absolut ge-
sunken sind. Es gab Planungen, die Zahl der
Lehrerstellen gemäß Schülerrückgang abzu-
senken.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Intelligenter Zwischenruf, Sie sind da rich-
tig doll heute! - Die Planungen, die die
schwarz-gelbe Vorgängerregierung bei den
Lehrerstellen angestellt hat, den Kahlschlag
bei den Lehrerstellen, den haben wir korri-
giert, weil das notwendig gewesen ist - übri-
gens im Rahmen unserer Schuldenbremse.
Das ist Fakt. Das ist der Unterschied, den
man nennen muss. Punkt eins.

Punkt zwei: Das, was Sie hier so fröhlich
vorgetragen haben, war ja, wie Sie vielleicht,
wenn Sie den Koalitionsvertrag gelesen hät-
ten, wüssten, nicht Gegenstand des Koaliti-
onsvertrages. Insofern weiß ich gar nicht, wo
der Zweck der Erheiterung jetzt herkommen
sollte. Wenn ich Ihnen all das vorlesen wür-
de, was Sie in Ihrem Leben schon gesagt ha-
ben, dann würden wir heute vor Rührung
weinen - alle miteinander. Ihr Leben ist ja
auch schon bedeutend länger als das aller an-
deren anwesenden Abgeordneten. Insofern
wollen wir das nicht tun.

(Zuruf FDP)

Insofern beschränke ich mich auf die Anmer-
kungen zum Thema Lehrerstellen, und da ha-
ben wir den Kahlschlag bei den Lehrerstellen
beendet.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Kollege Dr. Stegner, ich fange einmal mit der
letzten netten Bemerkung an. Es ist für Sie wahr-
scheinlich immer hilfreich, wenn Sie lesen, was ich
sage; denn, wie gesagt, mein Petitum lautet ja, zur
Weiterbildung beizutragen.

(Heiterkeit FDP)

Ich kann ja auch sehen, dass meine beständigen
Hinweise an Sie Wirkung gezeigt haben: Sie sind
längst nicht mehr so bissig wie früher und mittler-
weile auch konzilianter.

(Heiterkeit und Beifall FDP und CDU - Eka
von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist mein Einfluss, Herr Kubicki!)

Sie haben wahrscheinlich auch den Frisör gewech-
selt. Ich weiß es nicht ganz genau.

(Zurufe SPD)

Die Behauptung, die Sie dauern aufstellen, lautet
nicht: Wir vergleichen Äpfel mit Birnen und schau-
en, was jemand vor 30 Jahren oder vor 15 Jahren
geplant hat. Sie behaupten vielmehr nach wie vor,
Sie hätten mehr Lehrerinnen und Lehrer im System.
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Das ist schlicht und ergreifend falsch. Absolut ist
das falsch. - Man kann ja über alles reden.

Sie müssen sich auch die Frage stellen: Wie ist es
in den letzten Jahren dazu gekommen, dass sich der
Unterrichtsausfall bei uns nicht verringert, sondern
erhöht hat? Wieso ist es dazu gekommen, dass im-
mer mehr Menschen bei uns die Schulen ohne ent-
sprechenden Abschluss verlassen? - Das ist doch
nicht das Ergebnis einer erfolgreichen Bildungspo-
litik, sondern das Ergebnis einer falschen Bildungs-
politik. Sonst hätten wir andere Ergebnisse.

(Beifall FDP und CDU)

Auf nichts anderes will ich hinweisen. Ich gestehe
Ihnen ja zu, Herr Dr. Stegner, dass Sie die 2,5 Mil-
liarden €, die Sie heute mehr haben als wir damals,
ausgeben müssen. Aber gestehen Sie uns doch zu,
dass auch wir sie ausgegeben hätten, unter anderem
auch für ein Mehr im Bereich Bildung, für ein
Mehr im Bereich sozialer Verantwortung, und hö-
ren Sie endlich damit auf, uns dauernd damit zu de-
nunzieren, denn wir hatten 2,5 Milliarden € weni-
ger, als Sie heute zur Verfügung haben.

(Beifall FDP und CDU)

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Erstens, lieber Herr
Kollege Kubicki, bitte keinen Neid, was mei-
ne Frisörin betrifft.

- Den Prozess gewinnen wir, das sage ich Ihnen!

- Was das Zweite angeht, so ist es in der Tat
ein Problem, dass bei manchen, wenn sie et-
was älter werden, das Kurzzeitgedächtnis
nachlässt. Ich habe mitnichten über die ge-
sprochen, die vor 50 Jahren Lehrerstellen ge-
kürzt haben, sondern ich habe über die ge-
sprochen, die vor 5 Jahren Planungen hatten,
was die Lehrerstellen angeht. Diese Planung
haben wir korrigiert. Jede Presseerklärung
und jede Rede der Regierung, die ich kenne,
lautet: Wir haben deutlich mehr Lehrerstellen
im System als unsere Vorgängerregierung
geplant und in die mittelfristige Finanzpla-
nung eingestellt hat. - Das ist übrigens die
Unterlage, die die Kollegin Heinold als Ar-
beitsgrundlage vorgefunden hat.

Zweitens: Weil Sie immer wieder die Zinsen
und die Steuereinnahmen nennen, empfehle
ich Ihnen die wundervollen Ausführungen
der Kollegin Heinold hier im Haus zum Ver-
gleich von Steuereinnahmen, Steuersteige-
rungen und Zinsniveau während Ihrer Regie-
rungszeit und während der unseren, die wir
schon mehrfach zitiert haben. Dann stellen

Sie fest, dass nicht einmal das stimmt. Und
auch das war nicht vor 50 Jahren, Herr Kol-
lege Kubicki, sondern schlichtweg vor fünf
Jahren.

Ich schicke Ihnen das gern noch einmal zu,
mit einer blau-gelben Schleife, wenn Sie mö-
gen, damit Sie das noch einmal nachlesen
können und im Wahlkampf nichts Falsches
erzählen müssen. Es wäre richtig schade,
wenn Sie Ihren Wählerinnen und Wählern
falsche Dinge erzählen müssten.

- Herr Kollege Dr. Stegner, ich bin gerührt über Ih-
re Fürsorge, dass ich im Wahlkampf nichts
Falsches sagen soll. Ich nehme von Ihnen auch Post
mit einer roten Schleife entgegen. So ist das nicht.

(Beate Raudies [SPD]: Wir arbeiten hart dar-
an!)

Es kommt nicht auf die Schleife, sondern auf den
Inhalt an. Die Aussage, dass Sie heute 2,5 Milliar-
den € mehr haben als wir in den Jahren 2011 und
2012, ist zutreffend. Man kann sie gar nicht bestrei-
ten; man muss sich nur einmal den Haushalt anse-
hen. Die Aussage, dass wir mit den 2,5 Milliarden €
auch etwas angefangen hätten, ist ebenfalls zutref-
fend. Das heißt, die Behauptung, Sie vergleichen
etwas mit einer ganz anderen Finanzlage mit der Si-
tuation heute, ist schlicht und ergreifend Fake
News.

Sie können sicher sein, Bestandteil unserer Verein-
barungen war: Wenn wir uns mehr leisten können,
wird entsprechend auch wieder zurückgegeben be-
ziehungsweise entsprechende Politik gemacht. Das
können Sie in den Vereinbarungen zwischen CDU
und FDP nachlesen. Darauf bin ich stolz, weil es
nämlich unser Ansatz war, nicht nur alles in den
Schuldenabbau zu stecken, sondern auch Politik zu
gestalten, wenn wir uns das wieder einmal leisten
können.

Dass wir uns manches damals nicht leisten konnten,
Herr Kollege Dr. Stegner, hatte auch etwas mit Ih-
rer Finanzpolitik der Jahre zuvor zu tun.

(Beifall FDP und CDU)

Ich komme nun zum Schluss, weil wir ja alle die
letzten beiden Tage noch gemütlich verbringen
wollen. Einige werden wir nicht wiedersehen. Bei
einigen bin ich darüber nicht traurig, bei anderen
schon. Persönlich kann man sich ja wieder treffen.

Wir werden nach dieser Tagung in den Wahlkampf
gehen. Das wird eine wunderbare Auseinanderset-
zung werden. Ich würde mich freuen - darin stimme
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ich mit dem Kollegen Dr. Stegner überein -, wenn
die Menschen in Schleswig-Holstein nicht glaub-
ten, sie müssten Rechtspopulisten hinterherlaufen,
weil es hier keine unterschiedlichen Auffassungen
gibt, die auch klar benannt werden.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Man muss Stegner nicht mögen und kann ihn trotz-
dem wählen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau!)

Man muss Kubicki nicht mögen und kann auch ihn
trotzdem wählen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Na ja!)

Mir wäre Letzteres lieber.

(Zurufe SPD)

Man kann auch beide nicht mögen und beide wäh-
len, also ihn mit Erststimme in Bordesholm und
mich mit der Zweitstimme. Das geht natürlich auch.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Man kann selbstverständlich auch den zukünftigen
Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Hol-
stein, Daniel Günther, wählen. - Wann immer das
sein wird, Kollege Schlie.

(Heiterkeit - Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] -
Klaus Schlie [CDU]: Keine Sorge, wir ma-
chen auch Wahlkampf!)

Ich komme zum Schluss. Wenn die SPD die Ant-
wort auf die Große Anfrage als Bestätigung der ei-
genen Arbeit versteht, hat sie sie nicht gelesen. Die
Landesregierung hat sich bei der Umsetzung von
zentralen Punkten entweder verweigert, oder sie hat
schlicht versagt. Der Ministerpräsident erklärte hier
am 29. Mai 2013:

„Wir sind gewählt worden, um zu gestalten,
und eben nicht nur, um zu verwalten.“

Mein Eindruck ist, dass wir mehr Verwaltung als
Gestaltung hatten. Das können, wie gesagt, die
Wählerinnen und Wähler am 7. Mai 2017 entschei-
den. - Ich bedanke mich herzlich.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Kolleginnen und Kollegen
des SSW erteile ich nun dem Abgeordneten Lars
Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Auch ich reihe mich selbst-
verständlich in die Reihe derjenigen ein, die sich
bei den PIRATEN für diese hervorragende Vorlage
bedanken. Das war wirklich klasse. Ich habe mich
heute den ganzen Vormittag köstlich amüsiert und
mich regelmäßig bestätigt gefühlt, als der Minister-
präsident geredet hat, aber auch als meine Vorred-
nerinnen und Vorredner von der Koalition gesagt
haben, wie toll das ist, was wir auf die Beine ge-
stellt haben. Ich bin den PIRATEN wirklich sehr
dankbar dafür, dass wir das heute alles noch einmal
hören durften.

Meine Damen und Herren, wir haben in der Tat viel
erreicht.

(Beifall SSW und SPD)

Ausführlich und erläuternd hat die Landesregierung
den Fragenkatalog zu ihren Zielen und Maßnahmen
beantwortet. Beim Lesen hatte ich das eine oder an-
dere Mal ein richtiges Aha-Erlebnis, als ich mir so
manche Initiative wieder ins Gedächtnis rief. Man
vergisst manchmal, was diese Koalition in den letz-
ten Jahren alles geleistet hat. Das war wirklich eine
Menge.

(Beifall SSW und SPD)

Ich habe mir das Ganze vorwärts, rückwärts und
seitwärts durchgelesen; denn ich konnte gar nicht
satt werden von diesen guten Botschaften, die in
der Antwort auf diese Große Anfrage verkündet
wurden.

(Zurufe CDU: Oh!)

Das Schöne ist, liebe Kolleginnen und Kollegen:
Im Landtagsinformationssystems kann man das nun
als Datei abrufen. Das heißt, jeder kann diese Leis-
tungsbilanz jetzt auch nachlesen; die gesamte Be-
völkerung ist dazu in der Lage, und wir werden
auch alle darauf aufmerksam machen: Darin steht,
was wir getan haben. Dort kann man genau nachle-
sen, was wir versprochen haben, wie wir es umge-
setzt haben. Ich glaube, besser kann es eigentlich
für uns gar nicht laufen.

(Beifall SSW und SPD)

Trotzdem, meine Damen und Herren - dies ist ein
kleiner Wermutstropfen -, ist das alles nur ein klei-
ner Ausschnitt aus der Regierungsarbeit der Kü-
stenkoalition; denn die PIRATEN zeigen gerade in
den Dingen, die sie nicht fragen, so manchen blin-
den Fleck.
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Sie fragen beispielsweise nicht nach der Minder-
heitenpolitik der Landesregierung. Die Einrich-
tungen und Organisationen der Minderheiten sind
aber integraler Bestandteil unseres Landes und fin-
den sich dementsprechend im Koalitionsvertrag.
Der Herr Ministerpräsident hat dies vorhin noch
einmal vehement vorgetragen. Eigentlich gehört
das in eine solche Große Anfrage hinein, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die gleichberechtigte Förderung der Minderheiten
ist in unserer Koalition unbestritten. Das ist eine der
großen Leistungen der Küstenkoalition, die auch
positive Auswirkungen für die Mehrheitsgesell-
schaft hat. Das hat im konkreten Fall dazu geführt,
dass das in der Tat zerrüttete Verhältnis mit Däne-
mark wieder geradegerückt werden konnte.

(Beifall SSW und SPD)

Immer mehr Schleswig-Holsteinerinnen und
Schleswig-Holsteiner begreifen inzwischen die
funktionierende Minderheitenförderung als Berei-
cherung für das gesamte Land. Hier meine ich nicht
nur so offensichtlichen Dinge wie die zweisprachi-
ge Beschilderung, die auch vielen Touristen sehr
gut gefällt, sondern hier geht es auch um die gegen-
seitige Neugier auf die vielfältigen Traditionen in
Schleswig-Holstein und darum, dass man sich ken-
nenlernt, dass man voneinander lernen kann, dass
man miteinander Spaß haben kann. - Dass die PI-
RATEN genau danach nicht fragen, ist eigentlich
schade.

(Zuruf CDU: Sie kennen keinen Spaß! Sie
sind Spaßbremsen!)

Die Minderheitenpolitik ist aber nicht der einzige
blinde Fleck der PIRATEN, den die Große Anfrage
offenbart. So spielt auch die Struktur im ländlichen
Raum kaum eine Rolle. Die Demokratiedefizite in
den über 1.000 Gemeinden des Landes werden
nicht angesprochen, ebenso wenig die Gehaltsun-
terschiede bei Lehrerinnen und Lehrern der unter-
schiedlichen Schularten, die in dieser Wahlperiode
auch ein ganz wichtiges Thema waren. Überhaupt
ist der Schulbereich in der Großen Anfrage völlig
unterrepräsentiert, obwohl er doch diese Legislatur-
periode geprägt hat. Doch das soll an dieser Stelle
alles nicht das Thema sein. Andere Redner der Ko-
alition haben bereits vorgetragen, was wir insoweit
gemacht haben.

Ich möchte noch zu den Themen sprechen, die kon-
kret nachgefragt wurden. Die Antworten der Lan-

desregierung umfassen mehr als 100 Seiten, sodass
man unmöglich auf alle Aspekte und Themenberei-
che eingehen kann. Aber Ministerpräsident Albig
und Kollege Stegner und Kollegin von Kalben sind
schon darauf eingegangen, wie viel Gutes gesche-
hen ist. Für jemanden als letzten Redner ist es na-
türlich schwierig, weitere Dinge herauszufiltern.
Aber irgendwie werde ich das schon schaffen. Ich
greife mir einfach ein paar Schwerpunkte heraus.

Und Sie ahnen es: Was muss vom SSW kommen? -
Natürlich die öffentlichen Bibliotheken. Diese er-
öffnen Bildungs- und Teilhabechancen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD)

Das können sie nur tun, wenn sie den Anschluss an
die Digitalisierung nicht verpassen. Die Landesre-
gierung hat in diesem Zusammenhang erhebliche
Anstrengungen unternommen, die allen Nutzerin-
nen und Nutzern zugutekommen sollen; unabhän-
gig davon, ob es sich um eine Stadtbibliothek oder
eine wissenschaftliche Bibliothek handelt. Das neue
Bibliotheksgesetz, das von einigen sehr stark kriti-
siert wurde, ist eine große Errungenschaft für unser
Land.

Der Zugang zu digitalen Medien ist für die Zukunft
ebenfalls eine enorme Herausforderung, die erheb-
liche Investitionen in der kommenden Wahlperiode
erfordern wird. Dabei spielen zum Beispiel urhe-
berrechtliche Fragen eine Rolle, weil sie unter an-
derem dazu führen, dass Bibliotheken ihre E-Book-
Lizenzen so behandeln müssen, als handele es sich
um reale Bücher aus Papier. Das bedeutet, dass sie
nur nacheinander, zeitbegrenzt und nutzerbezogen
entliehen werden können. Langfristig müssen wir
allerdings dafür Sorge tragen, dass diese unsinnigen
Beschränkungen für Bibliotheken entfallen, indem
eine tragbare Lösung für Verlage und Autoren erar-
beitet wird.

Darüber hinaus sollten in den Bibliotheken alle Me-
dien kostenfrei zu entleihen sein. Weg mit den Ge-
bühren! Ohne Bibliotheksgebühren können sich
dann die Bibliotheken nach skandinavischem Vor-
bild zu Bildungshäusern für jedermann weiterent-
wickeln. Genau das wollen wir tun.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch die Kinderbetreuung hat bei uns eine große
Rolle gespielt. In Schleswig-Holstein ist die qualifi-
zierte Betreuung in Kindergarten und Kinderkrippe
in den letzten Jahren enorm ausgebaut worden. Das
haben auch die Vorredner schon gesagt. Dabei zei-
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gen die Antworten der Landesregierung, dass der
Ausbau nicht nur auf das zahlenmäßige Wachstum
beschränkt ist. Den qualitativen Ausbau der Betreu-
ungsangebote, im Übrigen auch bei den Tagesmüt-
tern, hat die Landesregierung durch zahlreiche In-
itiativen und Programme unterstützt. Kindertages-
stätten in Schleswig-Holstein sind eben zuerst päd-
agogische Einrichtungen, sie sind keine Kinderauf-
bewahrungshallen.

Die Landesregierung beschreibt in ihrer Antwort
auf Seite 65 ihre Unterstützungsangebote für Al-
leinerziehende, die auch die Kinderbetreuung um-
fassen. Wie sieht es aber mit den Familien aus? In
Schleswig-Holstein gibt es viele Familien, deren
Einkommen dicht an der Grenze der Sozialstaffel
liegt. Sie entscheiden sich oftmals aus puren Kos-
tengründen gegen eine Kita, sodass in der Regel die
Mütter beruflich zurückstecken müssen. Diese Ent-
scheidung ist Alltag, nichtsdestotrotz eine Realität,
mit der ich mich nicht abfinden möchte.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW],
Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen dafür Sorge tragen, dass die guten päd-
agogischen Angebote allen Kindern zugutekom-
men, unabhängig vom Familieneinkommen. Letzt-
lich müssen die Kita-Gebühren ganz wegfallen. Wir
haben erste Schritte dorthin gemacht. Der Besuch
muss ebenso kostenfrei werden wie der Besuch ei-
ner Schule. Das müssen wir ändern, und das wer-
den wir in der nächsten Wahlperiode Stück für
Stück ändern.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch über den Wohnungsbau kann man viel in der
Antwort auf die Große Anfrage nachlesen. Die PI-
RATEN haben nach den Anstrengungen der Lan-
desregierung für den Wohnungsbau gefragt. Ob-
wohl die Landesregierung die Förderung und Un-
terstützung des bezahlbaren und bedarfsgerechten
Wohnraums massiv ausgebaut hat - wir reden über
hohe dreistellige Millionenbeträge -, gibt es mo-
mentan an allen Ausbildungsstandorten zu wenig
Wohnungen. Studierende, Schüler, Auszubildende,
Alleinerziehende, ältere Menschen und Menschen
mit Behinderung haben auf dem freien Wohnungs-
markt sehr häufig das Nachsehen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist wahr!)

Privater Mietwohnungsbau allein kann die Nachfra-
ge nicht befriedigen. Die Förderung des genossen-

schaftlichen Wohnraums muss daher weiter verbes-
sert werden. Die Wohnungsgenossenschaften sind
der Garant für soziales Bauen und lebendige Nach-
barschaften. Darum müssen wir unsere Anstrengun-
gen in diese Richtung weiter verstärken. Genau das
wollen wir tun, und genau das werden wir auch tun.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich komme zum Bau und zur Erhaltung von Stra-
ßen. Das Flächenland Schleswig-Holstein ist ein
Pendlerland und ein Transitland für Verkehre von
Nord nach Süd und umgekehrt, also ein Autoland.
Das ist eine schlichte Tatsache. Man kann die tägli-
chen Staumeldungen einfach nicht ignorieren. Die
PIRATEN sehen den Straßenbau vorwiegend als
Belastung. Gut, das kann man machen, aber das löst
kein Problem.

(Zuruf Uli König [PIRATEN])

Es ist ein Problem, dass wir aufgrund von Fehlpla-
nungen der alten Regierung die A 20 nicht haben
weiterbauen können. Da müssen wir ran und da
werden wir auch rangehen.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

Die Instandsetzung der Straßen ist ein wichtiges In-
frastrukturprojekt, das über das wirtschaftliche
Schicksal unseres Landes entscheidet. Wer seinen
Kunden keine termingenaue Lieferung garantieren
kann, wird Schleswig-Holstein den Rücken kehren.
Dazu darf es keinesfalls kommen. Darum plädieren
wir für den konsequenten Abbau des Sanie-
rungsstaus. Genau das haben wir in dieser Wahlpe-
riode umgesetzt. Wir haben mehr investiert als un-
sere Vorgänger, und wir werden da auch weiterma-
chen.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN - Wortmeldung Uli
König [PIRATEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Herrn Abgeordneten König?

Lars Harms [SSW]:

Nein, danke. Der Mittag steht vor der Tür. Mein
Magen knurrt. Es muss weitergehen, meine Damen
und Herren.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Weiter geht es mit der Tariftreue. Auch das ist ein
Leib- und Magenthema insbesondere des SSW.
Wie schon bei vielen Gelegenheiten angeführt,
kommt der Landesregierung als Arbeitgeber ein be-
sondere Vorbildfunktion zu. Wie sie Leiharbeit
oder Praktikanten behandelt, wird von gewerbli-
chen Arbeitgebern im Land sehr genau beobachtet.
Das ist gewissermaßen der Goldstandard. Die ange-
führten Tarifverträge mit den Leiharbeitsfirmen
sind zwar ein erster Schritt, werden aber von den
DGB-Gewerkschaften immer noch kritisiert, und
das zu Recht. Die Leistungen entsprechen nicht
dem, was die Tarifverträge der entsprechenden
Branchen festlegen. Sie liegen regelmäßig darunter.
Hier sind in der Tat weitere Anstrengungen gefragt.
Wir wollen gute Arbeit, und darauf können sich die
Leute draußen verlassen. Wir werden das bei unse-
ren Leuten umsetzen.

Leiharbeit sollte auch bei der Landesregierung nur
zur Abdeckung von besonderen und vorübergehen-
den Bedarfen zum Einsatz kommen. Ansonsten
sind Leih- und Zeitarbeit zu begrenzen. Die Lan-
desregierung hat eine entsprechende Initiative für
alle Auftraggeber unterstützt. In Anerkennung der
Leistungen der Tarifpartner muss das Land auf die
Zahlung des Mindestlohns beharren und darauf,
dass dieser mit den Lebenshaltungskosten Schritt
hält.

Regelungen, die im Tariftreuegesetz geregelt sind,
müssen eingehalten werden, und zwar von allen,
vom Land, von den Kommunen, von den Kreisen.
Ausnahmen und Einfrieren auf der derzeitigen Hö-
he darf es nicht geben. Wir wollen, dass faire Löh-
ne bezahlt werden. Wir wollen, dass Mindestlöhne
eingehalten werden. Wir wollen gute Arbeit, und
wir werden das weiterhin so machen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf Dr. Patrick Breyer [PIRA-
TEN])

Meine Damen und Herren, es ist wirklich ein wich-
tiges Thema. Die öffentliche Hand muss als Auf-
traggeber die Tariftreue gewährleisten. Nicht der
billigste Anbieter ist der beste, sondern derjenige ist
auszuwählen, der seinen Beschäftigten faire Ar-
beitsbedingungen bietet, der soziale Standards ein-
hält, der ökologische Standards einhält, der Stan-
dards einhält, die wichtig sind für Entwicklungslän-
der, für die Arbeitsbedingungen dort. Das alles ist
in unserem Tariftreuegesetz geregelt. Das sind rich-
tige Regelungen, und wir werden sie beibehalten,
meine Damen und Herren.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Untertarifliche Entlohnung entspricht meiner Mei-
nung nach nicht dem sachgerechten Einsatz von
Steuermitteln. Auch das muss einmal gesagt wer-
den. Existenzsichernde Löhne und Gehälter gehö-
ren mit zur Verantwortlichkeit der Landesregierung
und der Kommunen als Auftraggeber. Dem dürfen
sich Kommunen nicht entziehen. Das geschieht im-
mer wieder. Eine der wichtigen Aufgaben einer
kommenden Regierung, auch einer kommenden
Küstenkoalition, ist, im Tariftreuegesetz festzu-
schreiben, dass die Kommunen ordentliche Tarife
einzufordern haben und dies nicht mehr freiwillig
ist. Das zumindest ist die Überzeugung des SSW.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zusammenfassend kann ich sagen: Die Antwort auf
die Große Anfrage ist eine gute Beschreibung. Sie
spiegelt wider, wie soziale Gerechtigkeit geht, wie
Zusammenarbeit mit den Kommunen geht, wie
Windkraftplanung richtig geht, wie Minderheiten-
förderung geht, wie Kulturpolitik geht, wie Wirt-
schaftsförderung geht,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wie Lars Harms
geht!)

wie Bildungspolitik geht und - lieber Kollege Ku-
bicki - wie solide Haushaltsplanung geht. Das ha-
ben Sie überhaupt nicht auf die Reihe gebracht. Wir
haben das hinbekommen. Wir sparen Geld, wir ma-
chen Überschüsse und machen eine gute Politik.
Das lassen wir uns nicht kaputtreden. Es ist total
klasse, was wir da auf die Beine gestellt haben.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Bilanz der Landesregierung und dieser Koaliti-
on fällt sehr gut aus. Das ist noch ein zurückhalten-
des Urteil.

(Regina Poersch [SPD]: Jawohl!)

Wir haben gesagt, was wir tun wollen, und wir ha-
ben getan, was wir gesagt haben. So einfach ist das,
und so einfach bleibt das.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Regina Poersch [SPD]: Jawohl!)

Da wir rekapitulieren, was wir in der Vergangen-
heit alles hinbekommen haben, auch noch einmal
von meiner Seite im Namen des SSW Dank an un-
sere Koalitionspartner, die Fraktionen von SPD und
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, aber auch Dank an
die Landesregierung

(Volker Dornquast [CDU]: Halleluja!)

für die richtig klasse vertrauensvolle und freund-
schaftliche Zusammenarbeit. Ich finde dieses Kli-
ma, das wir in dieser Koalition haben, absolut klas-
se. Das würden sich viele andere Landesregierun-
gen und wahrscheinlich auch die Bundesregierung
sehr wünschen. Wir sind uns auch menschlich rich-
tig nahe gekommen.

(Zurufe CDU und FDP: Oh!)

- Ja, ich weiß, das kennt Ihr nicht.

(Christopher Vogt [FDP]: Doch, das kennen
wir auch!)

Ihr kennt untereinander immer nur die Meckereien.
Mit uns klappt es eben gut. Das mag euch nerven.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich muss sagen, dass es unsere Entscheidung bestä-
tigt, als SSW zum ersten Mal in eine Landesregie-
rung eingetreten zu sein. Es geht nicht nur um poli-
tische Ziele, die haben wir klasse umgesetzt. Es
geht auch darum, wie man miteinander umgeht.
Das klappt bei uns hervorragend. Um mit einem
Wort zu sprechen, das ein Mitarbeiter immer ge-
braucht, der jetzt oben am Lautsprecher zuhören
wird: Ich habe den Eindruck, wir sind die Geilsten.

(Beifall und Heiterkeit SSW, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich möchte jetzt zunächst die verbleibende Redezeit
der Fraktionen mitteilen: Für die PIRATEN sind es
9 Minuten, für die CDU 14 Minuten, für die SPD
1 Minute, für die Grünen 5 Minuten und für FDP
und SSW jeweils 10 Minuten.

Wortmeldungen liegen mir von dem Kollegen
Dr. Kai Dolgner für einen Dreiminutenbeitrag so-
wie von dem Kollegen Dr. Patrick Breyer für die
Nutzung der Restredezeit seiner Fraktion vor.

Weil er sich zuerst gemeldet hatte, hat zunächst der
Abgeordnete Dr. Dolgner das Wort.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es gab hier eben einen interessanten Schlagab-
tausch über das Urteil des Verfassungsgerichts
zum kommunalen Finanzausgleich. Unsere Zwi-

schenrufe bezogen sich nicht darauf, wie groß der
Kuchen im Vergleich zum Landeskuchen ist und
sein soll, oder darauf, wie da die Aufgaben be-
stimmt werden. Das ist auch gar nicht das Zentrum
der Kritik der CDU gewesen. Das war das Zentrum
der Kritik des Torge Schmidt und auch des Kolle-
gen Dr. Garg, dessen Rede ich mir gerade eben
noch einmal angeguckt habe.

Daniel Günther aber hat sich damals hierher gestellt
und hat behauptet:

„Ihr Ziel war es, den Landkreisen das Geld
wegzunehmen. Deswegen haben Sie zum
Beispiel auch Lasten, die die Kreise haben,
wie etwa die Schülerbeförderung, einfach au-
ßen vor gelassen. Sie machen Politik zulasten
des ländlichen Raums. Das werden wir nicht
durchgehen lassen.“

(Beifall CDU - Volker Dornquast [CDU]: Ist
richtig!)

Das haben Sie noch einmal wiederholt. Daran, dass
Sie jetzt klatschen, sieht man, dass Sie das Urteil
gar nicht gelesen haben, liebe Kollegen von der
CDU.

(Beifall SPD - Beate Raudies [SPD]: Genau!
- Weiterer Zuruf Tobias Koch [CDU])

Ich lese es Ihnen jetzt einmal vor. Zum Soziallas-
tenausgleich heißt es da:

„Durchgreifende Bedenken bestehen weder
gegen die Einführung eines solchen Parame-
ters für Soziallasten an sich noch gegen des-
sen Gewichtung. Insbesondere werden hier-
durch die Kreise nicht im Verhältnis zu den
kreisfreien Städten benachteiligt.“

(Beifall SPD - Zurufe SPD: Aha!)

Zu den Schülerbeförderungskosten hat das Gericht
entschieden:

„Dass im Rahmen einer derartigen Abwä-
gung die Kosten der Schülerbeförderung
letztlich nicht berücksichtigt wurden, ist
nicht zu beanstanden, da - worauf die Lan-
desregierung zutreffend hinweist - diese auf
anderem Wege, nämlich über § 114 Schulge-
setz, abgewickelt werden.“

Dieser Punkt wurde also auch zurückgewiesen.

(Beifall SPD)

Die angebliche Benachteiligung des Kreises Stor-
marn durch den Wegfall der zusätzlichen Kreisum-
lage: zurückgewiesen. Die angebliche Manipulation
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der Hebesätze zugunsten der kreisfreien Städte: zu-
rückgewiesen.

Das Einzige, was Sie bei den Hebesätzen erreicht
haben, ist, dass sie teilweise um 30 % erhöht wer-
den müssen. Da haben Sie aber Ihre eigene Klage
nicht verstanden.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

In der Pressemitteilung des Gerichts heißt es:

„Auch die in dem Gesetz vorgesehene beson-
dere Berücksichtigung zentralörtlicher Funk-
tionen - von der insbesondere die großen
kreisfreien Städte sowie die Mittelstädte pro-
fitieren - ist entgegen dem Vorbringen der
Antragstellerinnen zulässig.“

Dieser Punkt ist also auch zurückgewiesen.

(Volker Dornquast [CDU]: Nein! Zulässig!)

- Nein, die Klage ist damit zurückgewiesen. Herr
Dornquast, meine Güte, wie tief kann man mit Zwi-
schenrufen eigentlich sinken? Das ist doch un-
glaublich!

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dann wurde hier behauptet, man hätte die Theater
doppelt angerechnet und damit die Theaterstand-
orte, also die kreisfreien Städte, gestärkt. Sie kön-
nen das alles nachlesen:

„Der Einwand doppelter Berücksichtigung
verschiedener Bedarfe, insbesondere der
Aufwände für die Theater, greift nicht durch.
Insoweit ist zunächst festzuhalten, dass die
berücksichtigten Bedarfe für die Theater im
Hinblick auf die absoluten Beträge nicht
mehrfach Eingang in die Berechnungen ge-
funden haben.“

Sie haben uns vorgeworfen, wir würden zugunsten
einer Gruppe manipulieren.

Richtig ist: Das Verfassungsgericht hat gesagt, dass
die Regierung nicht hinreichend dargelegt hat, wie
die Bedarfe - auch im Verhältnis zueinander - ge-
deckt werden. Es geht um die Sorgfalt. Um die
Größe des Kuchens kann man sich immer streiten.
Das Gericht hat aber den Vorwurf zurückgewiesen,
dass wir in der Verteilung zugunsten einer Gruppe
manipuliert hätten und den ländlichen Raum be-
wusst ausbluten lassen würden, wie Daniel Günther
es heute noch einmal gesagt hat. Das ist ganz ein-
deutig, Herr Kollege Koch.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Unruhe)

Da geht es um diese ganzen Mechanismen. Auch
die Einrichtung der Entlastung der Grundsicherung
hat das Gericht zurückgewiesen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Den Rest erzähle ich Ihnen morgen. Stellen Sie
doch eine Zwischenfrage, Herr Koch, dann erkläre
ich Ihnen das gern noch einmal im Detail.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dieses Instrument funktioniert nicht mehr.

Jetzt hat zur Nutzung der Restredezeit der Piraten-
fraktion der Abgeordnete Dr. Patrick Breyer das
Wort. Die Redezeit wird auf 9 Minuten festgelegt.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren!
Ich möchte doch noch einmal auf die Große Anfra-
ge zurückkommen. Ich erinnere daran, dass wir ein-
gangs in unserem Redebeitrag Ihr Handeln an den
Vereinbarungen im Koalitionsvertrag gemessen
und gezeigt haben, bei welchen Punkten beides aus-
einanderfällt. Nun hat die Kollegin Eka von Kal-
ben, die jetzt leider nicht da ist, dankenswerterwei-
se den Versuch unternommen, das zu rechtfertigen
und die Gründe zu nennen, warum man nicht das
macht, was man vereinbart und versprochen hat.

Der erste von ihr genannte Grund war, man habe
Kompromisse eingehen müssen. Nun ist natürlich
jedem klar, dass man sich nach einer Wahl zusam-
mensetzen, sich einigen und Kompromisse einge-
hen muss, was die eigenen Wahlprogramme und
Wahlversprechungen angeht. Tatsächlich neu war
mir aber, dass man sich, wenn man sich als Koaliti-
on auf einen Koalitionsvertrag verständigt hat, bei
der Umsetzung noch einmal darüber streitet und
wieder Kompromisse eingeht. Im Endeffekt kommt
so in einigen Punkten sogar das Gegenteil der ur-
sprünglichen Versprechungen heraus.

Ich finde, dass sich die heutige Debatte gelohnt hat,
weil wir gelernt haben, dass alles, was in Ihren Ko-
alitionsverträgen steht, unter Kompromissvorbehalt
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steht und manchmal auch das Gegenteil dabei her-
auskommen kann.

Ich frage mich nur, ob das auf Bundesebene eigent-
lich auch so gehandhabt wird. Herr Dr. Stegner, ich
erinnere mich, dass gerade Ihre Partei auf Bundes-
ebene immer wieder alle möglichen Sachen mit Ve-
hemenz verteidigt hat. Alle Formulierungen, die die
CDU Ihnen bei den Koalitionsverhandlungen abge-
rungen hat, trägt die SPD wider bessere Erkenntnis
mit, weil es in irgendeinem Satz im Koalitionsver-
trag steht - sei es in Bezug auf die schwachsinnige
Pkw-Maut, sei es in Bezug auf das Erziehungsgeld,
die Herdprämie.

Da frage ich mich schon, wie es sein kann, dass im
Bund so penibel auf die Einhaltung des Koalitions-
vertrages geachtet wird und dass er hier im Land so
wenig wert ist. Ich kann mir das nur so erklären,
dass die Koalitionspartner in Schleswig-Holstein
nicht willens und nicht in der Lage sind, tatsächlich
einzufordern, was sie ausgehandelt haben. Das fin-
de ich wegen der Glaubwürdigkeit der Politik sehr
schade.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Kubicki zu?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Ja, ich lasse die Zwischenfrage gern zu.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Dr. Breyer, ich möchte diese Regierungsko-
alition nicht verteidigen, aber ich frage Sie
trotzdem. Leuchtet es Ihnen ein, dass man in
einem Koalitionsvertrag auf Bundesebene
beispielsweise vereinbart: Wir wollen die
Beziehungen zur Türkei intensivieren. - Nach
Herrn Erdogan lässt sich das nicht mehr rea-
lisieren, und es wäre sogar sinnlos, es noch
zu versuchen. Eine Veränderung der tatsäch-
lichen Gemengelage kann also dazu beitra-
gen, dass ursprüngliche Vereinbarungen ob-
solet geworden sind oder anders getroffen
werden müssen. Ist das einleuchtend?

- Herr Kubicki, dann zeigen Sie mir mal den Herrn
Erdogan, der die Koalition daran gehindert hätte,
zum Beispiel die Grenzwerte für den Eigenge-
brauch weicher Drogen abzusenken, wie es ver-
sprochen worden ist, oder viele andere Punkte um-
zusetzen, die im Koalitionsvertrag ganz konkret
festgehalten waren, zum Beispiel die Nebenein-

künfte von Abgeordneten betragsgenau zu veröf-
fentlichen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Natürlich hätten Sie die Möglichkeit gehabt. Sie
haben die Mehrheit, um das umzusetzen und Ihre
Versprechen einzulösen. Da steht Ihnen kein Herr
Erdogan im Weg, der da angeführt werden könnte.

Ich komme jetzt zum Ausländerrecht, denn Kolle-
gin von Kalben hat ein zweites Argument genannt,
warum man Vereinbarungen nicht umgesetzt habe.
Sie hat sich nämlich hinter diversen Gerichtsurtei-
len versteckt. Das gibt mir Gelegenheit, das zu wi-
derlegen.

In Bezug auf das Urteil zum Ausländerrecht: Im
Koalitionsvertrag war eine Bundesratsinitiative zur
Änderung des Grundgesetzes vereinbart, um ein
solches Ausländerwahlrecht einführen zu können.
Das wäre möglich gewesen. Kein Gerichtsurteil
steht dagegen. Sie haben es aber nicht getan.

Immer wieder kommen Sie mit dem Argument,
dass Punkte, die wir kritisieren, die fehlenden Mit-
bestimmungsrechte bei der Windenergieplanung
durch die Bürger oder auch, dass Sie kein Fracking-
verbot in Schleswig-Holstein einführen wollen, mit
der Verfassung nicht vereinbar seien.

Dazu will ich Ihnen noch einmal eines sagen. Wenn
Juristen zu bestimmten Fragen unterschiedliche
Meinungen vertreten, dann, so glaube ich, will kei-
ner, dass sie gegen ihre eigene Überzeugung ent-
scheiden. Aber die Bürger erwarten, wenn es um ei-
ne offene Frage oder um eine ungeklärte Frage
geht, dass sie sich dann der bürgernahen und bür-
gerfreundlichen Auslegung anschließen und diese
im Zweifel dann auch vor Gericht überzeugend ver-
teidigen und nicht aus Angst vor einem Risiko von
vornherein die Finger davon lassen. Gerade gestern
haben wir im Fall Friesenhof beklagt, dass dort ein
Prozessrisiko angeführt wurde, um nicht das Beste
für die Kinder zu tun. Genauso ist es, wenn Sie da-
vor zurückschrecken, es auch nur zu versuchen,
dem Bürgerwillen, dem Gemeindewillen, im Ab-
wägungsprozess der Landesplanung Gewicht zu
geben.

(Zuruf SPD)

Es ist doch offenbarer Unsinn, Windkraftanlagen
dort zu bauen, wo die Menschen dagegen Sturm
laufen, sie aber dort nicht zu bauen, wo sie seit Jah-
ren akzeptiert sind, wie zum Beispiel in Nordfries-
land.
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Gerade das vieldiskutierte Urteil zum Finanzaus-
gleichsgesetz zeigt doch, dass auch diese Landesre-
gierung in ihrer Einschätzung zur Verfassungsmä-
ßigkeit von Gesetzen nicht die Wahrheit gepachtet
hat. Also sollten wir das doch auch niemandem vor-
werfen, dass er in ungeklärten Fragen verschiedene
Meinungen vertritt.

Sie haben erklärt, die Weichen der Koalition seien
auf Grün gestellt worden. Da frage ich mich aber
schon, von welchen Weichen wir hier reden. Es ist
doch Ihre Koalition, die dafür zuständig ist, dass bis
heute in der Nordsee giftiger Hafenschlick ver-
klappt wird, ein Kuhhandel von Hamburg gegen ei-
ne Zahlung. Es ist Ihr Energiewendeminister, der
politisch tatsächlich neue Ölbohrungen unterstützt
und verteidigt, gar als moralisch geboten - was ich
für eine unglaubliche Bankrotterklärung halte,
wenn er so etwas sagt. Sie sind dafür zuständig,
dass giftiger Bohrschlamm bei uns seit Jahren her-
umliegt, ohne untersucht zu werden, und dass das
geheimgehalten wird. Sie haben dem Fracking-Er-
möglichungsgesetz im Bundesrat zugestimmt.

(Zuruf Wolfgang Baasch [SPD])

Sie setzen die Hinterland-Anbindung der umwelt-
schädlichen Fehmarnbelt-Querung um und haben
diese sogar zum Haushaltsplan und zum Bundes-
verkehrswegeplan angemeldet. Sie stimmen gegen
ein Nein zu CETA - das werden wir morgen se-
hen -, obwohl dies eine Gefahr für Umweltstan-
dards in Europa bedeutet. Sie fahren die Energie-
wende vor die Wand, wenn Sie die Akzeptanz der
Bürger verspielen.

Was das für grüne Weichen sein sollen, weiß ich
nicht. Vielleicht liegen die außerhalb von Schles-
wig-Holstein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wenn Sie keine
Ahnung haben, sollten Sie auch nichts sa-
gen!)

Nun zum Thema Transparenz-Ranking. Sicher-
lich ist es so, dass auf der Grundlage des bisherigen
Informationszugangsgesetzes Schleswig-Holstein
einen zweiten Platz errungen hat. Darauf können
wir stolz sein. Aber wer das Ranking aufgestellt
und die Analyse vorgenommen hat, das ist Arne
Semsrott von der Organisation FragDenStaat. Er
hat auf Mediennachfrage ausdrücklich betont, diese
Note beziehe sich auf das jetzt geltende Gesetz und
nicht auf die Änderungen, die Sie anstreben. Was er
von dieser Änderung hält, ob das im Bereich der
Note eins spielt oder sogar zu einem Abrutschen
führt - wie ich sage -, das können Sie in seiner Stel-
lungnahme an den Innen- und Rechtsausschuss

nachlesen. Er hat nämlich Ihre Novelle auseinan-
dergenommen und vernichtend beurteilt. Deswegen
werden wir durch Ihre Novelle im Transparenz-
Ranking abfallen und nicht aufsteigen.

Es ist ja auch nicht nur in dem Bereich so, dass
Transparenz abgebaut wird, sondern die Landesre-
gierung hält zum Beispiel die Standorte der Bohr-
schlammproben geheim. Sie verweigert auch die
Herausgabe von Arbeitsplänen von Ölunternehmen,
die in Schleswig-Holstein bohren wollen. Sich hier
also „Transparenz“ auf die Fahnen zu schreiben, ist
nicht zu verstehen.

Wenn hier so viel von sozialer Gerechtigkeit die
Rede gewesen ist, dann frage ich: Wie sozial ge-
recht müssen es die Bürger eigentlich empfinden,
dass Sie daran festhalten, dass Minister bereits ab
62 Jahre in Rente gehen können? Während jeder
normalsterbliche Arbeitnehmer, jeder Beamte künf-
tig bis zum Alter von 67 Jahren warten muss, soll
für Minister ausdrücklich etwas anderes gelten, an-
ders als im Bund, anders als in vielen Bundeslän-
dern. Das ist soziale Gerechtigkeit für die SPD?

Sie unterstützen CETA, ein Abkommen, gegen das
die Gewerkschaften Sturm laufen. Und das soll so-
ziale Gerechtigkeit sein?

Sie sind verantwortlich dafür, dass Praktikanten
teilweise monatelang unbezahlt in unseren Ministe-
rien ausgebeutet werden. Auch das verstehen wir
nicht unter sozialer Gerechtigkeit.

Sie sind dafür verantwortlich, dass es in Schleswig-
Holstein so wenige Sozialwohnungen gibt wie noch
nie in den letzten zehn Jahren unseres Landes. Mit
sozialer Gerechtigkeit hat das nichts zu tun.

Deswegen will ich noch einmal festhalten: Die heu-
tige Debatte war, wie ich denke, goldrichtig, weil
sie sich zumindest in ihren lichten Momenten nicht
darum gedreht hat, was wer will oder verspricht,
sondern was Sie können und was Sie eingehalten
haben. Insoweit haben wir gelernt, dass es um die
Einhaltung des Koalitionsvertrages in vielen Punk-
ten schlecht bestellt ist, dass man sich nicht darauf
verlassen kann. Das bestätigt uns PIRATEN in
dem, was wir immer sagen, nämlich niemand darf
sich darauf verlassen, was versprochen wird oder
was in Programmen steht. Niemand sollte den Pla-
katen vertrauen. Auch unseren nicht, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall SPD)

Vertrauen Sie keinem Plakat, sondern informieren
Sie sich selbst. Bilden Sie sich eine eigene Mei-
nung, und schauen Sie sich an, was gemacht wird,
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und nicht nur, was versprochen wird. Dann werden
wir am 7. Mai 2017 eine gute Wahl haben. - Danke
schön.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich der Kollegin Hei-
ke Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Herr Dr. Stegner, ich möchte gern noch
einmal Ihre Äußerungen zur Bildungspolitik und zu
den Haushaltsgrundlagen dieser Bildungspolitik
aufgreifen.

Sie vergleichen ja immer so gern Ihre Regierungs-
arbeit mit der Regierungsarbeit der letzten Landes-
regierung.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Genau!)

Das Problem ist, dass diese Regierung eine kom-
plett andere Haushaltsgrundlage hatte und hat, als
sie die Vorgängerregierung hatte.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Mir kommen die
Tränen!)

- Nein, Sie brauchen sich jetzt kein Taschentuch zu
holen, sondern ich will nur einfach einmal Äpfel
mit Äpfeln vergleichen, nämlich das, was die CDU-
Fraktion in dieser Zeit mit den Mitteln, die auch Sie
zur Verfügung hatten, im Bildungsbereich gemacht
hätte.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie reden im Kon-
junktiv!)

- Hätte, natürlich. Hier sind Anträge vorgelegt wor-
den, es sind Anträge, die Sie zum Teil auch abge-
lehnt haben. Sie haben doch den Hochschulen die
BAföG-Mittel vorenthalten.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Weil Sie die Mittel
nicht freigegeben haben! Reden Sie doch
nicht immer im Konjunktiv!)

- Ja, Herr Dr. Stegner, wir hätten es den Schulen
und den Hochschulen gegeben.

(Zurufe SPD: Oh!)

Nein, nicht eins plus eins ist drei.

Obendrein muss man auch einmal sagen, meine Da-
men und Herren: Schauen Sie doch einmal nach,
was denn die Oppositionsfraktionen durchgängig,
jeder in unterschiedlichen Bereichen, im Bildungs-

bereich mit den zweieinhalb Milliarden Euro, die
Sie zur Verfügung hatten, gemacht hätten. Wäre es
unsere Bilanz heute gewesen, gäbe es in diesem
Land 500 Lehrerplanstellen mehr.

(Beifall CDU)

Das heißt, wir hätten diese Lehrerstellen vollständig
für eine 100-prozentige Unterrichtsversorgung
an die Schulen gegeben. - Herr Dr. Stegner, das
müssen Sie sich anhören, auch wenn es Ihnen nicht
gefällt. Unter der Verantwortung der CDU hätte das
Land definitiv eine 100-prozentige Unterrichtsver-
sorgung darstellen können.

(Beifall CDU - Lachen SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Und es hätte den Universitäten BAföG-Mittel zur
Verfügung gestellt. Dies hätten auch Sie machen
können. Sie haben sich dem verweigert. Deswegen
bitte ich Sie, hier Äpfel mit Äpfel und nicht Äpfel
mit Birnen zu vergleichen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Jetzt hat Herr Kubicki das Wort, wenn ich das rich-
tig gesehen habe.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Liebe Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen
und Kollegen! Da wir ja nicht nur über die Antwort
auf die Große Anfrage gesprochen haben, sondern
auch über die Bilanz dieser Regierung und des Par-
laments, möchte ich etwas aufgreifen, was mir per-
sönlich am Herzen liegt. Herr Kollege Dr. Stegner,
das ist wahrscheinlich auch altersbedingt.

Ich habe heute Morgen in den „Lübecker Nachrich-
ten“ eine Berichterstattung über die PIRATEN ge-
lesen, die mir fast die Schuhe ausgezogen hat. Die
Überschrift lautete „PIRATEN ziehen Bilanz: ‚Viel
bewegt, oft enttäuscht‘“. Ich will hier auf den in-
haltlichen Teil zu sprechen kommen.

Auf die Frage, was die PIRATEN denn erreicht hät-
ten, antwortete der Kollege Dr. Breyer:

„Wir haben aufgedeckt, dass überall im Land
Bohrschlamm verklappt wird.“

- Herr Kollege Dr. Breyer, das waren nicht Sie,
sondern das war das von Herrn Dr. Habeck geführte
Ministerium. Sie sagen weiter:

„Wir haben durchgesetzt …“
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(Zuruf Dr. Patrick Breyer [PIRATEN] - La-
chen SPD)

Wenn Sie Vorhaben von anderen schlicht und er-
greifend schneller aufgreifen, dann haben Sie das
nicht veranlasst, sondern Sie waren einfach nur
schneller als die anderen. Aber man hätte Sie in
diesem Parlament definitiv nicht gebraucht,

(Beifall FDP, CDU, SPD und SSW)

um all das, was Sie als Erfolg klassifizieren, durch-
zusetzen.

„Wir haben durchgesetzt, dass Managerge-
hälter von öffentlichen Unternehmen offen-
gelegt werden müssen. Wir haben erreicht,
dass die Stelle des Landesdatenschutzbeauf-
tragten erstmals ausgeschrieben wurde.“

Das war unsere Verständigung.

(Zuruf Dr. Patrick Breyer [PIRATEN] - La-
chen und Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

„Wir haben erzwungen, dass eine Karenzzeit
für Minister eingeführt wird, ehe sie in die
Wirtschaft wechseln.“

Und der größte Erfolg ist - jetzt müssten Sozialde-
mokraten und Grüne eigentlich auf den Tischen ste-
hen -:

„Dass in Schleswig-Holstein in diesem Jahr
schon ab 16 gewählt werden darf, geht auf
uns zurück.“

(Lachen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist der
größte Witz! - Zuruf SPD: Unglaublich!)

Das kennen Sie vielleicht nicht, aber das hatten
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schon bei den vor-
letzten Wahlen im Wahlprogramm. Da gab es die
PIRATEN überhaupt noch nicht.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Zu sagen, das sei der Erfolg der PIRATEN, ist nicht
nur anmaßend, sondern das sind schlicht und er-
greifend auch Fake News.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und Hans-Jörn Arp [CDU])

Was mich aber besonders betroffen gemacht hat, ist
die Aussage des Kollegen Dudda, als es um die
Frage eines weiteren Feiertags ging. Wir haben dar-
über gestritten, teilweise impulsiv, teilweise auch
sehr lustig. Er hat hierzu ausgeführt:

„… dann wird unser Antrag als billiges Ge-
tue abgetan, als Wahlgeschenk. Ich habe als
Redner einen ‚Lynch-Mob‘ erlebt. Es war
nur Zorn und Wut da.“

- Ich weiß nicht, in welchem Plenarsaal Sie waren,
Herr Kollege Dudda, aber ich habe hier weder et-
was von Zorn noch von Wut erlebt, ich habe etwas
von kontroverser Debatte erlebt, teilweise sogar lu-
stig.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das würde ich auch
sagen!)

Dass es Wut und Zorn war, was Sie empfunden ha-
ben, tut mir leid. Das spricht wahrscheinlich für
oder gegen Ihre Empfindungen, aber es war mit Si-
cherheit von niemandem hier in diesem Saal ge-
wollt, dass Sie sich als Mob-Opfer fühlen und sich
so in der Öffentlichkeit darstellen. Vielleicht muss
man das noch einmal klarstellen.

Ich komme jetzt zu einem ganz ernsten Teil. Was
mich aber betroffen gemacht hat, Herr Dudda, und
es wäre schön, wenn Sie dazu gleich noch etwas sa-
gen würden, ist die Aussage:

„Am gleichen Abend habe ich getwittert:
‚Ich schäme mich, diesem Parlament anzuge-
hören.‘“

(Zuruf SPD: Ich nicht! - Zuruf BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich auch nicht!)

„Ich schäme mich, diesem Parlament anzugehö-
ren.“ - Auch wenn es sicher ist, dass Sie dem näch-
sten Parlament nicht mehr angehören werden, ist
das eine Sprache, die antidemokratischer nicht sein
kann.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Das sage ich in allem Ernst. Wenn Sie das hier
nicht klarstellen, werde ich immer wieder erklären,
dass Sie von der AfD keinen Steinwurf entfernt
sind. Warum? - Sie können sich für einzelne Beiträ-
ge schämen, Sie können sich schämen für meine
Wortbeiträge, für die von Dr. Stegner, von Herrn
Arp, von wem auch immer. Sie können sagen, das
sei keine angemessene Debatte gewesen. Aber das
Parlament als solches als Ort darzustellen, für den
man sich schämen muss, ist in einer demokrati-
schen Grundordnung, wie wir sie haben, einfach in-
akzeptabel!

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)
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Ich ärgere mich häufiger, teilweise bis zur Weiß-
glut. Manchmal gehe ich auch raus, weil ich einige
Beiträge nicht ertragen kann, aber ich bin stolz dar-
auf, dass es in diesem Land die Möglichkeit gibt,
sich an einem solchen Ort so auszutauschen, wie
wir es tun. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für einen Dreiminutenbei-
trag hat Herr Abgeordneter Martin Habersaat von
der SPD-Fraktion.

Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
wollte es nicht versäumen, die bildungspolitische
Bilanz auch noch einmal von einer anderen Seite zu
beleuchten. Zum Ende der letzten Legislatur hatte
die GEW Rechnungen veröffentlicht, aus denen
hervorging, dass circa 1.400 Stellen an den Schulen
fehlen. Die Landesregierung hat das bestritten. Der
Philologenverband hat damals eine lustige Presse-
mitteilung veröffentlicht und der GEW vorgewor-
fen, sie schüre mit ihren Berechnungen Unruhe und
Ängste an den Schulen. - Insofern, herzlichen
Glückwunsch zu den treuen Verbündeten, liebe
CDU.

Wir haben dann in einer der ersten Sitzungen hier
von der damaligen Bildungsministerin eine Eröff-
nungsbilanz vorgelegt bekommen, aus der hervor-
ging, dass 1.600 Stellen an den Schulen in Schles-
wig-Holstein fehlen. Die ersten 300 haben wir
gleich sofort noch zu Ihren Haushaltsbedingungen
geschaffen und damit die Lücke teilweise gefüllt.
Wir haben den Gemeinschaftsschulen einen Teil
der von Ihnen gestrichenen Differenzierungsstun-
den zurückgegeben.

Bei der Inklusion hatten wir eine Debatte in der
letzten Legislaturperiode, in der der Bildungsminis-
ter Dr. Klug einen Inklusionsbericht vorgelegt hat,
aus dem sinngemäß hervorging: Alle Schülerinnen
und Schüler sind vorher beschult worden, alle
Schülerinnen und Schüler sind hinterher beschult
worden. Es gibt keinen Mehrbedarf durch Inklusi-
on.

Was haben wir heute für eine Bildungsministerin? -
Eine, die in einem Gutachten vorrechnen lässt, dass
500 Stellen für die Inklusion in Schleswig-Holstein
fehlen. Sie sagt ferner, diese 500 Stellen geben wir
nun den Schulen in Schleswig-Holstein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Übrigens, sich zur Inklusion bekennend! Ich muss
sagen, mehr als der Kursschwenk in Sachen Sys-
temänderung und Schulfrieden hat mich er-
schrocken, dass Herr Günther in anderen Interviews
ankündigt, dass die CDU „von der Inklusion abkeh-
ren“ will. Das finde ich erschütternd.

(Volker Dornquast [CDU]: Das ist doch
überhaupt nicht wahr! Jetzt lügen Sie! Das
hat er nie gesagt!)

- Das finde ich erschütternd, Herr Dornquast, er-
schütternd!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Was die BAföG-Mittel angeht, hätte die CDU heu-
te eine große Chance. Damals war es ja so, dass der
Bund den Ländern die Mittel für Hochschulen und
Bildung zur Verfügung gestellt hat. Der Kollege
Günther, seinerzeitiger hochschulpolitischer Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion, hat eine Presse-
mitteilung veröffentlicht, aus der hervorging: Alle
Mittel sofort an die Hochschulen!

In der gleichen Woche - ich weiß nicht genau, ob es
der gleiche Tag war, das müsste ich nachsehen -
gab es eine zweite Pressemitteilung der CDU-Land-
tagsfraktion. Herausgeberin war die Kollegin Fran-
zen und noch einmal Herr Günther. Darin stand: ei-
ne Hälfte an die Hochschulen, eine Hälfte an die
Schulen. - Immerhin. Nun haben Sie sich jahrelang,
je nach Zielgruppe, für eine der beiden Pressemit-
teilungen feiern lassen können. Heute hätten Sie
aber sagen können, was sie nun wirklich mit dem
Geld gemacht hätten. - Vielen Dank, meine Damen
und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für einen Dreiminutenbeitrag erteile ich nun dem
Kollegen Dr. Patrick Breyer von der Piratenfraktion
das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren!
Herr Kubicki, zu Ihren unglaublichen Anwürfen in
Sachen AfD und den Worten meines Kollegen
Wolfgang Dudda wird er gleich selbst noch Stel-
lung nehmen.
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Ich will aber zurückweisen, dass Sie versuchen, un-
sere Bilanz und unsere Arbeitsbilanz in diesem
Landtag kaputtzumachen.

(Lachen FDP - Hans-Jörn Arp [CDU]: Wel-
che Bilanz?)

Es war doch immer die FDP, die sagt: Leistung
muss sich lohnen. Deswegen kann ich gut verste-
hen, dass es sie wurmt, dass es die PIRATEN sind
und nicht die FDP, die pro Abgeordneten die Flei-
ßigsten waren und

(Christopher Vogt [FDP]: Die Fleißigsten?)

die die meisten Initiativen gestartet haben. Lesen
Sie die dpa-Meldung aus dieser Woche, und Sie
wissen Bescheid.

Natürlich haben wir mit unserer Anfrage aufge-
deckt, dass in 100 Gemeinden in Schleswig-Hol-
stein Bohrschlamm verklappt worden ist und seit
Jahren nicht untersucht wurde, ob noch giftige
Rückstände vorhanden sind. Natürlich war es unse-
re Initiative, die zu dem Gesetz zur Offenlegung
von Managergehältern von öffentlichen Unterneh-
men geführt hat. Natürlich wäre es ohne uns nicht
dazu gekommen, dass die Stelle des Landesdaten-
schutzbeauftragten erstmals offen ausgeschrieben
wurde, statt nach Parteienproporz wieder neu zu be-
setzen. Das hätte es ohne uns nicht gegeben. Und
die Karenzzeiten sind dadurch zustande gekommen,
dass wir immer wieder Druck gemacht haben, bis
dahin, dass wir zur Durchbrechung Ihrer Antrags-
blockade sogar einen Vogel-Strauß-Preis überrei-
chen mussten. Das hat dann auch Wirkung gezeigt.

(Lachen SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Dr. Dolgner?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Nein, diesmal nicht, Frau Präsidentin.

(Zurufe SPD: Oh!)

Dass in Schleswig-Holstein schon ab 16 Jahren ge-
wählt werden darf, war ein Gesetzentwurf, den wir
geschrieben haben, bei dem wir Sie gebeten haben,
ob Sie sich dem Gesetzentwurf anschließen wollen.
Lesen Sie es nach. Wer steht als erster Antragsteller
auf dem Gesetzentwurf?

(Widerspruch SPD)

Das waren natürlich wir, weil es unser Gesetzent-
wurf war. Ich weiß, dass Sie das auch wollen. Das
haben nun einmal Beschlüsse des Landtags so an
sich, dass es immer Sachen sind, die Sie auch wol-
len, sonst hätten Sie dem ja auch nicht zugestimmt.

(Martin Habersaat [SPD]: Das steht im Koa-
litionsvertrag!)

Aber was ich im Interview gesagt habe, war kor-
rekt: Dieser Gesetzentwurf geht auf uns zurück.

(Martin Habersaat [SPD]: Nein!)

Unser Antrag war es, die Leichte Sprache einzufüh-
ren, unser Antrag war es, die anonyme Spurensi-
cherung verstärkt einzuführen, und auch die Offen-
legung von Sexismus und Rassismus an der Polizei-
schule, die vom Ministerium und von den Beteilig-
ten vertuscht werden sollte, hätte es ohne uns PI-
RATEN nicht gegeben. Und das lassen wir uns
auch nicht kaputtmachen.

(Regina Poersch [SPD]: Unerhört! - Dr. Kai
Dolgner [SPD]: Das haben wir schon 2000
beschlossen! - Weitere Zurufe SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für einen weiteren Dreiminutenbeitrag
hat jetzt Frau Kollegin Anke Erdmann von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
PIRATEN bekommen mit Sicherheit einen Fleiß-
preis.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Aber ehrlich gesagt, Herr Breyer, das, was Sie ge-
sagt haben, war mir zu egozentrisch, weil Sie alles,
was passiert, auf sich selbst zurückführen. Allein
beim Thema Wahlalter 16 muss man sich einmal
die Frage stellen, ob es ohne die PIRATEN im
Landtag das Wahlalter 16 gegeben hätte. Und die
Antwort lautet: Ja, natürlich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das gilt für viele andere Punkte auch. Ich würde
nicht so weit gehen wie Herr Kubicki und sagen,
dass Sie gar nichts erreicht haben. Das liegt mir
fern. Aber an vielen Punkten, finde ich, beziehen
Sie alles auf sich selber, und das geht mir echt tie-
risch auf den Keks.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])
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- Ja, Herr Kubicki, das halten Sie jetzt auch noch
einmal aus.

Ich habe mich zu Wort gemeldet, weil Frau Franzen
die Zwischenfrage nicht zugelassen hat, als sie ge-
sagt hat, unter der CDU würden jetzt 500 Stellen
mehr im System sein. Wenn man sich einmal die
Finanzierung anschaut, die Sie in den Haushalts-
anträgen der letzten Jahre vorgelegt haben - das
haben wir immer getan -, dann wird klar: Ihr Kolle-
ge Koch hat - deswegen dürfen Sie das nicht alles
aufaddieren - teilweise strukturelle Mehrausgaben
mit einmaligen Abschmelzungen von Rückstellun-
gen gegenfinanziert. Sie haben immer nur geguckt,
welche Stellen ab 1. August eines Jahres gebraucht
werden. Sie haben die Stellen also gar nicht für ein
Jahr durchfinanziert, sondern immer nur für fünf
Monate. Da kommt man leicht einmal auf solche
Summen.

Das waren Luftbuchungen der Opposition. Das
kann man so machen. Aber sich hier hinzustellen
und zu sagen: „Wir hätten 500 Stellen mehr!“, das
geht nicht an. Das hätte kein Finanzminister in der
Realität durchgehen lassen, Frau Franzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Da ich gerade hier vorne stehe, will ich auch noch
sagen: Die CDU ist wirklich putzig; denn alles das,
was Sie im Bildungsbereich fordern abzuschaffen,
sind Sachen, die Sie unter der Regierung Carsten-
sen I - meistens I, teilweise II - eingeführt haben.
Die Inklusion im Schulgesetz verankert hat die Re-
gierung Carstensen. G 8 eingeführt hat die Regie-
rung Carstensen. Die Notenfreiheit in Klasse 3, 5,
6, 7 und 8 hat die Regierung Carstensen eingeführt.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Die Gemeinschaftsschule eingeführt hat die Regie-
rung Carstensen. Oberstufen ermöglicht hat die Re-
gierung Carstensen. Die frühere Einschulung länger
ermöglicht hat auch die Regierung Carstensen. Ich
wünsche mir eigentlich, wenn Sie einmal wieder re-
gieren - das dauert ja noch ein bisschen -, sich ein-
fach vorher einmal zu überlegen, was man denn
nachher in den Schulen haben möchte. Dann müs-
sen Sie auch nicht sagen: „Wählt uns, damit wir das
alles rückgängig machen, was die CDU eingeführt
hat.“ - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW -Wolfgang Kubicki [FDP]: Die Re-
gierung Carstensen muss wieder her, wenn
ich das richtig verstanden habe! - Zuruf:
Nein, nein, das wäre Zeitvertreib! - Dr. Kai

Dolgner [SPD]: Ist der Dackel wieder ge-
sund? - Heiterkeit)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat der Abgeordnete Wolfgang Dudda von der Pira-
tenfraktion.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich erkläre Folgendes: Wenn die „Kieler Nachrich-
ten“ am Folgetag zu der Debatte, zu der ich mich
bei den „Lübecker Nachrichten“ geäußert habe, das
Wort „Wirtshausgejohle“ verwenden, dann werden
sie das nicht ohne Grund getan haben.

Im Nachgang zu der Debatte, um die es hier geht,
bin ich glücklicherweise von vielen Kollegen frak-
tionsübergreifend angesprochen worden, und man
hat sich für das entschuldigt, was hier passiert ist,
für die persönliche Beleidigungen, die insbesondere
den Kollegen Breyer betroffen haben. Das fand ich
sehr gut.

Ich habe diese Entschuldigungen nicht gekannt, als
ich meinen Tweet geschrieben habe, und der lautete
vollständig so, Herr Kollege Kubicki:

„Ich schäme mich, einem Parlament anzuge-
hören, in dem ungeahndet vom Präsidium so
beleidigt werden darf.“

Es war einfach ungeahndet, was hier geschehen ist.
Der Vorwurf des Autismus ist ungeahndet geblie-
ben. Der Vorwurf, der ja auch berufsbeleidigend
war, ist ungeahndet geblieben. Das meine ich da-
mit. Ansonsten bin ich mit Stolz und gerne hier
Parlamentarier gewesen und werde es auch gerne
weiter sein, wenn es denn so entschieden werden
sollte.

Man muss klipp und klar festhalten - -

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Nein, keine Zwischenfrage.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, ich weise Sie zunächst darauf hin,
dass der Ältestenrat sich mit dieser Frage ausgiebig
befasst hat und dass Sie die Behauptung, die vorhin
verkürzt wiedergegeben wurde, hier im Grunde
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wiederholt haben. Dafür erteile ich Ihnen einen
Ordnungsruf.

(Lachen Uli König [PIRATEN])

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Damit ist alles gesagt. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung hat Minister Meyer das
Wort.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte zu dem, was hier in der Debatte behauptet
wurde, kurz einige aktuelle Zahlen anführen, damit
das im Protokoll festgehalten wird. Herr Günther
hat gesagt: 0 oder 1 km Autobahn. Ich sage Ihnen
dazu Folgendes - das sind die Fakten; alle, die et-
was anderes behaupten, machen eine Falschaussa-
ge -: Erstens. Wir haben in der Zeit von 2012 bis
zum März 2017 acht - acht! - vollziehbare Planfest-
stellungsbeschlüsse erlassen und haben damit Bau-
reife.

(Christopher Vogt [FDP]: Was war denn
das?)

- An der A 21 zum Beispiel und an der A 7.

Die Aussage „null Kilometer“ - das ist das, was der
Ministerpräsident gesagt hat; das tut uns weh - ist,
was die A 20 angeht, richtig. Aber die Aussage
„null Kilometer Autobahn“ ist falsch.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es sind von 2012 bis zum heutigen Zeitpunkt
34 km Autobahn. Für diejenigen, Herr Kubicki, die
in Zentimetern rechnen: Es sind 3,4 Millionen cm,
wenn Sie unbedingt diese Einheit haben wollen. Ich
sage noch einmal: Alle, die etwas anderes behaup-
ten, machen eine Falschaussage. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung. - Es
ist kein Antrag gestellt worden, und ich schlage Ih-
nen vor, die Antwort der Landesregierung auf die

Große Anfrage, Drucksache 18/5311, zur Kenntnis
zu nehmen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Damit
ist der Tagesordnungspunkt erledigt.

(Zurufe - Unruhe)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Parlamentari-
schen Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer
haben sich darauf verständigt, dass wir nun auch
noch den Tagesordnungspunkt 28 behandeln. Ich
rufe also auf:

Sechsspuriges Ersatzbauwerk für die Rader
Hochbrücke

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/5292

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache
und erteile zunächst dem Abgeordneten Christopher
Vogt von der FDP-Fraktion das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bevor
das böse Gerücht aufkommt, ich würde Ihnen die
Mittagspause kaputt machen, will ich darauf ver-
weisen, dass der Ministerpräsident seine Redezeit
um 160 % überzogen hat und das dementsprechend
alles ein bisschen länger gedauert hat.

Bevor ich zur Rader Hochbrücke und dem dringend
benötigten Ersatzbauwerk komme, möchte ich kurz
etwas grundsätzlicher auf das Thema Infrastruk-
turplanung in Schleswig-Holstein und die Zusam-
menarbeit oder - besser gesagt - die nicht vorhande-
ne Zusammenarbeit zwischen der Bundes- und der
Landesregierung bei diesem wichtigen Thema ein-
gehen, weil es da aus meiner Sicht grundsätzlich
ein Problem gibt.

In den „Lübecker Nachrichten“ war am 19. März
2017 ein bemerkenswerter Artikel zu finden. Ver-
kehrsminister Dobrindt war zu Gast in Ahrensburg
zum Thema Infrastruktur und ist dabei natürlich auf
das Thema Planung eingegangen. Er sagte - Zitat -:

„40 Milliarden € stehen beim Bund für In-
vestitionen bereit, aber es gibt welche, die
nicht abrufen.“

Weiter sagte er mit Blick auf Verkehrsminister
Meyer:

„Der habe in dreieinhalb Jahren keine einzige
Straße zur Finanzierung gebracht.“
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So bewertet der Bundesverkehrsminister also öf-
fentlich die Arbeit des Landesverkehrsministers,
der uns nun sieben Wochen vor der Landtagswahl
einen völlig lächerlichen Sechs-Punkte-Plan zur
Beschleunigung von Infrastrukturvorhaben vorge-
stellt hat, um so zu tun, als hätte er seinen Job in
den letzten Jahren erledigt.

(Beifall FDP)

Aber frei von Schuld ist weder Herr Meyer noch
Herr Dobrindt, ganz im Gegenteil. Es fehlen
schlichtweg seit Jahren in erheblichem Umfang
Planungskapazitäten.

(Martin Habersaat [SPD]: Das sind immer
nur Liberale!)

Wir haben in Deutschland nach wie vor ein viel zu
kompliziertes Planungsrecht. Das Land ist da also
in der Pflicht, aber auch der Bund. Heute konnten
wir in den „Lübecker Nachrichten“ lesen, dass auch
Herr Dobrindt sein eigenes Geld nicht abrufen
kann, weil er fehlende Planungskapazitäten im Be-
reich der Wasserstraßen hat. Insofern sollten sich
beide einmal gehörig an die eigene Nase fassen.

(Beifall FDP)

Zur Rader Hochbrücke. Die Rader Hochbrücke ist
eines der wichtigsten Bauwerke in unserem Bun-
desland. Zum Glück wird jetzt der Ersatzbau von
der Projektmanagementgesellschaft DEGES ge-
plant. Nach einem Bundesgesetz gibt es nur noch
eine Klageinstanz, nämlich vor dem Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig.

Zwei Dinge sind aus unserer Sicht ganz entschei-
dend: Das Ersatzbauwerk muss schnell realisiert
werden, und es muss zukunftsfähig sein. Das be-
deutet für meine Fraktion, dass es nur einen sechs-
streifigen Neubau geben kann.

Das Land Schleswig-Holstein ist auf eine intakte
und moderne Infrastruktur angewiesen. Es haben ja
nicht nur die Schleswig-Holsteiner und insbesonde-
re die Menschen aus dem Landesteil Schleswig ein
überbordendes Interesse daran, dass das Bauwerk
vernünftig ersetzt wird, sondern auch die Touristen
und die Speditionsunternehmen. Aber auch die Dä-
nen, für die die Jütland-Route auch nach der Reali-
sierung der Fehmarnbelt-Querung eine elementare
Bedeutung haben wird, haben ein großes Interesse
daran, dass es ein vernünftiges Ersatzbauwerk gibt.

Kollege Arp, wir, die Mitglieder des Wirtschafts-
ausschusses, haben es ja gemeinsam gehört, als wir
am 2. März 2017 mit den Verkehrspolitikern aus
dem Folketing gesprochen haben. Eigentlich woll-

ten wir nur über die Fehmarnbelt-Querung spre-
chen, aber wir haben einen Großteil der Zeit auf die
Rader Hochbrücke verwandt. Insofern ist die Jüt-
land-Route die Anbindung Dänemarks nach Mit-
teleuropa, und Schmalspurbrücken können wir da
nicht gebrauchen, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP und Flemming Meyer [SSW])

Wir sollten den Fehler, den man bei der Fehmarn-
sund-Brücke gemacht hat, wo man auch zu klein
gedacht hat, nicht wiederholen. Wir sollten aufhö-
ren, uns vor unseren dänischen Freunden in der
Verkehrspolitik zu blamieren.

Mit großer Verwunderung habe ich zur Kenntnis
genommen, was der ansonsten von mir hochge-
schätzte Kollege Arp am 2. Februar 2017 im sh:z
gesagt hat. Er sagte nämlich, dass die Planung von
zwei zusätzlichen Spuren das Projekt um Jahre zu-
rückwerfen würde. Ich finde, das ist eine sehr inter-
essante Aussage. Ich frage mich, Herr Arp, wie Sie
darauf kommen. Wer hat Ihnen das erzählt? Hat
Herr Dobrindt das gesagt? Das wollen wir heute
einmal hören.

(Beifall Dr. Kai Dolgner [SPD] und Uli Kö-
nig [PIRATEN])

Die Landesregierung hat im Wirtschaftsausschuss
das genaue Gegenteil behauptet. Wenn man die A 7
bis Bordesholm ausbaut, sollte man doch ein Bau-
projekt, das für die nächsten Jahrzehnte oder das
nächste Jahrhundert reichen soll, vernünftig aus-
bauen. Die Verkehrszahlen - da sind wir uns einig -
steigen weiter.

Dass sich der Bund bisher gegen einen sechsspuri-
gen Ausbau ausspricht, halte ich für eine absolute
Frechheit. Am Geld kann es laut Herrn Dobrindt ja
nicht liegen. Er sagt ja, er habe genug Kohle, die
könne er nur nicht ausgeben.

In diesem Zusammenhang irritieren mich zwei Din-
ge: zum einen, dass die Landesregierung in ver-
kehrspolitischen Fragen in Berlin überhaupt kein
Gehör findet. Nun wissen wir ja, wie ich schon er-
wähnt habe, dass Herr Dobrindt von Herrn Meyer
überhaupt nichts hält. Aber soweit ich weiß, ist die
SPD doch immer noch Teil dieser Bundesregie-
rung. Herr Meyer, warum können Sie sich in Berlin
in keiner einzigen Frage durchsetzen?

Kollege Arp, zum anderen irritiert mich, dass sich
auch die Landes-CDU, die im Wahlkampf steckt,
überhaupt nicht durchsetzen kann. Ich verweise auf
die Pkw-Maut, über die wir in der letzten Tagung
debattiert haben. Sie haben Ausnahmen für Grenz-
regionen gefordert. Das lehnt Herr Dobrindt ab, das
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lehnt die Bundestagsfraktion mit Ihren Kollegen ab.
Wer hört in Berlin eigentlich auf Sie?

Herr Kollege Arp, bekennen Sie sich heute zum
sechsspurigen Ausbau! Springen Sie über Ihren
Schatten!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Da muss er auch
nicht weit springen!)

Ich glaube, dass Herr Dobrindt Ihnen diesen
Wunsch mitten im Wahlkampf nicht ausschlagen
könnte. Anpacken statt rumschnacken. Ich hoffe
auf Ihre Zustimmung, Herr Kollege Arp. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion hat jetzt der Kollege Hans-
Jörn Arp das Wort.

(Uli König [PIRATEN]: Erzähl mal, warum
du nur zwei Spuren willst! - Weitere Zurufe)

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Warte doch erst einmal, bis ich da bin, dann erzähle
ich euch das. - Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lieber Kollege Vogt, wenn
wir jetzt darüber abstimmen würden, ob wir einen
sechsspurigen Ausbau wollen oder nicht, würden
alle ja sagen, ohne Wenn und Aber. Es geht aber
um die Frage - und die müssen Sie mir beantwor-
ten -: Garantieren Sie, dass die Brücke bis 2025 fer-
tig ist? Bis 2026 garantieren die Gutachter für die
Stabilität und Befahrbarkeit der Brücke.

Wir haben schon jetzt zwei Jahre Planungszeit ver-
loren. Geplant ist ein vierspuriger Ausbau mit einer
verbreiterten Standspur. Das ist der aktuelle Stand.

Ich habe mit vielen Unternehmen, vielen Spediteu-
ren, aber auch mit Hans Christian Schmidt gespro-
chen. Bei dem Gespräch hatten Sie ja den Vorsitz.
Er kam hinterher zu mir und sagte: „Wissen Sie
was, Arp? Sie haben recht.“

Das Risiko, das wir eingehen, kann keiner kalkulie-
ren. Davor haben die Unternehmer Angst. Keiner
von uns hat etwas gegen einen sechsspurigen Aus-
bau, aber es darf auf keinen Fall ein Tag Zeit verlo-
ren gehen. Darum geht es.

(Uli König [PIRATEN]: Ein Tag?)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Vogt?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Ja.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Vogt, bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Herr Arp, Sie sa-
gen, alle seien für einen sechsspurigen Aus-
bau - -

(Das Saalmikrofon funktioniert nicht - Wolf-
gang Kubicki [FDP]: Sozialdemokraten und
Technik! - Zuruf: Herr Habeck hat den Strom
abgedreht! - Zurufe: Mittagspause! - Unruhe)

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Kollege Vogt, komm doch hierher. Sie können die
Frage gern hier vorn stellen; ich biete Ihnen mein
Mikrofon an. Komm hierher, zeig Größe.

(Heiterkeit und Zurufe - Christopher Vogt
[FDP] begibt sich nach vorn zum Redner-
pult)

- Herr Kollege Arp, wenn wir alle dafür sind,
warum haben Sie sich dann nicht ab dem
Jahr 2013 für einen sechsspurigen Ausbau
ausgesprochen?

(Beifall FDP)

Haben Sie mitbekommen, dass die Landesre-
gierung im Wirtschaftsausschuss das genaue
Gegenteil erklärt hat, nämlich dass es noch
möglich sei? Wer von Ihnen hat denn jetzt
unrecht? - Ich danke Ihnen ganz herzlich für
die Gastfreundschaft.

(Beifall FDP - Heiterkeit - Christopher Vogt
[FDP] geht zurück auf seinen Platz)

- Auf die Aussagen aus dem Verkehrsministerium
zu Verkehrsfragen habe ich in den letzten Jahren
nicht viel gegeben, weil sie nie eingetreten sind. Ich
bilde mir meine eigene Meinung. Wenn der Ver-
kehrsminister im Februar 2015 einen Vertrag mit
dem Bundesverkehrsminister über die Ersatzbau-
maßnahme abschließt, bin ich - wie wir alle - davon
ausgegangen, dass das aufgrund eines Verkehrsgut-
achtens geschehen ist. Man schließt ja keinen Ver-
trag über ein Ersatzbauwerk, wenn man gar nicht
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weiß, wie viel Verkehr dort fließen wird. Das ist die
Basis.

Noch einmal, es sind zwei Jahre verlorengegangen.
Man hätte im Februar 2015 sagen müssen: Wir ha-
ben den Bedarf für einen sechsspurigen Ausbau.
Dann hätten wir gesagt: Wunderbar, super.

Jetzt ist die Angst latent bei fast allen auf der Jüt-
land-Route. Diejenigen, mit denen ich gesprochen
habe, sagen: Bis 2026 sind noch neun Jahre. Rech-
nen wir einmal drei Jahre für die Planung, zwei
Jahre, bis es im Zweifelsfall in Leipzig entschieden
ist, mindestens ein Jahr dauert der Abbruch. Wir
haben gesehen, wie das Projekt bei der Stör-Brücke
gelaufen ist. Dieses Projekt ist viel größer, und der
Abbruch dauert voraussichtlich länger als ein Jahr.
Dann bleiben noch drei Jahre für den Neubau einer
Brücke von zwei Brücken; es werden ja zwei
Brücken nebeneinander stehen.

Das ist das Zeitfenster. Das ist sachlich und hat mit
Ideologie und Politik überhaupt nichts zu tun. Das
können wir sachlich und vernünftig miteinander be-
sprechen. Wollen Sie das Risiko eingehen? Gehen
Sie zu den Spediteuren und sagen: Die zwei Jahre,
die bisher geplant wurden, müssen in einigen Tei-
len überholt, neu berechnet werden, weil sechs Spu-
ren etwas anderes sind. Wenn das nicht der Fall ist,
wenn man der CDU an dieser Stelle garantiert, dass
es keinen Zeitverzug gibt, gibt es keinen von uns,
der den sechsspurigen Ausbau ablehnt.

Uns geht es um das Signal an die Wirtschaft nörd-
lich des Nord-Ostsee-Kanals, an all diejenigen, die
die Rader Hochbrücke existenziell brauchen. Bis
hin in die Jütland-Route muss klar sein: Egal, wie
wir hier entscheiden, wir verlieren keinen Tag.
Dann ist das Verständnis bei allen da, bei uns ins-
besondere, weil wir vielmehr als die Sozialdemo-
kraten und Grünen für eine vernünftige Infrastruk-
tur in diesem Land sind. Das ist unser Petitum. Dar-
um geht es uns. Nichts anderes haben wir bei dieser
Frage im Sinn.

Bisher hat uns diese Frage noch keiner beantworten
können: Wie viel Zeit verlieren wir durch eine Neu-
planung? Wenn sich Minister Meyer hinstellt und
sagt, wir verlören nicht einen Tag, das könnten wir
sofort machen, dann bejubeln wir das, dann hätte
dieser Antrag etwas bewirkt. Anstatt in der Mittags-
pause zu sitzen, hätten wir dann einen konstrukti-
ven Beitrag geleistet. Ich freue mich auf die Beiträ-
ge von Herrn Meyer, und auf die anderen können
wir so lange verzichten. - Danke.

(Beifall CDU - Zurufe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Kai Vogel das Wort.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Schön, dass der Kollege Kubicki
schon im Vorwege weiß, was ich sagen will.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Von Ihnen habe
ich gar nicht geredet!)

- Ach so, dann habe ich das missverstanden! Auch
ich werde älter, Herr Kubicki. Der Kollege Arp - -

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Haben Sie mich
übersehen? So klein bin ich doch auch
nicht!)

- Entschuldigung! - Sehr geehrter Kollege Arp, Sie
sprachen davon, dass Sie sich für vernünftige In-
frastruktur einsetzten. Wenn Sie sich für vernünf-
tige Infrastruktur aussprächen, könnten Sie sich
ausnahmslos auch für den sechsspurigen Ausbau
der Rader Hochbrücke aussprechen.

(Beifall SPD, FDP, PIRATEN und SSW)

Sie werden an meiner Vorbemerkung und am Klat-
schen der Koalition merken, dass wir uns in der
Richtung positioniert haben.

Auch mich hat der Besuch der Kolleginnen und
Kollegen des dänischen Folketing im vergangenen
Monat sehr beeindruckt, weil es immer wieder er-
freulich ist zu sehen, wie groß das Interesse an ei-
ner guten Zusammenarbeit ist, und sehr beein-
druckend, dass trotz einer Staatsgrenze die Gemein-
samkeiten zwischen dem Königreich Dänemark
und der Bundesrepublik Deutschland überwältigend
groß sind. Gemeinsam ist unser Interesse, dass die
Rader Hochbrücke bis zum Baubeginn, während
der Bauphase und nach der Fertigstellung nicht
wieder zum stetigen Nadelöhr wird.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW)

Die wesentlichen Verkehrsströme aus Dänemark
verlaufen aktuell über die A 7. Immer wenn die
Brücke nur eingeschränkt nutzbar ist, kommt es zu
langen Staus, zu Ausweichverkehren, worunter die
Städte Rendsburg und Büdelsdorf massiv zu leiden
haben. Bei der letzten Sanierung, die gerade abge-
schlossen ist, konnten wir das wieder erleben.

Die A 7 ist neben der A 1 Schleswig-Holsteins
Hauptverkehrsachse nach Skandinavien, insbe-
sondere nach Jütland. In Jütland liegen die Haupt-
produktionsstätten Dänemarks, und der größte Teil
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der Ferienurlauber Dänemarks verbringt seine Zeit
an der Nordseeküste, nutzt also die A 7 und die Ra-
der Hochbrücke.

So kommt es in den Sommermonaten an den Wo-
chenenden regelmäßig zu Verkehrsstockungen,
wenn der Bettenwechsel ansteht und zeitgleich die
Wochenendtouristen unterwegs sind.

Jede Autobahn hat ihre Kapazitätsgrenzen. Alle,
die wie ich die A 7 regelmäßig nutzen, wissen, dass
die Kapazitätsgrenzen in bestimmen Bereichen er-
reicht sind. Nicht grundlos wird die A 7 bis Bordes-
holm zurzeit sechsspurig ausgebaut. Die Verkehrs-
mengen sind einfach zu groß. Wer noch vor weni-
gen Jahren nördlich des Bordesholmer Dreiecks un-
terwegs war, befuhr meist eine relativ freie Auto-
bahn. Wenn man heute unterwegs ist, hat sich das
Bild sehr gewandelt. Nicht grundlos hat der Kolle-
ge Lars Harms letztens angeregt, dass es sinnvoll
wäre, über ein generelles Lkw-Überholverbot auf
diesem Streckenabschnitt nachzudenken.

(Beifall Flemming Meyer [SSW])

Besonders stauanfällig ist die Rader Hochbrücke.
Das trifft übrigens immer auf Bauwerke zu, die die
Autofahrerinnen und Autofahrer oder auch die
Lkw-Fahrer in besonderer Art und Weise fordern.
Jeder, der durch den Elbtunnel fährt, weiß, dass da
langsamer gefahren wird, auch wenn die Straße frei
ist. Ähnlich stellt sich das bei der Rader Hoch-
brücke dar. Bis zum Rendsburger Dreieck läuft der
Verkehr häufig ohne Stau. 2 km davor beginnt der
Stau. Auf der anderen Seite, von Norden kommend,
von der Owschlager Seite, stellt sich das genauso
dar.

Seit 2013 wissen wir, dass die Rader Hochbrücke
neu gebaut werden muss, da die alte Brücke marode
ist. Die DEGES führt die Planung für den Ersatz-
bau durch. Die Planungen laufen nach meinem Er-
kenntnisstand gut. Seit Planungsbeginn taucht im-
mer wieder der Wunsch nach einer Sechsspurigkeit
auf. Die bis dahin bekannten Verkehrsmengen von
42.000 Fahrzeugen pro Tag sprachen allerdings da-
gegen. Das ist beim letzten oder vorletzten Mal im
Wirtschaftsausschuss auch dargestellt worden, dass
die neuen Planungen ganz andere Zahlen ergeben
haben. Die Verkehrsprognosen gingen ursprüng-
lich bis 2030 von einer Steigerung auf 54.000 Fahr-
zeuge aus. Die letzte Zählung hat ergeben, dass die
Erwartungen von 2030 bereits heute erfüllt sind, 15
Jahre früher.

Wo werden wir denn 2030 wirklich liegen? Genau
weiß das keiner. Doch die Verkehrsentwicklung für
diese Strecke zeigt in den vergangenen Jahren im-

mer steil nach oben. Warum macht nun eine Sechs-
spurigkeit aus unserer Sicht Sinn?

Das neue Brückenbauwerk wird für einen Zeitraum
von - ich denke - 40 Jahren bestehen. Die neue
Brücke wird ab 2029 komplett genutzt, der eine
Teil der Brücke wird schon deutlich früher genutzt
werden können. Dann wird die andere Brücke da-
neben neu gebaut. Man geht von einer prognosti-
zierten Haltbarkeit bis circa zum Jahr 2069 aus. Das
sind noch 52 Jahre! Von heute gerechnet kann doch
nun wirklich niemand ehrlich prognostizieren, wie
im Jahre 2069 vermutlich die Verkehrsströme sein
und welche Verkehrsmengen in den kommenden 50
Jahren über diese Brücke fließen werden. Sollte der
Verkehr weiter so deutlich zunehmen wie im Au-
genblick, ist davon auszugehen, dass die Rader
Hochbrücke einen massiven Engpass darstellt.
Wenn die anderen Teile alle sechsspurig ausgebaut
worden sind, werden wir nicht in der Lage sein,
kurzfristig zu entscheiden, die Rader Hochbrücke
umzubauen. Das weiß jeder, dass das eine Schnaps-
idee wäre.

Bis zum zweiten Quartal, das ist meine Erkenntnis,
muss die Entscheidung fallen, damit es bei dem
neuen Brückenbauwerk zu keinen Zeitverzögerun-
gen kommt. Wir halten die Sechsspurigkeit für eine
absolut sinnvolle und vorausschauende Infrastruk-
turmaßnahme. Wer weiterhin zu vier Spuren ten-
diert, verharrt und blickt nicht nach vorn. Wer wei-
ter zu vier Spuren steht, wird nicht die Sorgen der
Logistiker, der Tourismusexperten und des däni-
schen Volkes sehen. Wir bitten die Landesregie-
rung, sich auch weiter für den sechsspurigen Aus-
bau stark zu machen und unterstützen den Antrag
der FDP. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, PIRATEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
erteile ich nun das Wort dem Abgeordneten Detlef
Matthiessen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Jetzt kommt eine Brückenrede, also keine Büttenre-
de. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Jahrzehntelang gab es Neubau und Ver-
kehrswachstum, insbesondere auch eine Vervielfa-
chung des Lastverkehrs, die auf einen Bestand traf,
der darauf nicht ausgelegt war. Das rächt sich nun
bei der Rader Hochbrücke. Die Schlagader des
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Landes droht an ihrer empfindlichsten Stelle zu ver-
stopfen. Minister Reinhard Meyer machte sofort
den ersten nötigen Schritt: Tempolimits und Kon-
trollen. Damit hat die Brücke eine Chance, ihre
noch prognostizierte Lebenszeit bis 2026 zu errei-
chen.

Als einen zweiten wichtigen Schritt begann die Ko-
alition sofort mit Planungen für Ersatzbauten.
Viele Möglichkeiten wurden diskutiert, meine Da-
men und Herren, auch eine von uns befürwortete
Variante, nämlich die kombinierte Tunnellösung
für Straße und Schiene. Darauf folgte der schmerz-
liche dritte Schritt, nämlich die Erkenntnis, dass die
Zeit bis zur Realisierung angesichts der drohenden
Sperrung der alten Brücke nichts anderes zulässt als
eine Ersatzbrücke an gleicher Stelle. Die Planung
wurde unmittelbar begonnen.

Wir dürfen, wenn wir schon neu bauen, keinen
neuen Engpass über den Kanal planen. Also noch
einmal hier verdeutlicht: Wir unterstützen den An-
trag der FDP nach dem Motto: Schleswig-Holstein
first, Schleswig-Holstein first.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Make Schleswig-
Holstein great again! - Zurufe SPD und Chri-
stopher Vogt [FDP])

Es stellen sich aber natürlich einige Fragen, Herr
Kollege Vogt. Eine sechsspurige A 7 Bordesholm-
Dänemark steht in keinem Verkehrswegeplan.

(Zuruf CDU: Das muss auch nicht sein! -
Christopher Vogt [FDP]: Das ist ein Ersatz-
bauwerk!)

Der bestehende Bundesverkehrswegeplan ist jetzt
schon Makulatur, weil er unterfinanziert ist.

Ich sagte, ich stelle noch einmal Fragen. Wo blei-
ben die Mengen von Fahrzeugen, wenn die feste
Fehmarnbelt-Querung tatsächlich kommt? Inwie-
weit ist dort eine Entlastung der A 7 zu erwarten?

(Christopher Vogt [FDP]: Ihr sagt doch im-
mer, es fährt keiner drüber!)

Die gleiche Frage stellt sich für die A 20. Es geht
um solide Verkehrsprognosen, um die Sechsspu-
rigkeit auch begründen zu können.

Meine Damen und Herren, 6,5 t Achsgewicht im
schwingenden Verbrenner bedeuten circa
30.000-fache Last auf der Straße, verglichen mit ei-
nem Pkw. Das muss aber nicht so bleiben.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Warum redet eigent-
lich nicht Herr Tietze dazu?)

Was ist für die Statik und den Platzbedarf der
A-7-Brücke zu erwarten, wenn Lkw statt Verbren-
nerantrieb elektrisch fahren und automatisch, also
elektrisch ruckfrei und unbemannt in dichtem Ab-
stand mit maschinendisziplinierter Langsamfahrt?

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Wollt ihr das jetzt
auf der Rader Hochbrücke fordern?)

Wir brauchen sehr langfristige Prognosen für eine
Sechsspurigkeit. Ich stelle dazu einige Fragen, die
wir heute in der Form noch nicht beantwortet ha-
ben.

(Wortmeldung Dr. Kai Dolgner [SPD])

Wir brauchen also im Verkehr Netzstrategien mit
Prioritätenlisten und vor allen Dingen verlässlicher
Datengrundlage, meine Damen und Herren. Wenn
wir gerade bei Bauwerksfestigkeit sind, bei Stabili-
tät sozusagen: Meine Damen und Herren, die CDU
sagt, stabile Regierung statt Dänenampel.

Ich möchte nicht über Rassismus reden. Wenden
wir uns dem Begriff Stabilität zu, den die CDU für
sich reklamiert. Stabilität und CDU: Viel Spaß!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was hat denn
Rassismus damit zu tun?)

- Wie soll die es denn gemeint haben, Herr Ku-
bicki? Eine Positivkonnotation ist das ja wahr-
scheinlich nicht.

Ich möchte noch einmal CDU und Stabilität anspre-
chen. Die CDU hat es geschafft, in zwei verkürzten
Legislaturperioden vier Verkehrsminister zu ver-
brauchen.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Was hat das denn
jetzt mit der Rader Hochbrücke zu tun?)

Demnächst hat Küstenkoalitions-Meyer die Amts-
zeiten aller seiner Vorgänger eingesackt, vier Ver-
kehrsminister, sechs Landesvorsitzende.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Aber keine Straßen
gebaut!)

- Herr Arp, Stabilität sieht anders aus. Und Daniel
Günther ist auch so ein Wechselbalg, ein Irrtum so-
zusagen. Er wurde ja eingewechselt, weil der ande-
re Spitzenkandidat schlechtere Umfragewerte ein-
spielte und wenig bekannt wurde.

(Uli König [PIRATEN]: Was hat das mit der
Brücke zu tun? - Volker Dornquast [CDU]:
Was hat das mit der Brücke zu tun? Rede
doch über das Thema!)

Und jetzt, liebe CDU: Bekannt? Umfragewerte?
Daniel Günther müsste eigentlich nach CDU-Logik
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ausgewechselt werden. Stabilität sieht anders aus,
meine Damen und Herren. Lassen Sie lieber Minis-
ter Meyer die Brücken bauen, dann wird es solide.

(Christopher Vogt [FDP]: Nein, lieber nicht!)

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Piratenfraktion hat das Wort der Abgeord-
nete Uli König.

Uli König [PIRATEN]:

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Präsidentin! Ich glaube, wir können das hier relativ
schlank abhandeln: Wir sind uns weitgehend dar-
über einig, dass wir eine sechsspurige Rader
Hochbrücke wollen. Die CDU hat das noch nicht
ganz verstanden. Die hat noch ein bisschen Angst
davor, dass es länger dauern könnte. Aber der Rest
des Hohen Hauses ist sich an dieser Stelle einig.

Meine Damen und Herren, mir ist sehr wichtig:
Wenn wir eine neue Rader Hochbrücke bauen,
muss diese einen ordentlichen Windschutz bekom-
men. Wie oft hören wir im Radio: Die Rader Hoch-
brücke ist gerade nicht befahrbar wegen starken
Windes; leere Lkw, Wohnmobile und so weiter
dürfen gerade nicht drüber.

Ich würde Sie bitten, Herr Minister - ich glaube, Sie
haben es im Ausschuss schon einmal angedeutet -,
dass bei dem Neubau der Brücke für einen ordentli-
chen Windschutz gesorgt wird, damit man auch im
durchaus windreichen Land Schleswig-Holstein bei
möglichst viel Wetter diese Brücke benutzen kann.
So wie ich die DEGES verstanden habe, prüft sie
im Moment Wind- und Lärmschutzmaßnahmen in
Rücksprache mit den Anwohnern.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Ich glaube, der Kollege Vogel hat es vorhin ange-
deutet: Es ist sehr wichtig, dass wir im Blick haben,
dass diese neue Brücke sehr lange halten muss und
wird. Wenn wir sie ordentlich planen und eine or-
dentliche Baukontrolle machen, haben wir darauf
eine Chance. Aber wir wissen noch nicht, was in 50
Jahren passiert.

Ich nenne ein Beispiel aus der Kunst. Im Film „Zu-
rück in die Zukunft, Teil 2“ aus dem Jahr 1989
wurde versucht zu prognostizieren, wie das Jahr
2015 wohl aussehen würde.

(Heike Franzen [CDU]: Hoverboards!)

- Ja, genau, Hoverboards, Frau Franzen, Sie haben
es richtig erkannt, und fliegende Autos, die keinen
Rollwiderstand auf der Straße haben. Was das, Herr
Matthiessen, für die Brücke bedeutet, wissen wir
heute noch gar nicht. Was ich damit sagen will, ist:
Der Verkehr kann sich in den nächsten 50 Jahren
krass verändern; wir haben keine Ahnung.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wollen wir jetzt keine Brücke
bauen, oder was?)

- Doch! Wir sollten auf Sicherheit spielen an der
Stelle, wir sollten ein sechsspuriges Bauwerk bau-
en, weil wir nicht sicher sein können, was wird. Ich
bin aber nicht der 100-prozentige Sicherheits-
mensch wie der Kollege Arp. Ich war vor zwei Jah-
ren in Nepal. Da hat mir ein Guide erklärt: Die
Deutschen wollen immer 100 % garantiert. - Ich ha-
be das damals nicht verstanden. Ich habe nicht ver-
standen, was er meint. Aber nachdem ich jetzt hier
den Kollegen Arp zur Rader Hochbrücke habe re-
den hören, dass er zu 100 % garantiert haben will,
dass die Brücke auf den Tag genau fertig wird - oh-
ne jegliche Verzögerung

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das habe ich nie ge-
sagt!)

- ein Tag, haben Sie gerade gesagt, da können wir
ins Wortprotokoll schauen -,

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

dann weiß ich, wen der Guide aus Nepal gemeint
hat, wenn er meint, die Deutschen wollten immer
alles 100 % garantiert haben. Herr Arp, ich schlage
vor, wir wagen hier ein bisschen Risiko und bauen
sechsspurig.

Herr Meyer hat angedeutet, dass wir für die sechs-
spurige Brücke mit Mehrkosten von bis zu 15 %
zu rechnen haben. Das ist im Vergleich zu der Leis-
tung, die wir dafür bekommen, sehr günstig. Inso-
fern sollten wir das machen.

Meine Damen und Herren von der FDP, an dieser
Stelle kann ich Ihnen sagen: Man muss es nicht nur
wollen, man muss es auch können, liebe FDP. Die-
ser Spruch hört sich für die meisten meiner Kolle-
gen nicht wie ein Wahlkampfslogan, sondern wie
Werbung für ein - so sage ich mal - Potenzmittel
an. Aber vielleicht funktioniert es ja mit diesem
Antrag.

(Christopher Vogt [FDP]: War das gerade
Altersdiskriminierung? - Wolfgang Kubicki
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[FDP]: Er kann es offensichtlich nur mit Po-
tenzmitteln! - Weitere Zurufe)

Meine Damen und Herren, ich wiederhole noch
einmal: Es ist wichtig, dass wir bei dem Neubau der
Rader Hochbrücke sicherstellen, dass es eine or-
dentliche Bauaufsicht gibt, dass wir kein künstli-
ches Nadelöhr mit einer vierspurigen Rader Hoch-
brücke schaffen. Wir fördern damit auch die Indus-
triepolitik in diesem Land, wie Herr Meyer uns das
immer versprochen hat. - Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Christopher Vogt [FDP]: Jetzt habe ich im-
mer Bilder im Kopf, wenn ich dieses Plakat
sehe! - Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Haben wir alle! - Wolfgang
Kubicki [FDP]: Keinen Neid! - Dr. Kai Dol-
gner [SPD]: Er wird noch lernen, dass er als
junger Vater nachts ganz andere Sorgen hat!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Kolleginnen und Kollegen des
SSW hat nun Herr Abgeordneter Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Matthiessen, es
mag ja sein, dass der sechsspurige Ausbau der
A 7 bis zur dänischen Grenze in keinem Verkehrs-
wegeplan steht. Nichtsdestotrotz ist das eine alte
Forderung vom SSW, an der wir auch festhalten
werden.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW] und
Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Die aktuellen Verkehrszahlen untermauern unsere
Forderung. Alle Prognosen sagen vorher, dass in
den nächsten Jahren sowohl der Individualverkehr
als auch der Güterverkehr auf der Straße zunimmt.
Das gilt auch für den Verkehr in Skandinavien. Das
dänische Institut für Transportstudien prognostiziert
bis 2025 eine Verdoppelung des Güterverkehrs. Für
die Region Sønderjylland wird der größte Zuwachs
vorhergesagt. Wer heute glaubt, dass die Fehmarn-
belt-Querung den Skandinavien-Verkehr auffangen
wird, der irrt.

Richtig ist: Der Verkehr aus Schweden und der Re-
gion Kopenhagen wird die Querung dort nutzen.
Aber der weit größte Teil der produzierenden Wirt-
schaft Dänemarks - rund 70 % - liegt westlich des
Großen Belts. Daher wird der Güterverkehr - auch
der norwegische - die Jütland-Route weiter nutzen.

Damit wird deutlich: Die A 7 mit der festen Que-
rung über den Nord-Ostseekanal ist nicht nur die
Nord-Süd-Verbindung Schleswig-Holsteins, sie ist
auch die Verbindung Skandinaviens mit dem Rest
Europas. Damit zählt sie auch zu den wichtigsten
europäischen Verkehrsverbindungen, und sie ist
für die Wirtschaft - diesseits und jenseits der Gren-
ze - von existenzieller Bedeutung.

Aus diesem Grund gibt es auch auf der dänischen
Seite Bestrebungen, die E 45 nördlich der Grenze
sechsspurig auszubauen und eine Verbindung nach
Westen zu schaffen. Daher reicht der Ausbau unse-
rer A 7 bis Bordesholm nicht aus. Der sechsstreifi-
ge Ausbau der A 7 muss bis zur Landesgrenze nach
Dänemark durchgeführt werden.

Die FDP rennt mit ihrem Antrag offene Türen bei
uns ein; denn die Rader Hochbrücke darf nicht
zum Flaschenhals der A 7 werden. Wenn wir heute
wissen, dass das bestehende Bauwerk voraussicht-
lich nur noch bis 2026 hält und die Verkehrszahlen
weiter steigen, dann ist es nur folgerichtig, dass wir
die Querung den zu erwartenden verkehrlichen An-
forderungen anpassen müssen. Die aktuell vorlie-
genden Verkehrszahlen der Rader Hochbrücke ent-
sprechen der prognostizierten Berechnung für 2030.
Darum: Alles unter sechs Spuren wäre eine Fehl-
planung. Wenn die Brücke erst einmal steht, dann
wird man sie dort über Jahrzehnte nicht mehr än-
dern. Zusätzliche Fahrspuren links und rechts der
Brücke werden später mit Sicherheit nicht ange-
flanscht.

Anstatt also sehenden Auges eine Fehlplanung
durchzuführen, muss jetzt alles darangesetzt wer-
den, diese Fehler zu beheben und zu korrigieren.
Dafür ist es noch nicht zu spät.

Da wundert es einen schon, dass der Kollege Arp
die Forderung des Verkehrsministers Meyer als un-
verantwortlich bezeichnet. Wenn Minister Meyer
seine Forderung wiederholt, dann ist es ein Zeichen
dafür, dass er die Situation in Schleswig-Holstein
richtig einschätzt. Das können wir von Minister
Dobrindt und vom Kollegen Arp nicht behaupten.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Anstatt jetzt aus parteipolitischen Erwägungen her-
aus Minister Meyer zu kritisieren, hätte ich mir ge-
wünscht, dass die CDU die Handlungsnotwendig-
keit erkennt und die Forderung entsprechend unter-
stützt. Das wäre nämlich ein deutliches Signal nach
Berlin im Sinn einer vorausschauenden Verkehrs-
politik gewesen.

(Beifall Kai Vogel [SPD])
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Ich möchte hier noch einmal erwähnen, dass es
nicht nur die Leute aus dem Folketing waren. Wir
haben ja im Ausschuss von dänischen Transportun-
ternehmern gehört. Ich möchte gern daran erinnern,
dass der Vorsitzende des Verbands der süddäni-
schen Transportunternehmer, Mogens Therkelsen,
kurz nachdem das bekannt wurde, an den dänischen
Folketing einen Brief geschrieben hat, in dem er
den Folketing aufgefordert hat, Minister Meyer zu
unterstützen und Druck auf Berlin auszuüben, um
die sechsspurige Brücke über den Kanal zu bekom-
men, die Rader Hochbrücke. Das hat also der Vor-
sitzende des Transportunternehmerverbandes ge-
schrieben.

Bis wir aber erreicht haben, dass die A 7 und die
Rader Hochbrücke entsprechend ertüchtigt werden,
fordern wir aus Sicht des SSW, dass auf der A 7
von dem Bordesholmer Dreieck bis zur dänischen
Grenze tagsüber von 6 bis 20 Uhr dann zumindest
ein durchgehendes Lkw-Überholverbot ausgespro-
chen wird. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat sich der Kollege
Dr. Kai Dolgner von der SPD-Fraktion gemeldet.
Ich erteile ihm hiermit das Wort.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lieber Kollege Arp, springen Sie
wirklich über Ihren Schatten. Das haben wir in der
Region auch gemacht.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

- Dann hoffe ich ja, dass Sie dem FDP-Antrag zu-
stimmen! Dann habe ich Sie an der Stelle verkehrt
verstanden. Auf jeden Fall werde ich mir als Abge-
ordneter aus der Region genau ansehen, wie Sie
sich nachher zu dem Antrag verhalten. Sonst stelle
ich fest, dass die Abgeordneten der CDU aus der
Region Rendsburg nicht so viel Einfluss in der
CDU-Landtagsfraktion zu haben scheinen.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das hat doch damit
nichts zu tun! Das hat doch gar keiner ge-
sagt! - Dr. Heiner Garg [FDP]: Namentliche
Abstimmung!)

- Na ja, dann stimmen Sie ja zu. Sie stimmen zu? -
Stimmen Sie dem Antrag zu, oder stellen Sie mir
eine Zwischenfrage, Kollege Arp! Bei Ihrem Vor-

trag habe ich überhaupt nicht erkennen können, ob
Sie dem nun zustimmen oder nicht. Das ist das Ein-
zige, was die Menschen bei mir in der Region inter-
essiert.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Ich werde die gesamte Debatte auf die Homepage
stellen. Ich weiß nicht, mit welchen überregional tä-
tigen Unternehmern Sie gern sprechen, ich wohne
in Osterrönfeld. Ich wohne mitten drin in der Mise-
re zwischen Kanaltunnel und Hochbrücke. Mich in-
teressiert dieses Feinziselierte nicht. Mal ganz ehr-
lich, es ist ein völliger Wahnwitz: Vor 40 Jahren
hat der Bund gepfuscht und ist jetzt nicht bereit,
seinen Pfusch so zu korrigieren, dass man Ver-
kehrsprognosen nicht für 40, sondern vielleicht
noch für 100 Jahre gerecht werden kann. - Ganz
ehrlich!

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das war Herr Laurit-
zen!)

- Das ist uns vollkommen schnuppe! Das war übri-
gens eine CDU-Regierung in Schleswig-Holstein.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

- Sie kennen das mit der Auftragsverwaltung. Ge-
baut hat daran übrigens mein Schwiegervater, nur
einmal so ganz nebenbei.

(Beifall Volker Dornquast [CDU] - Zurufe:
Oh!)

Auch damals war vielen Beteiligten klar - das ist al-
les für Sie sehr witzig -, dass die Sachen möglichst
schnell zu machen, weil man irgendeinen Termin
hat, nicht gerade zu Qualitätsverbesserungen führt.
Völlig unabhängig davon - Sie können jetzt versu-
chen, davon abzulenken oder Sonstiges -: Wir in
der Region haben nur etwas von einem Neubau.
Dann haben wir auch modernen Lärmschutz. Es ist
doch Wahnwitz, dass unseren Mitbürgern der
Lärmschutzstandard von 1972 präsentiert werden
soll. Ganz ehrlich, wenn Herr Dobrindt nicht weiß,
wohin mit dem Geld - und Schleswig-Holstein ruft
ja nur ganz wenig Geld ab -, hier können alle Par-
teien sagen: Wir nehmen dein Geld, wir nehmen so-
gar noch mehr Geld davon.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, vereinzelt FDP und Beifall Uli König
[PIRATEN])

Dann können wir uns alle gemeinsam hier dafür
einsetzen, vielleicht nicht so wie Herr Ferlemann,
der in die Region gekommen ist und vor zwei Jah-
ren für dieses Jahr die Wiedereröffnung des Kanal-
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tunnels versprochen hat - seitdem ward er nicht
mehr gesehen -,

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

sondern um das vielleicht einmal ernsthaft an der
Stelle noch einmal zu sagen: Wir sind jetzt schon
bei den Verkehrszahlen bei der Prognose für
2030. Die alte Prognose stimmt schlicht und ergrei-
fend nicht mehr. Man kann natürlich sagen: Das
machen wir genauso, wie es vor 40 Jahren in Ord-
nung war.

Das können wir dann unseren Nachfolgern erzäh-
len, wenn wir wieder Verkehrschaos haben; denn
die Kapazität wird - das ist jetzt schon, noch vor
2020, noch in der Planungsphase, erkennbar -
nicht ausreichen. Somit werden wir noch in der Pla-
nungsphase erleben, dass uns die Journalisten und
unsere Nachfolger fragen - die Brücke ist noch gar
nicht gebaut; wir sind noch im Planfeststellungsver-
fahren; wir sind jetzt über die 60.000 herüber -:
Wieso machen Sie so einen Blödsinn? - Dann
möchte ich gern antworten: Nein, wir haben diesen
Blödsinn nicht gemacht.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Wir haben alle gemeinsam dafür gekämpft, dass er
nicht gemacht wird. - Ich danke für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Uli König [PIRATEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung erteile ich nun dem Minis-
ter für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Reinhard
Meyer, das Wort.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Zwei
persönliche Vorbemerkungen.

Erstens. Bei „Zurück in die Zukunft“ finde ich, dass
Teil 2 der schlechteste der drei Teile war.

(Christopher Vogt [FDP]: Das finde ich
auch!)

Zweitens. Ich mache zwar vieles, aber Brücken
baue ich nicht selbst. Das überlassen wir, bitte

schön, den Experten. - Manchmal sollten wir auf
die Sprache achten.

Meine Damen und Herren, bei der Rader Hoch-
brücke hat sich die Landesregierung frühzeitig
dafür eingesetzt, dass wir eine Sechsspurigkeit be-
kommen. Wir haben das bereits im Jahr 2013 ge-
genüber dem Bund vertreten, wir haben es im Jahr
2014 nochmals gegenüber dem Bund vertreten, wir
haben die Brücke für den Bundesverkehrswegeplan
2030 als sechsspuriges Ausbauprojekt angemeldet.
Der Bund hat es immer mit dem Argument abge-
lehnt, die Verkehrsprognosen reichten nicht aus,
um eine Sechsspurigkeit zu begründen.

(Christopher Vogt [FDP]: Unglaublich!)

Im Januar 2016 haben wir uns gemeinsam mit der
DEGES erneut an den Bund gewandt und gesagt:
Wir weisen darauf hin, dass wir mit Blick auf die
Zukunft eine Sechsspurigkeit brauchen. Wir haben
wenigstens - auch wenn das nicht viel ist - erreicht,
dass es einen sogenannten Sonderquerschnitt gibt.
Das heißt, es wird ein bisschen breiter gebaut. Das
ist erstens in der Baustellenphase wichtig, damit
man wirklich vierspurig über die eine Teilbrücke
kommt, und zweitens wichtig, damit man temporär
einen Seitenstreifen auf der Brücke freigeben kann.

Was ist jetzt neu? Neu ist, dass die Bundesanstalt
für Straßenwesen, die sogenannte BASt, am
30. Januar 2017 eine neue Verkehrsprognose vor-
gelegt hat. Und siehe da, darin steht das, was Herr
Dolgner schon gesagt hat: Die Verkehrsprognose,
die uns 55.000 Fahrzeuge in 24 Stunden, also pro
Tag, im Rahmen des Bundesverkehrswegeplans für
das Jahr 2030 prognostiziert worden ist, ist bereits
im Jahr 2015 eingetroffen. Die Steigerung des Ver-
kehrs erfolgte also nicht in 20 Jahren, sondern al-
lein in fünf Jahren.

Meine Damen und Herren, das ist für uns doch
Grund zu handeln. Da müssen wir doch innehalten
und sagen: Wir können das nicht einfach hinneh-
men, wenn wir heute schon wissen, dass die Pro-
gnosezahlen so sind; wir wollen zu einer Sechsspu-
rigkeit kommen.

Jetzt kommen wir zu dem entscheidenden Punkt. In
allen Statements, die ich dazu abgegeben habe, ha-
be ich immer wieder gesagt: Selbstverständlich hat
mit Blick auf das Bauwerk Priorität, dass das Jahr
2026 erreicht werden muss. Alles andere wäre fahr-
lässig.

Wir müssen jetzt ohnehin noch das Verkehrsgut-
achten erarbeiten. Die DEGES hat den klaren Auf-
trag von uns, spätestens bis zum Ende des zweiten
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Quartals - das ist nämlich der Point of no Return;
dies als Antwort auf Ihre Frage, Herr Arp - die Fra-
ge zu beantworten, ob eine Sechsspurigkeit in der
Planung umsetzbar ist. Viele Planer halten das für
umsetzbar. Dann werden wir noch einmal auf den
Bund zugehen. Wenn dies in der Zeitplanung um-
setzbar ist, dann wollen wir diese Sechsspurigkeit
haben, meine Damen und Herren. Das ist der ent-
scheidende Punkt, den wir gemeinsam umsetzen
müssen.

Das habe ich auch alles Herrn Minister Dobrindt
Anfang Februar in einem Schreiben mitgeteilt. Jetzt
werden wir sehen, wie das Ganze umgesetzt wer-
den kann. Das ist jedenfalls unser Ziel; denn es ist
unsere Aufgabe als Landespolitik, für die zukünfti-
gen Generationen jetzt die Schritte zu tun, die von
uns erwartet werden.

In diesem Sinne ist der hier vorgelegte Antrag ein
vernünftiger Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich dem Abge-
ordneten Hans-Jörn Arp von der CDU-Fraktion das
Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Meyer, Sie haben gesagt, Sie werden
sich bei der DEGES hinsichtlich der Auftragsverga-
be dafür einsetzen, dass der erste Teil der Brücke
bis zum Jahr 2026 fertiggestellt sein wird und es so-
mit nicht zu einem Zeitverzug kommt. Damit ist
unsere Forderung erfüllt, denn unsere große Sorge
ist, dass dies eintritt. Das müssen Sie insbesondere
den Spediteuren auf der Jütland-Route erklären.
Wir sind dann dabei.

Ich verspreche Ihnen auch, dass wir uns mit Ihnen
gemeinsam bei Herrn Dobrindt, mit dem wir ohne
Frage ein gutes Verhältnis haben, dafür einsetzen,
dass die zusätzlichen Mittel - es sind ja nicht viele;
ich glaube, bei dem Bau entstehen nur 15 % Mehr-
kosten - von uns eingeworben werden können. Ich
erwarte von Ihrem Nachfolger - wer auch immer
am Ende des zweiten Quartals dafür zuständig ist -,
dass wir mindestens im Verkehrsausschuss unver-
züglich darüber informiert werden, wie denn nun
die DEGES zu der Zeiterfüllung steht. Denn das ha-
ben Sie noch ein Stück weit offen gelassen. Unter
der Voraussetzung, dass Sie sagen: „Jawohl, die ga-

rantieren die Fertigstellung bis 2026!“, werden wir
dem Antrag der FDP zustimmen.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen sehe ich
nicht. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, über den Antrag in der Sa-
che abzustimmen. Wer dem Antrag mit der Druck-
sachennummer 18/5292 seine Zustimmung erteilen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Die
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist einstimmig
so beschlossen.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die Sit-
zung bis 15 Uhr und wünsche Ihnen eine angeneh-
me Mittagspause.

(Unterbrechung: 13:36 Uhr bis 15:04 Uhr)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen, ich eröffne die Sitzung und rufe
die Tagesordnungspunkte 32, 33 und 34 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Keine Reststrommengen auf Atomkraftwerk
in Brokdorf übertragen

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/5317

b) Bericht zum Ausbau der Stromleitungsnetze
und zur Verwendung regenerativer Energie

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/5318

c) Bericht zum Sachstand des Stilllegungs- und
Abbauverfahrens von Atomkraftwerken

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/5319

Das Wort zur Begründung wird offenbar nicht ge-
wünscht.
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Mit den Anträgen zu b) und c) wird ein Bericht in
dieser Tagung erbeten. Ich lasse deshalb zunächst
darüber abstimmen, ob der Bericht in dieser Ta-
gung gegeben werden soll. Wer dem zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind bei großzügiger Auslegung alle Fraktionen.
Damit haben wir das einstimmig so beschlossen.

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und
ländliche Räume, Dr. Robert Habeck, das Wort.

(Das Mikrofon funktioniert nicht)

- Offensichtlich haben wir ein Problem mit dem
Mikrofon.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Das Gegenteil ist der Fall, Herr Kollege Arp! Wie
Sie wissen, ist Brokdorf seit geraumer Zeit in der
Revision, und Sie sehen, die Mikrofone gehen im-
mer noch.

Ich kann Folgendes gleich vorziehen: Von der Bun-
desnetzagentur ist seit 2014 belegt, dass das Atom-
kraftwerk Brokdorf nicht mehr systemrelevant ist.
Es hat politisch eine Laufzeitgenehmigung bis
2021. Systemrelevant ist es nicht mehr - auch auf-
grund des Ausbaus der erneuerbaren Energien im
Norden der Republik in Schleswig-Holstein. Wenn
man sich politisch also anders entscheiden wollte,
wäre das Atomkraftwerk Brokdorf inzwischen tat-
sächlich entbehrlich. Aber man hat sich politisch
eben nicht anders entschieden.

Damit das Atomkraftwerk entbehrlich werden
konnte, ist der Netzausbau eine notwendige Vor-
aussetzung. Damit möchte ich beginnen. Als wir
2012 angefangen haben, konkret die Planungen um-
zusetzen, nämlich die Netze in Schleswig-Holstein
zu bauen, wussten wir nicht, wie wir es machen
sollten. Wir haben im Grunde einen Operationsver-
such am offenen Herzen unternommen. Wir wus-
sten, dass es unbeliebt ist. Wir hatten die Erfahrung
mit SuedLink. Mit Windkraftanlagen, so umkämpft
sie hie und da sein mögen, lässt sich immerhin noch
Geld verdienen. Netzausbau findet eigentlich jeder
blöd, er greift in die Natur ein, die Menschen fühlen
sich dadurch bedrängt und belastet. Es ist kein poli-
tisches Erfolgsprojekt - und trotzdem ist es eines
geworden.

Wir sind offen in die Diskussion hineingegangen.
Wir haben sehr viele Bürgerveranstaltungen ge-
macht. Wenn ich heute an die Westküste schaue,

wo der Hauptdruck war, stelle ich fest, dass es kei-
ne aktiven Bürgerinitiativen mehr gibt. Die Natur-
schutzverbände unterstützen den Netzausbau. Sie
haben offiziell gesagt: Wir werden nicht dagegen
klagen, wenn die Projekte so umgesetzt werden,
wie sie geplant sind.

Wir bauen die Netze in Schleswig-Holstein in der
doppelten Geschwindigkeit der Planungserwartun-
gen von TenneT, während die zeitlichen Erwartun-
gen im Rest der Republik verdoppelt werden. Wäh-
rend also der Rest der Republik doppelt so lange
braucht, brauchen wir die Hälfte der Zeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW - Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Dieser Erfolg - ich glaube, es ist einer - hat viele
Mütter und Väter, nicht zuletzt die Menschen an
der Westküste selbst, die Naturschutzverbände, die
Bürgerinitiativen, die sich auf einen Verantwor-
tungsprozess eingelassen haben. Ich will ausdrück-
lich auch sagen - ich denke etwa an den Kollegen
Kumbartzky oder den Kollegen Magnussen, die den
Prozess auch mitbegleitet haben -: Auch die Oppo-
sition hat der wahrscheinlich großen Versuchung
widerstanden, diesen Prozess zu instrumentalisie-
ren. Kritische Anmerkungen und begleitende Fra-
gen sind selbstverständlich. Aber es war eine Ge-
samtverantwortung, die zum Tragen kam. Das war
eine gute Sache und sicherlich beispielgebend für
die Republik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und SSW)

Das führt dazu, dass wir in den letzten fünf Jahren
acht große Planfeststellungsbeschlüsse beschließen
konnten. Zwei - der dritte wird nächste Woche ge-
fällt - betreffen Abschnitte für die Westküstenlei-
tung. Damit ist der schwierigste Teil des Baus
schon planfestgestellt. Wenn Sie an der Westküste
unterwegs sind, sehen Sie, dass in den Abschnitten
eins und zwei gebaut wird. Der dritte Abschnitt
wird schnell nachziehen. An der Mittelachse von
Hamburg bis Audorf - das sieht wahrscheinlich je-
der, der die A 7 herunterfährt - findet gerade die
Beseilung statt. Das ist ein interessantes Spektakel,
wenn die großen Strippen über die Seilwinden ge-
zogen werden.

NordLink wurde planfeststellt und befindet sich im
Bau. Der Spatenstich war vor drei, vier Monaten.
Die Offshore-Kabel wurden alle gelegt, sodass der
Offshore-Strom tatsächlich seit geraumer Zeit nach
Schleswig-Holstein fließt.
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Es gibt ein paar kleinere Projekte, die in der öffent-
lichen Wahrnehmung nicht so eine Bedeutung hat-
ten, aber die in der Zahl erheblich sind. Es wurden
20 neue Umspannwerke gebaut, wo - quasi wie
wenn man von der Bundesstraße auf die Autobahn
fährt - die 110-kV-Ebene auf die 350-kV-Ebene
umgespannt wird. Es wurden 150 Ersatzbauwerke
oder Neubauwerke umgesetzt. 80 Transformatoren
wurden im Land neu verbaut. Überall ist die Ener-
giewende Materie geworden, und das in sehr kurzer
Zeit bei vergleichsweise geringem oder gar keinem
Widerstand.

Mit Blick auf die Zukunft möchte ich sagen: Wenn
wir im Jahr 2021, am Ende der nächsten Legislatur-
periode, bei der großen Aufgabe, die abstrakt Sek-
torkopplung heißt und praktisch bedeutet, wir
müssen bei den anderen Bereichen, die vor allem
fossil befeuert werden - Verkehr, Wärme, Indus-
trie -, da stehen, wo wir heute mit dem Netzausbau
stehen, haben wir in den nächsten fünf Jahren sehr
viel richtig gemacht. Es ist viel passiert. Die neue
Aufgabe ist: Rein mit dem „erneuerbaren Strom“ in
die anderen Sektoren. Wir stehen da am Anfang.
Wenn Schleswig-Holstein seine Vorreiterrolle
wahrnehmen will, dann wird es das genau in diesen
Sektoren tun müssen.

Es bietet sich an, kurz auf die Debatte von heute
Morgen einzugehen. Ja, es ist richtig, der Netzaus-
bau kommt zeitverzögert zum Ausbau der erneuer-
baren Energien. Aber nicht richtig ist, dass wir in
Schleswig-Holstein zu viel „erneuerbaren Strom“
hätten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Wir haben ihn nur nicht in den Bereichen, in die er
eigentlich hingehört. Ich appelliere an die sich fein
fügende Allianz. Es ist im Moment die Bundesre-
gierung, die verhindert, dass es möglich ist, dass für
den Strom, den wir bezahlen, der aber nicht produ-
ziert wird, Speichertechniken - Wasserstoffprozes-
se, Wärmeprozesse, Power-to-Heat, Power-to-Gas,
was immer einem einfällt - verwandt werden kön-
nen. Wir haben nur Teilerfolge erzielen können,
weil die Sorge - ich glaube, es ist eine im Kern po-
litische Sorge -, dass die Verdrängung von fossilen
Energien aus den industriellen Prozessen heraus ei-
ne andere Wertschöpfungskette aufmacht, relevant
ist.

Wir befinden uns tatsächlich noch immer auf einem
Konfliktfeld. Energiewende bedeutet: alte Technik
raus, neue Technik rein. Offensichtlich gibt es Be-
harrungskräfte, die Zukunft verhindern. Lassen Sie

uns in den nächsten fünf Jahren sehen, dass wir es
gemeinsam schaffen, die Zukunft zu bauen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Damit bin ich bei der Atomkraft.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Der Konsens, dass der Atomausstieg tatsächlich
Wirklichkeit wird, hält trotz einiger anderer Stim-
men. Es ist, wenn ich es richtig sehe, nur eine Min-
derheit, die sagt, Atomkraft sei doch eigentlich eine
ganz gute Sache, zu der man wieder zurückgehen
solle. Bisher wird das nur von Parteien vertreten,
die nicht in diesem Parlament sitzen. Wenn es nach
mir geht, müssen sie hier auch nicht hineinkom-
men.

Das heißt, wir müssen den Rückbau hinbekommen.
Die Lage ist so, dass die Atomkraftwerke Brunsbüt-
tel und Krümmel sowie das Helmholtz-Forschungs-
zentrum in Geesthacht Anträge zur Stilllegung und
zum Rückbau eingereicht haben. Für das Helm-
holtz-Zentrum Geesthacht und das Kraftwerk
Brunsbüttel hat die Erörterung stattgefunden: für
Geesthacht gerade vor zwei Tagen. Für Krümmel
sind die Vorbereitungen dafür in Planung. Wir er-
warten für den Rückbau von Brunsbüttel einen
Planfeststellungsbeschluss Ende dieses Jahres oder
Anfang nächsten Jahres. Für das Helmholtz-Zen-
trum erwarten wir den Beschluss Mitte nächsten
Jahres und für Krümmel zeitversetzt.

Bis dahin werden die Atomkraftwerke brennstäbe-
frei sein. Das ist das Sicherste, was wir sagen kön-
nen, die Anträge lauten darauf. Wir informieren Sie
immer wieder über die Kampagnen, die dort statt-
finden. In Brunsbüttel und Krümmel läuft die Bela-
dung der Castoren mit Brennstäben. In Bruns-
büttel müssen noch fünf Castoren beladen werden,
in Krümmel noch ungefähr zwölf, dann sind alle
Brennstäbe aus den Meilern draußen. Wenn dann
der Planfeststellungsbeschluss kommt, werden die
Atomkraftwerke rückgebaut werden, sobald sie
brennstäbefrei sind. Auch das ist nicht selbstver-
ständlich, und es ist eine gute Nachricht.

Lassen Sie mich kurz auf das Atomkraftwerk Brok-
dorf und damit auf den Antrag auf Übertragung von
Reststrommengen zu sprechen kommen. Brokdorf
befindet sich jetzt schon seit ein paar Wochen in
der Revision. Sie wissen aus den Veröffentlichun-
gen und auch aus den Debatten hier, dass es eine
Oxidierung von Brennstäben gegeben hat, die nicht
der Prognose entspricht. Es läuft dort ein Prozess
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ab, der nicht erklärbar ist. Deswegen wird das
Atomkraftwerk erst wieder angefahren werden,
wenn die Erklärung nachgereicht wurde und auf
Basis dieser Erklärung eine neue Prognose erstellt
worden ist, die diesen ungewollten Oxidationspro-
zess in der Zukunft verhindert. Das liegt aber ein-
deutig in der Hand des Betreibers. Ich kann Ihnen
nicht sagen, wann das Atomkraftwerk wieder ans
Netz geht.

Die Frage ist, wie lange das Atomkraftwerk noch
über Strommengen verfügt. Das Kraftwerk darf bis
2021 am Netz sein, es kann aber möglicherweise
der Moment kommen, zu dem Strommengen aus
anderen Teilen der Republik nach Brokdorf transfe-
riert werden. Der Antrag der regierungstragenden
Fraktionen fordert, dies solle unterbleiben. Nach
meiner Sicht fordert er es zu Recht, denn wir sind
Netzausbaugebiet - so heißt es im Jargon der Bun-
desregierung. Das heißt, wir haben bei erneuerba-
ren Energien einen gedeckelten Zubau. Es macht
für ein Gebiet, das - eigentlich ist das eine falsche
Formulierung - gemessen am Netzausbau einen
Stromüberschuss hat, nun gar keinen Sinn, die er-
neuerbaren Energien zu deckeln und Atomstrom
hineinzutransferieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW und Uli König [PIRATEN])

Das macht wegen der Risikotechnologie Atomkraft
keinen Sinn. Es macht aber auch ökonomisch kei-
nen Sinn. Wenn wir die Zukunft gewinnen wollen,
müssen wir uns von der Vergangenheit verabschie-
den. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Minister. - Bevor wir in die Aus-
sprache eintreten, möchte ich Sie bitten, mit mir ge-
meinsam Gäste auf der Tribüne zu begrüßen. Es
sind Schülerinnen und Schüler der Herderschule
aus Rendsburg, eine Gruppe von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN mit Landfrauen aus dem Kreis Se-
geberg und Absolventinnen und Absolventen des
Freiwilligen Sozialen Jahres aus Rendsburg. - Seien
Sie uns alle herzlich willkommen hier im Kieler
Landeshaus!

(Beifall)

Ich teile Ihnen mit, dass die Landesregierung die
vereinbarte Redezeit um 4 Minuten überzogen hat.
Das heißt, dass allen Fraktionen nun 9 Minuten zu-
stehen. Im Ältestenrat wurde vereinbart, dass die

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eine Rede-
zeit von 10 Minuten erhält - das bezog sich auf die
ursprünglichen 5 Minuten.

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abge-
ordneten Thomas Hölck von der SPD-Fraktion das
Wort.

Thomas Hölck [SPD]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Erst einmal danke ich dem Minister für die Berichte
zur Energiepolitik. Mit dem Rückbau der Atom-
kraftwerke wird endlich ein energiepolitischer Irr-
weg beendet, und das ist gut so.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es handelt sich dabei um die weltweit umfang-
reichste Rückbauaktion in der Geschichte der
Atomenergie. Es ist ein wahres Mega-Projekt. Was
1959 mit dem Beschluss des Deutschen Bundesta-
ges zur friedlichen Nutzung der Kernenergie be-
gann, wurde 2011 endlich beendet.

In diesem Zusammenhang will ich die Anti-Atom-
kraftbewegung hervorheben und lobend erwähnen:
Es ist ihr Verdienst, dass sich die Mehrheit der
deutschen Bevölkerung gegen die friedliche Nut-
zung der Atomenergie gewandt hat. Die SPD
Schleswig-Holstein war immer führend und an vor-
derster Stelle dabei, wenn es darum ging, den
Atomausstieg zu forcieren. Noch bevor die Grünen
überhaupt als Partei gegründet waren, war die SPD
Schleswig-Holstein schon dafür.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Hört, hört! -
Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Aber vorher woll-
tet ihr in jedem Kreis ein Atomkraftwerk
bauen!)

Es ist trotzdem gut, dass es euch gibt, liebe Grüne.

(Beifall SPD)

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang noch
eine Anmerkung zu den Windkraftgegnern. Ich fin-
de es ziemlich einfallslos, dass diese Leute die be-
rühmte Anti-Atomkraft-Sonne mit dem Slogan
„Atomkraft? Nein danke“ für ihre Zwecke
missbrauchen. Ich halte es für geradezu geschmack-
los gegenüber den Anti-Atom-Aktivisten, die gegen
Brokdorf, Brunsbüttel und Krümmel demonstriert
haben. Es gehört sich nicht.

(Beifall SPD)

Gemäß § 7 Absatz 3 Atomgesetz sind zwei Stillle-
gungsvarianten zulässig: der direkte Abbau der
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Atomkraftwerke und der sichere Einschluss. Bei
einem direkten Abbau werden alle Anlagenteile im
Anschluss an die Nachbetriebsphase entfernt und
beseitigt. Die zweite Möglichkeit sieht den Abbau
der Anlagenteile erst nach einem sicheren Ein-
schluss vor. Das kann 40 bis 60 Jahre dauern. Die
Zeitdauer ist im Atomgesetz nicht vorgeschrieben
und wird im Genehmigungsverfahren von den zu-
ständigen Behörden festgelegt.

Das bedeutet aber, dass das stillgelegte Atomkraft-
werk für einen langen Zeitraum sicher eingeschlos-
sen sein muss. Bautechnisch, haustechnisch und si-
cherheitstechnisch muss es für diesen Zeitraum ge-
sichert werden. Das kann keine Alternative sein. Es
muss darum gehen, die Expertise der derzeitigen
Belegschaften der Kraftwerke zum Abbau zu nut-
zen. Deshalb ist für mich der zügige und vollständi-
ge Rückbau unser Ziel.

Zum Irrweg Atomkraft gehört, dass nun bundesweit
nach einem Endlager gesucht werden muss, in dem
der hochradioaktive Müll für hunderttausende von
Jahren sicher gelagert werden kann. Dies soll bis
zum Jahr 2031 geschehen. Die Atomenergie ist und
bleibt in der Nachschau ein Irrweg. Es ist gut, dass
wir jetzt aussteigen.

(Beifall SPD)

Mit dem Energiewendegesetz haben wir einen hi-
storischen Meilenstein zum Gelingen der Energie-
wende beschlossen. Dem Zielszenario für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien muss der Netzaus-
bau weiter folgen. Eine leistungsfähige Infrastruk-
tur ist der Schlüssel für eine erfolgreiche Energie-
wende.

Der dringend notwendige Ausbau der Stromnetze
kommt gut voran. 283 km Spannungsleitungen sind
planfestgestellt. Statt der ursprünglich geplanten
150 neuen Ortsnetztransformatoren müssen mittler-
weile 900 angeschafft und eingebaut werden.
15 Umspannwerke werden allein an der Westküste
erweitert oder neu gebaut. Marne-West entwickelt
sich zum größten Umspannwerk zur Aufnahme von
Windenergie, und TenneT hat einen Vorschlag für
einen Korridor für SuedLink vorgelegt. Auch das
ist ein Ergebnis des intensiven Dialogs der Landes-
regierung mit den betroffenen Bürgerinnen und
Bürgern. Dafür ist Herrn Minister Habeck ebenfalls
zu danken.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Was macht die CDU? - Sie irrt orientierungslos
durchs Land. Da will Herr Günther plötzlich Off-

shore ausbauen. Da sei aber Christian von Boetti-
cher davor, der mit den Worten zitiert wird:

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Der hat nur nichts zu
sagen!)

„Ich kann nur davor warnen, nun wieder die
zweite Rolle rückwärts zu machen in der
Energiewende.“

- Dann kam der Tag, Kollege Arp, an dem Daniel
Günther nach Wedel kam.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Gott sei Dank!)

Er forderte die Abschaltung des alten Heizkraft-
werks Wedel und mahnte den Ersatz durch das
Kohlekraftwerk Moorburg an. Um das zu erreichen,
wird der Oppositionsführer im „Wedel-Schulauer
Tageblatt“ wie folgt zitiert:

„‘Wir werden mit Hamburg eine Paketlösung
verhandeln‘, sagte Günther.“

Was in diesem Paket enthalten sein wird, sagte
Günther aber nicht!

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das würde ich auch
nicht sagen!)

Die Landtagsabgeordnete Barbara Ostmeier, CDU,
aus Hetlingen wusste glücklicherweise mehr: „In
Sachen Elbvertiefung und der Entsorgung von Ha-
fenschlick ist Schleswig-Holstein ein wichtiger
Partner.“ Also, Kolleginnen und Kollegen, wer et-
was verhandeln will, muss etwas anzubieten haben
oder etwas zur Disposition stellen. In der Konse-
quenz heißt das: Wenn Hamburg nicht spurt, ver-
weigern wir die Aufnahme des Hafenschlicks und
die Elbvertiefung. Damit würden Tausende von Ar-
beitsplätzen in Schleswig-Holstein gefährdet.

(Zurufe SPD)

Das ist Ihre Politik. Sie gefährden unsere Partner-
schaft mit Hamburg. Das ist Geschwätz; Sie sind
orientierungslos, und das ist ein weiteres Kapitel
des Konfrontationskurses der CDU: Energiewende
gegen Wirtschaft, Schleswig-Holstein gegen Ham-
burg, Konfrontation statt Kooperation. Lassen Sie
also lieber uns die Energiewende machen. Sie sind
damit überfordert. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Kolle-
gen Jens-Christian Magnussen das Wort.

(Zuruf: Bleib bei der Wahrheit!)
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Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Sehr gut! Jetzt komme ich! Das müssen Sie nur
noch ein einziges Mal ertragen, Herr Dr. Stegner.

Herr Habeck, vielen Dank für Ihren Bericht, auch
an die Mitarbeiter in Ihrem Haus. Mir war die Bot-
schaft der Anträge nicht so ganz eindeutig, ob das
jetzt eine Hommage an Detlef Matthiessen war oder
ob das nun dem Wahlkampf geschuldet war. Ich
vermute mal, es ist die zweite Geschichte. Ich will
das ein wenig ausführen:

Ich bin Unternehmer und war in der Vergangenheit
immer auf Sachlichkeit bedacht. Das müssen Sie
mir ganz offen und ehrlich zugestehen. Ich muss sa-
gen, der Beitrag des Herrn Ministers, den er heute
geleistet hat, war wirklich sachlich und völlig ent-
spannt. Das jedoch, was daraufhin von Herrn Hölck
kam, hat mich ein bisschen erschüttert. Also die
Energiewende mit Hafenschlick in Verbindung zu
bringen, das hat mich ein Stück weit irritiert.

(Zurufe SPD)

Das hat mich sogar ein Stück weit erschüttert.

Ich will Ihnen ganz offen und ehrlich sagen: Ich
bleibe meiner Linie treu. Der Minister hat ebenfalls
ausgeführt, dass die Energiewende eine Gemein-
schaftsaufgabe sei, und zwar parteiübergreifend
und möglichst auch nicht der Situation geschuldet,
dass Wahlkämpfe vor uns stehen. Ich habe hier aber
mittlerweile einen anderen Eindruck. Wir haben
hier ein Riesenprojekt in der Energiepolitik vor uns.

(Zurufe SPD)

Lassen Sie mich erst einmal ausreden; gleich kön-
nen Sie alles zum Besten geben.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Hölck?

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Ja, gerne.

Thomas Hölck [SPD]: Herr Kollege, ist Ih-
nen klar, dass ich eben Herrn Günther mit
dem Hafenschlick zitiert habe, auch Frau
Ostmeier?

- Das ist mir schon klar, aber das in der Form hier
auszuführen und diese Verbindung zu bringen, das
hat mich dann doch gewundert.

(Zuruf SPD)

- Gut, alles gut.

Wir sollten festhalten: Der Energieumbau ist ein
langfristiger Prozess mit Haken und Ösen, wie wir
mittlerweile gemerkt haben, der sorgfältig und
nachhaltig aufzuarbeiten ist, wenn er nicht sowohl
auf Bundesebene als auch hier auf dem Land zum
Rohrkrepierer werden soll. Für mich und damit für
uns alle steht weiterhin fest, dass die Energiewende
auf drei Säulen steht: Verlässlichkeit, Versorgungs-
sicherheit und Bezahlbarkeit. Ich glaube, das sind
die Botschaften, die wir nachhaltig zu verfolgen ha-
ben.

(Beifall CDU)

Was die Reststrommengen betrifft, finde ich, dass
die Vorgehensweise falsch ist vor dem Hintergrund,
dass der Atomausstieg besiegelt ist. Ich glaube,
kein Mensch führt mehr eine Grundsatzdebatte dar-
über; jedenfalls ist mir dies nicht bekannt. Auch Sie
haben ja gesagt, es gebe noch die eine oder andere
kleine Gruppierung, die sich diesem Thema noch
widme. Ich glaube jedoch, die Grundsatzdiskussion
über die Frage, ob Atomenergie ja oder nein, führt
hier in Schleswig-Holstein zumindest niemand
mehr.

Die Übertragung der Strommengen ist nach § 7
Atomgesetz genehmigungspflichtig. Die Zuständig-
keit obliegt dem Bundesministerium für Umwelt,
Natur, Bau und Reaktorsicherheit im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie. Dies sind beides Ministerien, die, glaube
ich, nicht unter der Verantwortung der CDU stehen.
Vor dem Hintergrund sollten Sie ein bisschen mehr
Vertrauen in Ihre Minister setzen, die Sie auf Bun-
desebene stellen.

Das Gleiche betrifft den Punkt Netzengpassgebiete.
Wir brauchen kein Verbot und eine neuerliche Aus-
einandersetzung, sondern wir brauchen einfach nur
zwei SPD-Bundesminister mit Verstand, die letzt-
lich das umsetzen, was auch gesetzlich geregelt ist.
Schließlich geht es hier auch um Rechtssicherheit
und Verbindlichkeit auch gegenüber den Konzer-
nen, die im Moment noch am Energiemarkt betei-
ligt sind.

Das Argument des Netzengpasses ist für mich
nicht schlüssig, weil in § 11 EEG - Einspeisemana-
gement - unter Punkt 1.2 klar und deutlich geregelt
ist, wie letztlich beim Netz zu verfahren ist. Darin
ist genau der Punkt systemrelevant enthalten.

Die Verbindung, Brokdorf alleine zu bringen, ist
nicht ganz schlüssig; denn auch Grohnde gehört mit
zum norddeutschen Verbund und kann letztendlich
zu einem Problem werden. Im Moment haben wir
genügend Wind. Beide Kraftwerke stehen. Deshalb
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haben wir im Moment noch nicht das Problem. Wir
wollen es auch nicht herbeireden. Brokdorf geht im
Jahre 2021 vom Netz. Lassen Sie es letztendlich gut
damit sein.

Gestern wurden wir vom Kollegen Tietze zum The-
ma Hafen dafür gemaßregelt, dass wir uns vor Ort
nicht kundig machen würden. Herr Habeck, Sie
können ja heute erklären, dass Sie sich in Brokdorf
persönlich mit der Situation auseinandergesetzt ha-
ben und sich vor Ort ein Bild gemacht haben. Ich
vermute jedoch, dass Sie noch nicht dort waren. In
der Presse sehen Sie das Ereignis, das im Moment
ansteht, als sicherheitstechnisch nicht relevant an.
Vor dem Hintergrund verstehe ich im Moment
nicht die Entscheidung, der PreussenElektra nicht
die erforderliche Unterstützung zukommen zu las-
sen. Bewusstes Skandalisieren will ich hier nieman-
dem unterstellen, aber den Hinweis auf den Ein-
druck eines Verschiebens über den Landtagswahl-
kampf hinaus erlaube ich mir an dieser Stelle
durchaus.

Ebenfalls der Presse zu entnehmen war, dass Sie
PreussenElektra vorwarfen, im Alleingang Anträge
zur Beladung mit Brennelementen eingereicht zu
haben. Meine Frage dazu, die Sie vielleicht auch
noch aufklären können, ist: Hat PreussenElektra in-
soweit gegen Recht und Gesetz verstoßen, oder ist
dieses ein normaler Vorgang im Rahmen der An-
zeigepflichtigkeit? - Ich glaube, zutreffend ist der
zweite Fall. Aber ich lasse mich insoweit gerne ei-
nes Besseren belehren.

Mein Credo lautet: Solange nach Recht und Gesetz
und Einhaltung der Sicherheitsvorschriften gehan-
delt wird, gehören alle Akteure zum Kreis der deut-
schen Energiewirtschaft. Sie sind Wirtschaftsunter-
nehmen, die Steuern und Abgaben zahlen und Ar-
beitsplätze bieten.

Ein konstruktiver Umgang ist das Gebot der Fair-
ness. Mein Eindruck ist, dass nach dem Motto ver-
fahren wird: „Spiel nicht mit den Schmuddelkin-
dern.“ Hier wird zwischen guten und schlechten
Energieerzeugern unterschieden.

Aber in diesem Zusammenhang ist mir ein Aspekt
besonders wichtig. Das Augenmerk der Politik
muss verantwortungsbewusst auf das „Aussterben“
der Atomexperten gerichtet werden, damit in den
kommenden Jahrzehnten Rückbauszenarien der
AKW nachhaltig und fachgerecht umgesetzt wer-
den können. Die ewigen Negativdebatten halten
verständlicherweise junge Menschen davon ab, das
Thema „Atomtechnik“ zu verfolgen. Hier ist ein
gesamtwirtschaftliches Problem zu lösen. Ich mei-

ne, wir werden in der Zukunft noch viele „Brack-
männer“ brauchen, um der Atomenergie auch das
nötige Geleit zu geben. Diese Fachdisziplinen ste-
hen als hochqualifizierte und hochdotierte Ar-
beitsplätze zur Verfügung. Ich denke, auch das ist
gute Arbeit.

Den Sachstandsbericht zur Stilllegung nehme ich
zur Kenntnis. Ich will ihn nicht weiter kommentie-
ren, da ich das ja relativ nah vor Ort verfolge, auch
in der Kommunikation mit den Betreibern.

Aber nun zum Antrag bezüglich des Stromlei-
tungsausbaus. An der Westküste sind wir mit dem
Ausbau der ersten 13,5 km der insgesamt 120 km
relativ gut dabei. Sie hatten eben von den großen
Trassen, die über die Spindeln gezogen werden, ge-
sprochen. Ich denke, hier gilt unser Dank insbeson-
dere den Monteuren, die oben in den Masten hän-
gen. Ich habe es persönlich in den Wintermonaten
gesehen, dass sie bei Schneesturm im Bereich
Brunsbüttel die Leitung verlegt haben. Das war
schon eine besondere Leistung, und ihnen gilt unser
aller Dank.

(Beifall)

Die weiteren Herausforderungen bezüglich der
Trasse liegen meines Erachtens noch vor uns, und
zwar mit dem Sprung über die Elbe. Die ersten
Schritte sind gemacht, aber der weitere Verlauf
durch die Republik gen Süden stagniert aus meiner
Sicht. Da liegt noch jede Menge Arbeit vor uns.

Kritisch zu hinterfragen bleibt das Szenario um das
Repowering von bereits erschlossenen und ange-
bundenen Windparks entlang der Trasse, insbeson-
dere an der Westküste. Der Küstenstreifen und der
Vogelschutz können diese Fläche wieder zur grü-
nen Wiese werden lassen. Meine Frage lautet da:
Welche Leistungen gehen dann im Netz verloren?
Ist der Ausbau dann eventuell sogar überdimensio-
niert? - Ökonomische Belange sind meines Erach-
tens völlig ausgeblendet.

„WindWärme und zugeschaltete Lasten“ ist ein
Thema, das mehr als seit fünf Jahren thematisiert
wird, am Anfang von einer kleineren Gruppe, jetzt
ist es durch die Windszene endlich im Visier der
Landesregierung. „EinsMan“ ist da das große The-
ma, was es zu bewerkstelligen gilt. Es kommt si-
cherlich darauf an, aus wessen Feder es stammt.

Der letzte Punkt, den ich ansprechen würde, den
Sie aber in Ihren Anträgen völlig ausgelassen ha-
ben, ist der Bereich Energieeffizienz. Ich denke,
festzuhalten bleibt: Die sauberste und günstigste
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Energie ist immer noch die, die gar nicht erst er-
zeugt werden muss.

In meiner letzten Rede möchte ich darum werben,
im Interesse aller Verbraucher und Nutzer, eine
verantwortungsvolle, vorausschauende und nach-
haltige Energiepolitik zu machen.

Ich möchte mich an dieser Stelle für die konstrukti-
ven 12 ½ Jahre, die ich hier im Landtag sein durfte,
bei allen herzlich bedanken. Ich wünsche viel
Glück für die weitere Zukunft! - Vielen Dank.

(Beifall)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Das Wort für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat der Ab-
geordnete Detlef Matthiessen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Jens Magnussen, uns verbindet
hier als energiepolitische Sprecher eine besonders
intensive Historie. Es hat sich ja im Laufe der Zeit
auch viel getan.

Vielen Dank, sehr geehrter Herr Minister, für die
Berichte. Meine Damen und Herren, die Energie-
wende ist Zukunftsmusik für unser Land. Dazu ge-
hören Raumplanung und Vorrangflächen, genauso
wie der Ausbau der Stromnetze. Deutschland ist da-
bei, die Ziele der Energiewende deutlich zu verfeh-
len. Die Vereinbarungen von Paris zum Klima-
schutz, denen Deutschland ja völkerrechtlich beige-
treten ist, bilden sich noch nicht in den nationalen
Zielwerten ab. Wir müssen also bei der Energie-
wende Gas geben und runter von der Bremse.

Aber wirklich merkwürdig, meine Damen und Her-
ren, grotesk und komisch stellt sich die CDU hier
im Land auf. Die New-Energy-Messe in Husum
schloss vor vier Tagen ihre Pforten. Dort stellte
man sich natürlich die Frage: Wo steht die CDU?

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! - Heiner Rickers [CDU]: Bitte?)

Immerhin stand der Landesverband dort auf der
Messe als Aussteller in der Haupthalle, wenn auch
etwas verschämt, etwas verlegen und auch schlecht
besucht.

Meine Damen und Herren, das Problem ist der Spit-
zenkandidat. Die erlösende Formel in Husum wur-
de dann schnell gefunden: „Im Zweifel gilt das Pro-

gramm“ hieß es dann dort, und alle waren ganz er-
leichtert. Also: Im Zweifel gilt das Programm.

Der Spitzenkandidat tönt nämlich: Die Regionalplä-
ne kommen vom Tisch und werden überarbeitet. -
Dazu findet sich in der Tat keine Aussage im CDU-
Programm. Aus gutem Grund im Übrigen, damit
würden Sie ja der Windenergie substanziellen
Raum verschaffen, und zwar so richtig. Dann wäre
es nämlich ganz schnell vorbei mit geordneter Ent-
wicklung, dann greift die Privilegierung des
§ 35 BauGB, Herr Günther, Herr Oppositionsfüh-
rer. Fragen Sie doch einmal bitte -

(Daniel Günther [CDU] macht sich Notizen)

ich rede gerade mit Ihnen; da blickt er auf -, Herr
Günther, den Kollegen Christian von Boetticher,
wenn Sie noch mit ihm reden. Der ist Anwalt, der
kann Ihnen das erklären.

Dann sagt der Spitzenkandidat - ich darf zitieren -:
Günther

„… brachte die sechsfache Höhe der Windrä-
der als Mindestabstand zu Gebäuden ins Ge-
spräch, als Ersatz für die bisher angewandte
dreifache Abstandsregelung.“

Eine solche Aussage findet sich ebenfalls nicht im
CDU-Programm. Da verwechselt er mal eben en
passant Landesplanung und Bauantragsverfahren.

Günther auf einer anderen Veranstaltung wörtlich:

„Die Grenzen sind einfach überschritten.“

Im CDU-Programm steht allerdings: Wir wollen
300 %.

(Daniel Günther [CDU]: Haben Sie das Pro-
gramm überhaupt gelesen?)

Das Zitat nach Verabschiedung des Programms -
wohlgemerkt, das war nicht etwa auf der Veranstal-
tung von Gegenwind e.V.; da könnte man ja sagen,
da erzählt man ein wenig -, nein, es war auf einer
CDU-Veranstaltung: „Weniger auf die Tube
drücken“, empfahl Günther den Befürwortern von
Windkraftanlagen.

(Daniel Günther [CDU]: Genau!)

Aber in Ihrem Programm steht doch schon etwas
von Wirtschaftswachstum, Herr Spitzenkandidat,
oder?

(Daniel Günther [CDU]: Das ist das Einzige,
was Sie mal richtig gelesen haben!)

Sie reden immerhin von der Branche mit dem größ-
ten Investitionsvolumen hier im Land. Für diese
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Branche machen wir hier Landesplanung, schaffen
substanziell Raum, wie von Gerichten gefordert,
mit einem ordnenden Rechtsrahmen, mit einem
Dialogprozess. Natürlich gibt es Konflikte bei Vor-
rangflächen und Leitungsausbau. Das ist doch klar.

Ich kann mich daher mit dem FDP-Vorschlag, der
jetzt schon mehrfach in den Podiumsdiskussionen
vorgestellt wurde, eine Clearingstelle zu schaffen,
anfreunden und habe mich mit dem Kollegen Kum-
bartzky dazu ausgetauscht, wo man bestimmte Fra-
gen gründlich abarbeiten kann. Ich denke, das wäre
eine gute Ergänzung des Dialogprozesses.

(Beifall FDP)

Noch einmal zurück zu Daniel Günther, wir sind
noch nicht durch. Es müsse zu einer Entschleuni-
gung des Ausbaus an Land kommen, fordert der
Spitzenkandidat. Er möchte nicht nur Standorte
gründlich überarbeiten lassen, sondern ebenso den
Weiterausbau der Strominfrastruktur tatkräftig
in die Hand nehmen. - Da können Sie vielleicht bei
Ihren Parteifreunden in der Großen Koalition in
Berlin vorstellig werden, hier in Schleswig-Hol-
stein ist diese Aufgabe im Wesentlichen abgearbei-
tet, Herr Günther. Das ist eine große Aufgabe, die
Koalition hat daher zu Beginn der Legislaturperi-
ode ein eigenes Amt „Planfeststellung Energie“ ge-
schaffen.

Vor Antragstellung, vor den gesetzlichen Beteili-
gungsverfahren, haben wir Bürger und Bürgerinnen
informiert, und dann zu den zahllosen Veranstaltun-
gen vor Ort entlang der mutmaßlichen Trassenfüh-
rung eingeladen. Der Übertragungsnetzbetreiber hat
seine Neubauvorschläge mit Varianten dort vorge-
stellt. Bei dieser vorgezogenen Bürgerbeteiligung
haben sich in einem Fall sogar drei Bürgermeister
mit einem eigenen Alternativvorschlag durchge-
setzt. Bauern haben sogar einen Knickplan mitge-
bracht, damit der Mastfuß nicht mitten auf dem
Acker, sondern am Rand steht. Naturschützer haben
avifaunistische Beobachtungen mitgeteilt.

Was da demokratietheoretisch auf den Weg ge-
bracht wurde! Früher war es ja so, die Menschen
sahen einen Bagger, und der Protest begann. Heute
wissen sie Bescheid, bevor der Antrag gestellt wird.
Demokratietheoretisch geboren, stellte sich die vor-
gezogene Bürgerbeteiligung als schnell und kosten-
günstig heraus.

Die Mittelachse hat Baurecht und wird gebaut; der
Minister hat es ja ausgeführt. Das ist größtenteils
fertig. Die Westküstenleitung hat Baurecht bis Hei-
de; bis Husum steht es unmittelbar bevor. Bis Dä-
nemark ist alles vorbereitet. Im Süden wird bis

Barlt schon gebaut. TenneT TSO, der Übertra-
gungsnetzbetreiber, erwartet die Fertigstellung der
380-kV-Freileitung und den Anschluss des Um-
spannwerkes Heide-West bis Herbst 2018.

Was bedeutet das für den Ausbau der Windenergie
in Schleswig-Holstein? Erstens. Der Ausbau der
Netze geht mit dem Ausbau der Windkraftanla-
gen Hand in Hand. Wenn die Vorranggebiete aus-
gewiesen sein werden, wenn die Windmühlen im
Laufe der Zeit gebaut werden, dann ist das Netz
schon da oder kommt zeitnah. Die Forderung der
CDU, den Ausbau der Windenergie auszubremsen,
weil wir angeblich auf den Netzausbau warten müs-
sten, geht rechtlich und physikalisch also ins Leere.

Zweitens. Einspeisemanagement-Schaltungen, al-
so der sogenannte Wegwerfstrom, werden Vergan-
genheit beziehungsweise wesentlich reduziert sein.

Meine Damen und Herren, ich will einmal erklären,
worum es da physikalisch geht. Wir haben in
Schleswig-Holstein zurzeit eine Verstopfung im
110-kV-Netz. Das heißt, wir haben ein Umspann-
werk, und darüber ist die Netzebene dicht. Es kann
sich zum Beispiel das Umspannwerk Reinsbüttel
umgucken, ob es Lasttäler zwischen Büsum und
Wesselburen findet. Das ist nicht so viel. In Zu-
kunft wird aber das Umspannwerk Reinsbüttel vom
Verteilnetzbetreiber ausgebaut werden und An-
schluss an die 380-kV, das Umspannwerk Heide-
West, bekommen. Dann warten in Schleswig-Hol-
stein 5.100 Industriebetriebe darauf, mit dem
Strom, der dann angeboten wird, etwas anfangen zu
können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das, meine Damen und Herren, bedeutet auch Sek-
torenkopplung und das Reagieren auf Preissignale,
weil natürlich der Strom in Schleswig-Holstein
dann hin und wieder sehr günstig zur Verfügung
steht.

Drittens kommt natürlich hinzu, dass durch die Zu-
sammenarbeit des Energiewendeministeriums mit
der Branche, auch durch finanzielle Anreize, das
nächtliche rote Blinken der Gefahrfeuer beendet
werden wird.

Damit sind die wesentlichen rationellen Probleme
mit der Windenergie gelöst. Windenergieanlagen -
ich sagte das hier im Landtag schon öfter - sind im-
mer ein Eingriff gegenüber Mensch, Natur und
Landschaft. Aber wesentliche Probleme mit dem
Netzausbau sind dann tatsächlich gelöst. Deswegen
ist der Leitungsausbau auch so wichtig. Wir sind
dabei ja sehr erfolgreich.
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Das sollte der Oppositionsführer vielleicht zur
Kenntnis nehmen. Lesen Sie Ihr Programm. Hören
Sie auf, gegen die Energiewende zu reden. Hören
Sie auf, in Schwansen etwas anderes zu erzählen als
etwa in Husum oder in Meldorf. Nehmen Sie sich
andere Aufgaben vor als den Stromnetzausbau. Der
ist weitgehend positiv abgearbeitet.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen König?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Nein, ich möchte meine Rede fortsetzen, Frau Prä-
sidentin. - Sektorenkopplung, wir wollen das. Sek-
torenkopplung bedeutet an konkreter Landespolitik,
dass wir es geschafft haben, die Industrieinitiative
„Norddeutsche Energiewende 4.0“ hierherzukrie-
gen. 70 Teilnehmer aus der Wirtschaft holen ein
dreistelliges Millionenvolumen für diesen Feldver-
such zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein
nach Schleswig-Holstein, in den echten Norden.
Das ist ein sehr guter Erfolg.

Konkret können wir vorweisen - dies wissen viele
Kollegen vielleicht gar nicht -: Das Land Schles-
wig-Holstein hat im Bereich der Verkehrspolitik für
die Sektorenkopplung im Rahmen der Energiewen-
de 52 Triebwagen im Bahnverkehr für das soge-
nannte Dieselnetz als eigenelektrische Fahrzeuge
ausgeschrieben. Da sind wir etwa in der Mitte des
Ausschreibungsverfahrens. Es wird in diesem Jahr
oder Anfang 2018 beendet werden. Das heißt, Mitte
der nächsten Dekade wird in Schleswig-Holstein
kein in Verantwortung des Landes stehender Die-
selverkehr bei der Bahn mehr stattfinden, sondern
es wird mit sauberem Ökostrom gefahren werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Ich wollte Jens Magnussen noch einen Hinweis ge-
ben, weil Sie sagten, Herr Magnussen, dass die
Strommengenübertragung genehmigungsbedürf-
tig sei und daher zurückgewiesen werden könne.
Das gilt nur für einen ganz seltenen Fall, nämlich
für die Übertragung eines neuen Kraftwerkes auf
ein altes unter Fortsetzung des Betriebes.

(Zuruf: Was?)

Das ist nur eine Petitesse: Nach § 7 AtG - lesen Sie
es nach - sind die Strommengenübertragungen nur
mitteilungsbedürftig und nicht genehmigungs-
pflichtig und damit auch nicht zurückzuweisen. Da-

her ist unsere Forderung an den Bundesgesetzgeber
oder an die Bundesregierung, dafür Sorge zu tra-
gen, dass Strommengenübertragungen für ein
Atomkraftwerk in einem Netzengpassgebiet Schnee
von gestern sind. Der Minister sagte es ja: Es ist ab-
surd, Atomstrom in ein Gebiet zu importieren, in
dem so viel Windenergie und Strom aus Sonnen-
energie vorhanden ist. Darauf wollte ich nur kurz
eingehen, weil Sie das geäußert haben. In der Sache
trifft das nicht zu.

Meine Damen und Herren, wir wollen Sektoren-
kopplung, wir wollen Windenergie, und wir wollen
Solarstrom. Wir wollen die Energiewende für
Schleswig-Holstein. Ich sage in Richtung FDP: Wir
wollen es nicht nur, wir können es auch. - Ich dan-
ke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für die FDP-Fraktion hat
jetzt der Kollege Oliver Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Detlef Matthiessen, bei aller Wert-
schätzung, aber Sie melden schon im Vorhinein
5 Minuten mehr Redezeit an und nutzen diese dann
nur dazu, um 5 Minuten lang auf das Wahlpro-
gramm und den Kandidaten der CDU einzugehen.
Das fand ich wirklich ein bisschen armselig. Da
hätte ich mehr von Ihnen erwartet.

(Beifall FDP und CDU)

Ich habe zwischenzeitlich noch einmal in die Ta-
gesordnung geguckt; denn ich wusste nicht mehr,
ob wir jetzt bei Elbvertiefung, E-Mobilität oder
Energie sind. Also: Uns liegt ein Antrag der Koali-
tionsfraktionen zum Thema Kernenergie, Über-
tragung von Reststrommengen auf das Atom-
kraftwerk Brokdorf, vor. Darauf will ich gern ein-
gehen.

Es ist wirklich bemerkenswert: Kaum gehen die
Umfragewerte der Bundes-Grünen in den Keller,
wird ein altes Thema wieder nach oben geschoben,
um den Zusammenhalt zu stärken und die Kernkli-
entel wieder an sich zu erinnern, und zwar die
Atomkraft.

(Beifall Christopher Vogt [FDP] und verein-
zelt CDU - Zurufe SPD)
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Unter dem Hashtag „Wir drehen das“ drehen Ro-
bert Habeck und Detlef Matthiessen zum Thema
Kernenergie noch einmal richtig auf, so auch mit
dem vorliegenden Antrag. Es ist wirklich schon be-
merkenswert, dass die SPD beziehungsweise Herr
Hölck mit keiner Silbe auf den gemeinsamen An-
trag eingegangen ist.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Man mag sich fragen: Was war denn da los? - Ich
glaube, ich weiß, warum die SPD nicht darauf ein-
gegangen ist. Bei dem Antrag handelt es sich um
einen Dringlichkeitsantrag vom Landesparteitag der
GRÜNEN am 25. Februar 2017 unter dem Titel:
„AKW Brokdorf abschalten - Sofort!“. Passagen
des dem Landtag vorliegenden Antrages finden sich
eins zu eins im Antrag des Landesparteitags wieder.
Das ist also schön verarbeitet worden.

Aber es sind einzige Sätze herausgestrichen wor-
den. Da ich davon ausgehen muss, dass die SPD gar
nicht weiß, welche Sätze Sie da herausgestrichen
haben, will ich diese einmal im Sinne der Transpa-
renz vortragen

(Beifall FDP und CDU)

und damit Ihnen, Herr Dr. Stegner, vor Augen füh-
ren, was Sie hier gleich beschließen wollen. Zitat
aus dem Antrag des Landesparteitags:

„Die Große Koalition in Berlin versagt beim
Atomausstieg und bei der Energiewende.“

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Warum klatschen da die Sozialdemokraten nicht?
Das ist doch eigentlich Ihr Antrag.

„Die Störungen im Atomkraftwerk Brok-
dorf … zeigen wieder einmal, wie absurd das
Bestreben der Großen Koalition ist, die Lauf-
zeit des Atomkraftwerks Brokdorf durch die
Übertragung von Reststrommengen künstlich
zu verlängern.“

Fazit ist also: Die SPD-Landtagsfraktion fährt der
eigenen Bundestagsfraktion mit diesem Antrag so
richtig in die Parade.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Bemerkung des
Abgeordneten Stegner?

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Mit dem größten Vergnügen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Stegner, bitte.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Kumbartzky. Ich kann der Logik Ihrer
Darstellung jetzt nicht wirklich folgen.

(Christopher Vogt [FDP]: Das glaube ich! -
Weitere Zurufe)

Ich versuche einmal, das nachzuvollziehen.
Also, die FDP, die noch nie irgendetwas ge-
macht hat, um Sie nach oben zu bringen, er-
klärt uns jetzt, warum Sätze in dem Antrag
nicht enthalten sind, die die Sozialdemokratie
natürlich auch nicht mittragen würde. Was ist
daran eigentlich erstaunlich?

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Es ist schon bemerkenswert, dass der Antrag eins
zu eins übernommen wird, dass aber zwei, drei Sät-
ze herausgestrichen werden und Sie gar nicht dar-
auf eingehen. Ich finde das alles schon sehr ver-
dächtig, Herr Dr. Stegner.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemer-
kung?

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Nein, ich möchte jetzt fortfahren. - Ich wundere
mich auch, dass die SPD auf ihre Bundestagsfrakti-
on nicht eingeht und jetzt so einen Antrag mitträgt.

(Zurufe SPD)

- Ich habe ja genug Zeit. Was ist der Kern des vor-
liegenden Antrags? Mit dem vorliegenden Antrag
fahren Sie Ihrer Bundestagsfraktion in die Parade,
weil Sie sich gegen etwas aussprechen, was Ihre
Bundestagsfraktion beschließen wird. Gerade Ihre
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks hat es
ja in der Hand.

(Christopher Vogt [FDP]: Ich glaube, Steg-
ner will putschen in Berlin!)

- Ja, ich wundere mich. Letzte Woche noch große
Einigkeit, 100 %, und nun so etwas.

Wenn das der Schulz wüsste, ich glaube, der wäre
sehr traurig.
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Meine Damen und Herren, zur Wahrheit - -

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP] - Zuruf
FDP: Das ist die neue Gerechtigkeit! - San-
dra Redmann [SPD]: So ein Blödsinn! Tut
mir leid! Was ist das, was soll das sein? Also
ehrlich! Was redest Du da eigentlich? - Chri-
stopher Vogt [FDP]: Hallo, Frau Redmann?
Lassen Sie den Kollegen in Ruhe! - Heiter-
keit und Beifall FDP und CDU - Sandra Red-
mann [SPD]: Vorsicht! - Zuruf Christopher
Vogt [FDP] - Sandra Redmann [SPD]: So ein
Blödsinn! - Zuruf CDU: Zickenalarm! -
Glocke Präsident)

- Ich lasse gleich meinen Kettenhund los, Frau Red-
mann. Da wäre ich vorsichtig. Wegen ihm haben
wir die Rasseliste nämlich abgeschafft.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

Zur Wahrheit gehört auch, dass sich mit diesem
Antrag nicht nur gegen die schwarz-rote Bundesre-
gierung ausgesprochen wird, sondern auch gegen
die Atomausstiegsbeschlüsse von 2011, also gegen
das Atomgesetz, was CDU, SPD, FDP und Grüne
gemeinsam 2011 beschlossen haben. Da frage ich
mich wirklich: Wie verzweifelt muss die Sozialde-
mokratie und müssen die Grünen sein?

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP] und
Dr. Heiner Garg [FDP] - Serpil Midyatli
[SPD]: Es geht so!)

Wir werden dem vorliegenden Landesparteitagsbe-
schluss der Grünen heute nicht zustimmen, kann
ich Ihnen sagen. Wir halten die Atomausstiegsbe-
schlüsse aus 2011 nach wie vor für richtig. Laut
von den Grünen auch mitbeschlossenem Atomge-
setz muss die endgültige Abschaltung des Kern-
kraftwerks Brokdorf spätestens am 31. Dezember
2021 erfolgen.

Auch die Argumentation der Grünen, dass das
norddeutsche Netzengpassgebiet eine Erhöhung der
Strommengen für das Kernkraftwerk Brokdorf ver-
bietet, ist wirklich an den Haaren herbeigezogen.
Offenbar haben Sie im Eifer des Gefechts wirklich
vergessen, Herr Matthiessen, dass die erneuerbaren
Energien immer noch Einspeisevorrang haben und
dass sie nicht kontinuierlich in die Netze einspei-
sen.

Nun ein kurzer Faktencheck zu den Oxidbefunden.

(Serpil Midyatli [SPD]: Was? - Christopher
Vogt [FDP]: Noch nicht mitbekommen?)

- Oxidbefunde! Ja, darum geht es ja auch. Das ist ja
der Kern Ihres Antrages, warum Sie noch einmal

das Thema Brokdorf bemühen. Es gab Oxidbefun-
de. Fakt ist aber, dass es eine einzige Charge von
Brennelementen war, die von den erhöhten Oxid-
schichten betroffen war. Für den nächsten Betriebs-
zyklus ist kein Brennelement dieser Charge einge-
setzt. Im Übrigen hatten die Oxidbefunde keine si-
cherheitstechnischen Beeinträchtigungen der Funk-
tion der Brennstäbe zur Folge, und von über
5,5 Millionen gefertigten Brennstäben dieses Typs
ist bisher kein einziger aufgrund von Korrosions-
prozessen undicht geworden. Das einmal als Fak-
tencheck.

Man darf also wirklich gespannt sein, wie die
Atomaufsichtsbehörde nun weiter verfährt und ob
sich der Atomaufsichtsminister vom Parteitagsbe-
schluss der Grünen, von Pressemitteilungen der In-
itiative „Brokdorf akut“ und vom Wahlkampf trei-
ben lässt.

Ich bin wirklich sehr gespannt, ob das Kernkraft-
werk Brokdorf vor dem 7. Mai 2017 noch einmal
wieder ans Netz geht. Sie hoffen natürlich sehr,
dass es vor dem 7. Mai 2017 nicht passiert, aber
Recht und Gesetz müssen natürlich eingehalten
werden. Das macht die Atomaufsichtsbehörde auch.
Ich bin gespannt, wie es in dieser Sache weitergeht.

Meine Damen und Herren, anstatt sämtliche politi-
sche Energie auf Brokdorf zu verwenden, sollte die
Landesregierung besser die Themen Netzausbau,
Energiespeicherung und Sektorenkopplung voran-
bringen.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Jawohl!)

Der Netzausbau schreitet in der Tat gut voran; das
ist erfreulich. Robert Habeck hat zu Recht gesagt,
da gäbe es viele Mütter und Väter. Es ist festzustel-
len, dass die schwarz-gelbe Landesregierung hier
hervorragende Vorarbeit geleistet hat.

(Unruhe)

- Es ist so laut hier.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD] - Christopher
Vogt [FDP]: Lassen Sie ihn doch mal! Nur
weil das ein Mann ist! - Sandra Redmann
[SPD]: Genau!)

- Heute noch einmal richtig, liebe Frau Redmann.

Jetzt komme ich zu dem netten Thema: Energie-
speicherung. Es muss doch unser Ziel sein, den in
unserem Bundesland anfallenden Wind - und Solar-
strom- -

(Unruhe)

- Ich kann es auch einfach lassen. Es ist echt laut.
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(Sandra Redmann [SPD]: Entschuldigung! -
weitere Zurufe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

In der Tat!

(Christopher Vogt [FDP]: Olli, mach weiter!
- Zuruf SPD: Aufhören!)

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Nein, ich habe noch Restlaufzeit.

(Heiterkeit und Beifall FDP, SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und CDU - Zurufe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, ich würde dann doch
darum bitten, dass der Kollege in Ruhe fortfahren
kann. Ich möchte nur noch ihm zuhören.

(Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein sicherer Einschluss!)

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Der war gut, Herr Kollege. - Ich möchte noch gern
ein Thema hier anbringen. Wie gesagt, die Zeit ist
da. Es muss doch unser aller Ziel sein - -

(Zuruf SPD: Zum Thema! - weitere Zurufe)

- Ich gebe den Rest zu Protokoll.

(Zuruf SPD: Besser ist es! - Beifall und Hei-
terkeit FDP, CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für die Piratenfraktion er-
teile ich nun der Frau Abgeordneten Angelika Beer.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Landtags-
präsidentin! Sechs Jahre seit der Katastrophe von
Fukushima sind vergangen, sechs Jahre, in denen
sich die deutsche Energiepolitik zwar grundlegend
verändert hat, aber Störfälle wie in Brokdorf wei-
terhin alltäglich sind. In Anbetracht der Störfälle
und gravierender Mängel, zuletzt die weiterhin un-
geklärte - und da widerspreche ich dir, Oliver Kum-
bartzky - Oxidation der Brennstäbe, ist es unverant-
wortlich, dass der Betreiber PreussenElektra das
Kraftwerk wieder anfahren will.

(Beifall PIRATEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Ausstieg aus
dem Ausstieg aus dem Ausstieg wurde mit der No-
vellierung des Atomgesetzes 2011 beschlossen. Am
6. August 2011 wurde den ersten Atomkraftwerken
die Betriebserlaubnis, unter ihnen Brunsbüttel und
Krümmel, entzogen. Lediglich das Kernkraftwerk
Brokdorf soll spätestens am 31. Dezember 2021 ab-
geschaltet werden. Im Angesicht der zahlreichen
und regelmäßigen Zwischenfälle stellen wir PIRA-
TEN nicht nur die Kompetenz des Betreibers, son-
dern auch der Atomaufsicht infrage. Sie haben un-
ser Vertrauen verloren.

(Beifall PIRATEN)

Denn: 31 Jahre nach der Nuklearkatastrophe von
Tschernobyl und sechs Jahre nach dem Gau von
Fukushima ist es vollkommen unverantwortlich, an
dem Weiterbetrieb eines Atomkraftwerkes gegen
den mehrheitlichen Widerstand der Bevölkerung -
und das ist vergleichbar mit der Zeit, als gegen den
Widerstand der Bevölkerung in Deutschland ein
AKW trotzdem ans Netz gegangen ist -, festzuhal-
ten. Das ist in keiner Weise zu verantworten.

(Beifall PIRATEN)

Einige fordern, dass das Atomkraftwerk Brokdorf,
welches sich im Netzausbaugebiet befindet, späte-
stens, wenn die Reststrommenge aufgebraucht wur-
de, abgeschaltet wird. Sie wissen alle, dass das
2019 der Fall sein kann. Deshalb lehnen auch wir
die Übertragung von Reststrommengen auf das
Atomkraftwerk ab, auch wenn es ein grüner Partei-
tagsbeschluss ist. In der Sache können wir dem
durchaus zustimmen.

(Beifall PIRATEN)

Aber ich sage auch ganz klar und deutlich: Was wir
vermissen, gerade bei der früheren Anti-Atompar-
tei: Brokdorf muss nicht schnellstmöglich, sondern
Brokdorf muss, weil es eine tickende Zeitbombe ist,
sofort vom Netz.

(Beifall PIRATEN)

Auch die Bürgerinnen und Bürger vor Ort fordern
dies und laden am 23. April 2017 zur fünften Pro-
test- und Kulturmeile nach Brokdorf ein unter dem
Motto „31 Jahre Tschernobyl - Brokdorf abschal-
ten!“.

(Beifall PIRATEN)

Ich finde es ein bisschen unlauter in dieser Debatte
der selbsterkorenen AKW-Feinde und -bekämpfer:
Warum unterstützen Sie nicht die internationalen
Bemühungen, nicht nur im Hinblick auf Brokdorf,
sondern insgesamt, den Ausstieg zu beschleunigen?
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(Zuruf SPD)

Wie kommt es eigentlich, dass über IPPNW die
Anzeigen, die jährlich zu den Jahrestagen der
Atomkatastrophen geschaltet werden, zwar 2.026
Ärzte unterzeichnen und auch PIRATEN, aber an-
sonsten von der Opposition, in diesem Fall der Ko-
alition, eine Unterschrift überhaupt nicht mehr zu
finden ist?

(Beifall PIRATEN)

Da muss man einmal fragen, wie ernst das hier ei-
gentlich alles gemeint ist.

(Unruhe)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Ausbau
der Windenergie scheitert derzeit an den fehlenden
Netzkapazitäten.

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Ja, ich habe den Nerv getroffen; das freut mich.

Das Ziel der Landesregierung, 300 % des schles-
wig-holsteinischen Strombedarfs durch regenerati-
ve Energien zu decken, führt zu massiven Überka-
pazitäten, da die Netze den produzierten Strom
nicht aufnehmen können. Neben diesen Überkapa-
zitäten aus der Windenergie liegt das leider auch
am desolaten Zustand der vorhandenen Netze.

Wie auch beim Ausbau der Windkraft können
Großprojekte wie SuedLink, über die wir immer
wieder diskutieren, nur zeitnah mit und nicht gegen
die Bürgerinnen und Bürger realisiert werden.

(Beifall PIRATEN)

Ohne den Ausbau der Netzinfrastruktur machen
weder der weitere Ausbau der Windkraft - das Er-
reichen des politischen Ziels 300 -, noch die Über-
tragung von Reststrommengen auf das Atom-
kraftwerk Brokdorf irgendeinen Sinn. Gerade in
Schleswig-Holstein, dem Energiewendeland, kann
und darf es nicht sein, dass die Atomkraft zulasten
der Windkraft künstlich am Leben erhalten wird
und die Bürgerinnen und Bürger deshalb bei den
Netzentgelten auch noch höher belastet werden.

(Beifall PIRATEN)

Insofern denke ich schon, dass einige Aussagen des
geschätzten Kollegen Günther hinterfragt oder zu-
mindest noch einmal erläutert werden sollten.

Liebe Kollegen, nicht nur das Atomkraftwerk Brok-
dorf ist eine Herausforderung für Land und Men-
schen. Gerade der Rück- und Abbau der Atom-
kraftwerke führt zu Diskussionen; denn neben der

Entsorgung des Atommülls muss auch eine Lösung
für die Bauabfälle und den AKW-Schutt gefunden
werden. Die Menschen in diesem Land wollen wis-
sen und haben ein Anrecht darauf zu erfahren, was
mit diesen Bauabfällen passiert, welche Auswir-
kungen es hat. Wer diese Transparenz nicht ge-
währleistet, kann sich als verantwortliche Aufsicht
hier nicht einfach aus dem Raum schleichen.

(Beifall PIRATEN)

Werte Kolleginnen und Kollegen, der Ausstieg war
und ist nur der erste Schritt. Jetzt geht es um den
Rückbau und die Entsorgung. Wie lange dauert
der Rückbau? Welche Risiken können dabei entste-
hen, zum Beispiel die Kontaminierung durch die
Freisetzung von Strahlung? Wie, wo und wann sol-
len die Abfälle entsorgt werden? Ohne Zwischenla-
ger für den Atommüll und die anfallenden kontami-
nierten Bauabfälle ist die Diskussion über die Still-
legung und den Rückbau der Atomkraftwerke aus
unserer Sicht reine Augenwischerei.

(Beifall PIRATEN)

Was wir brauchen, ist ein seriöses Konzept und ein
verlässlicher Zeitplan und kein politisches Schwar-
zer-Peter-Spiel, wie wir es heute zum Teil erlebt
haben.

Tatsache ist, dass die zukünftigen Generationen mit
den Folgen dieser katastrophalen Energiepolitik le-
ben müssen und wir alle verpflichtet sind, diesen
Weg einigermaßen zu ebnen. Deswegen sage ich:
Dazu gehört auch Ehrlichkeit. Es ist Augenwische-
rei, uns und zukünftigen Generationen die Mär vom
sicheren Endlager zu erzählen, wie gerade be-
schlossen.

(Beifall PIRATEN)

Bedenkt man den technischen Fortschritt der letzten
100 Jahre - das ist nicht wenig, was erfolgreich war
und wie viel mehr Kenntnisse wir haben - zur Ein-
grenzung dieser Risikotechnologie, ist es unmög-
lich, ein Endlager zu finden. Das muss man dann
auch sagen; denn ein solches Endlager, welches an-
geblich die bestmögliche Sicherheit für eine Milli-
on Jahre gewährleisten kann, zu finden, das ist doch
absurd. Das glaubt doch nicht einmal mehr ein
halbwegs aufmerksames Kind.

(Beifall PIRATEN)

Ein Politiker sollte hier Klartext reden. Nächsten
Samstag jährt sich zum sechzigsten Mal die Unter-
zeichnung der Römischen Verträge und damit auch
EURATOM. Es mag ja sein, dass die Nuklearin-
dustrie darin einen Grund zum Feiern sieht. Eine
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solche Feier - 60 Jahre EURATOM - ist aus unserer
Sicht ein Schlag ins Gesicht all jener Menschen, die
sich seit Jahrzehnten nicht nur in Schleswig-Hol-
stein, sondern in ganz Europa für ein atom- und
kernkraftfreies Europa einsetzen. - Vielen Dank für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Mit dem Ausstieg aus der Atom-
energie wurde gleichzeitig die Energiewende ein-
geleitet. Das heißt, es gibt hier klare politische Be-
schlüsse mit entsprechenden Vorgaben. Aus diesen
Vorgaben galt und gilt es, die Maßnahmen herzu-
leiten. Für Schleswig-Holstein bedeutet das, dass
die Meiler Krümmel und Brunsbüttel bereits vom
Netz gegangen sind und der Rückbau jetzt eingelei-
tet und planmäßig durchgeführt werden muss.

Für Brokdorf ist die Restlaufzeit zwar bis zum
31. Dezember 2021 festgeschrieben, jedoch sieht es
danach aus, dass das Produktionskontingent bereits
früher aufgebraucht ist. Bei einer regulären Produk-
tion ist derzeit davon auszugehen, dass das Kontin-
gent Ende 2019 aufgebraucht ist. Für den SSW
kann ich ganz klar sagen: Je früher wir aus der
Atomenergie aussteigen, desto besser.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Wenn also das Produktionskontingent aufge-
braucht ist, dann ist es auch das Ende für Brokdorf.
Hier gibt es für uns kein Wenn und Aber. Dann gilt
es, auch für Brokdorf den Rückbau einzuleiten.

(Beifall SSW und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Eine Übertragung von Reststrommengen von an-
deren Atomkraftwerken der Republik auf Brokdorf
darf es aus Sicht des SSW nicht geben. Dies lehnen
wir strikt ab. Für uns ist klar: Wir wollen nicht,
dass ein Atomkraftwerk länger als geplant betrie-
ben wird. Wir wollen weder eine Überschreitung
der Produktionskontingente noch eine Verlänge-
rung der Restlaufzeit. Wenn eine Übertragung von

(Unruhe - Glocke Präsident)

Reststromkontingenten rechtlich zulässig ist, dann
ist es ein Fehler im System; denn es konterkariert
den politischen Willen der Energiewende.

(Beifall SSW und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Für uns gilt: Wenn Schluss, dann Schluss.

(Beifall SSW, Dr. Ralf Stegner [SPD] und
Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Bei der Diskussion um die Energiewende geht es
eben nicht nur um den Atomausstieg, es geht vor
allem darum, die regenerativen Energieformen und
den Netzausbau entsprechend voranzubringen. Dort
liegt die Zukunft der Energieproduktion und -ver-
sorgung. Es kann daher nicht gewollt sein, uns die
Zukunft zu verbauen. Denn genau das würden wir
tun, wenn wir zulassen würden, dass das AKW
Brokdorf künstlich am Leben erhalten bleibt.

In Sachen Energiewende ist Schleswig-Holstein
bereits ein Vorzeigeland. Wir bereiten einen plan-
und verantwortungsvollen Ausbau der regenerati-
ven Energieträger vor. Der Wind ist hier bei uns
ganz klar der Motor. Hier sind wir bereits auf ei-
nem sehr guten Weg, und wir werden immer bes-
ser.

Zum Ausbau der regenerativen Energien gehört der
Ausbau der Netze. Dies ist gerade für den Energie-
standort Schleswig-Holstein unabdingbar. Immer
wieder wird darauf hingewiesen, dass die Netzka-
pazitäten nicht ausreichen und dadurch jährlich
Kosten in Höhe von rund 1 Milliarde € entstehen -
mit wachsender Tendenz. Dass die Netzkapazitäten
nicht ausreichen, liegt zum Teil auch daran, dass
immer noch Strom aus fossilen Kraftwerken und
eben auch aus dem AKW Brokdorf durchgeleitet
werden muss. Schleswig-Holstein befindet sich in
einem Netzausbaugebiet, aber der Begriff „Netz-
engpassgebiet“ trifft es eigentlich besser. Daher wä-
re es genau die verkehrte Politik, wenn dem AKW
Brokdorf eine Erhöhung der Reststrommenge zuge-
schrieben würde und es weitere Jahre die Netze
vollpumpen und blockieren könnte.

Schleswig-Holstein hat seine Hausaufgaben bezüg-
lich des Netzausbaus gemacht. Trotzdem zahlen wir
die Rechnung für diese Fehlentwicklung. Der Bund
muss jetzt dafür sorgen, dass der Leitungsausbau
nach Süden endlich vorangetrieben wird. Dies wur-
de bisher kläglich vernachlässigt. Die Energiewen-
de ist aber eine gesamtdeutsche Angelegenheit, ent-
sprechendes gilt für die Verantwortung, dies voran-
zubringen und sich an den Kosten dementsprechend
zu beteiligen. - Jo tak.
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(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die Fraktionsbeiträge sind abgeschlossen. Jetzt
kommen wir zu den Dreiminutenbeiträgen. Zu-
nächst hat Herr Abgeordneter Detlef Matthiessen
das Wort.

(Zurufe CDU und FDP: Och nee! - Martin
Habersaat [SPD] und Sandra Redmann
[SPD]: Juchuu! - Beifall SPD und Jette
Waldinger-Thiering [SSW] - Christopher
Vogt [FDP]: Gleich kommt Olli noch ein-
mal! Aber da benimmst du dich bitte, San-
dra!)

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich komme noch einmal, weil der Kollege Magnus-
sen sagte, es sei eine
Genehmigungsangelegenheit: Die Strommengen-
übertragung könnte ja versagt werden. Einschlägig
ist § 7 des Atomgesetzes, und zwar Absatz 1 b:

„Elektrizitätsmengen nach Anlage … können
ganz oder teilweise von einer Anlage auf ei-
ne andere Anlage übertragen werden, wenn
die empfangende Anlage den kommerziellen
Leistungsbetrieb später als die abgebende
Anlage begonnen hat.“

Das heißt also, der Regelfall ist - es wird angenom-
men, dass von Mülheim Kärlich auf Brokdorf über-
tragen wird -, alt auf neu zu übertragen. Das bedarf
einfach nur einer Mitteilung. Das wird wahrschein-
lich - ich will einmal zu Herrn Backmann schauen -
anzeigepflichtig sein, aber auf jeden Fall nicht ge-
nehmigungspflichtig. Das ist die eine Sache.

In dem Zusammenhang hat Herr Kumbartzky ge-
sagt: So what? Es gibt ja die Vorrangregelung. -
Es ist aber so, dass ein Atomkraftwerk, wenn es im
Leistungsbetrieb steht, seine Leistung nicht beliebig
modulieren kann. Das heißt, es kommt durch Men-
genübertragungen zu zusätzlichen Netzverstopfun-
gen. Hierauf wollte ich hinweisen.

Aber jetzt noch einmal zu Ihren Ausführungen,
Herr Kumbartzky. Sie haben gesagt, die Oxid-
schichtdicke sei doch nicht so wild.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Das habe ich gar
nicht gesagt!)

Ich will es einmal mit den Reifen eines Autos ver-
gleichen. Dabei geht es um den berühmten Gro-

schen, den man in das Profil steckt. Die Zahl muss
weg sein. 2 mm Profil sind vorgeschrieben. Wir
wissen natürlich alle, dass ein Auto auch fährt,
wenn die Reifen weniger Profil haben. Aber es gibt
technische Regeln und Spezifikationen, und ihnen
zufolge sind die erlaubten Werte für Oxidschicht-
dicken überschritten.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Aber die Brenn-
stäbe sind draußen! Das wissen Sie?)

Um die Analogie zum Auto noch einmal aufzugrei-
fen: Wir kaufen ein Auto neu, und zwei Monate
später haben die Reifen kein Profil mehr; die 2 mm
Profil werden unterschritten. Das ist vielleicht doch
Anlass nachzufragen, was die Ursachen dafür sein
mögen.

(Wortmeldung Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Kubicki, wir reden gerade über technische
Dinge!

(Heiterkeit)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Gestatten Sie eine Zwischenbemerkung des Abge-
ordneten Kubicki?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Bitte!

Wolfgang Kubicki [FDP]: Mit dem Tierarzt
Matthiessen unterhalte ich mich gern über
technische Dinge. - Herr Kollege Matthies-
sen, wenn ich Sie richtig verstanden habe,
müsste ein Auto, dessen Reservereifen weni-
ger als 2 mm Profil hat, seinen Betrieb ein-
stellen und stehen bleiben. So ungefähr wäre
die Analogie; denn die oxidierten Stäbe sind
ja draußen.

- Es ist jedenfalls nicht erlaubt, damit zu fahren. -
Sagen wir es einmal so.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das will ja auch
keiner!)

Man würde im Fall eines Unfalls mindestens eine
Teilschuld zugebilligt bekommen, wenn das Brem-
sen beim Unfallgeschehen entscheidend war.

Ich habe noch einmal darauf aufmerksam gemacht,
dass sie erst neu in Betrieb gewesen sind. Eine
Oxidbildung ist betriebsbedingt eigentlich eine
Zeitangelegenheit. Die Analogie zum Auto wäre:
Sie kaufen einen neuen Reifen, und er ist nach zwei
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Monaten schon abgefahren. Dann stellen Sie sich
natürlich die Frage: Woran liegt es? Insofern mache
ich noch einmal darauf aufmerksam, dass wir es mit
dem Kern eines Atomkraftwerks zu tun haben und
äußerste technische Sorgfalt obwalten lassen müs-
sen. Deshalb sage ich noch einmal in Richtung
Atomaufsicht des Landes - sie ist ja nun wirklich
unabhängig -: Es ist gut, dass diese Sorgfalt dort
auch zu beobachten ist.

Soweit die Analogie mit dem Reifen. Ich hoffe, es
ist klargeworden, dass man nicht nonchalant dar-
über hinweggehen kann. Atomsicherheit ist schon
etwas Wichtiges. Ich kann mich erinnern, dass in
diesem Haus, ganz gleich, wer regierte, immer ge-
sagt wurde: Sicherheit geht in diesem Fall vor Wirt-
schaftlichkeit. - Meine Damen und Herren, ich dan-
ke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Ich stelle zunächst fest, dass die Berichtsanträge zu
den Punkten 33 und 34 - Drucksachen 18/5318 und
18/5319 - durch die Berichterstattung der Landesre-
gierung ihre Erledigung gefunden haben.

Wir kommen nun noch zur Abstimmung über den
Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW, Druck-
sache 18/5317. Wer zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind die Fraktion von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Abgeord-
neten des SSW und der Piratenfraktion. Wer ist ge-
gen den Antrag? - Das sind die Fraktionen von
CDU und FDP. Damit ist der Antrag angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Kita-
Geldes

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/4814 (neu)

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses
Drucksache 18/5295

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich erteile dem Herrn Berichterstatter des Sozial-
ausschusses, dem Abgeordneten Peter Eichstädt,
das Wort.

Peter Eichstädt [SPD]:

Sehr verehrter Herr Präsident! Ich verweise auf die
Vorlage.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Vielen Dank für den umfassenden Bericht.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Frak-
tionsvorsitzende der CDU-Fraktion, Daniel Gün-
ther.

Daniel Günther [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Am Wochenende wurden wir von einer
Absichtserklärung, einem Letter of Intent, über-
rascht: Es gebe eine Einigung über die Neuordnung
des Kita-Finanzierungssystems und die Schaffung
eines Kita-Förderungsgesetzes. Wir waren in der
Tat zunächst verblüfft, wie es der Regierung in so
kurzer Zeit und noch vor den Wahlen bei einem so
komplexen Thema gelungen sein kann, eine Eini-
gung herbeizuführen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das war angekün-
digt!)

Aber dann haben wir uns den Letter of Intent, der
so groß gefeiert worden ist, durchgelesen. Sie ha-
ben sich mit den kommunalen Verbänden auf so
vielsagende Sätze verständigt wie, das jetzige Sys-
tem der Kita-Finanzierung in Schleswig-Holstein
sei stark reformbedürftig; es fehle gleichzeitig an
Transparenz bei der Verteilung und Bemessung der
öffentlichen Zuschüsse. - Oh, darauf haben Sie sich
mit den Kommunen verständigt?

Es hieß, es gebe bei der Finanzierung eine Eini-
gung mit den Kommunen. Da habe ich wirklich
gedacht: Wie haben die das hingekriegt? Dann lese
ich den Satz, die Landesregierung sei auf Basis ei-
ner transparenten Finanzierungsstruktur bereit, ei-
ner noch zu vereinbarenden Anhebung und Dyna-
misierung der Zuschüsse zuzustimmen.

(Zuruf CDU: Grandios!)

Das ist nichts. Das ist doch das Papier nicht wert,
auf dem diese Vereinbarung steht, meine Damen
und Herren!

(Beifall CDU und FDP)

Aber es ist für eines hilfreich: Es ist die schriftliche
Bankrotterklärung bei der Schaffung eines transpa-
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renten Kita-Finanzierungssystems in dieser Wahl-
periode. Sie haben das schriftlich für uns dokumen-
tiert. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und Dr. Heiner Garg [FDP])

Das Schlimme ist: Sie haben die letzten Jahre dafür
genutzt, genau das Gegenteil von Transparenz zu
erreichen. Erst im Februar haben Sie die elfte Ein-
zelförderung in die Kita-Förderung aufgenom-
men. Ohne alle diese Einzelförderungen ist im
Übrigen die Grundausstattung in den letzten Jahren
sogar gesunken: Aber mit dem Krippengeld setzen
Sie dem intransparenten, ungerechten, kommunal-
und elternfeindlichen Finanzierungssystem die Kro-
ne auf.

(Beifall CDU)

Am Ende haben Sie uns als diejenigen, die immer
von frühkindlicher Bildung, die kostenlos sein
muss, reden, die höchsten Elternbeiträge, die wir
jemals in Schleswig-Holstein hatten, hinterlassen,
weil Sie sich immer weiter aus der Finanzierung
zurückgezogen haben. Sie haben die Kommunen al-
leingelassen.

Ich weiß, dass Sie uns heute darauf festnageln wol-
len - das soll nachher bei der Abstimmung doku-
mentiert werden -, zur Abschaffung des Krippen-
geldes zu stehen. - Ja, das tun wir, aus voller Über-
zeugung. Denn Ihr Krippengeld wird niemals dazu
führen, die Belastung der Eltern wirklich abzusen-
ken. Wir sehen ja jetzt schon, dass die Kommunen
nicht anders können, als die Krippen- und Kita-Bei-
träge wieder zu erhöhen. Sie verkaufen mit Ihrem
Modell die Menschen in Schleswig-Holstein für
dumm.

(Beifall CDU)

Deswegen sage ich heute klar und werde das in der
nächsten Zeit auch überall sagen: Wir garantieren
den Eltern, dass mit unserem Finanzierungsmodell
niemand schlechtergestellt wird als durch das Krip-
pengeld dieser Koalition. Im Gegenteil. Durch eine
klar strukturierte, transparente Finanzierung mit ei-
ner erheblichen Erhöhung des Landesanteils an den
Betriebskosten werden wir für gute Qualität und für
geringere Elternbeiträge sorgen.

(Beifall CDU)

Ich sage bewusst mit Blick auf die Kollegen der
FDP, die ein anderes Modell favorisieren: Ob es
unser prozentualer Ansatz ist oder, wie die FDP
fordert, eine absolute Obergrenze - ich persönlich
bin da für beide Wege offen. Aber eines darf es in
der Tat nicht mehr geben: dass, wie unter Ihrem Fi-

nanzierungssystem, Eltern in vielen Gemeinden
Schleswig-Holsteins für einen Ganztageskrippen-
platz über 600 € zahlen müssen.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP - Wolf-
gang Kubicki [FDP] Unglaublich!)

Damit können wir doch von Wahlfreiheit für die
Eltern überhaupt nicht mehr reden. Deswegen müs-
sen wir in diesem Bereich in der nächsten Wahlpe-
riode endlich wieder für soziale Gerechtigkeit in
Schleswig-Holstein sorgen, damit dieser unsoziale
Weg von SPD, Grünen und SSW nach der Wahl
schnellstmöglich beendet wird.

(Anhaltender Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das eben war ganz offenkundig der Beitrag für die
„heute-show“, denn mit der Realität hatte das über-
haupt nichts zu tun, Herr Oppositionsführer.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Es ist wie 2009/2010: Manchmal bleibt sich die
Union tatsächlich treu, Sie wollen etwas tun, worin
Sie Übung haben, Sie wollen die Familien nicht
entlasten, sondern Sie wollen sie belasten. Wir hat-
ten das dritte Kita-Jahr beitragsfrei gestellt, das
war das Erste, was Schwarz-Gelb abgeschafft hat.
Die Eltern erinnern sich daran.

(Beifall SPD und vereinzelt SSW)

Sehr verehrte Damen und Herren, Sie sind schuld
daran, dass die Gebühren so hoch geworden sind,
weil Sie das damals abgeschafft haben.

(Widerspruch CDU)

Es ist Ihre Verantwortung von der Union, dass die
Familien - -

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Herr Kollege Dornquast, was reden Sie eigentlich
für einen Unsinn! Nicht bei jedem Thema sollte
man dazwischenrufen, sondern nur ab und zu, wenn
man etwas von der Sache versteht.

(Zurufe)

Um zu Ihnen zurückzukommen: Es ist Ihre Verant-
wortung, dass sich Eltern die Kinderbetreuung
teilweise nicht mehr leisten können. Sie haben den
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Kommunen nicht geholfen, sondern Sie haben auf
deren Klage gewartet. Sie haben die Träger bei der
Qualität nicht unterstützt. Sie haben die Beitrags-
freiheit rückgängig gemacht. Es steht ja auch auf
Ihren Plakaten, dass Sie immer nur schnacken und
nicht anpacken.

(Heiterkeit)

Sie haben nichts getan, um Finanzierungsrege-
lungen zu befördern, die irgendetwas taugen.

Wir haben uns auf den Weg gemacht, in der kom-
menden Legislaturperiode mit den Gemeinden,
Städten und Kreisen Vergleichbarkeit herzustellen.
Ich begrüße, dass die Sozialministerin da vorange-
kommen ist. Wir müssen das machen. Wie teuer ein
Kita-Platz in Schleswig-Holstein ist, hängt vom
Wohnort ab. Das darf nicht sein. Die Schwankungs-
breite beträgt 500 €. Das sind bis zu 6.000 € Eltern-
beitrag im Jahr. Das geht überhaupt nicht. Das ist
eine Herkules-Aufgabe. Wir werden aber nicht hin-
nehmen, dass viele Kommunalpolitikerinnen und
Kommunalpolitiker nicht mehr erklären können,
wie sich die Finanzierung der Kitas zusammensetzt.

Wir haben die Beiträge für die Kommunen erhöht.
Wir werden die Familien entlasten, bis zu 100 €
monatlich pro Kind. 100 € im Monat mehr für Fa-
milien. Erzählen Sie den Eltern keinen Unfug, dass
Sie die Eltern mehr entlasten, wenn Sie ihnen das
Geld wegnehmen wollen! Das können Sie jeman-
dem erzählen, der sich die Hosen mit der Kneifzan-
ge anzieht. Es ist völlig absurd, den Eltern zu sa-
gen: „Ich nehme euch das Geld weg, und am Ende
habt ihr mehr davon.“ Das glaubt Ihnen wirklich
niemand, nicht einmal auf Ihren Parteiversammlun-
gen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das ist doch der Grund dafür, dass 50 % der CDU-
Anhänger mit der Landesregierung zufrieden sind,
weil auch sie diesen Unfug nicht wollen, wenn sie
Eltern oder Großeltern sind. Wir werden das Kita-
Geld ausbauen und nicht eher ruhen, bis wir die
Beitragsfreiheit erreicht haben. Das ist Gerechtig-
keit, und das werden wir durchsetzen.

(Beifall SPD)

Wir wollen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger
ein Bild machen können. Wir wollen, dass sich die
Unionsabgeordneten in diesem Haus persönlich da-
zu erklären, wie sie dazu stehen, den Eltern das
Geld wieder wegzunehmen. Das ist das, was Sie
wollen.

Auch Ihre Behauptung, es sei weniger als zu Be-
ginn der Legislaturperiode, ist falsch. 20 % Beteili-
gung an den Kosten, als Sie die Regierung abgege-
ben haben; heute sind wir bei 35 % der Beteiligung
an den Kosten. Rechnen Sie es nach, dann werden
Sie feststellen, das ist mehr und nicht weniger. So
weit werden Sie uns hoffentlich noch folgen kön-
nen.

Man kann es simpel auf den Punkt bringen: Wer die
Kita-Eltern quält, wird im Norden nicht gewählt.

(Heiterkeit und Beifall SPD, vereinzelt
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Das werden Sie erleben. Wir Sozialdemokraten leh-
nen diesen unsozialen, familienfeindlichen Gesetz-
entwurf der Unionsfraktion ab. Das ist eine wesent-
liche Säule Ihres Wahlprogramms. Sie haben in Ih-
rem Beitrag heute kaum zum Gesetzentwurf gere-
det, sondern hier einen Satirebeitrag abgeliefert.
Das wird uns nicht daran hindern, hier nicht nur ei-
ne namentliche Abstimmung durchzuführen, die ich
hiermit beantrage, Herr Präsident, sondern auch in
allen Wahlkreisen deutlich zu machen, wer die Fa-
milien unterstützt und wer das nicht tut. Darüber
werden die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land
zu entscheiden haben.

Das Gute daran ist, dass da das gilt, was der kluge
Alterspräsident gesagt hat, nämlich dass das die
Unterschiede zwischen den demokratischen Partei-
en sind. Man muss nicht Protest wählen; es reicht,
die Union nicht zu wählen, die die Eltern in Schles-
wig-Holstein in dieser Weise schikaniert.

Wir wollen das nicht. Die Bürger wissen sehr ge-
nau: Wenn sie die Küstenkoalition wählen, bekom-
men sie den Weg zur Beitragsfreiheit plus Qualität
in den Einrichtungen plus Hilfe für die Kommunen.
Nicht entweder oder, sondern sowohl als auch.

Ich bin Ihnen sehr dankbar für Ihren Beitrag. Wenn
noch irgendjemand im Zweifel war, ob er Sie wäh-
len soll oder nicht, haben Sie ihm die Zweifel aus-
getrieben. Familien und Eltern können Ihre Partei
nicht wählen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Anke Erdmann das Wort.
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Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ki-
ta-Finanzierung vereinfachen, die Qualität verbes-
sern, die Eltern besserstellen, die Kommunen entla-
sten, und Daniel Günther hat nicht mehr als 13 Mil-
lionen € dazugezahlt. Das ist mal eine Ansage! Herr
Günther, entweder ist es Magic, oder Sie haben Ihre
Hausaufgaben nicht gemacht. Ich glaube, Sie haben
Ihre Hausaufgaben nicht gemacht.

Gehen wir einmal kurz in Ihren Gesetzentwurf, auf
den Sie kaum eingegangen sind. Wenn Ihr Gesetz-
entwurf so beschlossen würde, wären Sie der Erste,
der in drei Jahren sagen würde: „Oh, ganz schlim-
mes Modell, das müssen wir sofort wieder in die
Tonne kloppen“, wie Sie es in allen anderen Berei-
chen mit Ihren Vorschlägen auch machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir fangen einmal mit dem Bereich ein Drittel, ein
Drittel, ein Drittel an. Liebe CDU, Sie haben recht:
Die Kita-Finanzierung ist total kompliziert. Des-
halb verstehen Sie die ja auch nicht. Auch ich finde
das ganz schön anstrengend. Sie sagen, Sie machen
das jetzt einfach - das ist ein guter Ansatz -, ein
Drittel zahlen die Eltern, ein Drittel zahlt das Land,
ein Drittel zahlen die Kommunen.

Herr Günther, „ein Drittel zahlen die Eltern“. Das
ist keine Entlastung. Wenn Sie das Land insgesamt
anschauen, ist das eine deutliche Belastung. Woran
kann man das merken? Man kann das zum einen
daran merken, dass die Kommunen sonst sofort
aufgeschrien und gerufen hätten: Konnexität, wir
brauchen Ausgleichsmittel! - Das haben sie aber
nicht getan. Sie haben viele kluge Sachen zu Ihrem
Gesetzentwurf geschrieben, das aber nicht.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Erwähnt wird aber, dass die Elternbeiträge im Kreis
Plön bei bummelig 20 % liegen. 20 % zu 33 %,
kleiner Unterschied, die CDU ist für eine Belas-
tung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Die Krippenbeiträge, die für einen Ganztagsplatz
durchschnittlich anfallen, betragen im Land
15.000 € pro Jahr. Sie haben zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass einige Krippen im Hamburger Umland
deutlich mehr nehmen. Wenn die CDU sagt, ein
Drittel sei für sie in Ordnung, heißt das bei durch-
schnittlich 15.000 € für einen Ganztagskrippen-

platz, dass die CDU 5.000 € für eine Familie pro
Jahr okay findet.

(Martin Habersaat [SPD]: Krass!)

Das heißt, in vielen Bereichen, in denen momentan
viel geringere Krippenbeiträge gezahlt werden, ist
das eine Aufforderung, auf ein Drittel hochzuge-
hen.

(Widerspruch Tobias Koch [CDU])

- Natürlich, Herr Koch! Wenn Sie fordern „ein
Drittel, ein Drittel, ein Drittel“, dann muss es ja
wohl auch ein Drittel sein, oder was?

(Tobias Koch [CDU]: Das ist doch albern! -
Unruhe)

- Nein, Herr Koch, das ist nicht albern!

(Zurufe)

Herr Günther, der letzte Satz in Ihrer Begründung
ist: Wir wollen zu einer Ein-Drittel-ein-Drittel-ein-
Drittel-Finanzierung kommen. Das heißt ein Drittel
für die Eltern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das ist deutlich mehr. - Ich lasse die Zwischenfrage
von dem empörten Herrn Koch gern zu.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Koch, die Abgeordnete Erd-
mann erlaubt Ihnen eine Zwischenbemerkung. Bitte
schön.

Tobias Koch [CDU]: Frau Kollegin Erd-
mann, Sie argumentieren mit Durch-
schnittszahlen - das ist eine Betrachtungs-
weise -, wir stellen auf die Gebührensatzun-
gen der Städte und Gemeinden ab. Es gibt
zahlreiche Gebührensatzungen, in denen El-
ternbeiträge von 37, 38 oder 40 % vorge-
schrieben sind. Wir wollen mit unserem Ge-
setzentwurf dafür sorgen, dass dieser Satz
auf maximal 33 % gesenkt wird. Das ist kei-
ne Aufforderung, irgendetwas zu erhöhen,
das ist eine verbindliche Senkung in den Fäl-
len, in denen Eltern derzeit 37 % bis 40 %
zahlen. Da können Sie sich doch nicht hin-
stellen und einfach behaupten, das sei eine
Aufforderung, das zu erhöhen! Das ist eine
verbindliche Senkung auf maximal 33 %.

(Beifall CDU - Zurufe)
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Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Günther hat mich aufgefordert, mir den Ge-
setzestext anzugucken. Gucken Sie sich einmal die
Begründung an! Sie fordern in einem Landesgesetz
eine Ein-Drittel-ein-Drittel-ein-Drittel-Finanzie-
rung. Worauf läuft das hinaus, als dass wir durch-
schnittlich zu diesen Werten kommen? Herr Gün-
ther, das ist eines der Probleme, warum wir zu so
komplizierten Situationen gekommen sind, weil wir
in den Kommunen sehr große Unterschiede haben,
wir es aber teilweise landeseinheitlich regeln müs-
sen. Das ist das Problem. - Wenn Sie noch eine
Nachfrage haben, bitte.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Sie haben die Möglichkeit,
noch eine Frage zu stellen. Dafür schalten wir Ih-
nen auch das Mikrofon wieder an.

Tobias Koch [CDU]: Ich habe noch eine
Anmerkung. Frau Kollegin Erdmann, wenn
Sie unseren Gesetzentwurf falsch interpretie-
ren, berechtigt Sie das noch lange nicht, sich
hier hinzustellen und Behauptungen aufzu-
stellen, die gar nicht der Intention des An-
tragstellers entsprechen.

(Unruhe)

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Koch, Ihre Fraktion hat die Kita-
Finanzierung im Grundsatz nicht durchdrungen.
Schauen Sie sich einmal Ihr Landtagswahlpro-
gramm an, sehr interessant zu lesen. Darin steht -
als Beispiel, wie kompliziert das ist -, die Landesre-
gierung solle künftig bitte auch Krippenplätze be-
rücksichtigen, die vor 2012 geschaffen worden
sind. Was steht aber in der gar nicht überraschen-
den, sondern seit 2012 bekannten Konnexitätsver-
einbarung? Darin steht, dass die Landesregierung
alle Krippenplätze, die seit 2009 geschaffen wur-
den, berücksichtigt. - Jetzt gucken Sie nicht so ka-
riert! So ist es!

(Vereinzelter Beifall und Heiterkeit BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, SPD und SSW)

Da kann man nicht sagen: Eh, was regt sich die Al-
te jetzt über drei Jahre auf? Von 2009 bis 2012 sind
immerhin 6.300 U-3-Plätze geschaffen worden.
6.300 von insgesamt 22.000 Plätzen sind nicht Pea-
nuts, das ist ungefähr ein Viertel. Wir beide rech-
nen ja so gern. Wenn Sie das mit den vereinbarten
Sätzen multiplizieren, sind die Plätze, die Sie über-
haupt nicht auf dem Schirm haben, 44 Millionen €

Landeszuschüsse pro Jahr wert. - Bitte schön, Sie
können sich setzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Tobias Koch [CDU]: Unver-
schämtheit!)

- Tut mir leid, das ist so.

Wo war ich stehengeblieben? Ich war stehengeblie-
ben bei dem Punkt ein Drittel Elternbeiträge.

Der nächste Punkt, den Herr Günther vorgeschla-
gen hat, war ein Drittel Landesmittel. Ich mache
jetzt wieder eine Überschlagsrechnung. Ich glaube,
die stimmt nicht ganz, aber das ist zumindest ein
Hilfsmittel, weil wir nicht wissen, wie hoch die ge-
samten Kita-Kosten tatsächlich sind.

Ich habe mir einmal zum 1. März 2016 angeguckt,
wie viele Krippenplätze, wie viele Tagespflegeplät-
ze und wie viele Elementarplätze wir haben. Multi-
pliziert man das mit den evaluierten Kosten, kom-
men wir für den Kita-Bereich insgesamt in Schles-
wig-Holstein, getragen von Eltern, von Kommunen
und vom Land, auf Kosten von bummelig 600 Mil-
lionen €. Das ist ein bisschen aufgerundet. Wie viel
ist davon ein Drittel? Das ist - auch für mich - rela-
tiv einfach zu ermitteln. Das sind 200 Millionen €.
Was stand im letzten Haushalt als Hausnummer für
Betriebskosten für Kita-Finanzierung? - 200 Millio-
nen €.

(Zurufe SPD: Oh! - Beifall Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Ehrlich gesagt, war es Zufall, dass das so kommt.
Wir merken jetzt, dass wir im Bereich der Finan-
zierung im U-3-Bereich, der der Kostentreiber ist,
ganz andere Quoten haben. Nach der Vereinbarung
über die Konnexität, was das Land für zusätzliche
Krippenplätze zahlt, übernimmt das Land nicht ein
Drittel, sondern 70,25 % pro Platz.

(Martin Habersaat [SPD]: Das ist ja viel
mehr!)

Das ist deutlich mehr als ein Drittel. Das sind näm-
lich mehr als zwei Drittel. Das ist Dynamik, die wir
gerade im Bereich der Kinderbetreuung sehen. Da-
her kommt ein großer Teil der Kostensteigerungen.

Das sind gegriffene Zahlen, aber sie sind plausibel.
Wir können uns nachher gern noch einmal ins
Séparée verziehen, Herr Koch, und das nachrech-
nen.

Wo müssen wir bei der Frage der Kita-Finanzie-
rung jetzt hin? Der Letter of Intent hat vielleicht Sie
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überrascht, Herr Günther. Er ist hier mehrfach an-
gekündigt worden.

Wohin muss es im Bereich der Bildungsfinanzie-
rung gehen? Wir brauchen natürlich eine einfache-
re Variante. Dabei muss meines Erachtens sehr
stark betrachtet werden, ob wir Halbtags- oder
Ganztagsplätze haben. Das machen wir momentan
nicht. Die Krippenplätze werden, egal, ob es ein
Ganztags- oder ein Halbtagsplatz ist, berücksich-
tigt. In Dithmarschen haben wir 10 % Ganz-
tagsplätze, in Kiel und Lübeck sind es 70 %. Das ist
wirklich ein großer Nachteil.

Genauso ist es mit der Tagespflege. Die überschät-
zen wir momentan. Wir gehen davon aus, dass ein
Drittel der U-3-Plätze Tagespflegeplätze sind. Es
sind aber deutlich weniger. Wir müssen auf solche
Feinheiten, die nachher zu großen Effekten für die
Kommunen führen, hinweisen.

Ich finde es sehr gut, dass im Letter of Intent eine
Einigung für eine Sozialstaffel vereinbart ist. Das
ist erstens viel mehr als das, was in Ihrem „Gesetz-
entwurfwisch“ steht. Zweitens bin ich wie Frau
Heinold der Meinung, dass die nächsten 100 Mil-
lionen €, die in den Kita-Bereich gehen, vor allen
Dingen in Qualität und die Sozialstaffel gehen müs-
sen. Davon haben die Eltern etwas, davon haben
die Kinder etwas. Sie müssen erst einmal Ihre
Hausaufgaben machen. Man muss nicht nur wollen,
Herr Günther, man muss auch können.

(Lebhafter Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SPD und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, bitte begrüßen Sie mit
mir auf der Tribüne Justizsekretäranwärterinnen
und -anwärter vom Landgericht Lübeck und Senio-
rinnen und Senioren aus Uetersen. - Seien Sie herz-
lich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Das Wort für die FDP-Fraktion hat jetzt die Frau
Abgeordnete Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Vielen Dank, Anke, dass du unseren
Wahlslogan sehr gut findest und hier zitierst.

(Beifall FDP - Zuruf Martin Habersaat
[SPD])

Ich möchte gleich mit dem anfangen, was zum
Schluss von der Kollegin Erdmann gesagt worden
ist. - Herr Habersaat, hören Sie einfach einmal zu!

Sie hat gesagt, der Letter of Intent sei angekündigt
worden. Welch ein Irrtum! Sagen Sie doch einmal
die Wahrheit. Schauen Sie einmal in eine Kleine
Anfrage der CDU von November letzten Jahres, in
der danach gefragt worden ist, welche Gespräche
laufen. Die Landesregierung hat geantwortet, man
habe vor, in der nächsten Legislaturperiode eine Ei-
nigung mit den Kommunen zu schließen. Da war
kein Wort davon, dass man in intensiven Gesprä-
chen sei, dass man dabei sei, eine Vereinbarung zu
treffen, et cetera. Sie haben eine Einigung in weite
Ferne gerückt, meine Damen und Herren.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Und nun waren
wir schneller!)

Der Letter of Intent - ganz ehrlich; der Kollege Da-
niel Günther hat es schon formuliert - ist so etwas
von vage! Kennt man auch noch das Schreiben, das
der Schleswig-Holsteinische Gemeindetag an die
Kommunen auf den Weg gebracht hat, erfährt man,
dass man das Ziel habe, zu einer Drittelregelung
zurückzukommen. Das heißt nichts anderes, als
dass man die Eltern belasten möchte. Diese Frage
muss sich Frau Alheit gefallen lassen.

Sie stellen sich hier hin und sagen, die Eltern be-
zahlen höchstens 20 %. Wenn Sie in Gesprächen
mit den kommunalen Landesverbänden sind und
diese das klare Ziel äußern, dass es auf eine Drittel-
regelung hinauslaufen soll, stimmen Sie auch einer
Erhöhung zu. Wo sind Sie da auf dem Weg zu ei-
ner Beitragsfreiheit, Herr Dr. Stegner? Ihr Krippen-
geld ist in Wahrheit nur eine Entlastung. Es ist
nichts, was zu einer Beitragsfreiheit führt. Dann
müssten Sie nämlich eigentlich den Deckel herun-
ternehmen und viel mehr Geld einstellen und nicht
so herumhühnern, wie Sie das gerade tun.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Ich habe noch ein paar Zahlen. Es geht auch dar-
um - -

(Wortmeldung Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Nein, keine Zwischenfrage! Ich möchte meinen
Gedanken hier zu Ende bringen können.

Es ist doch richtig, dass wir eine erhebliche Anzahl
neu geschaffener Plätze haben. Das führt natürlich
dazu, dass wir gestiegene Betriebskosten haben.
Mir hat eine Einrichtung die Zahlen auf den Tisch
gelegt, was für den Ü-3-Bereich an Zuschüssen
vom Land gekommen ist. Im Jahr 2004 betrug die-
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ser Anteil 22 %, 2009 17 %, 2016 - die letzte Zahl -
14 %. - Da sind Sie jetzt ganz perplex; ich habe mir
das gedacht. - Die Kita-Leiterin erzählt mir, dass
sie im April erfahren hat, dass sie für Ü 3 im näch-
sten Jahr nicht mehr 17 % bekommen soll, sondern
nur noch 14 %. Meine Damen und Herren, wo un-
terstützen Sie Familien? Wo entlasten Sie Famili-
en? Wo ist das Ihr Weg hin zur Beitragsfreiheit?

(Beifall FDP und CDU)

Eines ist ganz klar: Wir haben in jeder Debatte ge-
fordert, dass wir uns mit den kommunalen Landes-
verbänden zusammensetzen und über eine Neuord-
nung reden. Es kann nicht sein, dass es immer mehr
Einzelfördertöpfe gibt, die immer nur kleine Grup-
pen betreffen.

Wir haben einen anderen Vorschlag gemacht. Wir
möchten, dass die Eltern wirklich entlastet werden,
dass sie verlässliche Größen darüber haben, wie
hoch die Elternbeiträge sind. Wir sagen maximal
200 € für einen Ü-3-Platz und maximal 150 € für
einen U-3-Platz. Das wäre ein echter Zwischen-
schritt auf dem Weg zu einer Gebührenfreiheit. Das
Land ist in der Pflicht, die Kosten auszugleichen.

Wir möchten parallel dazu - das ist den Eltern
wichtig - den Fachkraft-Kind-Schlüssel verbes-
sern. Es kann nicht sein: 1,5 Fachkräfte in einer
Gruppe von 20 Kindern plus in Ausnahmefällen.
Das haben Sie zu verantworten, meine Damen und
Herren von der linken Seite.

Wir möchten, dass die Eltern sicher sind, dass sie
eine gute Qualität in der Betreuung haben, dass die
Fachkräfte Zeit für die Kinder haben und nicht
überlastet sind durch neue, überbordende Verwal-
tungsdinge wie zum Beispiel die jährliche Hygiene-
überprüfung, die neuerdings hinzugekommen ist.

Die Krippenträger klagen uns ihr Leid, dass sie kein
Personal finden, weil die Belastung extrem hoch ist.
An dieser Stelle tun Sie nichts. Sie streuen den El-
tern Sand in die Augen mit Ihrem Krippengeld, das
noch auf Staatskosten versendet wird, und unter
dem Strich kommt nichts an. - Vielen Dank.

(Beate Raudies [SPD]: Es wird sogar auf
Staatskosten bezahlt! - Martin Habersaat
[SPD]: Stellen Sie sich das einmal vor! Mit
Steuergeldern! - Anita Klahn [FDP]: Der
Brief von „Onkel Albig“ war wohl echt da-
neben! - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das war
schlechter als Günther!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat jetzt der Herr Abgeord-
nete Wolfgang Dudda das Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist gerade erst vier Monate her, dass wir eine
muntere Debatte zu diesem Thema hatten. Mit Aus-
nahme der CDU-Fraktion waren wir uns damals al-
le einig, dass diese Debatte nicht stattfinden würde,
hätten wir nicht am 7. Mai eine Wahl. Es ist ja nicht
davon auszugehen, dass das gerade beschlossene
Kita-Geld aufgehoben wird, nur weil sich die CDU
das so wünscht, das Ganze umso weniger, als es
kein einziges Argument gab, das nicht schon im
Rahmen der Debatte um das Kita-Geld an sich ge-
nannt worden ist.

Erwartungsgemäß lief es dann auch im Sozialaus-
schuss ab, an den der Gesetzentwurf verwiesen
wurde. Die schriftliche Anhörung führte überwie-
gend zu bloßen Verweisen auf die Stellungnahmen
anlässlich der Einführung des Kita-Geldes. Es war
eben schon damals alles gesagt, und das von jedem,
der etwas Sinnvolles dazu sagen wollte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU,
grundsätzlich habe ich Sympathie für Ihren Antrag,
denn in einem grundlegenden Punkt haben Sie
Recht: Das beschlossene Kita-Geld ist der nach un-
serer Auffassung komplett falsche Weg, wenn es
um die Verbesserung der Kita-Finanzierung geht.
Das hat der Landesrechnungshof schon bei der Ein-
führung des Kita-Geldes festgestellt. Er hat auch zu
Ihrem Gesetzentwurf geschrieben, dass er das Geld
lieber in der Struktur als im Rahmen von Einzel-
zuwendungen sieht, denn die Struktur ist schlecht.
Darauf komme ich noch zu sprechen.

Darum geht es bei dem Gesetz ja auch nicht. Es
geht darum, dass man Wähler motivieren möchte,
ihr Kreuz an einer bestimmten Stelle zu machen -
und das in einer Lage, in der schon ein Gesetz be-
schlossen worden ist, das bereits wirksam gewor-
den ist. Da reicht es nicht aus, eine Rolle rückwärts
zum Status quo von vorgestern zu machen.

Eine Folge hat das Kita-Geld nämlich jetzt schon:
Viele Kommunen haben die Elternbeiträge be-
reits erhöht oder eine solche Erhöhung beschlossen.
Wenn wir jetzt den Eltern das Geld wegnehmen,
mit dem sie die Erhöhung kompensieren können,
dann tragen wir den politischen Streit auf deren
Rücken aus. Das kann die CDU doch eigentlich
nicht ernsthaft wollen.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 144. Sitzung - Donnerstag, 23. März 2017 12185

(Anita Klahn)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8899&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8899&format=WEBVOLLLANG


(Zuruf SPD: Doch! Das will sie!)

Sie wissen, dass Ihr Antrag keine Chance auf Er-
folg hat. Deswegen gehen Sie auch kein Risiko ein.
Nach unserer Auffassung geht konstruktive Politik
anders, aber das scheint in diesen Zeiten ja eher ei-
ne untergeordnete Rolle zu spielen.

Dass die Kommunen die Gebühren erhöhen, kommt
weder überraschend, noch ist es bösartig. Wir alle
wussten, dass es passieren wird, weil die Kitas
nicht ausreichend finanziert sind. Daran ändern
auch die 100 € nichts - jedenfalls dann nicht, wenn
man sie nicht ins System steckt. Was wir brauchen,
ist keine Rolle rückwärts, sondern einen vernünfti-
gen und etwas größeren Plan. Wir brauchen eine
grundlegend neue, transparente, nachvollziehbare
sowie vor allen Dingen einfache und auskömmliche
Finanzierung der Kitas.

(Beifall Uli König [PIRATEN])

Heute werden die Kitas aus unzähligen kleinen
Töpfen in einem System finanziert, das keiner mehr
wirklich durchschaut. In diesem Bereich wurde lan-
ge Zeit eine Flickenteppichfinanzierung vorange-
trieben. Das Ergebnis sieht auch aus wie ein
Flickenteppich. Da hilft uns kein weiterer Flicken
an anderer Stelle, wie es die CDU fordert.

Wir müssen eine nachvollziehbare, solide und aus-
kömmliche Gesamtfinanzierung aufstellen, mit
der die Kitas arbeiten können. Was nützen uns Ki-
tas, die baufällig sind oder zu wenig Personal haben
- die Frau Kollegin Klahn hat es eben erwähnt?

Der Schlüssel von 1,5 ist vernünftig. Wenn wir uns
die gute Betreuung nicht mehr leisten, mit anderen
Worten: Wenn es da gar keine Kita mehr gibt oder
in der Kita niemand mehr ist, der die Kinder in
Empfang nimmt, dann wäre das nicht gut. Das Geld
ist da. Wir müssen nur bereit sein, es in die Zukunft
unseres Landes zu investieren, denn diese Kinder
sind unsere Zukunft. Sie sollen einmal das Geld er-
arbeiten, mit dem in 20 oder 30 Jahren Schleswig-
Holstein gestaltet werden kann.

Wer stattdessen lieber Haushaltsüberschüsse und
schwarze Nullen feiert, tut dies auf Kosten der
nachkommenden Generation. Das ist egoistisch und
nicht nachhaltig. Der CDU-Antrag bietet leider kei-
nerlei Perspektiven für eine solche Zukunft. Er ist
faktisch rückwärtsgewandt, weil er nur den Status
vor dem Krippengeld herstellen möchte. Für eine
solche Politik sind wir nicht zu haben. - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Uli König [PIRATEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat jetzt der Herr
Abgeordnete Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Eigentlich gibt es zu diesem Ge-
setzentwurf wirklich nicht mehr viel zu sagen.

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP])

Wenn ich ganz ehrlich sein soll, dann ist mir und
meiner Partei schon bei der ersten Lesung wenig
dazu eingefallen. Das liegt ganz bestimmt nicht am
Thema Kita. Hier gab und gibt es eine ganze Reihe
von Herausforderungen, mit denen wir uns sehr in-
tensiv beschäftigt haben und auch weiter beschäfti-
gen werden.

Der Grund liegt an ganz anderer Stelle: Bekanntlich
haben wir das Krippengeld in einem ganz norma-
len, regulären parlamentarischen Verfahren be-
schlossen. Die CDU kommt daraufhin trotzdem mit
einem Gesetzentwurf um die Ecke, der die Ab-
schaffung fordert. Natürlich kann man hier inhalt-
lich anderer Meinung sein - keine Frage. Die Mehr-
heit im Parlament hat sich nun aber einmal dafür
entschieden. Vor diesem Hintergrund ist ein solches
Verhalten relativ abenteuerlich. Meinem Verständ-
nis von Politik wiederspricht es jedenfalls sehr
deutlich.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Noch dazu ist es ganz einfach schade, weil es uns
bei diesem wichtigen Zukunftsthema kein Stück
weiterbringt. Unabhängig vom Stil in diesem Ver-
fahren kann man natürlich einen anderen Schwer-
punkt setzen. Der SSW bewertet das Krippengeld
aber als handfeste Entlastung für viele Menschen
im Land.

(Beifall SSW und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Eltern von Krippenkindern haben so jeden Monat
bis zu 100 € mehr im Portemonnaie. Auch, wenn
man dieses Geld vielleicht lieber woanders inves-
tieren würde, ist das nun einmal Fakt.

Aus unserer Sicht gehen wir hier gleichzeitig einen
wichtigen Schritt in Richtung beitragsfreie früh-
kindliche Bildung. Dass wir trotz dieser Maßnah-
me noch deutlich mehr tun müssen, wenn es um die
Unterstützung von Familien und den Zugang zu
Bildung geht, steht dabei völlig außer Frage. Hier
werden wir nicht nachlassen. Nach unserer Über-
zeugung muss Bildung kostenlos sein. Das ist unser
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übergeordnetes Ziel, und da werden wir auch wei-
termachen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bildung ist ein absoluter Schwerpunkt dieser Koali-
tion. Dazu gehört auch die frühkindliche Bildung.

Das belegen die Zahlen sehr deutlich: Seit 2012 ha-
ben wir die Gesamtsumme aller Förderprogramme
auf fast 231 Millionen € erhöht und somit mehr als
verdoppelt. Seit 2012 haben wir fast 10.000 zusätz-
liche Kita-Plätze geschaffen. Für weiteres Fachper-
sonal geben wir 25 Millionen €, für Maßnahmen
zur Qualitätssicherung 12 Millionen € zusätzlich
aus. Daneben geben wir bis 2018 weitere 32 Millio-
nen € für den Bau von Kitas und weitere 10 Millio-
nen € für die Betriebskosten im Ü-3-Bereich aus.
Auch den Fachkraft-Kind-Schlüssel haben wir ver-
bessert und die Förderung von Regional- und Min-
derheitensprachen eingeführt.

Leider zeigt sich aber immer deutlicher, dass das
total intransparente und über viele Töpfe verteilte
Finanzierungssystem dazu führt, dass die ge-
wünschten Effekte nicht immer erreicht werden.
Deshalb herrscht nicht nur hier im Parlament, son-
dern auch unter allen Beteiligten große Einigkeit,
dass ein transparentes Finanzierungssystem her
muss.

Hier ist mit der vorliegenden Absichtserklärung,
dem Letter of Intent von Land und kommunalen
Landesverbänden, ein erster wichtiger Schritt ge-
macht worden. Gemeinsames Ziel ist ein transpa-
rentes, nachfrage- und qualitätsorientiertes System.
Dem SSW ist hier besonders wichtig, dass für die
Übergangszeit bis zur völligen Beitragsfreiheit end-
lich ein einheitliches Recht der sozialen Ermäßi-
gung verankert wird, denn gerade für Eltern mit
mittleren und geringen Einkommen stellen die Bei-
träge mitunter eine erhebliche Belastung dar.

Doch trotz aller grundsätzlichen Einigkeit in dieser
Frage sollten wir alle etwas Geduld mitbringen:
Dieses Verfahren ist nun einmal mehrstufig, es sind
viele Akteure involviert. Entsprechend viele unter-
schiedliche Interessen müssen in Einklang gebracht
werden. Daran führt kein Weg vorbei. Es ist nie-
mandem damit geholfen, wenn wir hier irgendwel-
che Schnellschüsse oder sogar eine Rolle rückwärts
machten. Aus Sicht des SSW brauchen wir eine
gründliche Reform, die dann auch langfristig trag-
fähig ist. Ich denke, dass wir hier auf einem wirk-
lich guten Weg sind. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für einen Dreiminutenbeitrag spricht jetzt der Herr
Abgeordnete Dr. Heiner Garg zu uns.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mir ist es wichtig, noch einmal auf einen Punkt auf-
merksam zu machen. Mir ist der Letter of Intent der
Landesregierung, der jetzt unterzeichnet wurde, ei-
gentlich relativ egal. Ich möchte aber auf einen
Punkt aufmerksam machen, der sich aus einem
Scharmützel bei der ersten Lesung zwischen der
Kollegin Midyatli und mir ergeben hat. Er zeigt den
Unterschied zwischen dem, was Sie auf den Weg
gebracht haben, und dem Vorschlag der FDP-
Fraktion, den wir übrigens mit einem Änderungs-
antrag zum Nachtragshaushalt morgen noch einmal
zur Abstimmung stellen.

Sie versuchen zur Beitragsfreiheit zu kommen, in-
dem Sie sagen: Jetzt gibt es Krippengutscheine.

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau!)

Dieser Krippengutschein wird im Zweifel nächstes
Jahr oder übernächstes Jahr erhöht. Irgendwann
wollen Sie so zur Beitragsfreiheit kommen.

Das wollen wir auch. Das heißt aber, dass Sie dann
Ihr Gutscheinsystem wieder komplett umdrehen
müssen. Wenn nämlich ein Kita-Platz oder auch ei-
ne U-3-Betreuung beitragsfrei ist, braucht man ja
keinen Gutschein.

Wir sagen von Anfang an: Wir wollen nicht zwei
Finanzierungsmodelle. Wir wollen nicht die Zwei-
gleisigkeit, sondern schlagen vor, zu deckeln. Wir
sagen den Eltern ganz klar: Unser Angebot sind
150 € oder 200 € für eine Acht-Stunden-Betreuung.
Wir versprechen, dass wir diesen Deckel im Laufe
der Zeit bis zur Beitragsfreiheit weiter senken. Ich
finde, dass dies der einfachere und transparentere
Weg ist.

(Wortmeldung Anke Erdmann [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

- Ich lasse die Zwischenfrage gern zu, wenn Sie mir
noch ein Argument gestatten.

Auch ich finde die Kita-Finanzierung kompliziert.
Ich finde, dass man sie auf unkompliziertere Füße
stellen muss. Damit sollen sich aber nicht die Eltern
herumschlagen müssen. Das ist der Job einer neuen
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Landesregierung, wer immer sie auch stellen wird.
Wir glauben, dass der Einstieg über unser doppelt
gedeckeltes Modell der einfachste und auch der
konsequenteste Weg ist, die Beitragsfreiheit per-
spektivisch am Ende der kommenden Legislaturpe-
riode den Eltern zu verschaffen. - Jetzt gern, Frau
Erdmann.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Nun, Frau Kollegin Erdmann, haben Sie das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr geehrter Herr Dr. Garg, ich fin-
de, dass der Charme Ihres Modells völlig ein-
fach zu verstehen ist, wenn man sagt: 150 €
oder 200 € im Monat. Mich stört an Ihrem
Modell jedoch, dass es degressiv wirkt, dass
es also zunächst dort die größte Entlastung
bringt, wo die Leute, auch weil sie zum Teil
höhere Einkommen haben, höhere Beträge
zahlen. Das ist der Punkt, der mich an Ihrem
ansonsten einfachen Modell stört. Deswegen
haben wir uns für ein anderes Modell ent-
schieden.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

- Natürlich ist das degressiv! Unser Modell
jedoch ist es nicht!

(Zurufe FDP)

- Das kommt von oben. Ich denke, Sie sind
Volkswirt. Deshalb sollten Sie doch wissen,
was ein degressives Modell ist.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ich glaube, die Kollegin hatte mich gefragt.

(Heiterkeit und Beifall)

Ich hatte zumindest den Eindruck, obwohl man sich
täuschen kann.

Wir hatten bei den Krippen das Problem - das hat
sich jetzt schon gezeigt, ob bewusst oder unbe-
wusst -, dass die Kommunen wie folgt reagiert ha-
ben: Die Kommunen haben die Beiträge nämlich
zum Teil noch erhöht, sodass am Ende von einer
gutgemeinten Aktion, bei den Eltern netto in der
Tasche, an der einen oder anderen Stelle gar nichts
mehr übrig bleibt, während bei unserem Modell - -

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber degressiv!)

- Natürlich wirkt es degressiv! Aber nach unserem
Modell würde bei allen zumindest noch etwas üb-

rigbleiben. Das ist der Unterschied zwischen den
beiden Modellen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielleicht besteht
ja morgen, wenn der Nachtragshaushalt verabschie-
det wird, noch die Chance, sich für ein einfaches
und klares Modell zu entscheiden, von dem alle El-
tern in Schleswig-Holstein von Anfang an profitie-
ren würden. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat sich die
Frau Abgeordnete Serpil Midyatli gemeldet.

Serpil Midyatli [SPD]:

Ich habe mich gemeldet, damit wir unser kleines
Scharmützel vielleicht noch ein wenig fortführen
können. - Aber nein.

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Ebenso wie meine
Kollegin Anke Erdmann gerade schon ausgeführt
hat, möchte ich ins Feld führen: Sie haben ein Mo-
dell vorgeschlagen, und wir haben ein Modell vor-
geschlagen. Nun ist es so, wie es ist: Sie finden Ihr
Modell besser, und wir finden unser Modell besser.
Ich weiß gar nicht, wie ich es formulieren soll, da-
mit es nicht schräg rüberkommt.

Wir haben ja schon bei anderen Modellen gemerkt,
wenn wir mit den Kommunen verhandelt haben,
dass nicht immer alles - wie soll ich sagen? - ein-
heitlich und gleich im Land geregelt worden ist. Sie
fragen sich jetzt bestimmt, welches Beispiel ich
bringen werde. Ich würde gern das Beispiel der
Schulbegleiter bringen; das ist überhaupt nicht
mein Bereich, damit habe ich überhaupt nichts zu
tun. Aber letztendlich haben wir ja alle mitbekom-
men, dass, wenn man versucht, sich mit den kom-
munalen Landesverbänden zu einigen, vor Ort eini-
ge Dinge immer anders laufen.

Wir haben uns ganz bewusst und ganz gezielt dafür
entschieden, den direkten Weg über die Eltern zu
gehen. Es ist in diesem Fall unkomplizierter gewe-
sen, vor allem auch deswegen, weil das Krippen-
geld um mindestens ein Drittel teurer geworden wä-
re, weil uns die Kommunen gesagt hätten, dadurch
entstünden sehr hohe Verwaltungsgebühren und die
Kommunen bekämen viel mehr Arbeit. Allein die
Sozialstaffel, die wir mit den Kommunen vereinbart
haben, kostet fast genauso viel an Verwaltungsge-
bühren wie die Sozialstaffel selbst.
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Deshalb haben wir uns mit Frau Erdmann, liebe
Anke, und mit Flemming - wir waren sozusagen
das Kita-Team - zusammengesetzt und haben uns
damit auseinandergesetzt. Deshalb haben wir uns
gemeinsam mit der Ministerin letztendlich für die-
sen Weg entschieden.

Nun können Sie sagen, Sie hätten es gern anders
gemacht. D‘accord! Das ist absolut in Ordnung. Ich
finde es ausgesprochen erfreulich - das darf man
zum Ende einer Legislaturperiode vielleicht auch
einmal sagen -, dass wir dann, wenn wir Änderun-
gen, Gesetzesinitiativen oder Gegenentwürfe be-
kommen haben, diese eher immer von der FDP ge-
kommen sind. Das wird man hier vielleicht auch
einmal sagen dürfen.

Dann vielleicht noch ganz zum Schluss der Hin-
weis, dass es auch eine Anhörung zum Kita-Gesetz
der CDU-Fraktion gegeben hat. Daraus möchte ich
am Ende nur einen einzigen Satz zitieren, der von
den Kita-Landeselternvertretern stammt. Er lautet:

„Wir fordern daher die konsequente Fortfüh-
rung des bereits von der Landesregierung
eingeschlagenen Weges zu einer spürbaren
Entlastung der Eltern ...“

Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der nächste Dreiminutenbeitrag kommt von dem
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vielleicht ist es ganz hilfreich, den letzten Satz von
Ihnen, Frau Midyatli, noch einmal aufzugreifen.
Mit dem Modell, das Sie vorschlagen, kommen Sie
nie zur Beitragsfreiheit, sondern allenfalls zu einer
Entlastung der Eltern.

(Serpil Midyatli [SPD]: Schauen wir mal!)

Nicht „schauen wir mal“, sondern die Gebührenbe-
scheide werden logischerweise erlassen, und da-
durch entlasten Sie die Eltern von der unmittelbaren
Zuzahlung. Das wird aber nicht zur Beitragsfreiheit
der Kita führen; denn das würde bedeuten, dass Sie
keinen Beitragsbescheid erlassen. Das ist die Bei-
tragsfreiheit bei der Kita ähnlich wie bei der
Schule. Von den Schulen bekommt man ja auch
keinen Bescheid darüber, dass man Schulgeld zah-
len muss.

Das Versprechen auf Beitragsfreiheit ist also mit
Ihrem Modell nicht zu erreichen. Ich verstehe Sie,
ich will das aber erklären.

(Zuruf Birgit Herdejürgen [SPD])

Beitragsfreiheit ist, wenn die Eltern nichts bezahlen
müssen. Dahin kommen Sie mit Ihrem Modell je-
doch nicht, weil Sie zunächst Gebühren erheben.
Beitragsfreiheit heißt doch, man erhebt erst gar kei-
ne Gebühren.

(Zuruf SPD)

Der Rest ist eine Entlastung der Eltern; das ist ja in
Ordnung. Ich will ja nur erklären, warum wir dem
Gesetzentwurf der Union nicht zustimmen. Wir tei-
len das Ziel, das Sie haben, sagen aber, das Modell
ist falsch. Wir haben ein anderes. Wir halten es aber
für unzulässig, nachdem jetzt die Eltern haben ent-
gegennehmen müssen, dass die Beitragsbescheide
zum Teil höher ausgefallen sind als im letzten Jahr,
man ihnen diesen Zuschuss aufgrund einer Initiati-
ve der Union wieder wegnimmt. Das kann man erst
dann machen, wenn das andere System sozusagen
implementiert ist. Aus diesem Grund werden wir
dem Gesetzentwurf der Union nicht zustimmen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort zu einer Bemerkung hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich möchte dem
Herrn Kollegen Kubicki mindestens in einem
Punkt Recht geben, liebe Frau Kollegin Mi-
dyatli. Das ist der Punkt, dass wir im letzten
Schritt, wenn wir dort angekommen sein
werden, in der Tat grundlegend etwas wer-
den ändern müssen. Ich glaube, das ist uns
allen auch klar. Aber wir wollen den von uns
beschrittenen Weg gehen. Wenn die Kom-
munen das jetzt missbrauchen, indem sie die
Gebühren so erhöhen, dass man den Eltern
etwas wegnimmt, dann ist das ein Skandal,
und das werden wir auch brandmarken. Dies
ist nämlich nicht erforderlich.

Was aber immerhin besser ist bei dem, was
Sie hier vortragen, Herr Kubicki, ist, dass Sie
sich hier nicht wie Herr Günther hinstellen
und wiederholen, was Herr Günther behaup-
tet. Herr Günther behauptet nämlich, man
wolle die Eltern dadurch entlasten, dass man
ihnen das Kita-Geld wegnimmt. Das, finde
ich, ist wirklich eine Groteske. Da ist mir der
Antrag der FDP dann doch ein wenig sympa-
thischer. Wir werden allerdings erst in ein
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paar Jahren zusammenkommen. Wenn wir
dann unseren letzten Schritt gemacht haben,
werden wir bei dem sein, was Sie gesagt ha-
ben.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Kollege Dr. Stegner, zunächst einmal stimme
ich Ihnen zu. Wenn man den Eltern das Kita-Geld
wieder wegnehmen würde, würde man sie im End-
effekt nicht entlasten, sondern belasten; das ist lo-
gisch.

(Heiterkeit und Beifall FDP)

Ich freue mich, dass wir zu einer Übereinstimmung
gekommen sind. Bei einem so einfachen Sachver-
halt habe ich mir das bisher gar nicht vorstellen
können.

Das Problem bei Ihrem Modell - das haben wir vor
einem halben Jahr schon einmal gesagt - besteht
darin: Wenn Sie jetzt 100, 200 oder 300 € aufwach-
sen lassen, dann wird es für eine politische Instanz
schwer sein zu erklären, warum man etwas streicht
und dafür keine Beitragsbescheide im Rahmen der
Kita-Gebühren erstellt. Vielleicht können wir in der
nächsten Legislaturperiode noch einmal darüber
nachdenken. Bevor wir einen Weg gehen, der große
Schwierigkeiten bereiten wird - denn dann wird den
Eltern ja doch etwas weggenommen, was sie vorher
bekommen haben -, wird es vielleicht sogar
schmerzfrei möglich sein, in ein vernünftiges Sys-
tem einzusteigen, das dazu führt, dass in einigen
Jahren tatsächlich Beitragsfreiheit für die Kita
besteht. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen aus dem Parlament liegen
nicht vor. Dann hat die Landesregierung das Wort.

Ich erteile das Wort der Frau Ministerin für Sozia-
les, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung,
Kristin Alheit.

Kristin Alheit, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten! Es ist ja so, dass tatsächlich
nicht alles, was wir hier besprechen, bei allen Men-
schen im Land auch immer ankommt. Aber die Fra-
ge, ob man nun für oder gegen das Kita-Geld ist
oder besser: ob man für oder gegen die Entlastung
von Eltern ist, das, meine Damen und Herren, be-

kommen die Eltern und die anderen Menschen
draußen mit. Ich glaube, das wird ein wichtiger
Faktor bei ihrer Entscheidung am 7. Mai sein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wenn 1.200 € im Jahr, also 100 € Monat für Monat,
für jedes Kind von null bis drei Jahren in öffentli-
chen Tagesbetreuungseinrichtungen gezahlt wer-
den, dann ist das faktische Familienfreundlichkeit,
und das ist eine ganz konkrete Entlastung von Fa-
milien in unserem Land, selbst dann, wenn wir ein
bisschen über den richtigen Weg streiten. Aber das
ist konkrete Arbeit.

Rund 19.000 positive Bescheide für solche Famili-
en sind bereits jetzt herausgegangen. Das sind
19.000 Bescheide, die, wenn es nach der CDU-
Fraktion ginge, widerrufen werden sollten. Es ist
bereits darauf hingewiesen worden, dass damit die
Gebührenerhöhungen der letzten Monate rückgän-
gig gemacht werden würden und damit auch kein
gutes Alternativkonzept der CDU zur Verfügung
steht.

Ich will noch einmal auf die Diskussion um den
Orientierungswert der CDU zu sprechen kommen.
Ich fände es gut - - Ach, Herr Koch hört mir zu.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

- Nennen Sie es, wie Sie wollen! Aber haben Sie
einmal Ihre Begründung gelesen? Frau Erdmann
hat darauf schon zu Recht hingewiesen. In Ihrer Be-
gründung haben Sie im letzten Satz ausdrücklich
geschrieben, dass es eine Drittelfinanzierung wer-
den soll. Wenn diese beiden Elemente zusammen-
gebracht werden, Herr Koch, dann bedeutet das,
dass nur Bescheide mit bis zu 33 % rausgehen wür-
den. Dies wiederum bedeutet eine Beitragserhö-
hung für die meisten Eltern in unserem Land.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Daran wird deutlich, wie diametral anders unsere
Ansätze sind. Wir stehen für einen bedarfsgerech-
ten Ausbau der Betreuungsplätze in unserem Land,
wir stehen für Qualitätsentwicklung bei Kitas als
Lern- und als Bildungsort und für eine solide Fi-
nanzierung mit gleichzeitiger Entlastung der Eltern.
Das sind die drei Säulen unserer Kita-Politik der
letzten Jahre: Ausbau, Qualität und Entlastung.

Das habe ich schon mehrfach an dieser Stelle
klargemacht, ich mache das allerdings auch gern
noch einmal. Jetzt ist Herr Günther leider nicht
mehr da, schade, denn er hat es wieder gesagt.
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(Zuruf: Er steht bei Herrn Schlie!)

Herr Günther, wir lassen die Kommunen dabei
nicht im Stich, wir lassen die Kommunen dabei
nicht allein! Wir haben mit den Kommunen zusam-
men in den letzten Jahren 10.000 zusätzliche Be-
treuungsplätze geschaffen. Wir haben die Be-
triebskostenzuschüsse um mehr als 100 Millionen €
erhöht. Wir haben sie damit mehr als verdoppelt;
denn in diesem Jahr sind es 231,6 Millionen €.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das sind die Fakten unserer Kita-Politik in den
letzten Jahren. 231,6 Millionen € Betriebskosten-
förderung, und darin sind die Investitionen noch
nicht enthalten. Wir investieren in Qualitätsverbes-
serungen: in bessere Bildung, in bessere Betreuung
in unseren Tageseinrichtungen.

(Unruhe - Glocke Präsident)

Es scheint Sie nicht besonders zu interessieren,
Herr Günther. Sie haben eben vorgetragen, Ihr Ge-
setzentwurf sei viel besser als unsere Politik.

(Martin Habersaat [SPD]: Das ist das Gegen-
teil!)

Das stimmt nicht. Eine laufende Kita-Offensive
zurzeit: 138,5 Millionen € bis 2018 stecken wir
ganz konkret in die Verbesserung des Fachkraft-
Kind-Schlüssels für Ganztagsgruppen.

(Zuruf Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

- Weil, und da sind wir uns alle einig, das Kita-Fi-
nanzierungssystem durch all die Dinge, die wir an-
geschoben haben, nicht einfacher geworden ist. Wir
haben nämlich gesteuert, wir haben Kita-Politik ge-
macht.

Das passt mit dem jetzigen Kita-Gesetz von vor 25
Jahren nicht wirklich gut überein. Es ist eine große
Leistung, dass wir es gemeinsam mit den Kommu-
nen geschafft haben. Sie haben sich verklagen las-
sen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist das! - Beifall
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Ich habe einen Letter of Intent gemacht, ver-
dammt nochmal! Wenn Sie meinen, da steht nichts
drin, dann frage ich mich, warum Sie im Jahr 2012
nicht auch so etwas gemacht haben. Darin steht,
dass wir auf allen Ebenen transparent sein wollen.

(Zuruf Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

- Das ist ja toll, da war ich übrigens Bürgermeiste-
rin und habe unter Ihrer Scheiß-Kita - - Entschuldi-
gung!

(Heiterkeit SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Ich habe unter Ihrer schwierigen Kita-Politik ausge-
sprochen gelitten. Ich bin jetzt hier, um es besser zu
machen. Und ich habe es in den letzten fünf Jahren
besser gemacht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Ministerin, ich bitte Sie, ein bisschen zurück-
zukommen, dass Sie nicht noch einmal die Conte-
nance verlieren. Ich nehme Ihre Entschuldigung an.

Kristin Alheit, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung:

Das ist mir so rausgerutscht.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

- Ja, Herr Garg, darüber können wir auch reden!
Jetzt reden wir aber über gute Kita-Politik.

Wir sind uns mit den Kommunen einig. Wir brau-
chen eine neue Finanzierungsstruktur für früh-
kindliche Bildung, für Betreuung und Erziehung.
Das werden wir besser machen. Es wird transpa-
rent. Es wird nachfrage- und qualitätsorientiert. Wir
haben uns geeingt, dass es eine Grundfinanzierung
geben soll, die die Betriebskosten, Qualität und Ar-
beit langfristig sichert. So wollen wir dafür eintre-
ten, dass wir die finanziellen Ressourcen, die bei
uns allen begrenzt sind, effektiv nutzen, und zwar
in einem fairen und einvernehmlichen Verteilver-
fahren.

Darüber, dass das ein dickes Brett ist, das wir boh-
ren müssen, sind wir uns meines Erachtens alle ei-
nig.

Der Letter of Intent ist ein ganz klarer gemeinsamer
Anfang aller Akteure. Sie müssen die Dinge mitein-
ander verknüpfen. Man kann ja darüber streiten, ob
man nun von oben oder von unten kommt, aber das
Ganze funktioniert nur, wenn wir ein neues Kita-
Finanzierungssystem haben. Deswegen ist es so
wichtig, dass wir beides tun: Dass wir für die Bei-
tragsfreiheit Schritt für Schritt sorgen, indem wir
jetzt Eltern entlasten und gleichzeitig ein neues Ki-
ta-System aufsetzen, indem sich das aufeinander
zubewegt. Das, meine Damen und Herren, tun wir.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 144. Sitzung - Donnerstag, 23. März 2017 12191

(Ministerin Kristin Alheit)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3188&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3188&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3188&format=WEBVOLLLANG


1 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage bei

Auch in der nächsten Legislaturperiode werden wir
dies mit Elan fortführen.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Seitens der SPD-Fraktion, die mehr als 18 Abge-
ordnete umfasst, ist eine namentliche Abstimmung
beantragt. Das hierfür erforderliche Quorum ist da-
mit erfüllt.

Wer dem Gesetzentwurf der CDU-Fraktion, Druck-
sache 18/4814 (neu), zustimmen will, erklärt dies in
der namentlichen Abstimmung, die jetzt folgt, bitte
mit Ja, wer nicht zustimmen will, mit Nein. Das ist
die einfache Formel.

Jetzt bitte ich die Schriftführer mit der Abstimmung
und dem Namensaufruf zu beginnen.

(Namentliche Abstimmung)1

(Barbara Ostmeier [CDU] betritt nach der na-
mentlichen Abstimmung den Saal und möch-
te noch ihre Stimme abgeben)

- Ich frage den Landtagspräsidenten, ob ich diese
Stimme nach seiner Auffassung anerkennen darf.

(Zustimmung Präsident Klaus Schlie [CDU])

- Er sagt Ja. Ich sehe in den Reihen der Parlamenta-
rier, dass dies Übereinstimmung mit sich bringt.
Daher bitte ich die Schriftführer, eine weitere Ja-
stimme bei Frau Ostmeier hinzuzufügen.

Meine Damen und Herren, an der Abstimmung ha-
ben 66 Abgeordnete teilgenommen. 44 haben den
Vorschlag abgelehnt, 22 haben ihm zugestimmt.
Damit ist die Abstimmung abgeschlossen, und der
Gesetzentwurf ist damit zurückgewiesen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt PIRATEN)

Meine Damen und Herren, die Frau Abgeordnete
Eka von Kalben meldet sich wegen Krankheit naher
Angehöriger ab. Wir wünschen gute Besserung!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 37 auf:

Gute Arbeit für Praktikanten - Schutzvorkeh-
rungen und Mindeststandards für Praktika ein-
führen

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/5334

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat der Herr Abgeordnete Wolfgang Dudda.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Anlass für den hier zu behandelnden Antrag ist eine
Kleine Anfrage meines Kollegen Breyer und insbe-
sondere die Antwort darauf. Damit es besser ver-
ständlich wird, ergänze ich das Ganze einmal um
ein Zitat aus der Pressemitteilung von ver.di vom
26. September 2016:

„Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di …) fordert die Landesregierung in
Schleswig-Holstein auf, die Bedingungen für
Praktikantinnen und Praktikanten im Landes-
dienst unverzüglich zu überprüfen und
Missstände abzustellen. Die Kleine Anfrage
der Piratenfraktion im Landtag hat ergeben,
dass in Schleswig-Holstein offensichtlich seit
2014 Hunderte von Praktikanten bis zu sechs
Monate beschäftigt wurden, ohne ihnen eine
Vergütung zu zahlen. Wie die Antwort der
Landesregierung auf eine Piratenanfrage
zeigt, verfügten über 100 der unbezahlten
Praktikanten sogar über eine Berufsausbil-
dung oder einen Studienabschluss.“

Wörtlich heißt es hier:

„‚Hier werden junge Menschen systematisch
als voll ausgebildete Arbeitskräfte in unbe-
zahlten PraktikantInnenverhältnissen einge-
setzt und kaschieren damit den Mangel an
Personal an vielen Stellen - das zum Nullta-
rif, da ist der Weg zur Ausbeutung sehr
kurz‘, so Jochen Penke, zuständiger Landes-
fachbereichsleiter von ver.di Nord.“

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Schleswig-Holstein ist sonst - das finde ich positiv -
an anderer Stelle so etwas wie ein Trendsetter ge-
worden, wenn es darum geht, dass gute Arbeit gut
bezahlt wird. Mit dem Tariftreue- und Vergabege-
setz wurden von hieraus bundesweit vorbildliche
Standards gesetzt, die auch wir gut gefunden haben.
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Gerade vor diesem Hintergrund können wir über-
haupt nicht verstehen, warum diese Landesregie-
rung und die sie tragenden Fraktionen zum Jagen
getragen werden müssen, wenn es um diejenigen
geht, die den geringsten Arbeitsschutz bei uns ge-
nießen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Der Hinweis darauf, dass man sich im bundeswei-
ten Kontext zu bewegen habe und nichts Eigen-
ständiges ändern könne, entlastet hier die Landesre-
gierung überhaupt nicht. Sie ist ja auch an anderer
Stelle nicht so zimperlich, wenn sie aus dem Kon-
sens von Bund und Ländern ausscheidet. Ich erin-
nere zum Beispiel an den Abschiebestopp.

Außerdem ist es so, dass auf Bundesebene bereits
geöffnete Türen eingerannt werden können. Ein
Blick auf die bereits im Jahre 2011 verfasste Prak-
tikanten-Richtlinie hilft hier weiter. Darin findet
sich unter anderem auch unsere Forderung nach ei-
ner Aufwandsentschädigung von mindestens 300 €
monatlich und die zeitliche Befristung von Prakti-
ka.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Das Rad muss also nicht neu erfunden werden. Es
steht zur Montage am Wagen bereit. Es muss uns
doch zu denken geben, wenn sich aus der Studie
der DGB-Jugend aus dem Jahre 2011 ergibt, dass
sich nur 17 % der befragten Praktikanten angemes-
sen bezahlt gefühlt haben. Diese Unzufriedenheit
kann nicht losgelöst davon betrachtet werden, dass
Praktikanten in der tagtäglichen Arbeitsplanung als
Arbeitskräfte und nicht als Praktikanten verplant
werden. Die ja auch von der SPD-Bundestagsfrakti-
on angestrebte Beweislastumkehr an dieser Stelle
wird - wie vieles aus unserem Antrag - natürlich
einen Bürokratieaufwand auslösen und erfordern;
das steht auch für uns außer Frage. Aber da muss
die Frage erlaubt sein: Gesellschaft oder - an dieser
Stelle - Schleswig-Holstein, wie hältst du es mit
dem Schutz der Schwachen und derjenigen, die oh-
ne Lobby sind?

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wir fragen auch: Wie qualifizieren wir unsere Ge-
sellschaft dazu, auch morgen noch international
wettbewerbsfähig zu sein?

Tatsächliche und gute Praktika ergänzen das Stu-
dium und die Berufsausbildung. Sie können aus gu-
ten theoretischen Kräften noch bessere praktische
machen. Das braucht unser Land und nicht einen
verdeckten Billiglohn am Arbeitsmarkt.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Beim Hineinschnuppern in die Arbeitswelt dürfen
sich die Praktikanten nicht länger an der Nase her-
umgeführt fühlen. Das ist für uns eine Frage des so-
zialen Anstandes. Die müssen die öffentlichen Ar-
beitgeber vorbildlich beantworten, wenn sie denn
ihre Glaubwürdigkeit, insbesondere in Bezug auf
das Mindestlohn- und Tariftreuegesetz, überhaupt
haben wollen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich bitte um Zustimmung in der Sache, zumindest
aber darum, dass man sich dazu bekennt, dass der
Status, den wir entdeckt haben, in der Zukunft ge-
ändert wird. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, wir kommen zur weite-
ren Beratung. Der Redner für die CDU-Fraktion ist
der Herr Abgeordnete Hans Hinrich Neve.

Hans Hinrich Neve [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Prakti-
ka sind unverzichtbar, um sich einen Eindruck
vom Berufsbild und vom beruflichen Alltag zu
machen. Das Schülerpraktikum ist ein Hinein-
schnuppern in einen Betrieb oder auch in eine Ver-
waltung und dient der Berufsfindung. Allerdings
sind Praktika für den jeweiligen Betrieb oder für
die Verwaltung auch mit Aufwand verbunden.
Gleiches gilt auch für Pflichtpraktika, die im Rah-
men eines Studiums erforderlich sind. Dass der Be-
zug zur Praxis wichtig ist, beweist die duale Berufs-
ausbildung in Deutschland. Dafür werden wir welt-
weit bewundert. Dies vorweg.

Nun zum Petitum des Antrages der PIRATEN.
Menschen mit abgeschlossener Berufsausbildung
oder mit Studienabschluss sollen vom Land nicht
mehr als Praktikanten, sondern als bezahlte Arbeits-
kräfte beschäftigt werden, und es soll ein jeder
Praktikant eine angemessene Vergütung von min-
destens 300 € erhalten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was ist denn dar-
an angemessen?)

Freiwillige Praktika sollen zumindest auf maximal
drei Monate begrenzt werden.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der Piratenfraktion, in der letzten De-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 144. Sitzung - Donnerstag, 23. März 2017 12193

(Wolfgang Dudda)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3049&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3049&format=WEBVOLLLANG


batte zu diesem Thema hatte ich schon ausgeführt,
dass die Hürden für Praktikumsplätze nicht zu
hoch gesetzt werden sollten. Ansonsten können jun-
ge Menschen wichtige Erfahrungen nicht mehr
sammeln. Entscheidend ist vielmehr, bezogen auf
das vorgelegte Petitum, ob das Praktikum ein Hin-
einschnuppern in einen Betrieb darstellt oder Ähn-
lichkeiten mit einem sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsplatz hat. Das ist das Entscheidende. Jeder
Praktikant - ob mit oder ohne Berufsausbildung - ist
frei in seiner Entscheidung, ob er ein Praktikum un-
ter den jeweiligen Bedingungen durchführen möch-
te. Die Dauer eines Praktikums und die inhaltliche
Ausgestaltung der Tätigkeiten müssen Praktikanten
und Betriebe im Vorwege vereinbaren. Den dazu
gültigen Rahmen hat der Gesetzgeber bereits auf
den Weg gebracht.

Ihre Vorschläge führen aber dazu, dass die Bedin-
gungen und Hürden für die Betriebe und Verwal-
tungen noch höher sind. Mir berichten mittelständi-
sche Unternehmen bereits jetzt, dass sie unter den
von Ihnen aufgezeigten Umständen nicht mehr be-
reit sind, weitere Plätze zur Verfügung zu stellen.
Das geht also zulasten der Verfügbarkeit von
Praktikumsplätzen. Das, liebe Freunde von den
PIRATEN, wollen wir nicht.

Steht nicht der Ausbildungs- und Lernzweck im
Vordergrund, sondern die Arbeitsleistung, dann ist
das kein Praktikum. Dann ist das schlichtweg kein
Praktikum, und dann gelten andere arbeitsrechtliche
Regelungen. Das gilt aber auch für die Dienststel-
len des Landes Schleswig-Holstein.

Die CDU sieht hier keinen weiteren Regelungsbe-
darf. Ihr Antrag ist aus unserer Sicht wirtschafts-
feindlich und praxisfern. Er dient nicht dem Erhalt
von Praktikumsplätzen. Deshalb werden wir Ihren
Vorschlag ablehnen. - Danke schön für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, bitte begrüßen Sie mit
mir auf der Tribüne Mitglieder Senioren-Union
Ostholstein. Das sind Gäste des Abgeordneten Sön-
nichsen. - Seien Sie herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Herr Abgeordne-
te Wolfgang Baasch das Wort.

Wolfgang Baasch [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Im Rahmen der Berufsorientierung bietet auch das
Land Schleswig-Holstein eine Vielzahl von Prakti-
kumsplätzen an. Interessierte junge Menschen
können auf diese Weise die vielseitige Arbeit in der
Landesverwaltung und in den Landesbehörden nä-
her kennenlernen. Praktika sind ein wichtiger Be-
standteil der Berufsorientierung. Schülerinnen und
Schüler können dort erste Einblicke in den Arbeits-
alltag eines Berufes ebenso wie in die Qualifikati-
onsanforderungen für einen Beruf erlangen. Die
Beschäftigung von Praktikantinnen und Praktikan-
ten durch das Land erfolgt auf der Basis der Prakti-
kanten-Richtlinien der Tarifgemeinschaft deutscher
Länder.

Dabei sind Praktika keine Arbeitsverhältnisse.
Die Praktikantinnen und Praktikanten leisten somit
keine reguläre Arbeit, sondern der Erwerb von
praktischer Erfahrung und der Einblick in die Pra-
xis stehen im Vordergrund. Dies unterscheidet sie
deutlich von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern. In der Praktikanten-Richtlinie wird dabei
empfohlen, freiwillige Praktika auf die Dauer von
längstens drei Monaten zu beschränken.

Dies hat sicherlich auch seinen Grund darin, dass
bei freiwilligen Praktika über drei Monaten Ge-
samtdauer nach dem Mindestlohngesetz der gesetz-
liche Mindestlohn zu zahlen wäre. Allerdings sind
Jugendliche unter 18 Jahren, Jugendliche ohne ab-
geschlossene Berufsausbildung, vom Mindestlohn-
gesetz ausgenommen. Das ist ein Punkt, der in der
bundesweiten Diskussion über die Weiterentwick-
lung und die Höhe des Mindestlohngesetzes drin-
gend aufgegriffen werden sollte und der meiner
Meinung nach einer dringenden Änderung bedarf.
Überhaupt: Viele Ausnahmen beim Mindestlohn
machen so eine Regelung nur löchrig. Ich glaube,
das Mindestlohngesetz muss in der Zukunft noch
entschieden verbessert werden.

(Vereinzelter Beifall SPD)

In der Praktikanten-Richtlinie der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder ist zudem bereits vorge-
schrieben, dass bei freiwilligen Berufs- oder stu-
dienbegleitenden Praktika nicht zuvor ein Prakti-
kumsvertrag bestanden haben darf. Damit werden
Kettenpraktika mit einem und demselben Ausbil-
dungsbetrieb verhindert. Es ist müßig, darauf hin-
zuweisen, dass die überwiegende Zahl der Praktika
innerhalb von drei Monaten abgeleistet wird.

Dies macht sehr deutlich, dass es durch die Prakti-
kanten-Richtlinie der Tarifgemeinschaft deutscher
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Länder sehr wohl ein Regelungswerk für die
Praktika gibt und dass dieses auch in Schleswig-
Holstein konsequent angewendet wird. Es bleibt al-
so festzuhalten: Für die geforderten Schutzvorkeh-
rungen und Mindeststandards für Praktika, so wie
sie die Fraktion der PIRATEN gefordert hat und
einfordert, gibt es keine Notwendigkeit.

Aber der Ansatz, sich mit dem Thema guter Arbeit
für Praktikanten vor allem in der freien Wirtschaft
generell zu beschäftigen, wird geteilt. Wir brauchen
faire Regeln für faire Praktika. Dazu gehören zum
Beispiel: keine Ausnahmen vom Mindestlohn und
vor allem auch die Struktur, dass Betriebsräte und
Gewerkschaften bei Praktika entschieden beteiligt
werden müssen. Dies zu ändern, dafür haben Sie
unsere großen Sympathien. Das wäre schön, wenn
Sie das mitgehen würden.

Neben den schon beschriebenen freiwilligen Prakti-
ka für junge Erwachsene gibt es die Praktika für Ju-
gendliche während der Ausbildung, dem Schulbe-
such oder für diejenigen, die ein Studium absolvie-
ren und die maximal drei Monate dauern dürfen.
Pflichtpraktika, die in einer Schul- oder Studien-
ordnung vorgeschrieben sind, sind Pflichtpraktika
und fallen derzeit auch noch nicht unter den gesetz-
lichen Mindestlohn. Auch das wäre es wert, darüber
noch einmal nachzudenken und zu diskutieren.

Was den Antrag des Kollegen Dudda anbelangt,
dieses noch einmal in den Ausschuss zu überwei-
sen: So weit waren wir schon. Es hätte - -

(Widerspruch CDU)

- Natürlich war das schon im Ausschuss! Wir haben
sogar im Wirtschaftsausschuss darüber diskutiert.

(Zurufe CDU)

- Wir haben sogar im Wirtschaftsausschuss angebo-
ten, in einer Sitzung am 5. April 2017, die man hät-
te durchführen können, dieses Thema wieder aufzu-
greifen. Dies war Ihnen nicht genug.

Ich bin dafür, heute darüber abzustimmen. Wir wer-
den diesen Antrag ablehnen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
der Abgeordnete Dr. Andreas Tietze das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ein Praktikum dient dazu, praktische Erfahrungen
für ein zukünftiges Berufsleben zu machen. Leider
setzen viele Unternehmen, zeitweilig auch die öf-
fentliche Hand oder auch gemeinnützige Unterneh-
men, Praktikantinnen und Praktikanten oft als billi-
ge Arbeitskräfte ein. Um es gleich vorweg zu sa-
gen: Das finde ich nicht okay.

Praktika - an sich etwas Gutes. Ich selbst habe in
meinem Berufsleben zahlreiche Praktika, übrigens
bezahlte und unbezahlte, absolviert. Ich möchte sa-
gen, dass ich es immer als Bereicherung empfunden
habe, sowohl aus der Perspektive eines bezahlten,
aber durchaus auch aus der Perspektive eines nicht
bezahlten Praktikanten. Man kommt theoriege-
schwängert aus dem Studium in die Praxis und ist
dann doch etwas erstaunt, wie Praxis funktioniert.
Manchmal ist man dann sehr dankbar, dass man auf
Menschen trifft, die einem dieses theoretische Wis-
sen ein bisschen ordnen und sagen: Schau mal, es
gibt auch noch einen Sitz im Leben, das kannst du
in diesem Praxisbetrieb erreichen. Es dient auch zur
Selbstvergewisserung, zur fachlichen Vertiefung
des erworbenen Wissens.

Schnupperpraktika hieß das in unserer Zeit. Bei mir
war es, einmal hineinzuriechen in die hauptamtliche
Leitung eines Jugendzentrums.

Aber ich finde auch, dass sich heute - ich sehe das
auch bei meinen eigenen Kindern - viele junge Leu-
te, gut ausgebildete Leute für einen Beruf entschei-
den und diesen Praxisweg gar nicht mehr gehen
wollen. Wir haben auch durch den Bologna-Pro-
zess, Bachelor und Master, erreicht, dass die Studi-
enzeit kürzer wird und wir mit dem Bachelor in den
Beruf gehen sollen, um dann aus dem Beruf heraus
den Master zu machen.

Also, man muss bei dieser Debatte den Fokus schon
auf Unternehmen lenken, die für wenig Geld Leute
ausbeuten. Ich habe das einmal recherchiert. Ganz
besonders prägnant ist das in der Werbe-, in der
Medien- und in der Grafikbranche. Da werden oft-
mals auch junge Grafikdesigner im Praktikum ein-
gestellt, und diese Produkte werden entsprechend
verkauft.

(Zuruf)

- Kirche? - Nein.

Deshalb gibt es dafür in der Wissenschaft auch
einen Begriff, nämlich die sogenannte Floundering
Period, also eine Phase, in der man zappelt wie eine
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Flunder. Andere Wissenschaften nennen das auch
„Generation Praktikum“.

Fakt ist, viele machen ein Praktikum, weil sie es
müssen, weil Ausbildung und Studium die Praxis
vorsehen, weil der Arbeitgeber es verlangt - ken-
nenlernen - und weil der Arbeitsmarkt nichts ande-
res hergibt; ich spreche da vom Prekariat.

Insofern, liebe PIRATEN, legen Sie den Finger ge-
nau in die Wunde, wenn Sie faire Arbeitsbedin-
gungen für Praktikantinnen und Praktikanten the-
matisieren. Ich bin dafür sehr dankbar.

(Beifall PIRATEN)

Auch meine Fraktion beschäftigt Praktikantinnen
und Praktikanten. Wir geben ihnen Wertschätzung
und Anerkennung - im Übrigen auch gerechte Ent-
lohnung. Wir sind stolz auf die vier jungen Leute,
die bei uns arbeiten, die sich für uns entscheiden.
Deshalb erhalten unsere Praktikanten, die von der
Uni kommen, einen festen Vertrag und circa 400 €
im Monat. Sie bekommen ein qualifiziertes Zeug-
nis. Vielen unserer ehemaligen Praktikantinnen und
Praktikanten übrigens konnten wir feste Jobs anbie-
ten. Andere sitzen heute in Landesparlamenten, im
Bundestag oder sogar im Europaparlament.

Unsere Schülerpraktikantinnen und -praktikanten -
immer wieder zahlreich in unserer Fraktion vorhan-
den - bekommen zwar keine Entlohnung, dafür aber
freies Essen, Getränke und ein kleines Geschenk
zum Abschied.

(Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach was!)

Also, liebe PIRATEN, vieles, was Sie fordern, kann
ich zumindest für meine Fraktion sagen, erfüllen
wir in unserer Fraktion. Auch die Landesregierung
richtet sich nach der Praktikanten-Richtlinie, die
die Tarifgemeinschaft der Länder erlassen hat. In
dieser Richtlinie sind die Standards gefordert. Ich
habe vernommen, dass sich die Landesregierung
auch an diese Standards hält.

Lassen Sie mich noch einen letzten Gedanken äu-
ßern, weil Sie so auf die Belohnung abzielen. Ich
habe vorhin zu Beginn schon gesagt: Ein Praktikum
ist immer auch ein Lernprozess. Ich habe gesagt,
dass ich in meiner Berufslaufbahn als Sozialpäd-
agoge viele Praktikantinnen und Praktikanten be-
treut habe und immer darauf geachtet habe, dass ich
ihnen mein ganzes Wissen quasi umsonst zur Ver-
fügung gestellt habe. Es war, wie vielleicht auch
bei Ihnen, eine Frage der Ehre.

(Zurufe SPD - Zuruf PIRATEN: Was du be-
kommst und was du verdienst! - Unruhe)

Das Prinzip, was ich übrigens auch selber erfahren
habe, nämlich das Prinzip „Nutzen statt Haben“. Ja,
es waren auch einige Praktikantinnen und Prakti-
kanten dabei, die haben mehr Zeit beansprucht, als
ich eigentlich für sie eingeplant hatte. Aber auch da
gibt es einige erfolgreiche Menschen. Ich habe sie
letztes Jahr wiedergetroffen, einige leiten heute Ki-
tas, andere arbeiten in Ämtern. Es ist schon interes-
sant, man bekommt nach 15 Jahren dann eine
Rückmeldung: Übrigens danke, dass du dir damals
Zeit genommen und mir gute Tipps gegeben hast. -
Ich nehme an, bei Ihnen ist es genauso. Das ist
nicht nur mit Geld zu bezahlen. Es ist ein Tausch-
prinzip.

Deshalb ist es wichtig, dass es ein faires Prinzip
bleibt. Aber wenn es kapitalisiert wird und jemand
versucht, Geld damit zu verdienen, dann ist es die
Frage einer gerechten Entlohnung.

Aber, liebe PIRATEN, es ist immer ein bisschen
beides. Vielleicht sollten wir das bei aller Wert-
schätzung Ihrem Antrag gegenüber sagen, dass wir
das auch in der Frage der Praktikanten sehen. Und
für mich gilt der Grundsatz -

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

- und lassen Sie mich mit dem Satz schließen -, der
schon in der Bibel steht, Herr Präsident, nämlich im
Dritten Buch Mose: Wer für dich arbeitet, dem gib
auch gerechten Lohn! - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Ich möchte an dieser Stelle den Hinweis geben,
dass die FDP-Fraktion ebenso wie die Landesregie-
rung ihren Beitrag zu Protokoll gibt. Dann hat jetzt
für die Fraktion der Abgeordneten des SSW Herr
Abgeordneter Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Ein gutes Praktikum funktioniert
im Idealfall wie eine Brücke, eine Brücke aus der
Arbeitslosigkeit in einen Job, vom Studium auf den

12196 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 144. Sitzung - Donnerstag, 23. März 2017

(Dr. Andreas Tietze)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3082&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3082&format=WEBVOLLLANG


Arbeitsmarkt oder von der Schule in den Ausbil-
dungsbetrieb. Ich kenne mehrere Handwerksbetrie-
be, die das Praktikum zur Voraussetzung für den
Abschluss eines Ausbildungsvertrags machen. Sie
wollen sich ein Bild davon machen, wie sich der
zukünftige Kollege im betrieblichen Alltag bewährt
und wie belastbar er tatsächlich ist. So etwas kann
man aufgrund eines kurzen Bewerbungsgesprächs
nicht beurteilen. Die Abbrecherquote ist in diesen
Betrieben niedriger, denn ein Praktikum gibt auch
dem jungen Menschen einen guten Einblick in das
Berufsfeld und die Aufgaben.

Nach dem Schulgesetz gehört das Praktikum aus-
drücklich zum Auftrag der Schule, die junge Men-
schen zur Teilnahme am Arbeitsleben und zur Auf-
nahme einer hierfür erforderlichen Berufsausbil-
dung befähigen soll. Diese Berufsorientierung kann
man nicht in der Schule aus Büchern lernen, son-
dern eben nur in einem Betrieb selbst. Ergänzend
wird das sogenannte Praktikum plus entwickelt, um
die Jugendlichen beim Übergang von der Schule in
den Arbeitsmarkt besser zu unterstützen. Die Ju-
gendlichen ergänzen ihre praktischen Erfahrungen
in einem Betrieb durch den Besuch einer berufli-
chen Schule, also ein vielversprechendes und ver-
tiefendes Praktikum.

Es gibt auch negative Erfahrungen. Ein schlechtes
Praktikum ist eine Sackgasse. Es dient nur den In-
teressen des Betriebs, dem mit einem Praktikanten
eine billige Arbeitskraft zur Verfügung steht. Die
Arbeitsagenturen kennen eine Reihe schwarzer
Schafe, die die Standards unterlaufen. Das funktio-
niert in der Regel so: Da, wo es etwas zu holen gibt,
betätigen sich auch Betrüger. Auf diese Weise ist
das Praktikum an einigen Stellen zu einem sehr
schlechten Ruf gekommen. Bekannt geworden sind
monatelange unbezahlte Praktika in der Marketing-
und Medienbranche, die sich aus dem Bewerber-
überschuss freigiebig bedient haben.

Eine funktionierende Kontrolle allerdings kann die-
sen Markt sehr schnell austrocknen. Die Arbeits-
agenturen beobachten beispielsweis ganz genau,
wohin sie Arbeitssuchende ins Praktikum vermit-
teln und was nach der Vermittlung passiert. Sollte
es sich zeigen, dass die Praktikanten ausgenutzt
werden, wird die Vermittlung im Handumdrehen
eingestellt.

Diese Standards sollten natürlich auch für die Lan-
desregierung und ihre Behörden gelten. Ihnen
kommt eine besondere Vorbildfunktion als Arbeit-
geber zu. Die Mindeststandards bezüglich Bezah-
lung, Praktikumsinhalten und Praktikumsdauer sehe
ich aber als gegeben an. Eine Skandalisierung der

Praktika innerhalb der Landesregierung hat über-
haupt keine Grundlage. Die Zahlen über Praktikan-
ten zeigen, dass sich die Landesregierung dieser
Verantwortung stellt.

Wir haben diese Faktenlage allerdings noch nicht
abschließend im Wirtschaftsausschuss beraten. Das
ist zwar bedauerlich, aber angesichts des nahenden
Endes der Legislaturperiode nicht überraschend.
Ich will ganz klar sagen: Der SSW lehnt diesen An-
trag und die Aufhebung der Ausschussüberweisung
ab. Ich frage mich ganz ehrlich, warum wir so spät
noch so ein Ding auf den Tisch bekommen haben.
Ich denke nicht, dass sich dieses Thema wirklich
für den Wahlkampf eignet, wenn das der Sinn war.
- Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, über den Antrag in der Sa-
che abzustimmen, wenn jetzt niemand widerspricht.
Das ist gewünscht, sogar von den Antragstellern
selbst. Es geht um die Drucksache 18/5334. Wer
diesem Antrag der Piratenfraktion seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. - Das ist die Piratenfraktion. Gegenstim-
men? - Das sind alle anderen Fraktionen. Damit ist
der Antrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Traditionsschifffahrt und da-
mit zu den Tagesordnungspunkten 25, 26 und 35:

Gemeinsame Beratung

a) Traditionsschiffe schützen - Verordnung
über verschärfte Sicherheitsvorschriften an-
passen

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/5231

b) Traditionsschifffahrt retten - Sicherheitsvor-
schriften für Traditionsschiffe mit Augenmaß
anpassen, umsetzen und anwenden

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/5235
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c) Das maritime kulturelle Erbe des Landes er-
halten!

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/5320

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann hat der älteste vorliegende
Antrag Vorrang. Deshalb hat die FDP-Fraktion und
für sie der Abgeordnete Christopher Vogt das Wort.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Skipper! - Zuruf Wolfgang Ku-
bicki [FDP] - Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Du hast einen Führer-
schein, er hat keinen Bootsführerschein!)

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
möchte Sie ungern stören, aber ich werde jetzt mit
meiner Rede beginnen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Die vorliegenden Anträge verfolgen, wenn ich das
richtig gesehen habe, im Großen und Ganzen das-
selbe Ziel, nämlich das maritime Erbe in Schles-
wig-Holstein zu bewahren und zu schützen. Aus
Berlin, genauer gesagt aus dem Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur, droht leider
immer noch Ungemach in Form eines Verord-
nungsentwurfs. Die FDP-Fraktion hat - wie offen-
bar auch die anderen Fraktionen mit Ausnahme der
PIRATEN interessanterweise, ich dachte immer,
dass die eigentlich aus der Schifffahrt kommen -

(Uli König [PIRATEN]: Wir hätten dem ein-
fach zugestimmt!)

die Gefahr, die mit den geplanten Änderungen bei
den schiffssicherheitsrechtlichen Vorschriften für
die Traditionsschifffahrt einhergehen, erkannt und
will diese verhindern. Denn mit der neuen Richtli-
nie sollen Standards aus der Berufsschifffahrt auf
Traditionsschiffe übertragen werden, obwohl histo-
rische Schiffe diese kaum erfüllen können - aus na-
heliegenden Gründen.

Mir haben Experten - ich habe nur einen einfachen
Segelschein, deswegen würde ich mich da nicht
einbeziehen -, die sich mit Traditionsschiffen aus-
kennen, versichert, dass diese Verordnung nicht zu
mehr Sicherheit an Bord führen würde, sondern nur
zu deutlich mehr Bürokratie. Es sollen unnötig Be-

satzungsvorschriften und bürokratische Hürden in
ungeahnte Höhen geschraubt werden, sodass viele
Betreiber aufgeben müssten, oder sie würden ge-
zwungen, unter anderer Flagge zu segeln. Vielleicht
ist Ihnen - zum Beispiel schon einmal während der
Kieler Woche - aufgefallen, dass die meisten älte-
ren Schiffe schon heute eine niederländische Flagge
haben. Das muss nicht sein, und das kann nicht die
Lösung des Problems sein.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das sind übrigens keine Traditi-
onsschiffe!)

- Herr Dr. Tietze, in der Regel werden Traditions-
schiffe gemeinnützig und aus ideellen Gründen be-
trieben. Viele hundert ehrenamtlich Tätige bemü-
hen sich um den Erhalt der Traditionsschiffe, um
Freunden der Schifffahrt, Interessierten und gerade
auch der jüngeren Generation diese Technik zu-
gänglich zu machen. Man sollte aus unserer Sicht
deren Engagement würdigen und unterstützen und
ihnen nicht ohne jede Not Knüppel zwischen die
Beine werfen. Es sollen nun aber die Anforderun-
gen bei der baulichen und technischen Ausstattung,
bei der Ausbildung der Besatzung und bei der Do-
kumentation derart verschärft werden, dass es für
viele Betreiber schlichtweg nicht mehr leistbar ist.

Bekanntermaßen haben die norddeutschen Bundes-
länder im Bundesrat immerhin schon einen Antrag
verabschieden lassen, wonach diese Richtlinie
nochmals überarbeitet werden soll. Dass die Bun-
desregierung dieses Ansinnen bisher ignoriert, fin-
de ich, ehrlich gesagt, unerhört.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Herr Minister Meyer, es ist ja spannend, und es gibt
manchmal Zufälle im Leben: Wir haben diesen Ta-
gesordnungspunkt heute auf der Tagesordnung, und
die Nordminister haben heute noch einmal einen
Brief an Herrn Dobrindt geschrieben, um an ihr An-
liegen zu erinnern. Da kann es ja nur helfen - viel-
leicht hilft Ihnen das, bei Herrn Dobrindt Gehör zu
finden -, wenn der Schleswig-Holsteinische Land-
tag einen einmütigen Beschluss dazu fasst.

Ich muss ganz ehrlich sagen: Die Sichtweise des
zuständigen Ministeriums scheint doch eindeutig
im süddeutschen Raum beheimatet zu sein. Dass
Herr Dobrindt die historischen Ausflugsdampfer
auf dem Königssee bei Berchtesgaden für die Tou-
risten sicherer machen will: Geschenkt, das soll er
gerne machen. Aber er soll das eigentliche mariti-
me Erbe, das an Nord- und Ostsee beheimatet ist,
doch bitte in Ruhe lassen und nicht zerstören.
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(Beifall FDP, vereinzelt SPD, Beifall Uli Kö-
nig [PIRATEN] und Jette Waldinger-Thier-
ing [SSW])

Meiner Fraktion liegt das auch deshalb sehr am
Herzen, weil es ein wichtiger Tourismusfaktor für
unser Bundesland ist. Nur ungern möchte ich das
Ansinnen des Antrags der regierungstragenden
Fraktionen schmälern, aber lediglich zu begrüßen,
dass sich die Landesregierung auf Bundesebene für
die maritime Tradition in Schleswig-Holstein ein-
setzt, ist aus meiner Sicht doch ein bisschen dünn.
Angesichts der Faktenlage ist das ein bisschen
dünn.

(Beifall FDP)

Ich finde wirklich - wir haben das schon bei ande-
ren, gerade verkehrspolitischen Themen gesehen -,
die Sozialdemokratie Schleswig-Holsteins - der
Ministerpräsident, der Verkehrsminister, der stell-
vertretende Bundesvorsitzende - sollte sich jetzt
langsam in Berlin auf die Hinterbeine stellen

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU] - Zuruf Regina
Poersch [SPD])

und im Sinne Martin Schulz‘ Herrn Dobrindt ein-
mal die Zähne zeigen, Herr Dr. Stegner. Es ist auch
mir völlig schleierhaft - abschließend -, Kollege
Arp: Es ist ja schon einmal ein Fortschritt -

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

- Ich kann nichts dafür. Wenn die Union sich so be-
nimmt, muss man sie zur Ordnung rufen. - In der
Bremischen Bürgerschaft gab es auch einen ent-
sprechenden Antrag der FDP-Fraktion. Dort hat die
CDU einen Änderungsantrag gestellt. Ein Teil der
Verordnung wurde entschärft. Es sei ein toller
Kompromiss entstanden, den man mittragen könne.
Hier habe ich Ihren Unionsantrag anders verstan-
den, Herr Kollege Arp. Wenn wir heute einen ge-
meinsamen Beschluss fänden, würde ich mich freu-
en, wenn Sie als Landes-CDU endlich einmal etwas
bei Herrn Dobrindt durchsetzten. Das wäre wirklich
schön. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Lieber Herr Kollege Vogt, es ist bedauer-
lich, dass die FDP nicht mehr im Bundestag ist. Das
sage ich Ihnen aus tiefer Überzeugung.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP] - Christo-
pher Vogt [FDP]: Vorübergehend!)

Diese Stimme fehlt. Aber Sie werden irgendwann
wieder in die Regierungsverantwortung kommen,
und dann werden wir Sie für alles, was dort in Ber-
lin gemacht wird, in die moralisch-politische Ver-
antwortung nehmen.

(Zurufe FDP)

Aber darüber wollen wir jetzt nicht diskutieren. Sie
hatten jetzt zweimal das Glück, bei den Entschei-
dungen in Berlin nicht in der Verantwortung zu
sein.

Mein Verhältnis zu Herrn Dobrindt ist übrigens
nicht so gut, dass er mich bei jeder Entscheidung
anruft. Er kommt immer wieder an und fragt: Wie
ist das mit dem Geld für neue Autobahnen? Kann
ich das jetzt endlich überweisen? - Dann sage ich:
Nein, das geht nicht; Herr Meyer hat wieder einmal
nicht geplant.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Also, meine sehr verehrten Damen und Herren,
worüber reden wir? Wir haben in Schleswig-Hol-
stein einen tollen Blick auf die Kieler Förde. Einen
tollen Blick haben wir auch in Lübeck, in Flensburg
und auch an der Nordsee. Und was macht es beson-
ders attraktiv? Dass wir Traditionsschiffe haben.
Sie gehören zu unserem Land wie die Berge zu
Bayern, und so wollen wir es auch behalten.

Die Tradition, die damit gepflegt wird, ist das Er-
kennungsbild für Schleswig-Holstein. Deshalb setzt
sich die CDU Schleswig-Holsteins weiterhin für
den Erhalt dieser Museumsschiffe ein.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Es geht um die Kieler Woche, um die Travemünder
Woche, um die Rumregatta in Flensburg. All das
kann ich mir ohne Traditionsschiffe nicht vorstel-
len. Deshalb sage ich Ihnen, meine Damen und
Herren: Es soll so bleiben, wie es ist. Gleich kom-
me ich darauf, wie wir das erreichen können.

Es geht um den Erhalt des Tourismusstandorts und
um die Identität unseres Landes. Diese Dinge sind
wichtig. Aber es gibt einen weiteren Aspekt. Viel-
fach werden diese Schiffe von ehrenamtlichen Or-
ganisationen gefahren und betrieben. Dies ge-
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schieht unter anderem in Wedel; auch in Elmshorn
liegen hin und wieder solche Schiffe. Herr Grobe,
der ehemalige Hauptgeschäftsführer der IHK in
Elmshorn, betreibt einen großen Verein, um insbe-
sondere Jugendliche an die Tradition des Segel-
sports heranzuführen. Allein das ist ein Faktor, den
wir nicht aus den Augen verlieren dürfen.

Junge Menschen können sich eine solche Reise
nicht leisten, wenn sie nicht von vielen Ehrenamtli-
chen organisiert wird. Deshalb findet auch dieser
Bereich unsere Unterstützung.

(Beifall Volker Dornquast [CDU])

- Danke, Volker! - Die Frage der Sicherheit spielt
natürlich eine Rolle. Aber ich sage auch: Man muss
einmal Bilanz ziehen. Was ist denn in den letzten
15 Jahren auf den Traditionsschiffen geschehen?
Wie oft ist denn jemand verletzt worden? Jetzt geht
es um den Handlauf, um Eisentüren und viele ande-
re Dinge. Aber was nützt eine Eisentür, wenn auf
einem Holzschiff rundherum doch wieder nur Holz
ist? Das Holz brennt weiter ab. Die Sicherheits-
standards halte ich für sehr fraglich.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Nun zu den Fragen der Kosten, meine Damen und
Herren. Diese Schiffe sind eben in der Unterhaltung
teuer, aber nur so zu führen, dass man sie bei
großen Events einsetzt. Nur dann fahren sie - ganz
gleich welches Schiff - einen Teil ihrer Kosten wie-
der herein. Schauen Sie sich einmal die Auslaufre-
gatta anlässlich der Kieler Woche an! Überwiegend
sind es Schiffe, die nur aus den Einnahmen dieser
Wochen finanziert werden und ansonsten mehr
oder weniger vor Ort liegen und nicht genutzt wer-
den. Deswegen brauchen wir sie so, wie sie heute
sind.

Frage: Was machen wir? Kriegen wir eine Über-
gangsregelung hin? Ich meine, solange in Holland,
in Dänemark und in Frankreich Traditionsschiffe
unter französischer, holländischer oder dänischer
Flagge fahren, haben wir keinen Grund, in Europa
andere Standards anzusetzen.

(Beifall Volker Dornquast [CDU])

- Danke, Volker! - Die jetzt bestehende Übergangs-
regelung haben wir in den letzten zweieinhalb Jah-
ren genutzt, um das Bewusstsein insbesondere der
Kollegen aus den anderen Bundesländern zu schär-
fen. Wir sollten diese Übergangsregelung bis zu
dem Zeitpunkt verlängern, zu dem wir in Europa ei-
ne einheitliche Regelung haben. Wenn dies so
kommt, machen wir uns für die nächsten Jahre kei-
ne Sorgen. Wir kämpfen für die Kieler Woche, für

die Travemünder Woche, für die Rumregatta und
das Bild, dass immer wieder Traditionsschiffe auf
unseren Gewässern fahren und nicht nur auf dem
Königssee. Hier sind sie viel wichtiger; hier gehö-
ren sie her.

Nun noch eine persönliche Anmerkung. Volker,
wenn du demnächst nicht mehr da bist, ist mein
letzter Klatscher weg. Ich bedanke mich bei dir
ganz besonders.

(Heiterkeit und Beifall CDU und FDP)

Zum Schluss will ich noch erklären, warum ich
mich in diesem Bereich besonders engagiere. Man
hat mich in meiner Kindheit - das ist noch nicht so
lange her - in Wacken immer Schipper-Arp ge-
nannt. Damit wissen Sie auch, warum ich an diesen
Traditionsschiffen hänge. - Herzlichen Dank für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und Christopher Vogt [FDP])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Arp, Sie haben tatsächlich eine
Punktlandung hinbekommen. Die Uhr steht auf
null.

Jetzt kommen wir zur SPD-Fraktion. Für die SPD-
Fraktion hat die Frau Abgeordnete Regina Poersch
das Wort.

Regina Poersch [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Lieber Kollege Arp, das war ja mal gut
gebrüllt!

Der Schleswig-Holsteinische Landtag bekennt sich
zum langfristigen Erhalt der Traditionsschifffahrt
in Schleswig-Holstein als Teil des maritimen kultu-
rellen Erbes. Er spricht allen in der Traditions-
schifffahrt ehrenamtlich Tätigen seine Wertschät-
zung für die geleistete Arbeit aus.

Der Schleswig-Holsteinische Landtag lehnt den
Verordnungsentwurf des Bundesverkehrsministeri-
ums zur Änderung schiffssicherheitsrechtlicher
Vorschriften für Traditionsschiffe ab. Da sind wir
ganz bei Ihnen, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen von der CDU.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW, Volker Dornquast [CDU] und Uli Kö-
nig [PIRATEN])

Die Verordnung aus dem unionsgeführten Bundes-
verkehrsministerium ist ganz einfach Murks. Man
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muss das einmal so nennen. Wir freuen uns, dass
Sie das nun auch erkennen.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW)

Die neue Schiffsicherheitsverordnung zeigt, dass
Minister Dobrindt in Berlin die Traditionsschiff-
fahrt in Schleswig-Holstein herzlich egal sein muss.
Aber kein Wunder - bei der FDP klang das auch
schon an -: Wer über die Wiesn nicht hinausschau-
en kann, der sieht auch keine Rumregatta.

(Heiterkeit)

Ja, die Sicherheit von Fahrgästen und auch die von
Besatzungen ist auf Traditionsschiffen ein hohes
Gut. Dennoch müssen Sicherheitsvorschriften auch
immer in der Praxis anwendbar und zielführend
sein. Vor allem die neu gefassten Vorschriften zur
Seediensttauglichkeit der Besatzung und ihrer Aus-
bildung dürften die meisten ehrenamtlichen Betrei-
ber schlicht überfordern. Dabei fasst der Verord-
nungsentwurf den Ehrenamtsbegriff so eng, dass
beides einfach nicht mehr miteinander vereinbar
sein wird. Im Prinzip wären die Vorgaben nur noch
durch hauptamtliche Seeleute zu erfüllen. Leidtra-
gende wären auch evangelische Jugendfreizeiten
wie zum Beispiel das Projekt KlimaSail.

Auch werden Fahrgäste oftmals in den Betrieb an
Bord eingebunden. Ob und wie dies unter den neu-
en Vorschriften umsetzbar ist, ist mehr als fraglich.
Dies gilt ebenso für Umbauten, die an den Schiffen
aufgrund der Verordnung durchgeführt werden
müssten. Bringen sie ein Mehr an Sicherheit, sodass
Aufwand und Kosten wirklich gerechtfertigt sind?
Diese Frage beantwortet nicht einmal eine längere
Übergangsfrist.

Meine Fraktion und ich sind froh über das Engage-
ment unserer Landesregierung, die bereits im letz-
ten Herbst - hallo, CDU, dämmert da etwas? - für
die Küstenländer federführend eine Stellungnahme
verfasst hat mit dem Ziel, die härtesten Regelungen
für unsere ehrenamtlichen Betreiber der Traditions-
schiffe zu entschärfen. Unser Vorschlag war, die
Länder und die Ehrenamtlichen gemeinsam an
einen Tisch zu holen. Aber Pustekuchen! Minister
Dobrindt wollte davon nichts wissen.

Im Februar 2017 - vor wenigen Wochen - beschloss
der Bundesrat einstimmig eine Bundesratsinitiative
aus Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen
und Hamburg mit deutlichen Bedenken und Sicher-
heitsvorschlägen. Aber der Bundesverkehrsminis-
ter ignoriert dies einfach.

(Serpil Midyatli [SPD]: Unmöglich!)

Nun kommt die Landes-CDU daher und fordert die
Landesregierung auf, „sich nachdrücklich beim
Bund für eine maßvolle Weiterentwicklung der Si-
cherheitsvorschriften“ einzusetzen. Ach ja, ,,im In-
teresse des Tourismus“ steht da noch in Ihrem An-
trag. Lassen Sie sich sagen: Weder für das eine
noch für das andere brauchen die Landesregierung
und die Küstenkoalition Ihre Aufforderung.

(Beifall SPD und SSW)

Kieler Woche, Travemünder Woche, Flensburger
Rumregatta - Traditionsschiffe stehen für das mari-
time kulturelle Erbe unseres Landes und locken Gä-
ste wie Einheimische an. Was wir an unseren Tradi-
tionsschiffen in Schleswig-Holstein wie der „Alex-
andra“ oder der „Thor Heyerdahl“ haben und wel-
che große Bedeutung dieses maritime Erbe für un-
seren boomenden Tourismus hat, braucht weder der
Landesregierung noch der Küstenkoalition irgend-
jemand zu erklären.

Deshalb sind die Küstenkoalition und die Landesre-
gierung ja auch längst aktiv geworden: Bundesratsi-
nitiative, einstimmiger Bundesratsbeschluss. Zeigen
Sie also nicht mit dem Finger auf die Landesregie-
rung. Es zeigen drei Finger auf Sie zurück. Denn es
war vor allem ein CDU-Staatssekretär, der sich je-
der weiteren Änderung verweigert und das Ding
einfach nach Brüssel geschickt hat.

(Zurufe SPD: Wie heißt der noch?)

Wenden Sie sich mit Ihrer berechtigten Kritik an
Ihre Parteifreunde in Berlin! Kollege Arp, heute
Vormittag klangen Sie noch deutlich zuversichtli-
cher, was Ihre Drähte zu Herrn Dobrindt angehen.
Mag sein, man hört dort nicht auf Sie. Umso besser
ist es, dass die Landesregierung längst aktiv gewor-
den ist, sich für unsere Traditionsschiffe starkge-
macht hat und das auch weiter tun wird.

Mein Fazit: Die Kieler Woche ohne Windjammer-
parade? Die CDU schafft das. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Dr. Andreas Tietze das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es gab einmal einen berühmten Politiker in
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Deutschland, der gesagt hat: Alles, was dampft und
segelt, braucht einen, der alles regelt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist von mir!)

- Ach, wunderbar. - Lieber Kollege Arp, das ist
nicht Herr Dobrindt, sondern Herr Ferlemann. Wer
die Diskussion ein bisschen verfolgt hat, weiß, dass
das Problem nicht Herr Dobrindt ist, sondern Herr
Ferlemann, der sich in der gesamten Branche -
wenn man mit Skippern und Vereinen spricht - un-
möglich gemacht hat.

Wir haben heute Morgen auf Antrag der PIRATEN
über die Bilanz der Regierung geredet. Liebe CDU,
mir geht es bei Ihrem Antrag ähnlich. Sie tun so, als
ob Sie nichts damit zu tun hätten. Man muss einmal
die Frage stellen, wieso ein Staatssekretär, der von
der Küste kommt - Herr Ferlemann kommt aus
Cuxhaven und nicht aus Bayern, dem kann man
nicht vorwerfen, dass er das nicht kennt -, an dieser
Stelle so hartnäckig an einer Sicherheitsrichtlinie
festhält, die eindeutig der Untergang unserer Tradi-
tionsschifffahrt im Norden ist. Das wäre so, als
würden wir den Bayern vorschreiben, dass die
Weißwurst demnächst rot sein muss.

(Beifall Uli König [PIRATEN])

Das ist unsere Identität, die maritime Kultur, die
Schiffe, die wir hier alle sehen, die ganz nah am
Parlament vorbeisegeln, das ist norddeutsche Iden-
tität, das ist der echte Norden. Deshalb müssen wir
hier ein bisschen kämpferischer sein. Das dürfen
wir nicht durchgehen lassen, wir dürfen an dieser
Stelle nicht einknicken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Ich habe selber einen Segelschein - BK-Schein -
und segele seit meiner Kindheit, auch auf Traditi-
onsschiffen, habe viele Jugendfreizeiten begleitet,
auch als Bootsmann, und habe diese Schiffe schon
geskippert.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das darfst du
aber nicht!)

- Doch, in Holland durfte ich das, Plattbodenschif-
fe. - Natürlich geht die Sicherheit auf See vor. Man
sagt immer: Eine Hand fürs Schiff, eine Hand für
dich, wenn du an Bord bist. Sicherheit ist ein wich-
tiges Thema, und natürlich muss es auf See ange-
messene Sicherheitsvorkehrungen bei Menschen
und Material geben.

Das bestreitet auch niemand. Niemand der Traditi-
onsschiffer bestreitet, dass Sicherheitsrichtlinien er-
füllt werden müssen. Aber die Richtlinie - und das

ist das Problem - schießt weit über das Ziel hinaus,
zwingt - wir haben 100 Traditionsschiffe - etwa 90
Schiffe, ihren Betrieb aufzugeben, und überfordert
die finanziellen Budgets der Vereine. Ich komme
dazu noch.

Wir brauchen eine Allianz des Nordens gegen die
unsinnige Sicherheitsrichtlinie. Man muss sich ein-
mal die Unfallzahlen angucken. Die Unfälle betref-
fen nicht deutsche Schiffe. Ich habe die Liste des
Bundesunfallamts gelesen. Viele Schiffe sind hol-
ländische Schiffe. Gut, die „Falado von Rhodos“,
übrigens kein Traditionsschiff, ist vor Island gesun-
ken, hätte die Nordsee nie überqueren dürfen. So
etwas muss man natürlich verhindern, da muss man
stark eingreifen. Solche Schiffe gehören an die Ket-
te, wenn sie keine Sicherheitsvorschriften einhalten.

Ich sage es noch einmal: Gerade junge Menschen,
die in der Segelschifffahrt Erfahrungen gemacht ha-
ben, lernen oftmals zum ersten Mal in ihrem Leben,
was es heißt, Teil eines Teams zu sein, weg vom
Smartphone und Fernseher, draußen zu sein, das ist
eine tolle Geschichte. Auch Landratten packen mit
an. Wir müssen das Thema Traditionsschifffahrt
auch als wichtige pädagogische Aufgabe sehen. Es
gibt ja auch Segelschiffe, die mit schwierigen Ju-
gendlichen unterwegs sind und wo eine therapeuti-
sche Wirkung nachweisbar ist. Ihre Verantwortung
ist gefragt, sie müssen mitmachen, sie müssen sich
mit der Natur auseinandersetzen, sie wachsen zu ei-
nem Team zusammen. Deshalb erfüllt die Traditi-
onsschifffahrt auch eine ganz wichtige Aufgabe für
junge Menschen. Das sollten wir immer wieder sa-
gen.

Wie geht man mit Sicherheitsunterweisungen um?
Jetzt werden umfangreiche Dokumentationen ge-
fordert. An Bord gibt es ein Logbuch, das seit Hun-
derten von Jahren auf Schiffen geführt wird, in das
alles eingetragen wird. Das ist schon vorgeschrie-
ben, da brauchen wir nichts Neues. Auch die See-
und Brandschutzausbildungen für Vereine, die jetzt
gefordert werden, geht über das Ziel hinaus.

Was mich besonders ärgert, ist die Forderung, dass
man jetzt Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
bestellen muss. Wer für gemeinnützige Vereine
spendet - auch ich habe das schon gemacht -, tut
das, weil er eine gute Sache, die Traditionsschiff-
fahrt, unterstützen will. Da macht Bürokratie kei-
nen Sinn.

Die Schiffe sind teuer. Ein Segelschiff zu besitzen,
ist, wie 100-€-Scheine unter der Dusche zu zerrei-
ßen. Man muss viel Geld mitbringen. Die Schiffe
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müssen gepflegt werden, die Elektronik muss ge-
checkt werden und so weiter.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Es wäre ein großer Verlust für uns alle, wenn wir
die Traditionsschifffahrt verlieren. Ich bin jetzt ein
bisschen irritiert. Wir sollten die alternative Ab-
stimmung noch einmal überdenken. Ich finde wich-
tig, ein Signal zu senden von Kiel, der Landes-
hauptstadt, der Welthauptstadt des Segelns, an die
Bundeshauptstadt: Wir stehen hinter unserer Tradi-
tionsschifffahrt, ohne Wenn und Aber. - Vielen
Dank.

(Beifall)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat Herr Abgeordneter Kö-
nig das Wort.

Uli König [PIRATEN]:

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr
geehrte Damen und Herren! Herr Tietze, ich habe
gute Nachrichten für Sie: Auch die PIRATEN ste-
hen hinter den Traditionsschiffen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN] - Un-
ruhe)

Normalerweise kommt aus Bayern stets der erste
Aufschrei, wenn beispielsweise die Grünen einen
Veggie-Day fordern. Da wird dann von der CSU
der Vorwurf erhoben, man leide unter Regulie-
rungswahn.

Nun, das mit dem Regulierungswahn ist so eine Sa-
che. Die beherrscht gerade die CSU auch ganz gut.
Da stellt sich im Norden der wenig beliebte Bun-
desverkehrsminister Alexander Dobrindt oder Herr
Ferlemann hin und stellt unter Beweis, dass er gern
reguliert. Neben dem Bürokratie- und Verwaltungs-
monster Autobahnmaut ist die Verschärfung der Si-
cherheitsauflagen für Traditionsschiffe das jüng-
ste Beispiel.

Selten war man sich in diesem Haus bei einer Sache
so einig. Auch wir PIRATEN stehen hinter den
Traditionsschiffen und kritisieren diesen Überregu-
lierungswahn ausdrücklich.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Der Vorschlag und scharfe Ton von Herrn Dobrindt
sind überflüssig und bringen nur Verwirrung und
Unsicherheit für die Betreiber von Traditionsschif-
fen. Stattdessen wäre eine Richtlinie zum Siegel
Traditionsschiff zielführender gewesen. Einer sol-
chen Diskussion verschließt sich das Ministerium
offenbar weiter. Es ist komisch, dass neue Sicher-
heitsrichtlinien aus Unfallzahlen hergeleitet wer-
den. Nehmen wir einmal an, dass die Unfallzahlen
stimmen. Die Kommission für historische Wasser-
fahrzeuge bezweifelt die Richtigkeit dieser Zahlen.
Dann müsste das Verkehrsministerium auch beim
Autoverkehr schnellstmöglich ein generelles Tem-
polimit auf Autobahnen von 80 km/h fordern, aber
das möchte man nicht.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN] -
Dr. Heiner Garg [FDP]: Bloß nicht!)

- Genau, Herr Garg. - Denn die meisten Unfälle
passieren aufgrund überhöhter Geschwindigkeit.
Doch dass es keine Geschwindigkeitsbegrenzung
auf deutschen Autobahnen gibt, ist gerade Herrn
Dobrindt heilig. Das ist ungefähr so, als wenn man
in den USA versuchen würde, frei verkäufliche
Schusswaffen zu verbieten. Auch an der Stelle wer-
den wir keinen Erfolg haben.

Wir wollen die Traditionsschiffe an unseren Küsten
erhalten, und zwar ohne Verschärfung von Sicher-
heitsauflagen. Denn die angedachte Verschärfung
würde ohne Not von Dobrindts Ministerium forciert
und an die EU-Kommission weitergeleitet. Wir for-
dern das Bundesministerium auf, an den Verhand-
lungstisch zurückzukehren und die Sicherheitsricht-
linie für Traditionsschiffe zu überarbeiten und zu
entschärfen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wir wollen darüber hinaus eine Diskussion, was ein
Schiff zu einem Traditionsschiff macht und ob es
dabei nur um die Optik oder auch die Geschichte
des Schiffes geht. Das sage ich ganz wertfrei, weil
ich der Diskussion mit den Fachverbänden nicht
vorgreifen möchte.

Die Traditionsschiffer und Betreiber solcher Schiffe
können sich auf jeden Fall auf uns PIRATEN ver-
lassen. Mit Leichtmatrosen wie diesem Dobrindt
werden wir im Norden - glaube ich - ganz locker
fertig.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Besonders ärgerlich ist es aber, wenn gerade die
CSU in ihren Sonntagsreden das Ehrenamt in den
höchsten Tönen lobt und gleichzeitig Regelungen
erlässt, die gerade ehrenamtliche Tätigkeiten - viele
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haben es hier schon gesagt - wie zum Beispiel das
Führen von Traditionsschiffen torpediert. Das wi-
derspricht sich und trägt nicht zum gesellschaftli-
chen Frieden bei. Ich frage mich trotzdem, was mit
dieser Koalition in Berlin und dem Einfluss der
CDU aus dem Norden los ist, wenn ein wild gewor-
dener Bayer solche Verordnungen erlassen kann.

(Beifall PIRATEN)

So ganz harmonisch scheint es da ja nicht zu sein,
Herr Arp.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Ein klarer Politikstil und ein Mehrwert für die Men-
schen im Norden kann ich da leider auch nicht er-
kennen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die warten auf
einen Brief von Liebing!)

- Genau!

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Oha! Das ist die
härteste Drohung!)

Noch ein paar persönliche Worte. Das ist wahr-
scheinlich die letzte Rede von mir in dieser Legisla-
turperiode. Es war mir eine Ehre, diesem Hohen
Haus für fast fünf Jahre anzugehören. Ich bedanke
mich für die häufig konstruktive Zusammenarbeit
mit Ihnen und sage: Vielen Dank!

(Beifall)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Herr Abge-
ordnete Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Schipper Arp, ich habe auch ein be-
sonderes Verhältnis zu Traditionsschiffen, denn ich
bin in meiner Kindheit und Jugend an der Schaff-
lunder Au groß geworden. Ich hatte Flöße und war
Kapitän auf der Schafflunder Au. Das ist mehr als
Schipper.

(Beifall)

Nachdem das BMVI den ersten Entwurf der soge-
nannten Sicherheitsrichtlinie für Traditionsschif-
fe vorgelegt hatte, sorgte dieser in den betroffenen
Kreisen für erhebliche Unruhe. Die Traditions-
schifffahrt sei in Gefahr, oder das sei das Aus der
Traditionsschifffahrt in Deutschland, konnten wir
seinerzeit lesen. Ein Großteil der alten Segel-,
Dampf- und Motorschiffe wäre an den neuen An-

forderungen gescheitert, und sie hätten in letzter
Konsequenz nicht mehr fahren dürfen.

Weite Teile sollten an die Bestimmungen der Be-
rufsschifffahrt angeglichen werden. Die ehrenamtli-
chen Besatzungen hätten Qualifikationen ablegen
müssen ähnlich wie die der Berufsseeleute. Auch
die geforderten Umbau- und Umrüstungsmaßnah-
men an den Traditionsschiffen wären aufgrund der
traditionellen Bauweise zum Teil nicht durchführ-
bar gewesen.

Das, was der bayrische Bundesverkehrsminister da-
mals vorgelegt hatte, zeugt von Unwissenheit. Es
wurde völlig außer Acht gelassen, unter welchen
Voraussetzungen die Traditionsschifffahrt betrieben
wird und wie die Schiffe aufgebaut und ausgerüstet
sind.

Dass es in mancher Hinsicht durchaus sinnvoll ist,
die bestehende Rechtsgrundlage zu ändern und an-
zupassen, ist unbestritten. Jedoch schießt der Ent-
wurf weit über das Ziel hinaus. Dies geht auch
deutlich aus den Stellungnahmen hervor.

Wie wir wissen, wurden die Stellungnahmen der
Länder und Verbände ausgewertet und die Vor-
schriften angepasst. Wir stellen aber fest, dass der
geänderte Entwurf immer noch die Existenz der
Traditionsschiffe stark gefährdet. Die relevanten
Stellungnahmen wurden eben nicht vom BMVI be-
rücksichtigt beziehungsweise angenommen.

Hier muss im Sinne der Eigner und der Betreiber-
vereine unbedingt nachverhandelt werden. Das
heißt, es geht um technisch umsetzbare Sicherheits-
anforderungen mit entsprechenden Übergangsfri-
sten, wie es auch sonst in der Schifffahrt üblich ist.
Der Wunsch, konstruktiv mit dem BMVI zusam-
menzuarbeiten, wurde bereits vom Dachverband
der deutschen Traditionsschiffe klar geäußert. Die-
sen Wunsch können wir nur unterstützen.

Aus dem Blickfeld eines bayrischen Bundesminis-
ters und seines Staatssekretärs mag die Traditions-
schifffahrt fremd sein. Aber sie gehört zu uns, zu
den Küstenländern. Traditionsschiffe beleben das
Bild der Häfen, sie sind Zeitzeugen und geben
einen Einblick in die Schifffahrt vergangener Tage.
Jedes Hafenfest, jede Regatta lebt von der Vielfäl-
tigkeit der Teilnehmer, und die Traditionsschiffe
gehören ganz einfach dazu. Es gilt, dieses kulturelle
Erbe zu erhalten. Niemand käme auf die Idee, das
Schloss Neuschwanstein zu schließen, nur weil es
den statischen Anforderungen von heute nicht ent-
spricht.

(Heiterkeit)
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Für uns gibt es zu viel zu verlieren. Daher werden
wir den Druck nicht aus dem Kessel nehmen.

Der Kollege Tietze hat die Jugendarbeit schon er-
wähnt. Man hat sich auch an uns gewandt. Die Ar-
beitsgemeinschaft der evangelischen Jugend in
Schleswig-Holstein, die über 9.000 Jugendliche
vertritt, hat mitgeteilt, dass sie jedes Jahr mehrere
Tausend Jugendliche auf Traditionsschiffen ver-
bringt, damit sie dort traditionelle Seemannschaft
lernen können, aber auch das gemeinschaftliche Le-
ben und Handeln an Bord. Sie kann bestätigen, wie
sehr diese Kinder und Jugendlichen in ihrer Persön-
lichkeitsentwicklung, in ihrer Identitätsentwicklung
gestärkt werden.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sagt ganz klar, dass diese Arbeit dann nicht
mehr geleistet werden kann. Das ist ein ganz wich-
tiger Aspekt, den wir nicht vergessen dürfen. Des-
wegen unterstützen wir die Landesregierung in ih-
rem Bestreben, sich weiterhin auf Bundesebene für
den Erhalt der Traditionsschiffe einzusetzen. - Jo
tak, Schipper Arp.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen aus dem Parlament liegen
nicht vor. Dann hat jetzt die Landesregierung das
Wort. Das Wort hat der Minister für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr, Technologie und Traditionsschiffe,
Reinhard Meyer.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Welcher
Ort könnte besser geeignet sein, welcher Landtag
könnte besser geeignet sein, über das Thema Tra-
ditionsschifffahrt zu sprechen, wenn man die
abendliche Stimmung hier an der Kieler Förde be-
wundern kann? Können Sie sich vorstellen, dass
wir alle unsere Traditionsschiffe an die Kette legen,
weil die Sicherheitsbestimmungen dazu führen,
dass sie nicht mehr über die Förde oder anderswo
fahren können? Nein, meine Damen und Herren,
das können wir uns nicht vorstellen.

Wir wollen die Traditionsschiffe ja nicht unter der
musealen Glocke sehen, sondern wir wollen sie
auch fahren sehen. Das ist ein ganz lebendiges ma-
ritimes, kulturelles Erbe, das wir nicht nur in

Schleswig-Holstein, sondern in ganz Norddeutsch-
land haben.

Das Thema der Traditionsschifffahrt und der Rege-
lungen beschäftigt uns schon länger. Was ist eigent-
lich das, was wir Herrn Dobrindt oder auch Herrn
Ferlemann vorwerfen? Ich kenne das Thema seit
ein paar Jahren. Auch in meiner vorherigen Tätig-
keit in Mecklenburg-Vorpommern hat es durch die
zuständige Fachabteilung im Bundesverkehrsminis-
terium immer wieder den Versuch gegeben, hier zu
Regulierungen zu kommen. Letztlich haben die je-
weiligen Hausleitungen vor Herrn Dobrindt genau
dieses Vorhaben gestoppt. Wir werfen dem Bun-
desverkehrsminister vor, dass er kein Gefühl da-
für hat, was hier tatsächlich auf den Weg gebracht
worden ist. Das muss man so deutlich sagen.

Es ist vieles gesagt worden. Ich möchte aber noch
ein paar Punkte betonen, die ganz wichtig sind.
Man kann nicht hingehen und Regelungen der Be-
rufsschifffahrt auf einen Bereich übertragen, der
vom Ehrenamt lebt. Das ist, glaube ich, der Kern-
fehler, der Gedankenfehler, der bei dieser Verord-
nung gemacht worden ist. Das müssen wir verhin-
dern.

Nun muss man zum Verfahren ganz deutlich sagen,
das ist eine Verordnung, die nicht zustimmungs-
pflichtig ist. Das heißt, unser Schwert ist nicht ganz
so scharf wie in anderen Fällen. Wir müssen hier
immer wieder Überzeugungsarbeit leisten. Das tun
wir. Das tun wir übrigens nicht erst seit gestern und
vorgestern, sondern das tun wir schon seit längerer
Zeit und kämpfen für eine Lösung zusammen mit
den Verbänden.

Was mich stört, ist, dass es der Bundesverkehrs-
minister und auch Staatssekretär Ferlemann, wenn
man eine relativ einfache Bitte an sie richtet, näm-
lich sich mit den Verbänden, die klar gesagt haben,
sie wollten über einzelne Punkte reden und sie
wollten diese Verordnung mitbestimmen, nicht
schaffen, sich mit den Verbänden hinzusetzen und
nach einer gemeinsamen Regelung zu suchen. Das
hat uns wirklich gestört. Deswegen haben wir den
Antrag im Bundesrat gestellt. Er ist übrigens ein-
stimmig angenommen worden. Das heißt, wir ha-
ben alle Länder davon überzeugt, dass das das rich-
tige Anliegen ist.

Meine Damen und Herren von der CDU, mich stört
natürlich auch, dass Sie jetzt so tun, als hätten Sie
bei diesem Thema schon lange gehandelt. Nein,
dieser Antrag kommt kurz vor Toresschluss. Herr
Ferlemann ist bei vielen Terminen hier im Land ge-
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wesen. Da hätte man ihn in letzter Zeit ja einmal
locker darauf ansprechen können.

Herr Dobrindt, so habe ich der Presse entnommen,
war bei einem Wahlkampfauftritt in Schleswig-
Holstein. Ich habe nicht gelesen, dass Sie ihn zur
Traditionsschifffahrt gefragt haben.

(Tobias Koch [CDU]: Doch!)

- Aber das Ergebnis ist nicht bekannt.

(Zurufe Tobias Koch [CDU])

- Es gibt möglicherweise auch kein Ergebnis, Herr
Koch. Insofern kommen Sie mit diesen Anträgen
reichlich spät.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall SSW)

Ich freue mich, dass Sie dabei sind: Willkommen
im Club! Andere haben aber schon vorher angefan-
gen.

Herr Ferlemann hat diese Verordnung einfach zur
Notifizierung nach Brüssel geschickt, ohne vorher
mit Verbänden oder Ländern geredet zu haben.
Jetzt kommt es darauf an, noch einmal im Bundes-
tag tätig zu werden. Wir kämpfen weiter und wer-
den in der Großen Koalition in Berlin sehr genau
hingucken, nicht nur, was die SPD-Abgeordneten
angeht, sondern gerade auch, was die CDU-Abge-
ordneten aus Schleswig-Holstein betrifft und wie
sie sich verhalten.

Wir müssen gemeinsam für die Traditionsschiff-
fahrt und ihren Erhalt in Schleswig-Holstein kämp-
fen. Das muss die Botschaft sein, die von dieser
Debatte ausgeht. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen aus dem Parlament liegen
nicht vor.

Dann kommen wir nun zur Abstimmung, zunächst
über den Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache
18/5231. Wer diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
ist einstimmig.

Dann kommen wir zur Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der CDU, Drucksache 18/5235.
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die
Fraktionen der FDP, der CDU und der PIRATEN.
Wer ist dagegen? - Das sind die anderen Fraktio-
nen. Dann ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordne-
ten des SSW, Drucksache 18/5320. Wer diesem
Antrag seine Zustimmung geben will, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. - Das sind die Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die
Abgeordneten des SSW, die Fraktion der PIRA-
TEN und die Fraktion der FDP. Wer ist gegen die-
sen Antrag? - Keiner. Wer enthält sich? - Das ist
die CDU-Fraktion. Somit ist dieser Antrag ange-
nommen.

Ich wünsche Ihnen heute Abend gute Unterhaltung,
gute Gespräche und eine gute Nachtruhe. Ich unter-
breche die Tagung bis morgen früh um 10 Uhr.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:12 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Gute Arbeit für Praktikanten - Schutzvorkeh-
rungen und Mindeststandards für Praktika ein-
führen

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/5334

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Pflichtpraktika sind ein wichtiger
praktischer Bestandteil der Ausbildung in Schule,
Fachhochschule und Universität. Sie vermitteln
Eindrücke aus der Arbeitswelt und helfen Schülern
und Studierenden bei der beruflichen Orientierung.
Freiwillige Praktika bieten vielen Menschen zusätz-
lich zu ihrer Ausbildung wertvolle praktische
Kenntnisse. Sie können auch Türöffner für eine län-
gerfristige Anstellung sein. Nicht selten wird aus
einem Praktikanten ein dauerhafter Angestellter.
Kurzum: Praktika sind sinnvoll und wichtig.

Standards für die Dauer und Vergütung von Prakti-
ka gibt es natürlich längst. Und selbstverständlich
handelt das Land nach diesen Standards.

Praktikanten behandelt das Land nach der Prakti-
kanten-Richtlinie der Tarifgemeinschaft der Länder
- einer Richtlinie, die so auch in Bayern, im Saar-
land, in Baden-Württemberg oder in Niedersachsen
gilt und angewandt wird - in allen Ländern mit
Ausnahme Hessens. Diese Richtlinie ist gerade erst
erneuert und aktualisiert worden, nämlich mit Wir-
kung zum 1. Juni 2016.

Ganz klar also: Es gibt längst faire Standards für
Praktikanten in Schleswig-Holstein: Standards für
die Vergütung, Standards für schriftliche Vereinba-
rungen zum Praktikum, Standards für Zeugnisse.
Selbstverständlich handeln wir als Land danach.
Dazu sind wir als Mitglied der Tarifgemeinschaft
im Übrigen auch verpflichtet.

Zur Situation in Schleswig-Holstein! In den Jahren
2014 und 2015 wurden 97 % aller Praktika inner-
halb von drei Monaten abgeleistet, der überwiegen-
de Teil dieser Praktika als Pflichtpraktikum oder
Kurzpraktikum unter einem Monat. Rund 2.600
Praktikanten waren so beschäftigt. Die meisten da-
von wiederum als Schüler.

Pflichtpraktika sind Teil der Ausbildung an einer
Schule oder Hochschule. Sie sollen Abläufe in der
Verwaltung näherbringen und einen Beitrag zur
persönlichen Bildung leisten. Praktikanten werden
dabei gerade nicht als Arbeitskräfte eingesetzt. Von
ihnen wird keine Arbeitsleistung verlangt. Sie sol-
len vielmehr lernen.

Gemäß der Praktikanten-Richtlinie besteht in die-
sen Fällen daher kein Anspruch auf Vergütung. Er
würde auch keinen Sinn ergeben: Praktika über ein,
zwei Wochen werden oft zum Reinschnuppern ge-
nutzt, zum Beispiel bei der Polizei oder in einer Ki-
ta. Gäbe es für diese Pflicht- und Kurzzeitpraktika
einen Lohnanspruch: die Zahl der Praktikumsplätze
würde deutlich abnehmen, und damit würde eine
tolle Chance verstreichen. Denn in den ersten Wo-
chen machen Praktikanten vor allem eins: Arbeit.
Weil sie erst einmal alles kennenlernen und verste-
hen müssen. Weil ihnen das jemand beibringen
muss. Ziel muss doch sein, dass Praktikanten or-
dentlich betreut werden, dass sie die Zeit in Betrieb
und Verwaltung sinnvoll nutzen können, um Ar-
beitsabläufe, Themen und Aufgaben in der Praxis
näher kennenzulernen.

Wer Entgelt für Praktikanten fordert, will diejeni-
gen finanziell belasten, die eine Ausbildungsleis-
tung erbringen. Doch das funktioniert nicht! Kurz-
um: Es geht um die Erfüllung eines Bildungsauf-
trags, nicht um ein Arbeitsverhältnis.

Weniger Praktikumsplätze würden es in der Folge
schwerer machen, in einen Job zu kommen. Prakti-
ka können ein Sprungbrett in den Job sein. Wer
Praktika gemacht hat, weiß besser, welcher Beruf
infrage kommt, kann sich gezielter bewerben und in
der Bewerbung mit bereits gewonnenen Erfahrun-
gen punkten.

Kurzum: Kämen wir diesem Antrag nach, gäbe es
in der Folge deutlich weniger Praktikumsplätze,
und der Einstieg in die Berufswelt würde erschwert.
Das kann nicht unser Interesse sein, und schon gar
nicht das von Schülern und Studierenden.

Dafür, wie ein Praktikum abzulaufen hat, gibt es in
Schleswig-Holstein aktuelle und faire Standards,
gute Standards. Ihren Antrag braucht es dafür nicht!
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Anlage
Namentliche Abstimmung

144. Sitzung am 23. März 2017
Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des Kita-Geldes

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/4814 (neu)

(Seite 12192 des Plenarprotokolls)

Name Abstimmung Name Abstimmung

CDU
Hans-Jörn Arp Ja
Dr. Axel Bernstein Ja
Johannes Callsen Ja
Astrid Damerow Ja
Volker Dornquast Ja
Heike Franzen Ja
Hauke Göttsch Ja
Daniel Günther Ja
Hartmut Hamerich Ja
Karsten Jasper Ja
Klaus Jensen Ja
Tobias Koch Ja
Peter Lehnert Ja
Jens-Christian Magnussen Ja
Hans Hinrich Neve Ja
Petra Nicolaisen Ja
Barbara Ostmeier Ja
Katja Rathje-Hoffmann Ja
Heiner Rickers Ja
Klaus Schlie Ja
Peter Sönnichsen Ja
Rainer Wiegard Ja

SPD
Torsten Albig Abwesend
Wolfgang Baasch Nein
Dr. Kai Dolgner Nein
Peter Eichstädt Nein
Kirsten Eickhoff-Weber Nein
Martin Habersaat Nein
Bernd Heinemann Nein
Birgit Herdejürgen Nein
Thomas Hölck Nein
Stefan Bolln Nein
Serpil Midyatli Nein
Birte Pauls Nein
Tobias von Pein Nein
Regina Poersch Nein
Beate Raudies Nein
Sandra Redmann Nein
Thomas Rother Nein
Katrin Fedrowitz Nein
Dr. Ralf Stegner Nein
Kai Vogel Nein

Jürgen Weber Nein
Johanna Skalski Nein

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Rasmus Andresen Nein
Dr. Marret Bohn Nein
Anke Erdmann Nein
Marlies Fritzen Nein
Eka von Kalben Nein
Detlef Matthiessen Nein
Burkhard Peters Nein
Ines Strehlau Nein
Dr. Andreas Tietze Nein
Bernd Voß Nein

FDP
Dr. Heiner Garg Nein
Anita Klahn Nein
Dr. Ekkehard Klug Nein
Wolfgang Kubicki Nein
Oliver Kumbartzky Nein
Christopher Vogt Nein

PIRATEN
Angelika Beer Abwesend
Dr. Patrick Breyer Nein
Wolfgang Dudda Nein
Uli König Nein
Sven Krumbeck Abwesend
Torge Schmidt Nein

SSW
Lars Harms Nein
Flemming Meyer Nein
Jette Waldinger-Thiering Nein

Zusammenstellung:
Abgegebene Stimmen 66
davon

Jastimmen 22
Neinstimmen 44
Enthaltungen -
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